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Berechnung der Zinfen bei der Ordinations: 
Summe. 
(Stred gegen Geiger.) 


Nach klarer Vorſchrift der neuen Prozeß -Ordnung 
$. 1174. 2. koͤnnen geforderte Zinſen mit in die Berechnung 
der Ordinationg » Summe aufgenommen werden. — Allein 
ed verhielt fih in dem zu entfcheidenden Falle mit diefen 
Zinfen folgendermaßen. — Die eingeflagte Forderung betrug 
492 fl., es war auch auf die Verzugszinfen mitgeklagt, ber 
Richter erfter Inftanz hatte aber nicht darauf erkannt, der 
Kläger fich nicht nur dabei beruhigt, fondern auch feine Zus 
friebenheit mit dem Amtsbeſcheide erflärt. Als nun bie 
Sache in die dritte Inftanz fam, wollte Ober» Appellant, 
um das Dafeyn der Summe nachzuweiſen, Die Verzugszin⸗ 
ſen mit einrechnen. Es ward ihm dieſes jedoch nicht ge⸗ 
ſtattet, in Erwaͤhnung folgender Gruͤnde: 

1. Es ſey zwar um Verzugszinſen in der Klage gebe⸗ 
ten, allein von dem Richter erſter Inſtanz auf keinen Zins 
erkannt worden, und ſomit erſcheine die klaͤgeriſche Zinsfor— 
derung als abgeſprochen; zumal da Klaͤger bei Publication 
des Beſcheides ſich damit zufrieden erklaͤrt habe. 

2. Der Kläger habe ſich an die vom Beklagten ergrif— 
fene Appellation nicht angefchloffen, ſondern vielmehr in 
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feiner Appellations-Einrede gebeten, den amtlichen Beſcheid 
lediglich zu beſtaͤtigen. Auch in der Oberappellations-Be— 
ſchwerdeſchrift babe er feine Bitte nicht auf Die ———— 
von Zinſen geſtellt. Daher denn 

3. Die Sache in Betreff des Zinſes als techtotrafti 
entſchieden ſich darſtelle. 

4. Daraus folge, daß auch die Zinſen zum Behuf der 
Berechnung der Oberappellations- Summe nicht mehr vom 
Oberappellanten in Anfchlag gebracht werden koͤnnten, daher 

5. Das ergriffene Rechtsmittel, da die Forderung nur 
492 fl. betrage, unzuläßig fey. 


Um dem dritten Nechtözuge Eingang zu verfchaffen, 
ward fi) von dem Anwalte noch weiter auf das Einfüh- 
rungs-Edict zur neuen Prozeß-Ordnung. Art. 3. berufen, 
und es wollte daraus argumentirt werden: daß die Vor— 
fchriften des alten Prozeßrechts oder der frübern DO. G. Orbd- 
nung in Betreff der Ordinations-Summe bei dem Rechts— 
mittel der NRevifion noch Anwendung finden. 

Nach dieſem Art. follte nämlich die neue Prozeß-Ordnung 
nur binfichtlich des Verfahrens bei denen nad) dem ten 
Mai 1832. in neuen Inſtanzen anbängig werdenden Pro- 
zeffen eintreten, und daher glaubte der Anwalt, daß das 
Dajeyn der Summe zur Reviſion, bei folchen alten Sachen 
für den dritten Rechtszug gemüge. 

Diefes Argument ward vom Oberbofgerichte gleichfalls 
verworfen: indem dieſe Behauptung ſich durch Art. 1. des 
gedachten Einfuͤhrungs-Edietes widerlege, welcher ausdruͤck— 
lich ſage, daß die neue Prozeß-Ordnung — d. h. im 
Ganzen und mit allen ihren Vorſchriften — mit dem 1ten 
Mai 1832. in Wirffamfeit trete, und indem ferner 
der richtige Sinn des Art. 3. erwähnten Edicts, in Ver: 
bindung mit Art. 1. und 2. ohne Zweifel der fey, daß in 


re 


jeder weitern Inſtanz, in welche Ältere, vor dem 1ten Mai 
1832. anhängig gewordene Rechtsftreitigfeiten gelangen, alle 
Vorfchriften der neuen Prozeß-Ordnung einzuhalten und zu 
beobachten wären, und fonah nur diefe Prozef-Ordnung 
noch anzumwenden fey, mit der alleinigen Ausnahme riücficht: 
lich des Vortrags von Thatfachen und Beweismitteln, wo— 
zu die Partbieen nad den früheren Prozeßnormen- berechtigt 
waren. — Wobei zugleih — fo beißt es in den ‚Entfchei: 
dungsgründen — noc in Betracht fomme, das der Auß- 
druck „Verfahren“ im 3. Art. des Einführungs-Edictes, 
in feinem Falle die Auslegung zulaffen würde, welche die 
Dberappellantifche Befchwerdefchrift denfelben zw geben fuche, 
weil, wenn der Art. 3. vorfchreibe, daß in der weitern In— 
ſtanz, in welche ältere vor dem 1. Mai 1832. anhängig 
gewordene NRechtsftreitigfeiten gelangen, das in Der neuen 
Procegordnung vorgefchriebene Verfahren eintreten fol, da= 
mit fein proceßualifches Verfahren mebr beſtehen Fönne, 
welches unferer neuen Proceßordnung nicht angemeffen und 
mit diefer nicht vereinbarlich ift, alfo auch das ganz befon- 
bere Revifionsverfahren der alten Proceßordnung nicht mehr 
fortbeftehen Fünne. 

Fällt aber das ganze Nevifionsverfahren, fo muß aud) 
die Nevifion aufhören ein anwendbares Rechtsmittel zu 
feyn, und it diefes der Fall, fo kann von ben einzelnen 
Beitimmungen der Altern Procefordnung in Bezug auf das 
Nechtsmittel der Nevifion und von der Anwendbarkeit diefer 
einzelnen Beftimmungen neben unferer neuen Proceßordnung 
Feine Rebe mehr werden, mithin auch nicht von der Altern 
Beftimmung in Betreff der Revifionsfumme. 
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Anwendung des neuen Procefrehts auf Ehe 
fheidungsfälle. 
(Sieglin gegen feine Ehefrau.) 


Die Anficht des hoͤchſten Gerichtshofes über diefen Gegen: 
fand ward von der Mehrheit des Collegii ganz fo ausges 
fprochen, wie das Meersburger Hofgericht fie in den 
Annalen der Großherzoglich Badiſchen Gerichte, 1ter Jahrg. 
Nr. 12. ©. 76., aufgeftellt bat. 

Die Veranlaffung zu einer Plenar > Deliberation darüber 
gab die beim Hofgerichte des Oberrheins entjchiedene, oben 
angeführte Ehefcheidungsfache. 

Es erklärten fihb fünf Stimmen des Oberhofgerichts 
für das Verfahren nach dem Altern, vier andere Votans 
ten aber für dasjenige nach dem neuen Procefrechte. 

Da diefe Abftimmung eine auffallende Verfchiedenheit in 
der Gollegial:Anfiht ergab, und man vorausfeßte, daß bie 
Behandlung ber Eheicheidungsproceffe vielleicht auch bei den 
übrigen Gerichtshöfen vwerfchieden angefehen werden koͤnne, 
fo veranlaßte diefes die Vorlage ber Abjtimmung u. f. w. 
an Großh. Zuftiz » Minifterium. 

Es ward die bortfeitige Anficht durch Befchluß vom 
30. October 1832. dem Oberhofgerichte dahin mitgetheilt : 

1) Die neue Proceßordnung muͤſſe entweder gänzlic) 
oder gar nicht auf Ehefcheidungs-Proceffe anwendbar feyn ; 
zu einer theilweifen Anordnung, die z. B. in erfter Inſtanz 
das alte Verfahren belaffe, und in appellatorio das neue 
annehme, finde man feinen ‚zureichenden Grund, 

2) Da die Ehefcheidungsproceffe nach dem frühern Rechte, 
niht nad den Regeln des bürgerlichen Verfahrens verhan⸗ 
delt worden, fo würde es einer befondern gefeglichen Be- 
fimmung bedurft haben, wenn fie jest nach diefen Regeln 
behandelt werden follten. 


—— 


Da dieſes mit der Abſtimmung der Mehrheit des ober⸗ 
hofgerichtlichen Collegii übereinftimme, fo werde die Erledi— 
gung der anhängigen Sache, da ohnehin der Gegenftand 
ber Anfrage nur die Form betreffe, ohne Aufenthalt erfolgen 
fönnen. 

Die dem Oberhofgerichte übergebene fobenannte Appel: 
Iationsbefhwerbe ward, zufolge dieſes Erlaffes, dem Frei- 
burger Hofgerichte zugefendet, um die weitern Recursver⸗ 
bandlungen pflegen zu laffen und die Sache zur oberhof- 
gerichtlichen Entſcheidung wieder vorzulegen. 

Uebrigend bat Großh. Yuftizminifterium die oberhofge- 
richtlichen Gutachten der Großh. Geſetz⸗Commiſſion mitgetheilt, 
um die Aeußerung derjelben gleichfalls einzuziehen, und dem 
DOberhofgeriht von der erhaltenen Antwort Nachricht zu 
geben. 





Einrehnung der Proceßfoften in die Ober: 
Appellations- Summe. 


( Domänen = Verwaltung Heiteröheim gegen die Gemeinde 
Griedheim.) 


Es fam in diefer Sache, fo wie in einigen andern, der 
Verſuch der Advocaten, dem $. 1174. der neuen Proceß— 
ordnung eine Ausdehnung auf die Proceßfoften zu geben, 
um die Oberberufungsfumme von 500 fl. herauszubringen, 
zur Sprache. 

In Gemäßheit jenes Paragraphen, Nr. 2., ward diefe 
Berechnungsart nicht zugelaffen, und bei den Haren Worten 
des Geſetzes entftand damals nur ein Zweifel. Diefen 
veranlaßte das Regifter zur Proceforbnung, indem dort 
©. 345. unter der Rubrif „Einrechnung in die Appellatione- 
Summe’’ auf den 9.1174. Nr. 2. zuruͤckgewieſen ift. Wenn 
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man nun gleich an dieſer Stelle vergeblich nach einer Be: 
ftimmung über die Einrechnung der Proceßfoften fuchen 
würde, da dieſelbe lediglich auf die Zinfen und Früchte be— 
fchränft ift, fo wußte man fich doch nicht volffommen diefe 
Abweichung des Negifterd vom Terte zu erflären, zumal da 
man augenblictich den Grund nicht auffinden fonnte, warum 
die Proceßkoſten nicht in den Schaden, welchen die appelli- 
rende Parthie durdy den Spruch des Unterrichters erleidet, 
eingerechnet werden ſollten. 

Doch ward dieſer Zweifel nur von einer geringen Mi: 
norität erhoben, die Mehrzahl blieb bei den Worten des 
Tertes ſtehen, und glaubte, daß die betreffende Stelle viel: 
leicht aus Ueberſehen in das Regiſter eingefloffen fen. 


Bem Wenn Herr Geh. Rath v. Weiler in feinen 
„Motiven zum Entwurfe der Procefordnung‘ $. 1179. 
©. 113. fagt: „Die Zinfen und Früchte bis zu der Urtheils— 
„verfündigung kommen in Anfchlag, weil diefe Teicht im 
„Betrage eben fo hoch und höher, als die Hauptfumme fid) 
‚belaufen können, und überhaupt nicht einzufeben iſt, warum 
„dieſe für die Partbie nicht eben fo befchwerend ſeyn follen, 
„als die Hauptſumme“ — fo wird man annehmen muͤſſen, 
daß die Großh. Geſetzgebungs-Commiſſion mit Bedacht die 
Procefkoften von der Einrechnung in die Berufungsfumme 
ausgefchloffen hat, und daß um fo mehr der Richter bei 
dem Texte des Geſetzes ſtehen bleiben muß, ohne ſich durch 
einen Eintrag in das Regiſter irre machen zu laſſen. 

Uebrigens wuͤrde das von Herrn Geh. Rath v. Weiler 
bei den Zinſen und Fruͤchten angegebene Motiv auch wohl 
auf die Proceßkoſten paſſen. Sie werden zwar in den zwei 
untern Inſtanzen nicht leicht oder auch niemals an und fuͤr 
ſich die Ordinations-Summe zur Oberberufung erreichen, 
allein eine betraͤchtliche Ergaͤnzung zu dieſer wuͤrden ſie 
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immerhin ausmachen, ſo gut als Zinſen und Fruͤchte. Der 
eigentliche Grund ihres Ausſchluſſes mag daher zweifelhaft 
bleiben, es wird dennoch der Richter den $. 1174. 2. der 
Procefordnung um fo weniger ausdehnend anwenden dür; 
fen, als ohnehin nach der neuen Gefchäfts - Ordnung im 
Vergleich mit der Altern, den Anwälten nur zu viel Spiel: 
raum gelaffen ift, um große Kleinigfeiten bis in die dritte 
Inſtanz zu bringen, wovon der höchite Gerichtshof ſich täg- 
fih mehr überzeugen muß. 

Sn den Annalen der Großb. Badifchen Gerichte Nr. 15. 
findet fich eine Anfrage über diefen Zweifel, nebit einer Be- 
antwortung der NRedaction. Wenn leßtere ihre Meinung 
auf die Summe der in erfter Inſtanz erwachſenen Koften 
beichränft, fo würden darnach beim Oberhofgerichte nur die 
bereits in den beiden untern Inſtanzen Decretirten Koften 
in Anrechnung zu bringen feyn, welches allerdings die Abficht 
des $. 1174. Abf. 4. — das Regiſter würde wohl nichts: 
entjcheiden koͤnnen — gemwefen zu ſeyn fcheint. Wenigſtens 
würde dadurch der Grund, den man im Gollegio zu dem 
Ausfchluffe der Proceffoften von der Appellationd » Summe 
im Abfchnitt 2. des gedachten Paragraphen darin vermu—⸗ 
thete, daß die Berechnung der Koften ſchwierig, wenigitens 
nicht fofort liquid zu machen feyn dürfte, wegfallen. 

Wenn nun über die Verurtheilung in die Koften regel 
mäßig eine eigene und zwar die letzte Befchwerde aufgeitellt 
zu werben pflegt, fo ift e8 ſchwer zu begreifen, da die neue 
Procef-DOrdn. den $. 128. der O. G. Ordnung in fo weit 
ausdruͤcklich abändert, als fie die Zinfen in die Berechnung 
der Beichwerdefumme aufgenommen wiffen will, warum die 
Koften, von denen gleichfalls der $. 128. redet, jtillfchwei- 
gend von diefer Berechnung ausgenommen feyn follten ; 
wenigftend ließe fich fagen, daß, da die O. G. Ordnung 
durch die nee Pr. Ordnung größtentheild außer Kraft ge 
fett ift, das Verbot des S. 128. jetzt auch wegfallen muͤſſe. 
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Sehr zu wuͤnſchen waͤre es, daß daruͤber eine geſetzliche 
Erläuterung erfolgte, da das Oberhofgericht ſich nun einmal 
bafür erflärt bat, ſich beftimmt an ben Text des Geſetzes 
halten und Feine ausbehnende doctrinelle Interpretation bef- 
felben annehmen zu woHen, 





Berehhnung der Appellationsfatalien in dem 
Falle, wenn die Entfheidungsgründe fpäter 
den Parthieen eröffnet worden find, als die 
richterliche Verfügung. 
(Schloßbürger Gerner und Gonf. gegen Lauer und Gonf.) 


Diefer Gegenftand Fam beim Oberhofgericht zur Frage, 
als das Amt feine Verfügung zwar am 29. Mai 1832. dem 
Beflagten zugeftellt, die Entfcheidungsgründe ihm aber erft 
am 25. uni deffelben Jahres eröffnet hatte. 

Da die zweite Inſtanz die Legalfrift vom Zuftellungs: 
tage des Amtsbefcheides an gerechnet, und die Berufung als 
defert zuruͤckgewieſen hatte, fo ward dieſe Berechnung unter 
mehreren andern beim Oberhofgerichte ald Beſchwerde auf- 
geführt. 

Sn Gemäßbeit des $. 385. der neuen Proceßordnung, 
welcher verordnet: 

„Zugleich mit der Berfündigung des Urtheils müffen 
„den Parthieen die Entjcheidungsgründe befannt ges 
„macht werben,’ 
ward die Eröffnung der Verfügung vom 21. Mai 1832., 
für den Zwed des Laufe der Appellations⸗Nothfriſten, erſt 
vom 25. Juni deſſelben Jahres ald vollftändig geſchehen be- 
trachtet, und der Lauf diefer Friften erjt von dieſem Tage 
an berechnet. — Unter Aufhebung der hofgerichtlichen Ver: 
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fuͤgungen gingen daher die Acten an die zweite Inſtanz zu: 
rüf, um weitere Verhandlungen zu pflegen und über bie 
Appellation zu entfcheiden. 


Bemerf. Es ereignete fi) beim Oberhofgerichte der 
anfcheinende Widerſpruch, daß in der nämlichen öffentlichen 
Sigung, in welcher binfichtlich der obigen Sache die Tren- 
ming der Publication des Erfenntniffes von feinen Entjchei- 
dungsgründen für geſetzwidrig erffärt ward, die Entfcheis 
dungsgründe zu einem Urtheile publicirt wurden, welches 
den Parthieen in der vorhergehenden Sffentlichen Sitzung 
eröffnet ward, weil es damals an Zeit fehlte, die erftern zu 
entwerfen. Dieſes UWeberfehen fonnte jedoch bei einem Er- 
fenntniffe dritter Inftanz, wo Feine Berechnung der Fatalien 
eines weitern Rechtszuges mehr in Frage fommen konnte, 
von feiner Erheblichfeit ſeyn. 





DBerehnung der Oberappellationg = Summe 
bei den Sterbfällen und ähnlichen 
Grundlaſten. 

— Berlichingen gegen Fahrbachs Erben u.f. w.) 


Eine Gutsherrfchaft hatte gegen zehn ihrer Gutsunter: 
thanen den Sterbfall einzeln eingeflagt. Das Klagobject 
an fih war nur gering, fo baß, als die Sache in die dritte 
Inftanz kam, die Magende Grundherrfchaft das Dafeyn der 
Ordinationsſumme nachzumeifen hatte. Es waren aber Die 
Verhältnifie ſaͤmmtlicher Beklagten in fo weit nicht durch 
aus gleich, als bei einigen der Werth ihres Guted jene 
Sunme bei weitem überftieg, bei andern dagegen dieſelbe 
bei weiten nicht erreichte. 
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Das Oberhofgericht ließ die ſaͤmmtlichen Beklagten in 
dritter Inſtanz zu, und zwar | 

A. bei denen, deren Güter über 500 fl. geihägt waren, 
weil 1) die Entfcheidung auf den ganzen Umfang derjenigen 
Güter, welche Faftnachtshühner zahlten, von beftimmtem 
Einfluffe jey. M Diefem allgemeinen Grunde träte noch ber 
befondere binzu, daß die auf den Gütern ruhende Laſt 
eines Sterbfalls, zu Folge des $. 1174. Nr. 3. des neuen 
Nr. Rechts, nach dem Berhältniffe von Grunddienftbarfeiten, 
und feineswegs nach denen von jährlich regelmäßig zu ent- 
rihtenden Abgaben zu beurtbeilen fey, wovon Wr. 6. jenes 
Paragraphen fpreche. Daß daher die Verordnung über den 
Abfauf der Zinfen und Gülten vom 5. October 1820., Die 
ohnehin feine weitere Beziehung zu baben fcheine, als für 
Diejenigen, welche eine Ablöfung vorzunehmen gefonnen 
fegen, zum Maasftabe zu dienen, auf das vorliegende Nechts- 
verhältniß Feine Anwendung finde. Daß vielmehr die von 
den Gütern zu entrichtende Sterbfallsabgabe, in Gemäßbeit 
des $. 1174. Nr. 3. der neuen Pr. Ordnung ald eine ewige 
Laft zu betrachten fey. 3) Die Gutsantheile, auf welden 
diefe Laſt ruhe, wären bei weiten hoͤher, als die Ordina— 
tionsfumme tarirt, und die Einwendungen gegen diefe Tara- 
tion ſeyen grundlos. 

B. Bei den Beklagten, deren Guͤterwerth nicht auf 500 fl. 
gefhätt war, fiel zwar der Ießte Entfcheidungsgrund weg ; 
ftatt deifen aber ward folgendes Moment in Betracht gezo— 
gen: Hier fchlage der generelle Grund an, daß der Streit: 
gegenftand eigentlich das ewige untheilbare Sterbfallsrecht, 
nicht nur von der einzelnen Beklagten Gutsantheilen, fonz 
dern von dem ganzen Umfange alle jene Güter umfafle, 
bei welchen ſich das charafteriftifche Merkmal der Sterbfalls- 
pflichtigfeit, die Verbindlichkeit, ein Faſtnachtshuhn vom Be: 
fie des Haufes zu entrichten, vorfinde, indem ein Erfennt: 
niß über die Befreiung von dem Sterbfalle ruͤckſichtlich eines 
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einzelnen Guttheils, nicht nur auf das ganze Gut, fondern 
auch auf den ganzen Umfang derartiger Güter, von ent- 
fcheidender Einwirkung jey. 


Bemerfung. Früher, unter dem alten Prozefrechte, 
war dieſer legte Sat, naͤmlich die Frage: ob die Wirfung 
einer folhen Entfcheidung auf Fünftige gleiche Fälle, bei 
Berechnung der Orbinationg: Summen in Anfchlag zu brin⸗ 
gen ſey? — im Collegio ſehr beftritten; es finden ſich 
darüber widerfprechende Erfenntniffe vor, je nachdem Die 
Majorität des Senates aus Mitgliedern beftand, welche ſich 
zu der einen oder der andern Meinung binneigten. — Auf 
jeden Fall, wenn das Intereſſe für die mögliche Zufunft 
mit in Anfchlag gebracht werden fol, würde ed doch gewiß 
ratbfam ſeyn, das Princip dahin zu befchränfen, wenn die 
Freiheit von einer Grundlaft aus einem allgemeinen Titel 
hergeleitet werden will, nad welchem die Befreiung einer 
ganzen Klaffe von Pflichtigen zuftehen würde, die in naͤm⸗ 
lichen Berbältniffen zu ihrem Grundberrn find; wenn aber 
die angejprochene Freiheit auf einem fpeciellen Titel, z. B. 
auf Kauf oder Vertrag, berubet; fo trifft der Entfcheis 
dungsgrund micht zu. Im letztern Falle würden Fünftige 
gleiche Verhältiniffe, die zwar möglich, aber nicht im Voraus 
anzunehmen find, auf die Berechnung der Ordinations⸗ 
Summe feinen Einfluß baben dürfen, fondern diefe fih um 
jo mehr auf den Betrag ber einzelnen freitigen Forderung 
bejchränfen muͤſſen, als Präjudicien, nad unferer Gerichte- 
Berfafjung, feinen fünftigen Nachtheil für Dritte drohen. 


ai. Ar 


Zulaͤſſigkeit einer Superrevifion nah dem 
neuen Prozeßrechte. 
(Gunders heim gegen Fräulein Marianne von Göler,) 


Die fpecielle Frage: ob gegen ein nad dem Iten Mai 
1832, publicirtes, obgleich früher ſchon gefälltes zweitinftanz- 
liche Urtheil, noch eine. Superrevifion ftatt finde? — 
Siehe den 7. Theil der oberhofgerichtl. Jahrbücher S. 293. 
folg. — veranlaßte eine weitere Discuffion über die Zus 
Iäßigfeit der Superreviſionen nach der neuen Prozeß- Orb» 
nung überhaupt. | 

In der rubrieirten Sache hatte fidy nämlich der Super: 
rebibent gegen ben vom Oberhofgerichte verfügten Abfchlag 
biefes Rechtsmittels an Großh. Zuftizminifterium gewendet. 
Es gab diefes die Veranlaffung zu folgendem Erlaß der 
gedachten hoben Behörde: | | 

„Man fehe gutächtlicher Aeufferung darüber entgegen, 
„ob e8 nicht zweckmaͤßig ſey, eine hoͤchſte Beftimmung in 
„Antrag zu bringen, wonach alle in zweiter Inſtanz bei dem 
„Großh. Oberhofgerichte zur Enticheidung Fommende ältere 
„Saden, da nunmehr fein dritter Rechtszug mehr ftatt 
„finde, fo zu behandeln feyen, wie Ältere Sachen, die im 
„dritten Rechtszuge bafelbft anhängig find, und worin zwei 
„conforme Urtbeile in dritter Inſtanz entfchieden werben 
„ſoll. | 

„Diejenige Parthie, welche ſich in einer ſolchen Sache 
„mit einem Urtbeile zweiter Inſtanz ald letzterm begnügen 
„muß, fcheint mit Billigfeit auf die nämlichen ſchuͤtzenden 
„Formen Anſpruch machen zu koͤnnen, welche jener, die 
„zwei conforme Urtheile für fi) bat, gewährt find, dage⸗ 
„gen Tann fie auf der andern Seite nicht mehr anfprechen, 
„als was demjenigen gewährt wird, ber zwei conforme Ur⸗ 
„theile für fich bat. Sie kann nämlich fagen, daß fie fich 
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„in einer günftigern Lage befinde, ald der welcher von zwei 
„‚Urtheilen eined gegen ſich und eines für ſich habe, auch 
„die Vermuthung dafür fireite, daß fie das nämlich Urtheil 
„wuͤrde für fi gehabt haben, wenn ein foldyes wäre ges 
„fallt worden.’ 

„Srößere Garantie, als für ein in dritter Inftanz in 
„bemerktem Falle zu fällendes Urtheil feftgefebt ift, kann 
„ſie darum nicht verlangen, weil der Vermuthung doch 
„micht mehr Begünftigung gewährt werden kann, als ber 
„Gewißheit.“ 

Dieſe Anfrage begutachtete das oberhofgerichtliche Ple⸗ 
num durch Majoritaͤt dahin: „es ſey im vorliegenden Falle 
„and in andern dergleichen Fällen, wo ein aͤlterer Senat“ 
Cein nad der alten Gerichtsordnung conftituirter Senat) 
‚‚eeformatorifch erfannt habe, das Rechtsmittel der Superre- 
„viſion noch beizubehalten.’ Dagegen erachtete die Mino⸗ 
rität, daß das Gefeß, nämlich der Art. 3. des Einführungs- 
Edictes, fi Har ausfpreche, demnach mit einer Interpre⸗ 
tation feine Abhülfe gefchehen koͤnne, und die Erlaflung 
einer proviforifchen Abänderung des Gefeged mit zu vielen 
Inconvenienzen verbunden ſeyn würde. 

Dem Großh. Suftisminifterium ward dieſe Collegial⸗ 
Anſicht mit dem geziemenden Bemerken vorgelegt: daß dem 
Großh. Staatsminiſterium von dortſeits zu überlaſſen ſeyn 
werde, die Art und Weiſe in Vorſchlag zu bringen, wie die 
Interpretation oder Abaͤnderung des befragten Art. des 
Einfuͤhrungs⸗Edictes zur neuen Prozeß⸗-Ordnung zu bewir⸗ 
ken ſeyn duͤrfte. 

Das Großh. Staatsminiſterium erklaͤrte jedoch: „man 
„koͤnne ſich nicht bewogen finden, bei Sr. Koͤnigl. Hoheit 
„auf Erlaffung einer tranfitorifchen Verordnung anzutragen, 
„halte vielmehr dafür, daß das DOberhofgericht felbft, in 
„eintretenden Falle, das. Geeignete zu verfügen habe.’ 
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- Bemert. AI fpäter der Anwalt. des Klägers beim 
Oberhofgerichte um eine authentifche Interpretation Dee 
$. 2. des Einführungs-Ediets nachſuchte, ward ihm eröffnet, 
daß das von ihm angebrachte Geſuch um authentiſche In⸗ 
terpretation des Einführungs-Ebdictd zur neuen Prozeß⸗Ord⸗ 
nung, als zu diesfeitiger Gompetenz nicht gehörig abgefchla- 
gen werde, es übrigens in dem. fpeciellen Falle bei den 
Oberh. Befchluffe, wornach eine Superrevifton nicht Platz 
greife, fein Bewenden behalte. 

Eben fo warb die angezeigte Superrevifion in einem 
andern Rechtsftreite, ‘der unter der alten Prozeß - Ordnung 
ausgehandelt war, zurüdgemiefen. 





Amortifation von Schuldurfunden. 
(Fuͤtſt v. Diekenpeim gegen Graf Leiningen = Billig- 
heimiſche Maffe.) 


Theils nach altem, theils nah dem neuen Proceßverfahren. 


"Auf die Anzeige der Gräfl. Leiningenſchen Debit-Gommiffion, 
daß eine vom Hrn. Fürft v. Bregenheim dem Hr. Grafen 
Garl von Leiningen -Billigheim cedirte Schuldurkunde nicht 
aufgefunden werden könne, und auf die Bitte: die über 
diefe Forderung allenfalls nody eriftirende Urkunde für uns 
fräftig und erlofchen erflären zu wollen — Be das 
Dherhofgericht die Debit-Commiffton: | 

„durch eine üffentlihe Vorladung jeden der etwaigen 
„Inhaber der in Verftoß gerathenen Original-Schuld-Urfunde 
„aufzufordern, feine ihm namentlich zuftehenden Rechte in 
„einem ihm zu beftimmenden Termin unter dem Rechtsnad- 
‚teile geltend zu machen, daß fonjt jene Urfunde 
„für amortifirt werde erflärt werden.‘ 
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Da ſich auf die oͤffentliche Vorladung Niemand meldete, 
fo ward gebeten, die Schuldurfunde für unfräftig und ers 
lofchen zu erflären. 

Dad Oberbofgericht fand jedoch Bedenken, das früher 
angedrobte Präjudiz zu realifiren, fondern verfügte viels 
‚mehr : 

„Unter Aufbebung bed in ber frühern. oberhofs 
‚gerichtlichen Verfügung ausgedruͤckten, und dem gemäß in 
„der öffentlichen Aufforderung angedrohten Präjubized wird 
„zu erfennen gegeben, daß es an ber gefchebenen öffentlichen 
„Aufforderung derer, weldye an bie befragte Forderung und 
„die darüber ausgeftellte Schuldurfunde allenfalls noch Ans 
„Sprüche zu haben glauben — einftweilen zu genügen haben, 
„dem weitern Begehren aber, bie genannte Urkunde für 
„unträftig und erlofchen zu erklären, nicht ftatt gegeben 
„werden koͤnne.“ 

Gründe zu diefer Berfügung: 4) Der $. 780. 
ber neuen Pr. Ordnung fey auf diefen Fall nicht anwend⸗ 
bar, da er zur Zeit der öffentlichen Aufforderung noch Feine 
Gefeteöfraft gehabt. 2) Das früher angedrohte Präjubdiz 
fey jedoch nicht in der Ordnung, nach der Belehrung bes 
Großh. Juſtiz-Miniſteriums vom 27. Nov. 1877. (Vergl. 
Oberhofgerichtl. Jahrbücher Th. 5. ©. 367.) 3 Die in 
diefer Belehrung entwidelten Grundfäge wären dem Geifte 
der Badifchen Gefepgebung vollfommen entiprechend. Denn 
der Befiß einer Schuldurfunde gewähre für ſich allein noch 
nicht den Beſitz bed Forderungsrechtes, fondern dazu fey, 
neben der Rechtsübertragung, insbefondere nad) L. R. Satz 
:1690., noch die feierliche Befanntmachung an den Schuldner 
erforderlid. Daher koͤnne diefer, wenn die Schuldurfunde 
in Berftoß gerathen fey, nie in Gefahr fommen, doppelte 
Zahlung leiſten zu müffen, wenn vielleicht fpäter der Befiger 
ber Schulburfunde gegen ihn aufträte; einer Amortifation 


ſolcher Urfunden bedürfe es alfo überall nicht. — Sollten 
| 2 
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aber mehrere Theilhaber an einer. foldyen Schuldverfihreibung 
vorhanden ſeyn, z. B. bei Erbfchaften oder bei Ganten, fo 
fey diefes doch fein Grund, um alle diejenigen, welche Ans 
fprüche zu haben glaubten, unter dem Präjudiz der Amor: 
tifation, vor Ablauf der Berjährumggzeit, vorzu- 
laden, in einem folchen Falle müffe der Schuldner, ehe er 
zable, fich der nämlichen Vorfichtsmaasregeln bedienen, bie 
er anzuwenden gehabt hätte, wäre bie Urfunde noch vors 
banden gewefen. 


Eine beinahe gleiche Bewandtniß hatte ed mit einer an⸗ 
bern, von dem gedachten Herrn Fürften an die Gräflich 
Leiningifche Debitmaffe cedirten Forderung. Nur, unterfchied 
fie ſich dadurch, daß die Hffentliche Borladung unter Andros 
bung des Präjudized der Amortifation erft erfannt werben 
follte; es trat alfo bier der $. 780. der neuen Pr. Orbnung 
in die Mitte. 

Es ward befchloffen ; daß das Begehren, die allenfalls 
noch eriftirende Schuldurfunde für unfräftig und erlofchen 
erklären zu wollen, nach dem bier anmwendbaren $. 780. ber 
neuen Pr. Ordnung als unzuläffig erfcheine, und, in Ges 
mäßheit bed allegirten Geſetzes, jebt nur noch eine Sffent- 
fihe Verwarnung gegen ben: Erwerb ber in Verſtoß geras 
then ſeyn follenden Urkunde ftatt finde, 

Gründe diefer Entfheidung: So wie nad 
dem 9 1. und 2, des Einführungs » Edictd zur neuen Pr. 
Ordnung jede vom 1. Mai 1832. an, eingereichte Klage nach 
dem neu = gefeglichen proceſſualiſchen Berfahren behandelt 
werben müffe, eben fo müfle das Gleiche in Abficht eines . 
nad) diefem Zeitpuncte bei dem Richter geftellten Begehreng, 
welches die Einleitung eines richterlichen Verfahrens in Bes 
treff. einer in Verſtoß gerathenen Urfunbe zum Zwede babe, 
gefcheben. 2) Der erwähnte $. 780. ber neuen Pr. Orbn, 
fpreche fich aber ganz beftimmt über diefen Gegenftand ats, 
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dahin, daß eine Öffentliche Vorladung mit dem Präjudiz, 
daß die Urfunde für wirkungsles erfiärt werden folle, nicht 
ſtatt finde, fondern mr eine ffenttiche — gegen den 
Erwerb ſolcher Urkunden. 





— — — ———— 


Wiedereinforderung der bereits remittirten 
untergerichtlichen Acten, auf Anſuchen des 
oberappellantiſchen Theils. 

(Marx gegen Rauch.) 


Die untergerichtlichen Acten waren, weil fein Libell ein— 
gekommen war, durch Die oberhofgerichtliche Kanzlei zuruͤck⸗ 
geſendet. Der oberappellantiſche Anwalt bat um Wieder; 
einforderung derſelben, unter dem Anführen, wie er nicht 
glaube, daß vor diefer Anzeige die 14tägige Frift fchon 
umlaufen geweien, daß aber in feinem Falle die Einführungs- 
frift verftrichen jey. 

Die Bitte um —— der Acten ward abs 
geichlagen, weil erftend nad) $. 1203. der neuen Proceß— 
Ordnung der Appellant das Berfäumte nur dann wieder 
gut machen kann, wenn er binnen der Wieberberftellungsfrift 
von 14 Tagen, von dem Tage an, wo ihm das Dejert- 
erfenntniß eingebändigt worden ift, die Befchwerdefchrift bei 
dem Oberrichter einreiht. Ein Nichtwiffen, ob der Refti- 
tutiond-Termin umlaufen ift, oder nicht, kann hierin Feine 
Nachſicht bewirken, da das Defert:Erfenntniß in der Hand 
des Dberappellanten ſich befindet, er aljo durch deffen Vor— 
lage jedenfalld nachmweifen fann, daß die 14tägige Frift noch 
nicht umlaufen ift. 

2) Weil, wenn der Termin von 14 Tagen bereits ums 
laufen ift, die Neftitution, nach $. 1234. der Pr. Ordnung, 
nur unter Befcheinigunge der dort angegebenen Reftitutiong- 
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gründe nachgeſucht werden kann, womit zugleich die Be- 
fehwerdefchrift übergeben werden muß. 





Nachträge zum DOberappellationslibell werden 
vom Dberhofgerichte nicht geftattet. 


(Maria Victoria» Stiftung zu Offenburg gegen dad Pfand- 
gericht zu Malberg.) 


Es wollte der Anwalt bei Einreihung des Libells fich 
um deßwillen einen Nachtrag vorbehalten, weil die Acten 
noch nicht eingefommen feyen, und er fich daraus erjt in- 
firuiren müffe, ob neben dem bereitd Vorgetragenen noch 
neue Thatfachen und Beweife geltend gemacht werden muͤß— 
ten. — Ein foldhes Gefuh um Einbringung eines Nachtrags 
zum Libell ward aber durch Beichluß vom 1. Februar d. J. 
als unftatthaft verworfen. 


1. 


Entfheidungen unter der Herrfchaft 
des Altern Proceßverfahrens. 


Digitized by Google 


Compenfation von Schuldforderungen. Kann 

eine fchon früher beftandene, aber erft, nach der Bes 

fanntmachung einer durh den Gläubiger bewirkten 

Ceſſion der Hauptforderung an einen Dritten, für liquid 

erfannte Gegenforderung des Schuldners, mit biefer 
Hauptforderung wettgefchlagen werben ? 

(Gr. Forftfidcus gegen Geigerſche Gantmaffe.) 


> 


Die verneinende Beantwortung diefer Frage vertheidigte 
der Gr. Fisend in Bezug auf den Sag 1205. bes N. L. 
Rechts. 

Dabei lagen folgende factifche Verhältuiffe zum Grunde. 
Dberrevifor T. klagte gegen den Ritterwirth G. eine Fors 
derung von 4473 fl. auf mehrere Schuldfcheine ein. Der 
Beklagte erkannte zwar die Nichtigkeit der Forderung an, 
machte aber eine Gegenforderung von 2400 fl., worauf 
rechtskräftig der Beklagte zur Zahlung verurtheilt und 
mit feiner Gegenforderung ad separatam verwieſen ward. 
Unterdeffen mar. gegen Oberrevifor T. eine Unterſuchung 
wegen Dienſt⸗ Receffes eingeleitet und während deren Lauf 
fol er zur Dedung feines Receſſes, feine Forderung an 
Ritterwirth G., dem Gr. Fiscus cedirt haben. Auch der 
Ritterwirth ftarb während der gerichtlichen Verhaudlung 
über feine Gegenforderung, und über das Vermögen Beiber 
ward ber Concurs erfannt. 

In dem in ber Ritterwirtb &.fchen Gantfache ergan⸗ 
genen Ordnungsbeſcheid ward der Gr. Forftfiäcus mit der 
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ihm von Oberrevifor T. cedirten Forderung .in die fünfte 
Ordnung gefegt, davon follte jedoch die Forderung der 
Mafle an Oberrevifor T. in Gemäßheit des vom Landamte 
unter dem 2. April 1829. ertheilten rechtöfräftigen Gantur- 
theils ald Gegenforberung in Abzug gebracht werden. 

Das Hofgericht beftätigte durch Nefcript diefen Ord⸗ 
nungsbefcheid binfichtlich der Forderung des Gr. Forfifiscug, 
und fo fam bie Sache an die dritte Inſtanz. 

Sn den beiden legten Inftanzen ftellte nun der Procus 
rator ded Fiscus den Sat auf: ed träte eine Wettfchla- 
gung nicht ein, wenn bie Forderungen beider Theile zwar 
an fid) richtig feyen, jedoch bie eine Parthie einen Anftand 
gegen bie Schuld erhebe. — Dagegen behauptete der Geg- 
ner, dad Compenſationsrecht werde dadurch nicht geftärt, 
fondern hoͤchſtens nur in fo lange fuspendirt, bis der gegen 
die Liquidität ber einen Forderung erhobene Anſtand bejeis 
tiget ſey. Der Eintritt der Compenfation wäre ex tune, 
nad) der Zeit ber Entftehung der Forderungen zu beurthei: 
Ien, nicht aber nad dem wirklichen Anerfenntniß ober der 
Abläugnung einer unreblichen Parthie. So wäre 8. R. 
Sat 1291. verglichen mit L. R. Sat 1295. zu verfteben, 
wogegen nad) der Auslegung des FiscakProcurators dieſe 
Gefegesftellen nur ein Mittel geben würden, wodurch ber 
unredlihe Schuldner feinen reblihen Gläubiger, der ihm 
auch fchulde, täufhen und um feine Forderung bringen 
koͤnne. 

Die eben erwaͤhnte Behauptung des Fisci-Vertreters 
fand feinen Eingang bei dem hoͤchſten Gerichtshofe, viel- 
mehr beftätigte berfelbe die Erfenntniffe der beiden vorbern 
Snftanzen aus folgenden Gründen: 

41. Forderung und Gegenforderung feyen liquid, erftere 
durch ein frühere, Ießtere durch ein fpäteres richterliches 
Erfenntniß , es träte alfo die Wettſchlagung kraft Geſetzes 
en. L. R. Sat 1290. 1291. 
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2. Wenn demnach die G.ſche Maſſe, wäre fie Eigenthiis 
merin der Forderung an T. geblieben, das Necht zu com: 
penfiren gehabt haben würde, fo fomme ed nur darauf an, 
ob diefe Berbältniffe dadurch geändert feyen, daß T. feine 
Forderung an G. ſchon vor der Liquidation der G. ſchen 
Gegenforderung an den Gr. Fiscus cedirt habe. ? 

3. Die Auslegung, weldye liquidantifcher Fiscus dem 
®. R. Sab 1295. geben wolle, wäre 

a. aus dem MWortlaute bed Geſetzes nicht zu — 
tigen, denn dieſes ſpreche nur von Forderungen, die erſt 
nach der Bekanntmachung der Ceſſion an den Schuldner 
entftänden, aber nicht in dem Zeitpunkte, in welchem fie 
durch Urtheilsſpruch fir richtig erflärt wurden, fondern es 
werde damit nur ihr Nechtsbeftand richterlich anerfannt. 

b. &8 vertrage ſich aber dDiefe Auslegung des Satzes 1295! 
auch nicht mit dem Geifte der Gefeßgebung. Denn fie 
würde dazu führen, daß die Lage bes debitor cessus, bein 
Geffionar gegenüber, fchlimmer werden würbe, als fie diefes 
unter dem urfprünglichen Gläubiger, dem Gedenten, gewe⸗ 
fen wäre, inbem ber debitor cessus dadurch nicht felten 
fein Wettſchlagungsrecht gegen den Geffionar verlieren 
würde. Diefe Auslegung ftünde daher mit dem Grundfage 
des L. R. Satzes 1165., daß Verträge einem Dritten 
feinen Nachtheil bringen dürften, im Widerfpruche. 

Der Grund Zaharid’d im 2. Theile feined Hands 
buches $. 328. für feine entgegen gefegte Meinung, daß 
nad) erfolgter Befanntmahung der Geffion an den Schuld> 
ner, der Gläubiger und Schuldner nicht mehr eine und 
diefelbe Perfon feyen, wäre nicht durchgreifend. Denn bie 
Befanntmahung der Geffion wirfe nad 8. R. Satz 1691. 
nur fo viel, daß der Schuldner von diefem Zeitpunfte an 
nicht mehr an den Gläubiger, fondern nur an deſſen Gef- 
fionar gültigerweife Zahlung leiften koͤnne. Dadurch werde 
dem Grundſatze des Satzes 1165. nicht zu nabe getreten, 
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weil es dem Schuldner gleichguͤltig ſeyn koͤnne, ob er das, 
was er wirklich ſchuldet, an A. oder an B. zu zahlen habe. 
— Eine eigentliche Rechtswandlung im Sinne bes L. R. 
Satzes 1271. Nr. 3. gehe aus der bloßen Bekanntmachung 
nicht hervor, fondern dazu fey eine ausdruͤckliche Erflärung 
des Schuldner, daß er den Geffionar als neuen Gläubiger 
an die Stelle des alten annehme, erforberlih, Ohne eine 
folche Novation werde der Geffionar nicht neuer Glaͤu— 
biger, fonbern blos Rechtsnachfolger des alten, und 
er müfle alle, vor der Bekanntmachung an ben Schuldner, 
fon vorhanden geweſene Einreden gegen ſich gelten laſſen. 


Bemerk Daß viele franzöfifche Rechtslehrer hinſicht⸗ 
lich derjenigen Forderungen, weldye, obwohl von einem äl- 
teren Datum als die Notification der Eeffion, erft fpäter 
compenfabel geworden, anderer Meinung find, bemerkt 
Zachariaͤ felbft: in der Note und zum $. 328. 

Ueber die ‚rechtlichen Wirkungen einer Geffion, Drit- 
teren gegenüber, find zu vergleichen die Annalen ber 
Rechtspflege in Rheinbaiern 1. B. 38 Heft. ©. 194. 
und 2. B. 26 Hft, ©. 128. — Beim Oberhofgerichte wur⸗ 
den, fo viel dem Herausgeber erinnerlich ift, die nämlichen 
Grundfäge angenommen. 





Befugniß des Richters, an der Formel eines 
deferirten Eides etwas zu Ändern. 


(Hirſch gegen von Haber.) 


Die Beantwortung dieſes Gegenſtandes ward nicht aus 
dem gemeinen Rechte, ſondern aus der neuen Geſetzgebung 
hergenommen. | 
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Nach dem erſteren ſo wie nach den 66. 5. md 11. der 
Eidesorduung iſt die Befugniß des Richters zur Abaͤnderung 
des Eides nicht in Zweifel zw ziehen. Wenn es ihm aber 
dort zur Pflicht gemacht wird, zu erſorſchen, ob nicht eine 
oder bie andere Parthie erhebliche andere Beweismittel bes 
fine, ſo faͤllt dieſes nach der Beſtimmung des ER, Sabes 
1361. weg mach welchem eine Gewiſſens⸗-Vertretung durch 
Beweis: nicht mehr zulaͤſſig iſt, ſondern der zugefchobene Eid 
ausgeſchworen oder zuruͤckgeſchoben werben: muß; ber & 5 
den Eidesordnung bat alſo ‚Feine: gefegliche Kraft mehr. 

Die Befugniß ‚des Richters zur Abänderung der: Eides⸗ 
formel wird auf die beiden römifchen Gefeße L. 35. $$. 5. 
nnd 8. D. de jurejur. und L. 12. $. 1. C. de rebus ere- 
ditis gebaut. Auf dieſe ältere Prozeflehre kann es aber 
dermalen nicht mehr ankommen, nach 5.17. des erſten Ein: 
fuͤhrungs⸗Edictes und k. R. Cab 4. h. 

Das einzige noch geltende Geſetz, welches uͤber die rich— 
terliche Thaͤtigkleit bei dem zugeſchobenen Haupteide ſpricht, 
iſt der 9.12. der Eidesordnung. Dieſer erlaubt dem Rich— 
ter unter: andern, den zugeſchobenen Eid nicht zuzulaſſen, 
wenn er uͤber unerhebliche Thatumſtaͤnde deferirt iſt. Der 
Grund zu dieſer richterlichen Befugniß beſteht darin, weil 
durch die Eideszuſchiebung der Streit, mit Umgehung einer 
weitlaͤufigen Beweisfuͤhrung, zu Ende gebracht werben ſoll; 
dieſer Zweck aber durch eine Eideszuſchiebung über unerheb⸗ 
liche Thatſachen nicht erreicht werden kann. 

Dieſer Fall iſt nicht allein da vorhanden, wo der Eid 
über eine Thatſache zugeſchoben wird, welche auf. die Ent: 
ſcheidung Keinen Einfluß bat, fondern aud da, 100 derfelbe 
über eite Thatfache deferirt wird, die nur in Verbindung 
mit andern Thatſachen einen folchen Einfluß baben fann, für 
fih allein aber ganz ohne denfelbensift. 

Da die ganze franzöftfche und fomit auch die badifche 
Geſetzgebung binfichtlich des Haupteides auf einen Vergleiche: 
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Vertrag gebaut iſt, zu deſſen Abſchluß die eine Parthie die 
andere zwingen kann, ſo leidet es keinen Zweifel, daß der 
Richter nur in ſo weit einwirken darf, als es hinſichtlich 
ſeiner Amtsfuͤhrung nothwendig, oder ihm dazu von dem 
Geſetz die Befugniß ausdruͤcklich eingeraͤumt iſt. 

Nothwendig iſt es nun fuͤr den Richter, daß er keine 
Eide uͤber unerhebliche Thatſachen zulaſſe, keineswegs aber 
beſteht fuͤr ihn eine Verbindlichkeit, daß er mangelhafte Ei⸗ 
deszuſchiebungen ergaͤnze. Daß er befugt ſeyn ſollte, in die 
Eidesformel, welche ein von der einen der andern Parthie 
gemachtes Vergleichſs⸗Anerbieten bildet, neue Thatſachen 
aufzunehmen, davon ſagt kein in Baden geltendes Geſetz 
irgend etwas. 

Bemerk. Gegen dieſe Theorie läßt ſich jedoch erinne- 
ren, daß das roͤmiſche Recht, auch nach der Einfuͤhrung 
des neuen Land-Rechts, in der Materie des Prozeſſes noch 
ſubſidiariſche Kraft behalten hat, und daß gerade in das 
Prozeßrecht die controverſe Frage uͤber die Befugniß des 
Richters, einen deferirten Eid abzuaͤndern, gehoͤrt. Der 
Richter duͤrfte demnach fuͤr befugt zu achten ſeyn, einen 
Haupteid, durch den — ſeiner Anſicht nach — der naͤchſte 
Klaggrund nicht vollſtaͤndig bewieſen werben koͤnnte, in feis 
ner Formel zu verbeſſern, zumal, wenn der Deferent mit 
dieſer Verbeſſerung zufrieden iſt. Man koͤnnte ſogar die 
Abaͤnderungen des Richters an dem deferirten Eide aus dem 
Geſichtspunkte eines mit dem Haupteide verbundenen Noth- 
eides betrachten, da durch die Eides⸗Delation immerhin der 
Anſang eines Beweiſes geliefert wird. Die Majoritaͤt des 
Oberhofgerichtes ging auch bei ſeinem Erkenntniſſe von die⸗ 
ſer Anſicht aus. — 


#7 
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J. Competenz der badiſchen Gerichte in einem 
Rechtsſtreite uber die Stammguts-Eigenſchaft, 
wenn ein Theil dieſer Stammguͤter unter 
fremder Landeshoheit gelegen iſt. 
I. Kann eine ſolche Klage ausſchließlich gegen 
den Chef der Familie, oder den zeitigen Beſi— 
Ber des Stammgutes angeftellt, oder muß fie 
zugleich gegen die betheiligten Agnaten 
gerichtet werden? 
(Here Fürft Carl Friedrih von Löwenfteins Freudenberg zu 
Triefenftein gegen Herm Fürften Georg von Loͤwenſtein— 
Freudenberg zu Wertheim.) 


Aus einem weitläufigen, zwifchen diefen beiden Standes- 
berrn geführten Nechtsftreite find die beiden oben erwähnten 
Fragen, melde die Competenz bed Richters betrafen, 
bemerkenswerth. 


L. 

Der Beflagte behauptete die Incompetenz der Badiſchen 
Gerichte, infoweit mehrere der Streitgegenftände im König- 
reich Baiern belegen wären. Klagenderfeit8 warb diefem 
widerfprochen, a) weil der Herr Beflagte fein Domicil 
im Großberzogtbum habe; 5b) wegen ber Gonnerität 
der Sache, da ein großer Theil der Streitobjecte im Badi⸗ 
hen belegen fey. — Zu a) fand man jedoch, daß eine 
Realklage, dem Klagbegehren gemäß, angeitellt fey. Ding⸗ 
liche Klagen aber folgen dem foro rei sitze, welches, nad 
der richtigen Theorie, erclufiv ift, obwohl der gemeine 
Prozeß und felbft die neue Prozeßordnung, eine collec- 
tive Concurrenz deffelben mit dem foro domieilü zuläßt *). 


*) Linde Lehrb. des teutfh. gem. Eivil:Pr. $. 90. Heffter 
Inftit. des rom, und teutſch. Civilproceſſes ©. 143. $. 8. 
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Dieſe Concurrenz kennt jedoch unſer bisheriges Proceßrecht, 
unter welches dieſer Fall zu rechnen iſt, nicht, ſondern das 
forum rei site war bisher excluſiv, ſoweit nicht beſon—⸗ 
dere Gefebe eine Ausnahme machen. — So wie der Herr 
Kläger daher das forum domieilü nicht anfprechen konnte, 
fo wenig fonnte auch zu b) die connexitas causarum das 
Forum da begründen, wo alle und jede Gerichtsbarkeit 
mangelt. Diefes ift aber der Fall bei Sachen in einem 
fremden Staatögebiete. «Judex extra territorium privatus 
est» fagt L. 11. D. de jurisd., und es ſchlaͤgt bier die 
Rechtspardemie an: extra territorium jus dieenti impnne 
non paretur. Wenn fih Appellant zur Bertheidigung fei- 
nes Satzes auf Martins Lehrbuch $. 50. beruft, fo bat 
er ihn offenbar mißverftanden, und die Einrede der man: 
gelnden Gerichtszuftändigfeit, binfichtlid der im Königreiche 
Baiern befindlichen Streitobjecte, ift demnach begründet ; 
das Fünftige Urtbeil kann fich blos auf die im badifchen 
Staatsgebiet gelegenen Streitobjecte beziehen. 


II. 


Als weitere dilatoriſche Einrede war die exeeptio plu- 
rium litis consortium vorgebracht. Es ward nämlich be— 
bauptet, daß die Klage auch gegen die übrigen bei der im 
Streite liegenden Frage betbeiligten Aguaten gerichtet wer- 
den müffe. | 

Man erwog 1) daß bie hier anzumendende Obergerichte- 
orbnung über dieſen Gegenftand fchweige, folglich die Ent- 
fheidung aus den Vorfchriften des gemeinen Rechts genom⸗ 
men werben müfle. Nach dieſem find aber die Proceflehrer 
in ihren Meinungen über die Wirfung ber Einrede meb- 
rerer Streitgenoffen fehr getheilt. Während mehrere, von 
dem Grundſatze ausgehend, daß Niemand zur Klage gezwun⸗ 
gen werben koͤnne, bie Nothwenbigfeit gleichzeitiger Ver: 
handlung unter allen Betheiligten als Folge betrachten, be- 


ur. BE: ee 


fhränfen andere biefe Nothwendigfeit auf untheilbare 
Sachen, und auf den Fall, wenn ein Theilbaber über die 
Sache nicht ohne die Zuftimmung der übrigen bisponiren 
fann *). 

2) Daß bie unterftellte DBetheiligung der Agnaten, im 
gefeglichen Sinne aus dem 5. Kap. bed IT. Buchs 3. Titel 
des neuen Landrechts, wo vom Familieneigentbum oder 
Stammgut gehandelt wird, beurtheilt werden muͤſſe. Daß 
ber Zufab 577. e. e. fage: „Der jeweilige Stammberr bat 
am Stammgute ein ungetheiltes, auch, wenn er allein 
und fein Anderer mit ihm in bas Erbe tritt, ein unge 
theiltes GEigentbum, das aber in feinem Gebrauche 
befhränft und in feinem Genuß belaftet iſt,“ womit die 
Erläuterung Brauer's im 1. Bande S. 488. zu ver: 
gleichen fey. 

3) Daß mithin der Stammberr, wenn er allein in das 
Erbe tritt, völliger Eigenthuͤmer des Stammguted, aber in 
deffen Gebrauche befhränft und im Genuffe belaftet ift. 
Daß fich daher aus unferem Landrechte folgende Rechtes 
wabrbeiten ergeben : 

a) Die Agnaten, welche nicht mit in das Erbe treten, 
haben Fein Miteigentbumsrecht an dem Stammgute, fonbern 
nur ein Dereinftiges Succeffionsrecht. | 

b) Der Stammberr ift zu allen Handlungen befugt, bie 
Ausflüffe des Eigentbums find, in fo weit ihm die Gefeße 
keine Befchränfung hierin auflegen. 

e) Aber auch wo ihn die Gefege befchränfen, ift er nie 
an die Zuftimmung ber Agnaten gebunben.. 

d) Er ift auch alsdann nicht an deren Zuftimmung ober 
Mitwirkung gebunden, wenn es barauf ankommt, Stamm» 





*) Durch ben $. 97. der neuen Pr. Ordnung ift diefe Eontro- 
verfe dahin entfhieden, daß das Gefes der Meinung der 
erſtern Partie beigetreten iſt. 
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gutöberechtigungen entweder Magend zu verfolgen, ober als 
Bellagter zu vertheidigen,, fondern er ift vielmehr allein 
dazu befugt. 

Die Folge diefer Saͤtze mußte Die feyn, baß die excep- 
tio plurium litis consortium verwerflid) erfchien, da dem 
Herrn Bellagten, ſchon vermöge ber beftehenden Primogeni- 
tur, an dem Stammgute feiner Specialstinie gn unge 
theiltes, — an dem mit ber Linie bed Herrn Klägers 
gemeinfchaftlihen Stammgute aber ein ungertheiltes 
Eigenthum zuftand; . folglich die Klage nur gegen ihn, ber 
allein berufen war, das Stammgut zu vertheidigen, ange⸗ 
ftellt werben fonnte. 

4) Daß jedoch auch von der Theorie ausgehend: daß 
bei untheilbaren Sachen die Einrede mehrerer Litis⸗Conſor⸗ 
ten allerdings beobachtet werden müffe, dennoch die Bes 
bauptung, daß es fich bier von feiner untheilbaren Sache 
handle, durchaus ungegründet erfcheine. Ä 

Zwar feyen Stammgüter ohne Zweifel theilbar (jo weit 
nicht etwa Primogenitur oder Majorate dazwiſchen träten), 
die Stammgutd »Eigenfchaft aber wäre untheilbar ; und fo 
fönne es in einem Proceffe, wo über die Frage geftritten 
werde, ob das Streitobject Stammgut fey oder nicht, auf 
diefe Behauptung nicht weiter anfommen. 


Bemerf, Nur mit einigen Worten iſt die Lage des 
- dermaligen Proceffed zu erläutern, vorzüglich zum beffern 
Berftändniß der Einrede der mehreren Streitgenoſſen. — 
Die ehemals gräfliche, jetzt fürftliche Linie des Hauſes 
Löwenfteins Wertheim, jegt Lömwenftein- Wert 
heim⸗Freudenbergiſche Linie hat fich vorlängft in die 
Specialstinien der Carl'ſchen und Vollrath'ſchen getbeilt. 
Die Chefs diefer Kinien fhloffen unter Beiziehung ihrer Ag- 
naten im Sabre 1811. einen Vertrag, worin feſtgeſetzt ward, 
daß die ihnen für den Verluſt der überrheinifchen Grafſchaft 
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Virneburg angewieſene Entſchaͤdigung ohne alle Ausnahme 
als Stammgut beider Linien beſtimmt und angeſehen werden 
ſolle. 

Es trat nun im Jahr 1830. der Herr Fuͤrſt Carl 
Friedrich von Loͤwenſtein⸗-Freudenberg zu Triefenſtein gegen 
den Herrn Fuͤrſten koͤwenſtein⸗Freudenberg zu Wertheim mit 
einer Klage auf, worin die Unguͤltigkeit des Vertrags von 
1811. behauptet, im Falle aber damit nicht ausgelangt 
werden koͤnnte, ſich auf die frühere Stammguts⸗Eigenſchaft 
der Grafſchaft Virneburg, welche auf die Entſchaͤdigungs— 
Gegenſtaͤnde uͤbergegangen ſey, bezogen ward. — Dabei 
kam jene dilatoriſche Einrede der mehreren Streitgenoſſen 
zur Sprache, indem die Klage allein gegen den Herrn Fürs 
ſten Georg von LöwenfteinsFreudenberg gerichtet war, und 
der Herr Beflagte behauptete, daß fie zugleich auch gegen 
die übrigen, bei dem Streite über: die Stammguts- Eigen- 
ſchaft betheiligten Agmaten, namentlich gegen den Bruder 
des Herrn Fürften, Wilhelm, und gegen feinen Sohn, den, 
Herrn Erbprin;zen Adolph, hätte gerichtet werden muͤſſen. 





Erbanfälle des Dermögens der Vermißten 
und Verſchollenen, nah & R. Satz 136. 
(Bofefer gegen Boſeker.) 


Es war die Mutter der B.⸗ſchen Kinder mit Erban— 
ſpruͤchen an die Verlaſſenſchaft ihrer Großaͤltern, der Rent: 
amtmann B.sfchen Eheleute, aufgetreten, welche fie durch 
die Thatfache begründen wollte, daß der Vater Louis B. 
längft vor dem Ableben des Großvaterd feine Frau und 
Kinder bösliher Weife verlaflen babe, nach Amerifa 
ausgewandert und ed ungewiß fey, ob er zur Todeszeit feis 
ned Vaters, in welcher Zeit auch der Nachlaß feiner Mutter 
eröffnet worden, noch am Leben gewefen. — Der Rechts— 
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grund für biefe Erbanfprüce wollte aus dem 8. R. Sat 
136. „Wird eine Erbfchaft erledigt, wozu Jemand berufen 
‚it, deffen Dafeyn niht anerfanntift, fo fällt 
„der Nachlaß indeſſen ausfchließlich auf diejenigen, mit wels 
„hen er die Erbfchaft zu theilen gehabt haben würbe, ober 
„die dazu gelangt feyn würden, wenn er nicht wäre” — 
begründet werben. 

Um nun biefes Geſetz verftehen zu Kann, war vorerft 
feftzuftelfen : in welchen Fällen das Dafeyn eines Menfchen 
geſetzlich nicht für anerkannt gelte. 

Der L. R. Saß 112. bezeichnet im Allgemeinen benje 
nigen, von dem man nicht weiß, wo er hingefommen iſt, 
als vermißt. 

Dafür ift alfo zu achten: 1) nicht blos derjenige, von 
welchem man gleich Anfangs bei feiner Entfernung von feiz 
nem Wohnort,. über ſein Leben oder Tod Feine fichere Kunde 
bat, und fich daher über fein Schickſel in Ungewißheit bes 
findet, fondern auch | 

2. Derjenige, welcher fich für einen beftimmten Reife: 
zweck aus feiner Heimath entfernt bat, von dem aber nad) 
Türzerer oder längerer Zeit die Nachrichten über fein fernes 
res Schickſal ausgeblichen find. 

Wenn nun Jemand auf die eine oder die andere Art fuͤr 
vermißt gilt, und von der Zeit an, wo man keine weitere 
Nachricht von ſeinem Schickſale hat, vier Jahre verlaufen 
find, fo koͤnnen ſich, gemäß, L. R. Satz 115., die Betheilig— 
ten an feine Gerichtsbehoͤrde wenden, Damit feine Abwefen: 
beit an unbefannten Orten anerfannt, mithin derfelbe für 
verfchollen erklärt werde. Alsdann hat das Gericht, 
nah ER. Cab 116., eine Kundſchaftserhebung zu verans 
ftalten, worauf e8 nach Verlauf eines weitern Jahres, wenn 
diefe Kundſchaftserhebung fruchtlos geblieben ift, die Ver: 
ſchollenheitserklaͤrung wirklich ausfpricht. 
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Diefe gefeplichen Beſtimmungen, welche von ber Bers 
fhollenheitserflärung handeln, bilden bag zweite Kapitel 
im vierten Titel. des erften Buchs unferes Landrechts. Das 
dritte Kapitel, welches die Rubrif: „von den Wirfuns 
gen der Berfhollenheit” — führt, zerfällt in zwei Abs 
fihnitte, und zwar handelt a; ber erfte von den Wirkungen 
der Berfchollenheit auf Güter, welche der Abwefende am 
Tage feiner Entfernung befaß. b. Der zweite Abfchnitt 
aber handelt won den Wirkungen ber Verfchollenheit in Bes 
ziehung auf einftmalige Rechte, die dem Abwefenden zuftehen 
fönnen, wohin auch jener Saß 136. in Betreff der erledigs 
ten Erbfchaften, wozu Jemand berufen ift, beffen Dafeyn 
nicht anerkannt ift, gehört. 

Da die in den gedachten beiden Abfchnitten abgehandel 
ten Wirfungen der Berfchollenheit, die gefeßliche Beſtim⸗ 
mung ded zweiten Kapiteld, in Betreff der Verfchollenheitss 
erflärung zur Grundlage haben, und mit denfelben in der 
endſten Verbindung ftehen, fo follte man- glauben, daß die 
BVerfchollenbeitserflärung immer vorbergeben müfle, 
bevor die Wirkungen der DVerfchollenheit eintreten koͤnnen, 
und daß alfo auch das Dafeyn eines Menfchen fo lange 
als anerkannt gelte, bis die Verfchoßfenheitderflärung vom 
Berichte ausgefprocen ift. 

Allein es nehmen fehr viele frangöf ſche Rechtslehrer an, 
daß, ſobald es ſich um angefallene Erbſchaften handelt, 
das Daſeyn eines Menſchen, wenn er auch nur vermißt 
wird, nicht als geſetzlich anerfannt gelte, ohne daß es in 
diefer Beziehung erft einer Verfchollenheitserflärung bedürfe. 

Zachariaͤ franz Civilrecht B. 1. $. 158. Nor. 1 
verglichen mit $. 143. Not. 2. 

Nach diefem Grundfage kann alfo eine, einem bloß Vers 
mißten, aber noch nicht für verfcholfen Erflärten angefallene 
Erbichaft, ohne weiters von denjenigen in Anſpruch genom⸗ 
men werden , mit welchen er die Erbfchaft zu theilen gehabt 
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haben wuͤrde, oder die dazu gelangt feyn würden, wenn er 
nicht wäre. 

Auf dem gleichen Grundfaße beruht aud) eine Bekannt: 
machung des Großh. Juftigminifteriums vom 13. October 
1813. mit der Auffchrift: Erinnerung wegen der Erbanfälle 
an Verſchollene. Reg. Blatt von 1813. ©. 179. 

In diefer Bekanntmachung wird angenommen, daß der 
Berfcholfenheitsprozeg nur binfichtlich des dem Abwefenden 
bereits angefallenen Vermoͤgens nöthig ſey, nicht 
aber auch in Beziehung auf jenes Vermögen, wozu ihm Pie 
Succeffion erft während feiner Abmwefenheit eröffnet wird. 
Zu einer folchen Verlaſſenſchaft follen die nächiten Inte: 
ftaterben ohne weiters zugelaffen werden, fobald das Das 
feyn des Abwefenden nicht anerfannt ift, d. b., wie jene 
Bekanntmachung fi) ausdrücdt, fobald von dem Zeitpunfte 
der von ihm ausgebliebenen Nachrichten die im L. R. Sat 
115. beftimmte Zeit verftrichen tft. 

Noch wäre zu bemerfer, daß unter den franzöfifchen 
Rechtslehrern wiederum die Frage ſehr ftreitig ift, ob man 

an der Stelle eines Abwefenden, deſſen Daſeyn nicht aner: 
kannt iſt, jure repræsentationis erben koͤnne? 
Zachariaͤ franz. Civilrecht B. 1. $. 158. und die 
in der Note 3. für die bejabende und verneinende 
Meinung allegirten Schriftiteller. 

Nach der Juſtiz-Miniſterialbekanntmachung vom October 
1513. wird e8 kaum zu bezweifeln ſeyn, daß die gefetlichen 
Ausdrüde: „deſſen Dafeyn nicht anerfannt ift, auf den 
Bermifßten geben, und diefer darunter begriffen fey. Der 
tachfat in jener Bekanntmachung : 

„Der Berfchollenheitsprozeß und die Einweifung in den 
„fuͤrſorglichen Beſiiz — kann nur bei jenem Vermögen 
„‚anfchlagen, das einem Abwefenden fchon zugefallen tft, ebe 
„ſein Dafeyn aufbörte, anerkannt zu feyn, d. h. che Nach— 
„‚richt von ihm ausblieb, und darauf die Zeit abgelaufen iſt, 
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„welche nad Sat 115. verfloffen jeyn muß, um Anerfen- 
„nung des Nicht-Dafeyns bei dem Nichter zu begehren“ — 
ſcheint dieſes deutlih auszufprechen. Auch beitätigt fich 
diefes dadurch, daß derſelbe gefegliche Ausdruck: „deſſen 
„Daſeyn nicht anerkannt iſt 7 — in dem U R. Sabe 135. 
fowohl auf Bermißte al&aauf Berfchollene fich bezieht, 
"wie diefeg | 
Zachariaͤ fr, Civilrecht $. 158. beftimmt annimmt. 

Ebenfo erläutert auch Brauer B. 1. ©. 139. Diefen 
Ausdrud, wenn er zu L. R. Sab 135. jagt: „wer Rechte 
„aus dem Anfall an eine Perfon ableitet, die vermißt wird, 
„der Toll den Beweis ihres Daſeyns liefern.” 

Geht aber diefer Ausdrud im Sat 135. ſowohl auf 
Vermißte ald Verfchollene, fo kann der nämliche gefetliche 
Ausdruf in dem unmittelbar folgenden Satz 136, nicht 
wohl anders verftanden werden. — Es gilt daher die Vor- 
ſchrift des Satzes 136., von den Abwefenden überhaupt, — 
von den Vermißten fo gut wie von den Berfchollenen. 

Die Anwendung diefer Theorie auf den oben bezeichne- 
ten Rechtsfall bietet nichts Erbebliches weiter dar, da aus 
den Acten nachgewiefen ward, daß die ald Klägerin aufge 
tretene Mutter durchaus nicht nachgewiefen babe, daß ihre 
Kinder zur Zeit des Ableben ihres Großvaters, wegen dee 
Vermiflens oder der Berfchollenheit bes Louis B., nämlid) 
weil fhon damald vier Jahre lang feine Nachrichten 
von demfelben eingelaufen gewefen, erbberechtigt feyen. Da— 
ber denn die Einrede, daß es der Mutter an der Xegiti- 
mation zur Sache fehle, für erheblich gehalten, fie mit ihrer 
Klage, in Gonformität mit den beiden Erfenntniffen der 
vordern Inftanzen, abgewiefen ward, und ihre Kinder mit 
ihren Anfprücen auf die Berlaffenfchaft des Rentamtmanns 
B. zur befondern Rechtsausführung verwiefen wurden. 
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Wem liegt bei Negatorien- Klagen der Beweis 

ob, wenn der Beklagte im Befige ift? — nad 

dem N. Badiſchen Landredhte und insbefondere 
nach deſſen Saß 691. 


(Gemeinde Sennfeld gegen die Grundherrſchaften von Ruͤdt 
und von Adelsheim.) 


Die Gemeinde S. hatte ſeit geraumer Zeit ihren Grund⸗ 
herrn eine jährliche Abgabe unter Benennung von Schaffs 
geld — ein Surrogat für ehemalige Naturalfrohnden — 
geleiftet. — Im Jahre 1831. ftellte die Gemeinde eine Nes 
gatorien s Klage gegen ihre Grundherrn an, das Hofgericht 
legte ber beffagten Gemeinde den Beweis ihrer behaupteten 
Freiheit auf, und über dieſe Beweis-Auflage ward in der 
Appellationd» Inftanz eine eigene Beſchwerde aufgeftellt. 

Es fam daher bie befannte Gontroverfe: wem bei der 
Negatoriensfllage die Beweislaft obliege, wenn der Beklagte 
im Befite fey? — zur Sprache. | 

Der Hägerifche Anwalt fügte ſich namentlich) auf bie 
Abhandlung des Herri® Sch. Raths von Weiler: „Ueber 
das Befitverfahren und deſſen Geftaltung nach dem badis 
ſchen Landrechte“ | 

in dem: Archiv für die Rechtspflege und Geſetzgebung 
Badens B. 1. Heft 4. ©. 687. und folg. 

Der Grund, weßhalb dem Kläger der Beweis obliegt, 
wenn ber Beflagte fi) im Beſitze befindet, liegt in der 
Rechtsvermuthung für einen „rechtsgältigen Erwerbs » Titel, 
welchen der Befig gewährt. 

Nun aber will der Herr DVerfaffer jener Abhandlung zeis 
gen, daß der L. R. Satz 691, indem er den bloßen Beſitz 
sticht als einen Ermwerbstitel unftändiger Dienftbarkeiten zus 
Laffe, die rechtliche Vermuthung zerftöre, Die der Beſitz für 
Das Daſeyn eines Ermwerbstiteld gebe. — 
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Es fey naͤmlich im Sab 691. die Beftimmung getroffen, 
daß man verborgene, jedoch felbftitändige Dienftbarfeiten, fo 
wie unftändige Dienftbarkeiten, fie feyen offen oder ver- 
borgen, nur durch Verguͤnſtigung erwerbe; fie zu erwerben 
fey ſelbſt der unfürdenfliche Beſitz nicht hinreichend. 

Könne aber eine Dienftbarfeit niemals durch Beſitz er- 
worben, fönne der Befiß niemald Erwerbstitel'werden, — 
fo fönne er auch in noch fo langer Zeit feine Verjährung bes 
gründen, oder dem Beſitzer Schuß gewähren. — Man werde 
fagen müflen, daß der Befiß verborgene und zugleich felbft- 
ftändige, fo wie unftändige Dienftbarfeiten zwar ein Beſitz 
ad interdieta (zur bloßen Rechtsverfolgung) aber nicht ein 
Befig ad usucapionem (civilis) feyn koͤnne. 

Daraus — fährt der Herr Verfaſſer fort — ergäbe 
fi) ein dem Befigrechte angemeſſenes Berbältnig, ohne gegen 
die Erforderniffe der petitorifchen Erwerbung anzufloßen, 
nämlich der Befiger einer folchen Dienftbarfeit habe, wie 
jeder Andere, die Befugniß ,. feinen Befiß durch die Befig- 
klage zu fchüßen, aber in dem. petitorifchen Prozeffe babe 
ber Befit feine weitere Wirfung, als daß der Befiger auch 
während des Prozeſſes ihn erhalte, Feineswegs aber, daß 
ihm der Befig ald Rechtsvermuthung für den Erwerb diene, 
und daß er darum von der Beweislaft für feinen Erwerbs 
titel frei bleibe. Bei der Negatorienflage. erfcheine daher 
der Beklagte, ungeachtet des Beſitzes, beweispflichtig. 

Aus den Vorderfägen in Zaharid’s Abhandlung in 
den Jahrbuͤchern der Gefetgebung und der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft des Großherzogthums Baden B.1. ©. 194. — 198, 
$. 3. läßt ſich dieſelbe Concluſion ziehen, wenn er dort fagt: 

. „Alle Ausleger des franz. Rechts fielen einftinnmig den 
„Srundfag auf, daß alle die Sachen und Rechte, die nicht 
„durch Erfitung erworben werden koͤnnen, eben fo wenig 
„durch das Schugmittel des jüngften Befißes, vertheidigt 
„werben können, Der Grund diefer Behauptung Fiegt fehr 
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„nahe. Das in Frage ftehende Rechtsmittel berubt offenbar 
„auf der rechtlichen Vermuthung, die ber Beſitzer für ſich 
„bat, daß er mit Recht befige. Allein, indem das Gefeg in 
„gewiſſen Fällen (Satz 691.) vorfchreibt, daß der Beſitz 
„nicht zur Begründung eines Rechts mittelft der Erfigung 
„hinreichen folle, fo zerftört es zugleich für dieſe Fälle 
‚überhaupt‘ die rechtliche VBermuthung, die fonft allerdings 
„für den Befiger ftreite. In der That, wie fünnte der 
„Beſitzer berechtiget feyn, ſich in dem jüngften Befige zu 
„ſchuͤtzen, da ihm nicht einmal der Iängfte Befiß einen 
„Schuß gewähren kann.“ 

Entgegengefegter Meinung ift Brauer Erläut. ®. 6. 
Stuͤck 131. ©. 333. | 

und dieſe Anficht ward vom Goflegio angenommen. 

Diefer Schriftfteller leitet aus dem Geifte des franz. 
‚Rechts den Sat ab, daß bei der Entlaftungs- Klage der 
Kläger die Beweislaft auf fi) habe, wenn der Beklagte im 
Beſitze des ftreitigen Rechts iſt. 

Er zieht den Satz 691. aus welchem Andere die Be— 
weisfreiheit des Beſitzers widerlegen wollen, nicht in Be— 
tracht. Auch ſtuͤtzt er ſich nicht auf den Grund einer dem 
Beklagten zur Seite ſtehenden Rechtsvermuthung fuͤr den 
rechtlichen Erwerb. Vielmehr beruht ſeine Lehre auf drei 
verſchiedenen Gruͤnden: 1. weil die natuͤrliche Freiheit, 
worauf die Klage begründet werden will, vor dem augen⸗ 
fcheinlichen Dafeyn des Gegentheild, welches der Beſitz be— 
weifet, weichen muß. 2. Weil nad) Satz 1315. derjenige, 
welcher’von einer Verbindlichkeit frei geworden zu feyn be- 
bauptet, den Thatumftand, worauf die Erlöfhung feiner 
Verbindlichkeit beruhen fol, beweifen muß, und weil 3. der 
Bellagte nad) Sat 544. e. die Pflicht nicht hat, von dem 
Befige, der ihm für Nechtszuftändigkeit oder Eigenthum 
dient, abzutreten, es fey denn, baß derjenige, der die Ab- 
tretung verlangt, ein ftärferes Recht, einen ftärferen Beſitz, 
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oder deßfallſige BertragssBerbindlichfeiten des Beſitzers, 
nachweiſe. 

Dieſe Brauer'ſche Lehre fand man im Einklange 
mit den L. R. Saͤtzen 544. e. 1315. und 1352. Indem 
erſterer dem Beſitze alle Wirkungen des Eigenthumes zu 
Gunſten des wirklichen Beſitzers gegen Jeden, der nicht eis 
nen ſtaͤrkeren Beſitz, oder ein ſtaͤrkeres Recht zur Sache 
geltend machen kann, einraͤumt, den Beſitz daher zur 
Rechtsvermuthung fuͤr das Eigenthum erhebt. Da 
ferner der Satz 1352. Die geſetzliche Vermuthung als Bes 
freiungsgrund nom Beweiſe erflärt, und eine ſolche das Recht 
nur fo lange als erwiejen unterftellt , bis deſſen Nichteri- 
ftenz oder Aufldfung nachgewiefen werben fann, Wobei 
demjenigen, der dieſe Auflöfung behauptet, nach L. R. Sat 
1315. die Beweislaft obliegt. 

Die Gemeinde ald Beweispflichtigen Theil angenommen, 
fand man auf Feine Weife den Beweis ihrer Freiheit hergeftellt. 
Denn ein tärferes Recht konnte da nicht erwiefen wer: 
den, wo bie Klage nicht auf einen rechtlichen Erwerb ber 
Freiheit, fondern auf den Stand der natürlichen Freiheit 
geftügt war, die dem gegentheiligen Befigftande weichen mußte. 

Ebenfalls trat der Fall eines ftärfern Beſitzes auf Seis 
ten der Klägerin nicht ein. Sie vermochte feinen Zeitraum 
zu beftimmen, im dem fie von der Frohndpflicht in Fällen 
des gegentheiligen Anſpruchs freigeblieben wäre, noch wenis 
ger vermochte fie einen Freiheitstitel von. der Zeit zu be 
baupten, in welche der ältefte erwiefene Dienftbarfeite - Bor- 
gang der Beklagten binaufreiht. War aber fein früherer 
Freiheitö-Befig auf Seiten der Klägerin nachgewieſen, fo 
fonnte aud von Mängeln eines fpätern Befites der Be 
klagten Feine Rede feyn. , 

Endlid war von Vertragsverbindlichkeiten, wodurch die 
Beklagten, oder einer ihrer NRechtsvorfahren der Frohnde-Be- 
rehtigung entfagt hätten, nicht die Sprache, 
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Alle diefe Gründe bemogen den höchften Gerichtshof, 
das hofgerichtliche Urtheil, welches den Beweis der Klägerin 
nicht für geführt ausfprach, durch Zurücdweifung der Appel: 
lation zu beftätigen. 





Gefesliches Unterpfandsrecht der minderjährie 
gen Kinder an dem DBermögen ihres Vaters, 
während derfelbe ben Nießbrauch deffelben hat. 


Db die Borzugsgläubiger des Landrecht-Satzes 
2101. folg. den ältern Pfandgläubigern in der 
Location vorgehen? 

(Fiſch er'ſche Kinder gegen die Gantmaffe ihres Waters.) 


Bei ber Entſcheidang des erwähnten Nechtöftreites im 
ber dritten Inſtanz, famen folgende Rechtsfragen in 
Betracht :. 

1) Steht den minderjährigen Kindern auf die Liegen— 
fchaften ihres Vaters, während er den Niefbraud ihres 
Vermögens bat, ein gefegliches, von aller Eintragung in 
das Pfandbud unabhängiges Pfandrecht zu ? 

2) Geben die Borzugsgläubiger der L. R. Eäße 
2101. folg. den ältern Pfandgläubigern vor? 

Die erfte Frage ward einftimmig bejaht, in folgender 
Erwägung: An der den Kindern zugefallenen Erbfchaft 
ftand ihrem Vater, dem Gemeinfchuldner, zufolge L. R. 
Sat 384., Die Nutznießung bis zu ihrer erlangten Groß: 
jährigfeit zu, und er hatte demnach einen gegründeten Anz 
fprudy darauf, bis zu dieſem Zeitpuncte im Befiß und Ge- 
nuſſe jenes Erbtheils belaffen zu werben. 

“ Dagegen batte er binfichtlidy dieſes Erbes feiner Kinder 
die Obliegenbeiten eines gefeglichen Vormundes, in Gemäß: 
heit des L. R. Satzes 389. zu erfüllen. 
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Wenn nun von mehrerrn franzoͤſiſchen Rechtslehrern be⸗ 
hauptet wird, daß die Verwaltung des Vaters, gemäß L. R. 
Sat 389. während der Ehe lediglich Ausfluß der vaͤterli— 
chen Gewalt, amd erft nach aufgelößter Ehe, nah U R. 
Sat 390. eine vormundichaftliche ſeyn ſolle, fo läuft doch 
diefe Diftinetion nur auf einen Wortftreit hinaus, Dem 
da die Vorſchrift des L. R. Satzes 389. im Kapitel von ber 
Bormundichaft der Eltern vorfommt, da ferner ber Vater 
als Verwalter des feinen minderjährigen Kindern während 
ber Ehe angefallenen Vermögens, gleich jedem andern Bors 
mund, auch Nechenfchaft Davon ablegen fol, jo gibt der 
Geſetzgeber Damit Deutlich zu erfennen, daß der Bater, er 
mag.nım Vermögen feiner minderjährigen Kinder, welches 
ihnen während Der Ehe, oder erft nach deren Auflöfung ans 
gefallen ift, zu verwalten haben, . immer die nämlichen Ob— 
liegenbeiten gegen feine Kinder habe. Woraus von felbft 
folgt, daß jener Unterfchied auf die Nechte der Kinder wer 
gen Sicherſtellung ihres Vermögens, durch das den Minder: 
jährigen geſetzlich zuſtehende allgemeine Unterpfandsrecht, nicht 
den mindejten Einfluß äußern koͤnne; fo wie ohnehin Fein 
vernünftiger ‚Grund davon anfzufinden ift, was ben Gefeß- 
geber hätte veranlaſſen jollen, an dieſen Unterjchied verſchie— 
denartige Rechtsbeftimmungen zu fnüpfen, und für das den 
Kindern während der Ehe angefallene Bermögen weniger 
Sorge zu tragen, als für dasjenige, welches ihnen erft mit 
oder nach Aufloͤſung der Ehe anfällt. 

Diefe Anfiht hat auch das Oberhofgeriht ſchon früher 
angenommen. Dberbofger. Jahrbücher Th. 5. ©. 160 folg. 
und ©. 344 folg, 

Dagegen iſt in dem „Archiv für Rechtspflege 
in Baden“ Ifter Band 3tes Heft ©. 408 folg., der bie- 
berigen Rechtsanficht entgegen, der Sat vertheidigt: daß 
dieſes gefeßliche Alnterpfandsrecht denjenigen minderjährigen 
Kindern nicht zufiche, deren Vermögen ſich zugleich in ber 
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Nutznießung ihres Vaters befinde. Allein dieſer Behauptung 
fehlt es an aller und jeder rechtlichen Begruͤndung, und es 
wuͤrde die Geſetzgebung einer Inconſequenz beſchuldigen hei— 
ßen, wenn man ihr die Abſicht zutrauen wollte, daß dieje— 
nigen Kinder, deren Vermoͤgen ſich in der Nutznießung ih— 
red Vaters befindet, jene Sicherheit für ihr Vermögen ent: 
behren ſollten, welche für die Minderjährigen überhaupt, und 
alfo auch den minderjährigen Kindern für dasjenige Vermd- 
gen, woran ihr Bater Feine Nußnießungsrechte hat, einzu— 
räumen für nöthig fand. 

Zwiſchen dem Bater, welcher das Vermögen feiner min— 
derjährigen Kinder in Nutznießung bat, und dem, der eine 
foldye nicht befigt, befteht, nach 2. R. Sat 389. der einzige 
Unterfchied, daß Erfterer über den Hauptſtock und die Ein: 
Fünfte zugleich, Letzterer aber nur über den Hauptftoc allein 
Rechenschaft zu geben fchuldig if. — Hat nun aber Die 
Gefeßgebung den Vater, welcher das Vermögen feiner min 
derjährigen Kinder in Nugnießung bat, von der Rechen 
Schaft nicht entbunden, fo fann es auch ihre Abficht nicht 
gewefen feyn, zu feinen Gunften von der allgemeinen gefeß- 
lichen Regel, nach welcher die Minderjährigen auf den Gü- 
tern ihres Bormundes ein gefeßliches Unterpfandsrecht ha— 
ben, eine Ausnahme zu machen, weil e8 mwiderfprechend feyn 
würde, annehmen zu wollen, daß, während die Gefeßgebung 
das weniger wirffame Sicherheitsmittel, nämlich die Re— 
chenfchaftsablage über den Hauptſtock, beizubehalten für nd- 
tbig fand, fie den minderjährigen Kindern das ungleich) wich» 
tigere und wirkffamere Sicherheitsmittel, naͤmlich das gefeß- 
liche Unterpfandsrecht, zu entziehen beabfichtiget babe. 

Aus dem L. R. Sat 601., welcher von den Pflichten 
des Nugnießers zur Sicherbeitsleiftung handelt, laͤßt ſich diefe 
Folgerung auch nicht ableiten. Denn wenn cs der Gefeß- 
geber angemeffen fand, die Eltern von diefer allgemeinen 
Pflicht des Nutnießerd zur Sicherheitsbeftelung zu entbin-. 
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den, ſo geſchaͤhe dieſes ohne Zweifel in der Erwaͤgung, daß 
bei dem Vater, welcher mit hinlaͤnglichem liegenſchaftlichem 
Vermoͤgen angeſeſſen iſi, es einer ſolchen beſondern Sicher⸗ 
heitsbeſtellung nicht beduͤrfe, weil ſchon das den: minderjäh- 
rigen Kindern auf den Gütern ihrer Bormünder eingeräumte 
geſetzliche Unterpfandsrecht ftellvertretend für diefe Cautions— 
leiſtung iſt daß hingegen bei jenen Bätern, welche fein: Ties 
genſchaftliches Vermögen befisen, die ihnen im Gefeße aufer- 
fegte Pflicht der Sicherheitsleiftung , nicht felten zu einer 
Härte, namentlich. dazu führen würde, daß dem Vater: aus 
Mangel an Sicherftelungsmitteln , die Benutzung und Ber: 
waltung des Vermoͤgens feiner Kinder entzogen und‘ nad) 
ER. Sat 602. verfahren werden müßte, obichon in dieſem 
letztern Falle für die Sicherftellung des Vermögens der Kitts 
der micht viel gewonnen ſeyn würde. — Das Gefeß, naͤm— 
lich der & R. ©. 601. wollte offenbar den Bater nur von 
dverbefonderm Pflicht des Nutznießers zur Cautionsleiſtung 
entbinden, keineswegs aber zugleich auch zu feinen Gunſten 
das den Minderjährigen auf den Gütern ihrer Vormünder 
eingeräumte gefegliche Unterpfandsrecht aufheben, und auf 
diefe Weite rinen Unterfchied zwiſchen Minderjährigen, de— 
ren Vater Die Nubnießung ihres Vermögens bat, umd den, 
bei welchen dieſer Fall nicht eintritt, machen. Wenig— 
ftens ift Fein zureichender Grund einzufeben, aus welfyem 
die Gefegebung die Erftern zu einem -geringern Gegenftand 
ihrer Vorſorge follte gemacht haben, als die Letztern. 

Nach imferer Iandrechtlichen Gefeßgebung kann nun zwar 
diefer Alnterichied nicht felten vorkommen, weil das gefeß- 
liche Nutznießungsrecht der Eltern bis zur Volljährigkeit der 
Kinder dauert z allein nach dem urfprünglichen franzöfifchen 
Givifrechte werbielt fich diefes anders, indem das gefetsliche 
Nutznießungsrecht der Eltern fi) bereits mit dem zurüdge- 
legten 18ten Jahre der Kinder endigt, Uebrigens kann auch 
nach unſerer Gefeßgebung der Fall eintreten, daß der Bater 
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von der Nutznießung des Vermögens feiner Kinder ausge⸗ 
fohloffen ift, nämlich in dem Falle des L. R. Satzes 386., 
wenn zum Nachtheile ded Ehemannes auf eine Eheſcheidung 
erfannt wirb. 

So viel bleibt indeffen gewiß, daß in ben mehrften Faͤl⸗ 
len ber Vater zugleich geſetzlicher Nutznießer des Vermögens 
feiner minderjährigen Kinder ifl, und es laͤßt ſich zuverlaͤſſig 
bie Abſicht des Gefeßgebers nicht dahin unterftellen, daß 
fich ſolche Kinder fo gut wie gar Feiner gefeglichen Vorforge 
für die Erhaltung bes in den Händen ihres Vaters ſich bes 
findenden Bermögend erfreuen und ihnen nicht einmal bass 
jenige gefeßliche Unterpfandsrecht zu ftatten kommen follte, 
welches das Geſetz, ald allgemeined GSicherheitsmittel, den 
Minderjährigen auf den Gütern ihrer VBormünder eins 
räumte. 


Die zweite Frage erregte bei der Deliberation verfchies 
dene Zweifel, Früher batte ber zweite oberhofgerichtliche 
Senat in einem ähnlichen Falle fie bejaht, und ftüßte diefe 
Anſicht auf den &. R. Sat 2095., worin ein Borzugsrecht, 
als ein aus ber Eigenfhaft der Forderung entfpringendes 
Recht des Gläubigers bezeichnet wird, und Andern,, felbft 
Unterpfandbsgläubigern, vorgehen foll.. 

Als Gegengründe wurde jedoch bemerkt: in wie weit, 
und: unter welchen Borausfegungen diefer Borrang der Bors 
zugsgläubiger vor den Unterpfandgsgläubis 
gern ftatt finden folle, darüber fey die im 8%. 3. Satz 
2218. a. enthaltene Rangorbnung der Gläubiger maasgebend. 
Darnach hätten a) einen unbedingten Vorzug vor den 
Unterpfandegläubigern, theild in After, theils in 2ter Ord⸗ 
nung, die Vorzugsgläubiger der L. R. Säte 2101. und 2102. 
Dagegen 5b) concurrirten mit einander in 3ter Ordnung, 

* die in das Pfandbuch eingetragenen , oder die ihnen gleich 
geltenden Borzugss und Unterpfandsgläubiger, dergeitalt, 
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daß unter den eingetragenen Vorzugs⸗ und Unter⸗ 
pfandsglaͤubigern der Tag des geſchehenen Eintrags, bei 
denen Glaͤubigern aber, deren Forderung keines ſolchen Ein⸗ 
trags beduͤrfe, der Tag der Entftehung ihres Vorzugs⸗ 
oder Pfandrechts uͤber die Prioritaͤt entſcheide. e) Nur in 
der Aten Ordnung, in welche die uneingetragenen Vorzugs⸗ 
und Pfandgläubiger zu Iociren feyen, ‘wäre wieberum den 
Vorzugs⸗ vor ben Unterpfandsrechten eine ſtaͤrkere Wirkung 
in der Art zugefchrieben, daß, wo Anſpruͤche auf das naͤm⸗ 
liche Vermögen von mehreren Gläubigern erhoben wuͤrden, 
die Vorzugsgläubiger zu er ſt, und vor allen auch Altern 
Unterpfandsgläubigern zur Zahlung gelangten. 

Klar dürfte daher in biefen gefeglichen Beftimmungen 
des 8. R. Satzes 2218. a. ausgefprochen feyn, daß, nebft 
ben in den Saͤtzen 2101. und 2102. erwähnten, in die erfte 
und zweite Ordnung zu locirenden Forderungen, andy noch die 
uneingetragenen Borzugsgläubiger ber. vierten Ordnung, ben 
Unterpfandsgläubigern unbedingt vorgehen; baß biejes 
aber bei den Vorzugsgläubigern der dritten Ordnung feines» 
wegs der Fall fey, fondern daß fie in diefer Ordnung mit 
den Unterpfandsgläubigern, nad) dem Alter des Pfandvers 
trage, und, fofern ihre Forderungen Feines ſolchen Eintrags 
bedürften, nady dem Tage der Entftehbung ihres Bor- 
zuge: und Unterpfandsrechtes zu concurriren hätten. 

Die Majoritaͤt nahm jedoch diefe Anficht des Referenten 
nicht an, in folgender Berhdfichtigung : entweder fey der 
ftreitige Kauffchillingsreft in das Grundbuch eingetragen, 
oder der Eintrag wäre unterblicben. Im erften Falle 
gelte, nad 8. R. Sat 2108., ber Eintrag in das Grund» 
buch ſtatt Eintrags in das Pfandbuch, modurd ein Bor: 
zugsrecht gewährt fey, welches, feiner Natur nach und nad) 
ER. Eat 095. jedem Unterpfandsrecdhte vorgehe. Wenn 
der L. R. Zuſatz 2218. a. No. 3. befage: daß in bie dritte 
Ordnung die eingetragenen Gläubiger, nach dem Tage ber 
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Entſtehung ihres Vorzugs⸗ oder Pfandrechtes kommen ſollen, 
ſo ſey dieſes nur ſo zu verſtehen, daß das aͤltere Vorzugs⸗ 
recht dem juͤngern vorgehe; keineswegs aber ſo, daß das 
aͤltere allgemeine Pfandrecht dem juͤngern ſpeciellen Vorzugs⸗ 
rechte vorgehe. Dadurch wuͤrde der L. R. Zuſatz 2218. a. 
Ro. 3. eine lex correetoria in Beziehung auf den L. R. Sag 
2095. werden; was aber nicht angenommen werden biürfe, 
ba beide Gefegesftellen am nämlichen Tage, im nämlichen 
Augenblide in Wirkfamfeit getreten wären. — Smandern 
Falle der nicht gefchehenen Eintragung, koͤnne nah L. R. 
Zufaß 1583. a. die Gantmaffe das Eigenthbum an den frag- 
lichen Liegenschaften, durch gerichtlichen Verkauf derfelben gar 
nicht geltend machen, und diefe Geltendmachung ftünde viel- 
mehr dem vorigen Eigenthümer derfelben zu. 

Bemerk. Zurerfien Frage. Gegen die Anficht 
bes Dberhofgerichts, welches feinen Unterfchied zwifchen dem ° 
Nießbrauch des Vaters während und nad aufgelößter 
Ehe machen wollte, und vielmehr für die Ausführung in ber 
angezogenen Stelle des Archivs, ſcheint fih Zaharid im 
2ten Theil des franz. Civilrechts $. 264. ©. 81. auszuſpre⸗ 
chen, wenn er dort fagt: ‚‚zufolge der Regel, daß die Ge- 
„ſetze, weldye ein Unterpfandsrecht ertheilen, wörtlich aus— 
zulegen find, fteht diefes gefetliche Unterpfandsrecht den 
, Minderjährigen nicht auf den Liegenfchaften des Vaters 
„zu, in wiefern diefer während der Ehe das Vermoͤ— 
‚gen feiner Kinder verwaltet.” — Siehe die in der Note 
6. am ang. Orte allegirten franzöfifchen NRechtslehrer. 

Zur 2ten Frage Wenn Zaharid im franz. 
Civilrechte 2ter Theil $. 289. ©. 146. die Negel auf 
ftellt: ‚, Daß die bevorrechteten Gläubiger in der Regel al: 
Ien andern Gläubigern vorgehen, namentlid) auch, was Die 
Vorzugsrechte an Liegenfhaften betrifft, den Unterpfands- 
glaͤubigern“, fo würde er fich gegen die Anficht der ober: 
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hofgerichtlichen Majoritaͤt dahin ausſprechen, daß das Vor⸗ 
zugsrecht des ruͤckſtaͤndigen Kaufſchillings dem geſetzlichen 
Unterpfande der Kinder an dem Vermoͤgen ihres Vaters 
vorgehen muͤſſez indem die Ausnahmen, welche er in der 
Note 2. Beiſpielsweiſe aufſtellt, auf den vorliegenden Fall 
nicht anzuwenden ſind. 
Brauer zu Satz 2093. 4ter Theil S. 119. beſchraͤnkt 
jedoch dieſen Satz dahin: daß derſelbe nicht feſtſetze, daß 
der Vorzugsglaͤubiger allen und ſtets vorgehen muͤſſe, 
ſelbſt denen, welche mit buͤrgerlichem Pfandrechte verfehen 
ſind, ſondern daß er ihnen nur vorgehen koͤnne. Den 
wirklichen Vorgang macht Brauer bei den mehrſten 
von andern Nebenumſtaͤnden abhaͤngig, naͤmlich von dem 
Beſitze bei der Fahrniß, und zum Theil von der Eins 
tragung bei den Liegenfchaften. Diefe Theorie fcheint 
fih mehr der vom Oberhofgerichte angenommenen Anficht 
zu nähern. — Uebrigens ift allerdings ein gewiffer Wider- 
foruch zwifchen dem Satze 2093. und dem Zufat 2218. a. 
nicht leicht zu verfennen, wenigſtens eine Dunkelheit, welche 
alfenfalld daher rühren mag, daß nad) demjenigen, mas 
Brauer Th. 4. der Erläut. ©. 267. fagt, diefer Zuſatz 
nur darum eingefchoben ift, weil der Sat felbft auf die 
franz. Gerichtsorbnung verweife, welche bei uns nicht zus 
gleidy mit dem bürgerlichen Gefegbuche angenommen ward. 





I. Iſt der Vormund als ein unguültiger Tefta- 
mentszeuge unter dem Verbote des Landrecht- 
Satzes 975. begriffen? 


IH. Gibt eine von der Parthie in vordern 
Inſtanzen nicht gerugte, aber vemnädft nad: 
getragene, oder vom Richter aufgefundene 
Verwandtfhaft der Teftamentszeugen einen 
Nichtigfeitsgrund des Testen Willens ab? 


(Schulgifche Inteftaterben gegen Schulgifche Teftamentöerben.) 


Ein oͤffentliches Teſtament, welches vor einem Notar 
und vier Zeugen errichtet war, ward megen verfchiebenent 
Nichtigfeiten angefochten. Darunter fam vor: 
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Daß einer der Zeugen, D., Vormund ber bei dem Te 
ſtamente intereffirten W.-fchen Kinder geweſen ſey. — Es 
ward behauptet, daß der verpflichtete Vormund um deß— 
willen ein unzuläffiger Teftamentserbe fey, weil er Eltern: 
ftelle bei feinen Pupillen vertreten müffe. Er fey im vorlies 
genden Falle gleichfam felbft ald Erbe zu betrachten, bei 
ihm wäre die Bereitwilligfeit, die Wahrheit zu jagen, nicht 
zu vermutben u. ſ. w. 

Diefer Nichtigkeitsgrund ward vom Oberhofgerichte für 
unbegründet geachtet. 

Unfere Landesgefege haben aus den vormundſchaftlichen 
Berhältniffen eines Teftamentszeugen feinen Grund feier 
Unfähigkeit bei dem Teftamentsacte hergenommen, und es tft 
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der Richter nicht berechtigt, den aus den Verwandſchafts— 
verhältniffen der Zeugen bergenommenen gefeßlichen Grund, 
der ſchon an ſich auf die VBerhäktniffe des Vormunds nicht 
paßt, ausdehnend in Anwendung zu bringen. Auch aus 
der Natur der vom Vormunde übernommenen Pflichten ge- 
gen feine Pflegbefohlenen, geht feine Unfähigkeit als Teſta⸗ 
mentözeuge nicht hervor. Hat er gleich Kraft feines Amtes 
Pflichten, für das Befte feiner Pflegbefohlenen zu forgen, 
ſo liegt dody darin noch Fein Grund, um die im Gefeße 
von der natürlichen Zuneigung wahrer Verwandten entnom: 
mene Bermuthung auch auf den Bormund ausdehnen zu 
wollen. 

In dem fperiellen Falle trat noch die Ungewißheit ein, 
ob D. ſchon zur Zeit der Xeftamentserrichtung Vormund 
der Weichen Kinder geweſen ſey? — Wäre er cd fpäter 
geworden, jo würde, glaubte man, diefes Hinderniß nicht 
anf das Vergangene zurüdgezogen werden können. 


#. 


II. 


Wichtiger erſchien jedoch, als weiterer Nichtigkeitsgrund 
des Teſtaments, daß einer der Teſtamentszeugen, D., der 
Großonkel ber Teſtamentserben ſey. Factiſch war dieſes 
Verhaͤltniß in dritter Inſtanz nachgewieſen, dagegen in 
dem vorhergehenden ganzen Laufe des Rechtsſtreites, daſſelbe 
nicht als Nichtigkeitsgrund ſpeciell aufgefuͤhrt. — Daher 
wollte dem Oberhofgerichte vom oberappellatiſchen Sach— 
walter die Befugniß, dieſes Verwandtſchafts-Verhaͤltniß 
zum Entſcheidungsgrunde zu nehmen, beſtritten werden. 
Das Erkenntniß duͤrfe naͤmlich nur aus denen von den 
Parthieen vorgetragenen Klaggruͤnden und Einreden herge— 
nommen, und es duͤrfe nicht uͤber Etwas entſchieden werden, 
woruͤber keine Entſcheidung verlangt ſey. 
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Das Oberhofgericht reformirte gerade aus diefem Nich— 
tigkeitsgrunde, indem es das Teſtament, wegen bed verbo- 
tenen Verwandtſchaftsgrades des Zeugen, für nichtig erflärte. 

Diefes Erfenntniß erfolgte in Erwägung: daß Die 
Klage ſchon in erfter Inftanz auf das Perwandtichaftsver: 
bältniß der Zeugen überhaupt mit den Teitamentserben 
geftügt worden war, und daraus ein allgemeiner Nichtig- 
feitsgrumd abgeleitet werden wollte. Daß, wenn auch der 
Sachwalter der Inteftaterben dieſes ſpecielle Verbältnig mit 
dem Zeugen D. überfehen haben follte, doch Daraus Fein 
Grund bergenommen werden fönne, weßhalb der Nichter 
nicht befugt wäre, es zu würdigen, und nach foldyem 
den ſtreitigen Gegenftand zu prüfen und zu entſcheiden. Daß 
vielmehr der Richter gerade durch die Aufftellung des gene: 
relfen Klaggrundes, zu der fpeciellen Prüfung. über die 
Verwandtfchaftsverbältniffe der einzelnen Zeigen aufgefordert 
werde. 


Bemerfungen. 1. Der Grund, daß man eine fpäter 
eingetretene Bormundfchaft des Teftamentszeugen nicht auf 
die Teftamentserrichtung zuruͤckziehen dürfe, würde vollfom- 
men zutreffen, wenn weder bei der Errichtung des Teſta— 
ments, noch bei deffen Berfündigung D. Vormund ber 
W.⸗ſchen Kinder gewefen wäre. Da er ed aber ohne Zweis 
fel in diefem leßtern Zeitraume war, fo ift dadurch die Be 
denflichfeit nicht ganz gehoben, weil ein Grund feiner 
Verwerflichfeit, nämlich der des vermutheten nahen Intereſſe 
an dem Nuten feiner Pupillen, immerhin beftehen würde. 
Denn die Pflichten des Teſtamentszeugen find nicht mit feis 
ner Unterfchrift oder mit feiner Gegenwart bei der Teſta⸗ 
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mentsaufnahme beendigt, ſondern oft wird er erſt nach 
Eroͤffnung des letzten Willens zum Zeugniſſe über Die 
Aechtheit deſſelben u. ſ. w. aufgerufen. — Daraus würde 
nun wohl gerade keine Nichtigkeit des Teſtaments wegen 
mangelnder Zahl der geſetzlichen Zeugen, aber doch ſo viel 
folgen, daß ein Teſtamentszeuge ſich nicht zum Vormund 
der in dem unter ſeiner Zuziehung vollzogenen letzten Willen 
beguͤnſtigten Pupillen darf beſtellen laſſen. 

2. Sonderbarer Weiſe war in den vordern Inſtanzen 
das Verwandtſchafts-Verhaͤltniß eines andern Teſtaments— 
zeugen ald Nichtigfeitsgrund des Testen Willens angeführt, 
womit aber nicht auszulangen war, weil dennoch immer die 
geſetzlichen 4. Zeugen vorhanden geweſen feyn würden, und 
es nicht ſchaden kann, wenn mehr Zeugen zugegen find, ale 
das Gefeß verlangt, nach Toullier droit Francais 5. B. 
p: 222: und Zaharid.im Handbuh 4.8. $.568. ©.224. 
und in der Note 2r Auflage. 

Uebrigens dürfte der Saß, daß bei einer allgemeinen 
Klagbegründung der Richter befugt fey, fpecielle Momente, 
als ſchon in der Allgemeinheit begriffen, feiner Entſcheidung 
zu unterlegen, nicht ohne gehörige Beſchraͤnkung anzumwens 
den feyn, zumal wenn fich diefe Momente auf factifche 
Berbältniffe gründen follten. — Denn auf ſolche Art würde 
der Richter nicht nur in den Fall kommen, für den einen 
oder den andern Theil den Advocaten zu machen, fondern 
offenbar verlöre auch, wenn der fpeciclle Klaggrund erft in 
der legten Inſtanz nachgefchoben würde, der andere Theil 
feine Bertheidigungsgründe durch zwei Inſtanzen, weil er 
den Angriff feines Gegners nicht im Voraus Fennt. 

So würde diefes wohl der Fall fen, wenn 3. B. der 
Kläger auf Umftogung eines Teftamented , eined Vertrags 
u. f. w. aus dem allgemeinen Grunde eines Fehlers in der 
Form klagte, diefen Fehler aber erft fpeciel in dritter In— 
ftanz bezeichnen wollte, und zwar fo, wie er in den worbern 
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Inſtanzen noch nicht vorgefommen war. Hier würde der 
Unterrichter ſich mit Recht auf das befannte Ariom berufen: 
quod non est in actis, non est in mundo, und ein refors 
matorifches Erfenntnig auf folchen Grund bin, bätte feine 
großen Bedenflichkeiten. 


IH. 


Gegenftände des peinlichen Rechts. 


Glaubwürdigkeit des Zeugniffes der Forftbe- 
dienten in Wilderei= Verbredhen und Jagd— 
freveln, 


(Unterfuchungd = Sache gegen W—I. wegen Wilderei.) 


Ein zwar lIäugnender, aber durch die befchwornen Zeugnifie 
eined Nevierförfters und eined Waldſchuͤtzen übermiefener 
Wilderer, ward vom Hofgerichte um deßwillen für klagfrei 
erklärt, weil diefe Korftbedienten durch die ihnen zufommen- 
den Fanggebühren als betheiligt anzufehen wären, und da> 
ber ihr Zeugniß.nicht vollgültig fey. 

Das Oberhofgericht, dem diefes Erfenntniß vom Großh. 
Zuftiz-Minifterium zur Prüfung zugeftellt ward, war ande: 
rer Meinung. Es erachtete, daß der im Dienfte bandelnde 
und über Vorfälle in ſolchem ausfagende Forfibediente da= 
durch an feiner Glaubwuͤrdigkeit nicht verliere, daß er Fang: 
gebühren zu hoffen babe, weil das Nachfpüren und das Ein- 
fangen von Wilderern und Jagdfrevlern zu feinen Berufe: 
gefchäften gehöre. Sein Stand als ein in Pflichten ftehen: 
der Sagdauffeher, müffe vielmehr feine Glaubwuͤrdigkeit er; 
böhen, und follte fie die Erwartung einer zugeficherten Fang: 
gebühr vermindern, fo würde der Wilderei freier Spielraum 
gegeben werden, da der Jagdaufſeher felten in dem Falle 
feyn dürfte, fih andern Beweis zu verfchaffen. Seine Dienft: 
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pflicht, die Glaubwuͤrdigkeit, welche er vermoͤge derſelben 
anzuſprechen habe, und ſchon die rechtliche Vermuthung, daß 
er eines unbedeutenden Gewinnſtes wegen eine ſolche De- 
nunciation nicht unternehmen , und fi) dem Berlufte feiner 
Dienftehre, ja fogar der Strafe des Meineides ausſetzen 
werbe, überwiege bei weitem jenen Verdachtsgrund. 

Bemerk. Es ſteht diefe Anficht einigermaßen den 
Grundfägen entgegen, welde das Oberhofgericht in neuern 
Zeiten binfichtlich der Zeugniffe der Zollgarbiften in Denun⸗ 
ciationsfachen angenommen hatte. Bergl. ©. H. Gericht- 
liche Sahrbücdyer Ater Sahrg. ©. 326. — Damals erady- 
tete die Mehrheit, daß man bei der Größe des den Garbdi- 
ften zugeftandenen Antheild an den Defraudationgftrafen, fie, 
befonderd bei ftarfen Defraudationsfällen, unmöglich als 
glaubwürdige Zeugen anfehen koͤnne. Auch bei Fleinern 
Defraudationen hielt man ihr Zeugniß wenigftens immer für 
verdächtig, und es Fönne nur durch Üebereinftimmung mit 
allen übrigen Umftänden einer Beachtung werth feyn. 

Der naͤmliche Grund fcheint auch bei den Forftbedienten 
einzutreten, ja ed dürfte ihr Zeugniß um fo mehr nicht ale 
vollgültig betrachtet werden koͤnnen, als daſſelbe eine peins 
liche Strafe, dagegen das der Zollgardiften nur eine Geld- 
ftrafe zur Folge haben kann. Inzwiſchen finden ſich doc) 
unter beiden wefentliche Unterfchiede, nämlid a) daß Die 
Fanggebühren der Forftbedienten feſt beftimmt find, und, 
neben der Gonftfeation des Jagdgewehrs, Feinen fo beträcht: 
lichen Gegenftand ausmachen, als die Denunciations⸗Gebuͤh— 
ren; ſo daß der Rei zu einem falfchen Zeugniffe immerhin 
geringer bleibt. b) daß der Thatbeftand einer Defraudation 
fi gewöhnlich auf andere Art berftellen laͤßt, als durch das 
Zeugniß des betheiligten Zollperſonals, wogegen bei Jagd— 
vergeben in der Negel kein anderer Beweis vorhanden if, 
als durch die Zagdbedienten,, welche den Wilderer auf der 
That betreten haben. c) Daß die Unglaubwürdigfeit der 
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Zoffbedienten auf einem fpeciellen Befchluffe des Gr. Juſtiz⸗ 
minifteriums vom 4ten December 1818. beruht, welches je: 
doch vom Oberhofgerichte -reftrictiv dahin ausgelegt ward, 
daß die Glaubwürdigkeit ihrer Zeugniffe in jedem einzelnen 
Falle zu erwägen fey, und daß man nur im Allgemeinen 
fagen Fönne: die Glaubwuͤrdigkeit der denunciirenden Zoll- 
gardiften ſey im Grabe ihrer Betheiligung geſch waͤcht. 





Vergiftung einer Haushaltung durch einen. 
16 jährigen Burfchen. 


(Unterfuhung gegen Reinhold 9.) 


Reinhold H. ward im Jahre 1831., als er fein fechszehntes 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, zu dem Rammmacher 
H. in W. in die Lehre gegeben, wo er fich bald durch fein 
Betragen die Unzufriedenheit feines Meifters zuzog. Die 
nächite Veranlaffung zum Verbrechen gab eine Tabafspfeife, 
welche der Meifter vermißte, und in dem Kaften des Lehr- 
lings vorfand. Es befchwerte fi) nun ber erftere über das 
Betragen des letzteren bei deſſen Bater durch einen Brief, 
auf welchen jener eine für den Sohn Fränfende Antwort er- 
theilte. Beide Schreiben kamen zur Kenntnig des Reinhold 
H., weldyer von nun an einen heftigen Haß auf feinen Mei: 
fter warf und auf Rache dachte. 

Um diefe zu befriedigen , verfuchte er, in der Apothefe 
Mänfegift zu erhalten, welches er im Namen eines gewiffen 
Bogt8 ©. verlangte. Es ſchreckte ihn auch von feinem Vor⸗ 
fate nicht ab, daß der Apothefer-Gechülfe ihm das Gift ab⸗ 
ſchlug, weil er fi) Namens ded Vogts zu deffen Empfang 
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nicht legitimiren konnte. Vielmehr fertigte er einen Brief 
auf den Namen bed Vogts an, und es glüdte ihm darauf 
bin, zwei Loth Arſenik zu erhalten. 

Bon diefem that er am nämlichen Nachmittage drei 
Kaffeelöffel vol in den Milchhafen, weldyer zum Kaffeetrin- 
fen bereit ftand.— Bon diefer Mil tranf der Meifter zu 
zwei Taſſen Kaffee, nachdem er fie jedoch zuvor durchgefeyht 
hatte, weil er einen falfartigen Geſchmack daran bemerfte. 
Ferner der Gefelle D. gleichfalls zu 2 Taffen, ber Stieflohn . 
Eberhard ©. ebenfo, und der 10 jährige Stieffohn Wil: 
beim zu einer Zaffe. 

Alle vier wurden fogleich. von Uebelkeiten und Erbrechen 
befallen; auf angemwendete Argtlihe Hülfe fanden ſich drei 
diefer Perſonen bald wieder hergeftellt, ohne bleibenden Ges 
fundheits-Nachtheil ; nur der junge Wilhelm G. gab nad) 
Verlauf von 58 Stunden feinen Geift auf. 

Sp wie die Rohheit und der boshafte Eharafter ſchon 
daraus hervorging, daß er feinen Anftand nahm, um fid) 
an feinem Meifter wegen einer unbedeutenden Beleidigung 
zu rächen, deffen ganze Haushaltung zu vergiften, jo zeigte 
fid) diefes nod) mehr durch fein Benehmen während und nad) 
der That. 

Er behauptete anfangs, ungeachtet das Papier, in wel: 
ches der Arfenif vom Apothefer eingewidelt und bezeichnet 
war, in einem Winfel des H—fchen Haufes unter dem Fen- 
fter der Sclaffammer des Inquiſiten aufgefunden wurde, 
nichts von der Vergiftungsgefchichte zu wiſſen, felbjt von der. 
vergifteten Milch getrunken zu haben, und dadurch zum Er; 
brechen gereizt worden zu feyn; es ftellte fich jedoch heraus, 
daß er ein Brechmittel eingenommen hatte, um den Schein 
einer Bergiftung berbeizuführen. — Epäter geftand er 
zwar eine entfernte Theilnahme, wollte aber nunmehr die 
Schuld auf den veritorbenen Stieffohn Wilhelm ſchieben. 
Diefer babe ihm den Brief, auf welchen er das Gift in der 
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Apotheke bekommen, zugeſtellt, und auch die Giftmiſchung 
ſelbſt ſey von dieſem Knaben bewirkt worden. Dazu hätte 
ihm feine Mutter den Auftrag gegeben, ihm den Brief zus 
geftellt, ihn geheißen, denſelben in die Apothefe tragen, und 
das, was er bort erhalte, Nachmittags in den Kaffee zu 
thun. : Dabei ſey von ihr geäußert worden: fie wäre als⸗ 
dann ihrer Marter los, ihre Kinder würben von ihrer Plage 
befreit, und er, der Inquiſit, bekäme fein Lehrgeld wieder, 
und würde zu feinen Eltern zuruͤckgeſchickt. 

In den folgenden Verhoͤren und bei mehreren vorgenom⸗ 
menen Gonfrontationen beharrte er zwar auf feinen Befchuls 
digungen gegen die Meifterin und den Wilhelm G., räumte 
jedoch ein, baß erftere ihm den Brief nur dictirt, er ihn 
aber gefchrieben habe; daß er gewußt hätte, wie dasjenige, 
was er von ber Apothefe geholt, Gift fey, daß er dieſes 
Gift, zu drei Kaffeelöffeln, in die Milch gethan, und daß 
feine Meifterin ihm dafür die Uhr ihres Mannes verfprochen 
babe. — Endlich befannte fi) der Inquiſit zwar zum al- 
feinigen Urheber der That, blieb aber dabei, daß er fie auf 
Geheiß feiner Meijterin und gereizt durdy die verfprochene 
Uhr, vollführt habe. 

Am Ende der Unterfuchung brachte der Verbrecher noch 
die Befchuldigung gegen die H—ſche Ehefrau vor, daß er 
mit ihr in Liebesverhältniffen geftanden fey, und daß er ihr 
mehrmal, zulegt in einem Walde, fleifchlich beigewohnt habe. 
Sa, er ging fo weit, daß, als die Frau die Unmwahrbeit 
feiner-Angabe betheuerte, er ein koͤrperliches Kennzeichen ans 
gab, welches er während dem Beifchlafe an ihr entdeckt ha- 
ben. wollte. Eine dur die Hebamme vorgenommene Be- 
fihtigung ftellte diefe Behauptung des Inguifiten als eine 
Lüge heraus, 

Das Oberhofgericht hielt den Verbrecher binfichtlich des 
Wilhelm G. eines vollendeten Giftmordes für geftändig und 
überwiefen, bei den übrigen drei Perfonen nahm es eine 
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vermeintlich vollführte That an, und erfannte auf die Strafe 
bed Schwerts, 

Es geruhten aber Se. Königl. Hoheit, dieſes Todesur- 
theil zwar zur Verfündung zu beftätigen, binfichtlic des 
Bollzugs jedody Gnade für Recht ergehen zu laffen, und 
die Todesſtrafe in Iebenslängliche gemeine Zuchthausftrafe 
mit dem Beifate zu verwandeln, daß dem Verurtheilten die 
Begnadigung erft 24 Stunden nach der Verfündung des To⸗ 
desurtheils. eröffnet werden folle. 


v. 
Miscellen und Nachtraͤge. 
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Bemerkungen über den Einfluß derneuen Pro— 
ceßordnung auf den Öefhäftsgang des Ober: 
hofgerihts, am Schluffe des Jahres 1832. 


(Auszug aud einem Berichte ded Dberhofgerichtd = Präfidenten an 
Großh. Juſt. Minifterium vom 22ten Januar 1833.) 


Der Zweck der neuen Proceßordnung war fein anderer, 
als Vereinfahung und Befchleunigung der Gefchäfte, wobei 
jedoch der Gründlichfeit im Vortrage und in der Entſchei— 
dung fein Abbruch gefchehen follte. Vergl. die Motive des 
Geh. Raths v. Weiler Borrede ©. V. 

Die Erfahrung eines halben Jahrs lehrt bereits, daß, 
wenn der Geſchaͤftsgang ſo fortgeht, wie bisher, dieſer Zweck 
nicht erreicht werden kann, ſondern daß vielmehr üble Fols 
gen zu befürchten feyn werben. j 


1. 

Wie der Gang der Proceffe durch die nene Einrichtung 
befördert werde, zeigt fich fchon daraus, daß in einer Sigung 
na alter Art gewöhnlich mehr Saucen erledigt wurden, 
als jegt in einer öffentlichen Sigung und bei mündlichem 
Berfahren. 

Die Gründe, weßhalb die neue Geichäftsordnung ihren 
Zweck, die Befchleunigung der Erfenntniffe, verfehlt, mögen 
darin zu fuchen ſeyn, daß 

a) die Anwaͤlte zum Theil gar zu lange mündliche Vor—⸗ 
träge liefern, auch Sachen einmifhen, melde oft nit zur 
entfcheidenden Frage gebören. Daß fie aus mitgebrachten 
Bücherfammlungen Stellen woͤrtlich vorlefen, die dem Colle⸗ 

5 


— DE — 


gio vollkommen bekannt ſeyn muͤſſen, als z. B. Saͤtze aus 
dem Landrechte, ganze Seiten aus Brauers Erlaͤuterun— 
gen u. ſ. w. 

Mag nun auch diefe Weitjchweifigkeit, nebſt denen oft 
unnügen Wiederholungen, bei mehrerer Uebung, zum Theil 
in der Folge wegfallen, fo bleibt es doch für den Augen= 
blick richtig, daß auf diefe Art viele Zeit verloren geht, und 
daß das Gericht, in diefer Hinficht von den Advofaten ab- 
bangend, oft durch foldye weitläufige Vorträge mehr ermü- 
det als belehrt wird. ine Abhülfe ift fchwer, da dem Prä- 
fidenten und dem Gollegio durch die neue Proceß⸗Ordnung 
in ber Regel nicht die Befugniß gegeben ift, die mündlichen 
Vorträge der Advofaten abzufchneiden. 

b) Eine weitere Verzögerungsurfache ift darin zu ſu— 
chen, daß die Anwälte zu häufig um Vertagung nachſuchen, 
fo daß von mehreren für eine Sitzung firirten Sachen, oft 
nur eine vorfommen kann, bin und wieder fogar die Sef- 
fion ganz ausgefeßt werden muß *). — Daß der Refpicient fich 
alsdann von Neuem vorbereiten muß, und daß auf diefe Art 
fih die unerledigten Sachen unendlich anhaͤufen, ift begreiflich. 

Da die erfte Bertagung nad) der neuen Proceßordnung 
nicht abgefchlagen werden kann **), auch bei den folgen- 
den wichtige Entichuldigungsgründe, ale z. B. Krankheit, 
berücfichtiget werden müffen, fo liegt der Fehler eigentlich 
darin, daß zu viele unwichtige Momente vorgebracdht wer⸗ 
‚den, um eine Bertagung zu erhalten. 


*) Diefes ift jetzt micht fo fehr mehr der Fall, als im Anfange 
der neuen Einrichtung. 

**) So wird beim Oberbofgerichte der $. 236. der M. Pr. Orbn. 
ausgelegt, ob aber mit Recht? Daran ware wohl nah dem 
BWortlaute des Geſetzes noch zu zweifeln, Da der Ausdrud 
„darf” es in das Ermeflen des Richters zu ftellen ſcheint, 
ob er diefe erfte Bertagung ohne Befheinigung eines Ent: 
fhuldigungsgrundes bewilligen will, oder nicht. 
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Unter biefen werden gewöhnlich) Mangel an Juſtruction 
oder überhäufte anderweitige Arbeit vorgefchoben. 

Nun hängt ed zwar von dem Gerichte ab, ob es dieſen 
Entfchuldigungen Folge geben will, und bei dem erften ber 
erwähnten Gründe gefchiebt dies in der Regel nicht. Als 
leint, went das Präjudiz, beim Ausbleiben des Anwalts den 
Fibell zw verlefen, in Anwendung gebracht wird, jo erreicht 
derjenige Advokat, welcher den mündlichen Vortrag fcheuet, 
doch feinen Zweck, und der Partbie, welche ihre Rechtsaus— 
führung verliert, möchte wenig damit gedient feyn. 

Dagegen ift die zweite Entichuldigung der überbäuf- 
ten Gefchäfte oft ganz begründet, nämlidy in fo weit, als 
mancher Anwalt in der nämlichen Woche mündliche Vorträge 
beim Oberhofgerichte, Hofgerichte und Stadt-Amte zu halten bat. 

Diefem Anftande wird auch dadurch nicht abgebolfen, 
daß die Öffentlichen Sitzungen bei den beiden Obergerichten 
nicht anf den nämlichen Tag angelegt find, indem Die Ans 
wälte die gehörige Zeit haben müffen, um fih auf ihre Vor— 
träge vorzubereiten. — Diefer Uebelſtand muß mit der für 
die Zukunft unvermeidlichen DVBermebrung der öffentlichen 
Sitzungen um fo mehr zunehmen, als vorauszuſehen ift, 
daß einzelne Anwälte, die fi einen Ruf im öffentlichen 
Bortrage erwerben, mit Gefchäften werden überbäuft werden. 

Die einzige, wiewohl etwas fchwierige Ausbülfe, würde 
man“vielleicht in der Trennung der Advofaten bed Oberhof- 
gerichts, von denen des Hofgerichts finden können. — Das 
Präfidium bezog fi auf einen vom Gollegio an. Großb. 
Juſtizminiſterium über diefen Gegenftand erftatteten Bericht *). 


*) Die böchfte Entfhliefung ift unter dem ı. Xpril ». 5. dabin 
aus ©, Staatöminifterium ergangen, daß es einſtweilen und 
bis zum Erſcheinen einer neuen allgemeinen Gerichtsverfal: 
fung, bei Der dermalen beftebenden Ginrichtung fein Ber- 
bleiben haben jolle. 
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ce) Endlich ift ein dritter Grund der Verzögerung der 
Gefchäfte, ohne Zweifel der wichtigfte, und er wird immer 
mehr zunehmen... Er beruht in der Zulaffung des ſchrift— 
lihen Verfahrens ſtatt des mündliden. Lebteres follte 
nach dem Geifte und der Abſicht der neuen Proceß-Ordnung 
die Regel, erfteres nur eine Ausnahme ſeyn; da— 
gegen wird umgefehrt das fchriftliche Berfahren naͤchſtens 
zur Regel werden, und das mündliche nur in unbedentenden 
Segenftänden, über Zulaffung der Oberberufung u. |. w. — 
noch eintreten. 

Bei einer Gentralftelle, wie das Oberbofgericht, möchte 
diefer Anftand natürlich deßhalb eintreten müflen, weil in 
Sachen, die von den Hofgerichten Raſtadt, Freiburg und 
Meersburg an die böchfte Stelle gelangen, die auswärtigen 
Anwälte ihren VBerdienft nicht gerne aufgeben, und doch Die 
Entfernung meiftentheild zu groß ift, um daß fie felbft oder 
ihre Partbieen vor dem Gerichtshofe erfcheinen koͤnnten. 

Der $. 336. der neuen Prozeß-Ordnung gibt darunter 
den Anwälten zu vielen Spielraum und befchränft die rich- 
terliche Befugnig zu fehr. Denn, ungeachtet das Oberhof- 
gericht fireng darauf hält, daß immer Special-Vollmacht 
und die Einwilligung des Gegentheild3 beigebracht werden 
muͤſſen, fo find diefe doch leicht zu erhalten, wenn der Anz 
walt fi) darüber mit feinem Gegner verſteht, und fi) im 
vorfommenden Falle allenfalls zum reciprocum erbietet. 

Der Nachtheil, welcher daraus binfichtlic) der Vermeh- 
rung der Gefchäfte entfteht, ift unvermeidlich. Die Arbeit 
des Refpicienten wird dadurch nicht nur vermehrt, fonbern 
die Berlefung feines Vortrags in öffentlicher Sigung nimmt 
auch bedeutende Zeit weg; ed wird dies in der Folge fehr 
weit führen. 

Die fhriftliche Verhandlung wird nicht nur oft in ganz 
einfachen Sachen nachgefucht, fondern die Vorlefung des 
Vortrags bat auch wenig Nugen, wenn der abmwejende 
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Schriftverfaſſer ihn nicht anhoͤrt, da die hieſigen Anwaͤlte 
die Controlle uͤber etwaige Auslaſſungen oder Unrichtigkeiten 
nicht wohl zu führen im Stande find, weil fie nicht im Vor⸗ 
aus dazu. inftruirt werden koͤnnen. 

Sp wünfchenswerth daher die Beichränfung des ſchrift⸗ 
lichen Verfahrens fuͤr die mehrſten Faͤlle ſeyn duͤrfte, ſo hat 
doch dazu das Gericht, ſobald die Erforderniſſe des $. 336. 
der neuen Proceß⸗Ordnung erfuͤllt ſind, keine Gewalt; es 
waͤre daher ſehr zweckmaͤßig, wenn der gedachte Paragraph 
jetzt oder in der Folge dahin modificirt werden koͤnnte, daß 
der Richter, ungeachtet des Einverſtaͤndniſſes der ſtreitenden 
Theile, es in der Hand behielte, das Geſuch um ſchriftliches 
Verfahren zu bewilligen oder abzuſchlagen; — wenigſtens 
bei der Centralſtelle des Oberhofgerichts *). 


II. 

Daß ferner der Geſchaͤftsgang an Gruͤndlichkeit und 
an der klaren Einſicht der Stimmfuͤhrer, durch die neue 
Einrichtung verloren habe, wagt das Praͤſidium um ſo mehr 
unbedingt zu behaupten, als dieſes auch die Anſicht des 
oberhofgerichtlichen Collegiums iſt. 

Bedauerlich bleibt es immer, daß die langjährige zweck— 
mäßige Einridtung beim Oberhofgerichte, nach welcher Die 
Arbeit des Referenten, die Gontrolle des Inſtructiv-Votan— 
ten und die einzelnen Bota, alfo Gründe und Gegengründe, 
zur Einficht vorlagen, fo daß es mehrmals gefchab, daß der 
verlierende Theil fich felbft von feinem Unrechte überzeugte, 


*) Nah mehrerer Erfahrung würde der Berichtserftatter dieſen 
Gas nit durdaus vertheidigen Pönnen. Wahr ift es zwar, 
daß bei dem fihriftlihen Verfahren die Arbeit des Reſpicien— 
ten weitläufiger werden muß. Dagegen aber zeigt es fid, 
dag dadurch, daß die mündliche Plaidoirie wegfällt, viel Zeit 
gewonnen wird, fo daß die Deliberation und die Entideidung 
der fchriftlihen Sache nicht fo viel Zeit wegnimmt, als die 
beim mündlihen Berfahren. 
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oder doc Berichtigung feiner Anficht fand, — in Abgang 
fommen fol. Mußte auch vielleicht die Parthie einige Mo⸗ 
nate länger auf die Entfcheidung warten, als jebt, (welches 
übrigens, wenn der Gefchäftsgang fo fortgeht, wie bisher, 
noch fehr die Frage if), fo konnte fie fi) doch von ber 
gründlichen Prüfung ihrer Eache überzeugt halten, und ſich 
ſelbſt davon uͤberzeugen. | 

Wie aber verhält es ſich nach der jegigen Einrichtung ?— 
Das Mehrite, zumal die factifhe Erörterung, bängt lebig- 
lih von dem Refpicienten ab. Oft, wenn ed ben Anwäl- 
ten nicht gegeben ift, ein klares Factum aufzuftellen, oder, 
wenn fie fich, mit Uebergehung deifelben, auf die Rechtsaus⸗ 
führung bejchränfen follten, wird das Gericht erft in der 
geheimen Berathbung durch den Refpicieuten von dem That- 
beftande unterrichtet, und muß dieſem blindes Bertrauen 
jchenfen, da es an aller Controlle gebridt. Sa, es ereig- 
net fid) wohl, daß die plaidirenden Anwälte fich jtatt Aus— 
führung auf die Acten berufen; wer kennt aber diefe außer 
dem NRefpicienten? — Früher hatte doch wenigſtens der 
Inſtructiv-⸗Votant fih mit ihnen befannt gemacht. 

Das Urtheil wird zwar durch Entjcheidungsgründe mo— 
tivirt, Die leider, wegen Kürze der Zeit zur Deliberation, 
bin und wieder mangelhaft bleiben mögen, aber aud auf 
jeden Fall nur die Gründe der Mehrheit enthalten. Diefe Un: 
vollitändigfeit wird beim Oberhofgerichte dann fehr fühlbar, 
wenn e8 als OberappellationgsRichter entjcheiden fol. Denn 
ed ift dem ÜÖberrichter durchaus nothwendig, zu wilfen, 
nicht blos, was die Mehrheit der vorbern Inftanz, die oft 
nur auf einer Stimme beruhen faun, für Gründe batte, 
fondern auch die Gegengründe der Minderzahl zu Fennen, 
um fie gegen einander abzumwägen. Dazu ift e8 aber jebt, 
wo alle Beurfundung bei den hofgerichtlichen Acten fehlt, 
außer Stande. ) 

Vorzuͤglich ſchaͤtzbar waren aber auch die — 
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Inſtructivvoten beim Dberhofgericht. Denn wenn es fich zumeilen 
zutragen fonnte, daß beim Berlefen bes Vortrags der eine 
oder ber andere Stimmmführer einen wmefentlichen Umſtand 
uͤberhoͤrt oder nicht beachtet hatte, ſo machte ihn doch das 
Inſtructiv-Votum von Neuem darauf aufmerkſam, fo daß 
das Weſentliche kaum unberuͤckſichtigt bleiben konnte. 

Bei dem oberſten Gerichtshofe, der in letzter Inſtanz 
uͤber Sachen, deren viele von der groͤßten Wichtigkeit ſind, 
entſcheidet, iſt eine vollſtaͤndige und gruͤndliche Deliberation 
vorzuͤglich zu wuͤnſchen; ſie iſt es um ſo mehr, als gerade 
das Oberhofgericht den begruͤndeten Ruf genießt, bei ſeinen 
Entſcheidungen umſichtig und moͤglichſt gruͤndlich zu Werke 
zu gehen. 

Es folgte nun in einer Anlage ein Vorſchlag, wie auch 
bei der neuen Proceßordnung einigermaßen die Inſtructiv— 
Vota beibehalten, resp. wieder. eingeführt werden könnten. 





General: Verfügung an die Oberhofgerichts: 

Advofaten vom 30ten Sanuar 1833, Das 

Ihriftliche Verfahren auf mwechfelfeitige Ein: 
willigung der Parthieen heitr. 


Bekanntlich fchreibt der $. 336. der neuen Proceßordnung 
zwei Fälle vor, wo das fchriftliche Verfahren eintreten fol. 
Nur von demjenigen iſt bier die Rede, wo daffelbe von bei- 
den Parthieen verlangt wird, und mo der Richter ed nicht 
abjchlagen darf. 

Da das. Geſetz dabei das Verlangen beider Par- 
thieen vorausfegt, und es daher nicht von ber Einmilli- 
gung der Anwälte abhängen fann, ob fie fchriftliches Ver⸗ 
fahren veranlaffen wollen oder nicht, fo hat das. Gericht 
ftets eine Special-Bollmacht der Parthieen verlangt. Wen 
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biefe aber audy von dem Dberappellanten eingebracht ward, 
fo überließ ed doch gewöhnlich der nachfuchende Anwalt 
dem Gerichte, den Gegentheil zu feiner Erflärung aufzu- 
fordern. 

Eine Zeitlang ward der Gefchäftsgang in beiden Sena- 
ten darunter nicht gleich gehalten: Bald gab man ber Ges 
genpartbie auf, ſich zu erflären, bald communicirte man 
den Libell, und erwartete die Erflärung zugleich) mit dem 
Einwendungs-Eabe. Als aber diefe Art von Geſuchen täg- 
lich. mehr zunahm, fo erwog das Oberhofgericht, daß Dies 
fer Gegenftand eigentlich eine Privat »Llebereinfunft beider 
Theile betreffe, und daß es nicht nöthig habe, ſich von Amts: 
wegen in die Sache zu mifchen. Daher denn die nachftes 
bende Generals:Verfügung an die Advofaten: 

„Die Advofaten haben jedesmal, wenn fie nad) $. 336. 
„der neuen Proceß » Ordnung um fchriftliches Verfahren 
„durch Einwilligung beider Theile nachfuchen, die Geneh— 
„migung der Gegenparthie mitanzufcließen. + 

„Das Oberhofgericht wird fonft Feine Ruͤckſicht darauf 
„nehmen, da es nicht gefonnen ijt, die Erflärung des an— 
‚dern Theils auf folchen Vorfchlag von Amtswegen einzus 
boblen, fondern ed wird diefe Einholung, da bier blos 
„‚ Privat-Einverftändniß der Parthieen unter fih in Frage 
„iſt, Tediglich ihren Anwälten überlaffen. ’ 





Vollmachten für die Oberhofgerichts: 
Procuratoren. 


Häufig würden Bollmachten dem Gerichte vorgelegt, in 
welchen der Schriftverfaffer von der Parthie legitimirt war, 
und biefer felbjt einen Procurator beim Oberhofgerichte er- 
nannt hatte. Diefe Form fand das Oberhofgeriht dem. 
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neuen Verfahren nicht angemeſſen, und es erging daher in 
mehreren Sachen der Beſchluß: 

„Waͤre dem Procurator N.N. die Vollmacht zuruͤckzugeben, 
„um dieſelbe unmittelbar auf ſich ausſtellen, und fuͤr 
„den Fall ſeiner Verhinderung entweder einen Stellvertreter, in 
„Gemaͤßheit des $. 305. der Proceßordnung darin namhaft 
„zu machen, oder ſich felbft die Befugniß, einen folchen zu 
„zu ernennen, ertheilen zu laffen, fodann die folchergeftalt 
‚‚verbefferte Vollmacht wieder dahier einzureichen. * | 

S. unter andern ‚, Prinzeflin von Naſſau gegen die Ehe— 
frau des Hofmuſikus Gervais, Forderung betr. 


Die Anticipationsgebühren ber älteren Ober: 
gerichts=- Ordnung fallen unter dem neuen 
Procekrechte weg. | 


Mehrere Befchwerben eines Advofaten, dem das Hofges 
richt die angefegten Anticipations = Gebühren nicht wollte 
paffiren laffen, veranlaßte folgenden Beſchluß des Oberhof: 
gerichts: 

„wird die Beſchwerde wegen des vom Hofgerichte ver⸗ 
„fuͤgten Strichs der Anticipationsgebuͤhr als unbegruͤndet in 
„folgendem Betracht verworfen: 

„Die Anticipationsgebuͤhr iſt nach ber alten Proceß— 
„ordnung nur im ſchriftlichen Verfahren bei Haupthandlun⸗ 
„gen, welche eine vollſtaͤndige Rechtsausfuͤhrung, ſo weit 
„ſie der Zweck ber Schrift fordert, mit dem thatſaͤchlichen 
„Vortrage verbunden, erlaubt. Sie kann alfo nicht bei 
‚, Schriften ftatt finden, welche nur den thatfächlichen Theil, 
„und die Rechtsausfuͤhrung gar nicht enthalten, mo leßtere 
„vielmehr erft nach Ablauf der Legakfrift, in muͤndlicher Ver- 
„handlung erfolgt. | 
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In einer weitern Remonſtration ſetzte der Anwalt feine 
Gruͤnde, aus welchen er auf die Anticipationsgebuͤhren 
Anſpruch machen zu koͤnnen glaubte, dahin näher aug- 
einander. 

Die Obergerichtsorbnung ‚hätte für die Rechtfertigung 
der Ober:Appellation eine Präjubdicialfrift von 6 Wochen 
eingeführt, nach deren Ablauf die Sache reproducirt, prä- 
celudirt, und nur aus Gründen reftituirt worden ſey. Ob: 
gleich es daher im Intereſſe des Anwalts gelegen ſey, we⸗ 
nigfteng diefen Termin einzuhalten, fo habe doch das Geſetz 
ihn durch die Anticipationdgebühren angefpornt, denfelben 
auch nicht einmal abzumarten. | 2 

Da die neue Proceßordnung für die Rechtfertigung der 
Appellation eine Frift von 6 Wochen eingeführt, auch feit- 
gefegt habe, daß nad) deren Ablauf nicht präckudirt werde, 
fondern die Sache ruhe, bis der Gegentheil anrufe, daß auf 
bes Gegentheild Anrufen der Ausfchluß erfannt, und nach 
deſſen Inſinuation binnen 14 Tagen ohne alle Gründe rejtituirt 
werde, fo babe der Anwalt, der die Sache nicht fördern 
wolle, 81 Zage Zeit, um die Appellations-Rechtfertigung 
aufzuhalten. — Diefer Sat wollte durch eine Berechnung 
näher dargethan werden. 

Set wären alfo die Anticipationsgebühren gerade an⸗ 
wendbar, da es im Zwecke bes Geſetzes liegen muͤſſe, deu 
Proceß durch befondere Mittel zu befördern, welcher ehemals 
dur das Gefe befördert worden ſey. Es Andere daran 
nichts, daß die mündliche Nechtsausführung an die Stelle 
der fchriftlichen getreten ſey, weil nicht für die Ausführung, 
fondern für die Beförderung der Sache, die Anticipationd- 
Gebühr gegeben werde, und die mindliche Ausführung ge: 
rade in jener Periode, und ohne Zuthun des Anmalted ge: 
ichehen müfle, in welcher fonft die fchriftliche Relation, auch) 
ohne Zuthun des Anwaltes, verlefen fey. 

Die neue Tarordnnung bebe die Anticipationsgebühr nicht 


auf, und daher koͤnne der Richter auch nicht über das 
Geſetz hinausgehen. 

Es hielt jedody das Oberhofgericht dieſe Gründe nicht 
für ausreichend, fondern ließ es lediglich bei dem Befchluffe 
com 20ten Februar d. J. (fiehe oben) bewenden. 

Die vom Refpicienten dem Collegio vorgelegten Entfcheis 
dungsgründe waren: 

1) Nach dem durch die Obergerichtsordnung vorgefchries 
benen Proceßgang wurde durch die Anticipation ber Haupt: 
fchriften in der Appellations-Inftanz, das Gericht vom Anz 
walte, mit Vermeidung ber oft vielfältigen und willführli- 
chen Friftgefuche, jofort in den Stand gefegt, ein Erfennt- 
niß in der Sache felbft zu geben, wodurch ihre Erledigung, 
zum Vortheile der Parthieen gefördert wurde; babingegen 
wird nad ber neuen Proceß⸗Ordnung die Sache durch bie 
Anticipation einer Hauptfchrift nicht gefördert, fondern dies 
felbe erft durch die nachfolgende mündliche Rechtsausführung 
fpruchreif gemacht. Die Beförderung diefer Nechtsausführung 
wird auch nicht durch die anticipirte Eingabe der Beſchwerde⸗ 
fehrift, fondern durch bie vom Gerichte abhangende Anbe- 
raumung einer Tagfahrt bewirft. 

2) Der Anwalt fann, wenn er dur Einhalten der ges 
ſetzlichen Notbfrift Nachtheile abwendet, welche er feiner Par: 
thie durch laͤngeres Aufhalten oder Berjchleif der Sache zu— 
fügen Fönnte, Feine Belohnung fordern , indem er dadurch 
nur’ dem Gefege genügt. Endlich foll 

3) Die ältere Tarordnung nur in fo weit in Kraft 
bleiben, ald ber Fall ihrer Anwendung durch Die neue Pro— 
ceßordnung gegeben ift; dieſer Fall ift aber niht da ge 
geben, wo durch bie Anticipation Feine reelle Förderung der 
Sache bewirkt wird. 


— A 


Keftitution gegen oberhofgerichtliche 
Erfenntnijfe. 


In Bezug auf den $. 1253. der neuen Proceforbnung 
fuchte ein Anwalt eine Reftitution gegen ein oberhofgericht- 
liches Erfenntniß nach, fi) ſtuͤtzend auf einen angeblichen 
Irrthum im Rechte, insbefondere in den Entfcheidungsgrüns 
den. — E83 erging auf diefes Gefuch folgender Beichluß: 

„In Anbetracht, daß der $. 1175. der neuen Procef- 
„ordnung von der Appellation handelt, und die dort vor⸗ 
„‚tommenden Beftimmungen auf einen Fall feine Anwendung 
„finden können, wo der oberfte Gerichtshof als letzte Ins 
„ſtanz entfchieden bat; — in fernerer Erwägung, daß ber 
„FS. 1253. der Proceßorbnung, indem er bei Mängeln we- 
„ſentlicher Borausfegungen der Nechtsbeftändigfeit des Ur- 
„theils oder Verfahrens, das Rechtsmittel der Wiederher⸗ 
„ſtellung zuläßt, nur tbatfächliche Verhbältniffe vor Augen 
„haben Fann, indem fonft gegen alle legte Inſtanz-Erkennt⸗ 
„niſſe, aus angeblichem Irrthum diefes Rechtsmittel Platz 
„greifen koͤnnte, der Gefeßgebung aber eine folche, dem 
„Zwecke einer guten Rechtspflege widerfprechende Anord⸗ 
„nung nicht unterlegt werden darf; — iu weiterer Ermwä- 
„‚gung, daß die angebrachte Neftitutionsflage blos vermeint: 
„, lichen Irrthum im Recht resp. in den Entfcheidungsgrüns 
„den zur Grundlage bat — wird folche, unter Rückgabe 
„des Schriftfakes, ald unftattbaft verworfen. 

(Lang gegen Lang.) 





Zuläßigfeit von vorgefchlagenen Zeugen über 
diefelben Artikel, über welche in den frühern 
Inftanzen bereits Zeugen abgehört waren, 


Diefe controverfe Frage war vom Oberhofgerichte in 
frübern Zeiten bin und wieder bejyahend beantwortet wor: 


RER: 7 ee : 
den, unter der SHerrfchaft des neuen Proceßrechtes fam fie 
abermals zur Sprache, und ward auch da, jedoch nur durch 
die Majorität, eben fo entfchieben. 

In zweiter Inftanz war nehmlich Zeugenbeweis anges 
treten, in ber dritten Inſtanz aber derſelbe mit Additional⸗ 
Artifein wieder angebracht, auch diefer Beweis in perpetuam 
rei memoriam erhoben, und das Zeugenverhör verfchloffen 
eingefendet. — Der Gegner wollte jedocdy das weitere Zeu⸗ 
genverhoͤr nicht gelten laffen, jondern bat, daffelbe nad) F. 
532. der neuen ProzeßsOrdnung in Anwefenheit der Par⸗ 
thieen vernichten zu laflen. 

Bei Erörterung der oben bemerften Frage wurden als 
Gründe für die verneinende Beantwortung bderfelben anges 
führt. — 1) In der zweiten Inftanz ſey die Sache nach ber 
Altern Gerichtsordnung verhandelt und entfchieden, bei Ber 
urtheilung der Frage müfle man alfo auf die alte Proceß—⸗ 
ordnung zurüdgehen, und da die Obergerichtsordnung nichts 
darüber beftimme, fo wäre die Entſcheidung aus dem gemeis 
nen Proceßrechte berzunehmen. 2) Nach diefem ſey zwar 
die Frage controvers, indeflen entjchiede fie ein befonderes 
Geſetz — die Clem. ?. de test. — deutlich, und die ent» 
gegengefegte Meinung mehrerer alten Rechtslehrer, welche 
ſich ungeeigneter Weife auf den $. 74. des Neichsabfchiedes 
von 1654. beriefen, ſey ohne Grund. 3) Die bisherige 
Praris oder Obfervanz des hoͤchſten Gerichtshofes, wenn 
fie auch ald Entfcheidungsquelle angenommen werben follte, 
fönnte doch nur bei Auslegung eines zweifelhaften Gejeßes 
in Anwendung fommen, niemald aber gegen ein deutliches 
Geſetz. Sie könnte niemald Platz greifen, wo nur bie 
Frage davon wäre: ob einem vorhandenen Geſetze ein neue⸗ 
red entgegenftehe? Die beftehbende Gontroverfe betreffe aber 
gerade einen folhen Fall. 4) Es wäre auch nicht richtig, 
daß dieſe Gontroverfe nad) der neuen Proceßordnung, wel- 
he den Zeugen-Beweis über Artikel zulaffe, worüber früber 
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bereits Zeugen abgehoͤrt worden, entſchieden werden muͤſſe. 
Denn es koͤnne zwar dieſe Proceßordnung mitunter den 
Zweck haben, fruͤhere Controverſen des Prozeßrechtes fuͤr 
kuͤnftige Faͤlle zu beſeitigen, allein es ſey kein Grund 
vorhanden, um anzunehmen, daß ihre Entſcheidungen auch 
da gelten ſollten, wo es ſich nicht um die Auslegung, ſon⸗ 
dern um die Anwendbarkeit eines an ſich deutlichen Geſetzes, 
in einer Inſtanz handle, in welcher nach aͤlterm Rechte ver⸗ 
fahren worden. Handle es ſich aber bier nur um die A us: 
legung eines Gefeßes, jo würde auch dann bie neue Pros 
ceßorbnung nur eine doctrinelle Autorität, und gar feine 
haben, wo fie feine Gründe angäbe. Die Parthieen, wenn 
fie nach dem alten Proceßrecht verhandelten, fönnten ver- 
fangen, daß die flreitigen proceßrechtlichen Fragen, obne 
Ruͤckſicht auf Autoritäten und ohne Ruͤckſicht auf die Auto: 
rität der neuen Prozeßordnung, lediglich nach den beſtehen⸗ 
den Gefegen entfchieden würden. Nun fey aber ein beftimm: 
tes Gefeß (die Clem. 2. de test.) angerufen, und weder 
eine Gerichts⸗Obſervanz, noch ein ſpaͤteres, auf die frühern 
Verhandlungen nicht anwendbares Geſetz, koͤnne bier als 
Entſcheidungsnorm gelten. 

Daß die Majorität diefer Anficht nicht beitrat, ift ſchon 
oben bemerft. Diejes ergibt ſich näher aus dem Urtbeile 
und feinen Entfcyeidungsgründen. | 

Das oberhofgerichtliche Urtheil vom A6ten April d. J. 
ſprach aus: | 

‚daß der bereits in der vorigen Inſtanz angetretene, 
„und in gegenwärtiger Inſtanz mit Additional- Artikeln 
„wieder angebrachte, auch) in perpetuam rei memoriam 
‚, erhobene Zeugenbeweis für zuläffig zu erflären fey, und 
jr beide Theile ſich über die Eröffnung des noch verfchloffe- 
„nen Zeugenbeweifes in mündlicher Verhandlung, nad) $. 
„933. der Procefordnung zu erflären haben u. f. w.“ 

Entfheidungsgründe. Da ber 8.143. der O. ©. 
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Ordnung bie Rechtswohlthat, in der Appellations-Inftanz 
neue Beweife vorzubringen, allgemein und unbefchränft er 
theilt, was fih aus dem nachfolgenden Paragraphen ber: 
felben beftätigt — übrigens nad einem Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
Refeript vom Iten Juni 1812 fogar ein in erfter Inftanz 
auferlegter und völlig verfäumter Beweis, in zweiter Ins 
ftanz nachgebracht werben darf, auch die biefer Befugniß 
von den neueren NRechtölehrern entgegen gehaltene Geſetzes⸗ 
ftelle (Clem. 2. de test. et attestat.) in die Badiſche Pars 
ticular»Gefeggebung nicht aufgenommen ift, — vielmehr nach 
Art. XVII bes erften Einführungs-Edictes zum neuen 
Landrecht, das canonifche Geſetzbuch weder zur Richtſchnur, 
noch zur Grundlage von gerichtlichen Verhandlungen weiter 
dienen darf; — 
fo ift wie gefcheben erkannt. 
(Ungerer gegen Doͤrzbach.) 





Einige Worte über das oberhofgerichtliche Ur— 

theil vom 23ten Febr d. J. in Sachen des 

Großh. Staats: Anwalts beim Oberrheinifchen 

Hofgerichte, gegen den Hofrat und Profeffor 
Welker in Freiburg, 


(wegen Ehrenfränkung der Gr. Badifchen Regierung in Nr. 100, 
des Freifinnigen.) 


” 


Mehrere Zweifel über den Sinn diefed an ſich nicht dun⸗ 
fein Erfenntniffes, in Zufammenhaltung mit feinen Entfcheis 
dungsgründen , find in öffentlichen Blättern aufgeworfen; 
zum Theil wohl darum, weil man es nicht verftehen, ober 
doch den Jedem vortheilhafteſten Schluß daraus ziehen 
wollte. 
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So wenig der hoͤchſte Gerichtshof gefonnen feyn kann, 
feine Sprüche vor der Publicität zu erklären oder zu ver- 
- theidigen, fo lange er nicht etwa auf gejeßlihem Wege 
um eine Erläuterung derfelben angegangen wird, fo mag 
ed doch dem Herausgeber diefer Sammlung, da er bei ber 
Deliberation das Präfidium führte und fie leitete, erlaubt 
ſeyn, über den Gang der Berathung einige Worte zu fas 
gen, wodurch hoffentlich manche der aufgeworfenen Zweifel 
fi) Iöfen, befonders aber die Grängen, in welchen ſich der 
Gerichtshof bei feiner Berathung und Entfcheidung halten 
zu muͤſſen glaubte, hervorgehen werben. 

Bor Allem ift zu bemerken, baß die Klage der Staats⸗ 
anmwälte — nach ber richtigen mündlichen Bemerfung des 
Welferfhen Rechtsbeiſtandes — nicht weniger ald dr eis 
mal verändert oder angeblich verbefiert ward. Diefer Um: 
ftand veranlaßte den Zten und Aten Entfcheidungsgrund. 

Es warb nun bei der Berathung, wie natürlich, Die 
Legitimation ded Staatd-Anwaltd aller weitern Prüfung 
vorausgefchickt, und nur für den Fall, daß die Collegials 
Mehrheit fie für vorhanden annehmen würde, behielt man 
fih vor, auf die Schuld oder Unſchuld des Ans 
geflagten einzugeben, und weitere Berathbung 
darüber zu pflegen. 

Weil aber die Berechtigung des Staatd-Anwalts, in 
Preßvergeben gerichtlich aufzutreten, durch das Preßgeſetz 
mehrfach bedingt iſt, wiewohl nicht durchaus auf die confes 
auentefte und deutlichite Weiſe, | 

$. 43. des Preßgefeßes und $. 10. des Gefeges über 

Ehrenfränfungen, 
und ba derſelbe ſich bei einigen Preßvergehen als legitimirt 
durch fein Amt darftellt, bei andern aber einer Vollmacht 
des beleidigten Theild bedarf, fo mußten vorerft beide Arten 
ber Legitimation im concreten Falle zur Frage fommen. 

Die amtliche Legitimation des Staatsanwalts, und 
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ob dazu die Erforderniſſe des erwähnten $. 43. vorhanden 
waren, konnte nicht anders geprüft werden, ald wenn man 
voraus darüber fi ausſprach: für wen er eigentlich auf- 
trete, oder wer der durch den Aufſatz in Nro. 100. des 
Freifinnigen befeidigte Theil fey, zumal die Staatsanwälte 
mit der Benennung bdeffelben mehrmals gemwechfelt hatten. 
Es entſchied nun die große Majorität, — 9. Stimmen ges 
gen 4, daß der Auffag nicht gegen die Perfon Gr. Königl. 
Hoheit, nicht. gegen die Großh. Regierung mit Inbegriff 
des Negenten, auch nicht gegen die Gefammtheit diejer 
Regierung gerichtet fey, fondern nur gegen diejenigen Mits 
glieder derfelben, weldye zu der Verordnung vom Hten Juni 
1832. geratben hätten. — Daraus Fonnte aber nichts weis 
ter folgen, als daß der Staatsanwalt nicht berechtiget fey, 
für die Geſammtheit der Großherzoglihen Regierung 
von Amtswegen aufzutreten. Diefed ward in dem 1ften 
und zweiten Entfcheidungsgrunde ausgefprocden, deren Ges 
genftand alfo nur die off izielle Legitimation des Staates 
anmwalts zur. Klage war. 

Nachdem die Majorität die amtliche Legitimation des 
Staats⸗Anwalts für diefen Fall nicht anerkennen wollte, 
fam man auf die zweite Frage: ob berfelbe durch genügende 
Vollmacht des beleidigten Theils Iegitimirt ſey? — Die 
Mehrheit verneinte auch diefe Frage, weil fie dazu den Ju⸗ 
ſtiz⸗Miniſterial⸗Beſchluß vom 26ten Juni vorigen Jahres 
nicht für hinreichend erachtete, und fo. fam man zu dem Res 
fultate: daß es dem Staatsanwalt an jeder Legitimation 
zu. derjenigen Klage, welche er beim Hofge 
richte erhoben hatte, fehle. 

Damit, und mit der Zurücweifung der Klage ange 
brachtermaßen, endigte ſich die ganze Berathung , ins 
dem es ſich von felbft verftand, daß das Geridht, welches 
den Kläger nicht für legitimirt ad processum und zur Sache 
hielt, auf Prüfung der Materialien feiner Klage nicht eins 
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oeben fonnte, und dieſes auch fo wenig that, daß es Die 
Entfcheidungsgründe des Nefpicienten, welche in die Haupt 
jache eingingen, nicht adoptirte. 

Vielmehr wurden nur diejenigen frübern Entfcheidungen 
des Oberhofgerichts in der Anflagfache des Herausgebers 
und Redacteurs des „Waͤchters am Rhein”, auf wel- 
che der Staatsanwalt zu feiner Legitimation ſich bezogen 
hatte, berücfichtigt. Man fand jedody theild die Fälle von 
dem vorliegenden wefentlich verſchieden, theils erflärten meb- 
rere Stimmführer, daß fie von ihrer damaligen Anficht, 
welche fie in den erften Zeiten der Erfcheinung des Preßge- 
ſetzes ausgefprochen hätten, zurüdträten. 

Aus diefer einfachen Darftelung mag jeder Unbefangene 
jelöft folgern, was von der Auslegung des oberhofgericht- 
lichen Urtheils in verfchtedenen öffentlichen Blättern zu hal— 
ten ſey. 

Unter andern wird er ſich überzeugen, daß der Ausdruck: 
„angebrabhtermaßen’ nicht fo überflüffig ift, wie 
ihn die Note in Nro. 2°. der „Annalen für die 
Großh. Badiſchen Gerichte’ bezeichnen will. Er ıft 
in dem Gerichtsſtyle des Oberhofgerichts und anderer hoͤ— 
bern Sandesgerichte hergebracht, um unter andern den Fall 
zu bezeichnen, wo die Klage, wegen Mangels in der Form 
zurüchgewiefen wird. Diefes wollte man ausdrüden, ohn— 
geachtet e8 fih wohl durch Vergleichung mit den Entſchei— 
dungsgruͤnden von felbit ergeben hätte. Auf die Wirfung 
dieſes Ausdrucks oder diefer Glanfel, ob naͤmlich daraus 
folge, daß bei weiterer Verfolgung des Angeflagten, die 
Klage verbeifert werden dürfe, oder daß eine neue ange: 
jtellt werden muͤſſe? — welche Frage, wie einzelne Fälle ges 
zetat haben, nicht ganz unbeftritten ift —, bätte der Gerichte- 
hof erft dann zurücfommen fönnen, wenn der eine oder 
der andere Weg vom Staatsanwalte eingefchlagen worden 
wäre. 
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Wenn ferner dort apodiktiſch ausgeſprochen werden will: 
daß jede neue Klage durch Verjaͤhrung ausgeſchloſſen ſey, 
fo war der Gerichtshof weit entfernt, ſich auch nur mittels 
bar über die zweifelhafte Frage: ob einer weiteren unter ge- 
böriger Vollmacht angebrachten oder aber einer verbeflerten 
Klage die Verjährung des $. 32. des Preßgefeted entgegen: 
ftehen würde? auszuſprechen. Diefes Fünftige Ereigniß ge- 
hörte offenbar nicht in die Deliberation. 


Endlih fann der Satz, daß aus den beiden erjten Ent: 
fcheidungsgründen zu folgern fey, daß das Urtheil freis. 
fprehe in Beziehung auf Alles, was Gegen: 
ftand der Klage war, nur bedingt als richtig an— 
genommen werden. Von einer Freifprehung war in 
dem Urtheile, welches jedenfalls den Vorzug vor den Ent: 
fcheidungsgründen haben muß, mit feiner Sylbe die Rede, 
und es fonnte auch nicht fen, da das Materielle der Anz 
klage nicht geprüft ward. Wäre diefed die Abficht gewefen, 
fo würde die Faffung des Urthels anders ausgefallen feyn.— 
So aber find — wie gefagt — zwar in den beiden erjten 
Entfcheidungsgründen Site ausgefprochen , welche eigentlich 
blos auf die Fegitimation des Staatsanwaltes Bezug haben 
follten. Wollte man aber auch weiter gehen, und diefen 
Entfheidungsgründen gleich dem Urtheile, Rechtskraft beile- 
gen, — oder koͤnnte man behaupten, daß bei einer etwaigen 
weitern Deliberation die Votanten durch die in Diefen Ent» 
Theidungsgründen audgefprochene Anficht gebunden 
wären, fo wirde doch nichts weiter daraus folgen, als daß 
die namentlich darin aufgeführten zwei Beichuldigungen 
des Freiburger Staatsanwalts, nicht für gegründet gehal— 
ten wurden. Davon aber bis zur gänzlihen Frei— 
ſprechung des Angeflagten war noch ein weites Feld. 


— — — — 
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Dffenbarungs- Eip. 
(Erben der Gernerfhen Ehefrau gegen Adlerwirth Gerner.) 


Ad die Gernerſche Ehefrau am 12ten Sept. 1831 
verftarb, ward von dem Wittwer diefer Todesfall nicht nur 
der Behörde fogleich angezeigt, fondern auch um Obfignas 
tion gebeten, welche zwei Tage fpäter durdy den Ortsvor⸗ 
ftand vollzogen und ein Inventarium durch den Theilungs⸗ 
Gommiffär errichtet ward. 

Der vorgefundene baare Geldvorrath belief fich auf mehr 
als 4000 fl. —, indem die H—fchen Eheleute nicht nur bes 
trächtlihe Gapitalien befaßen, fondern auch einen Wein 
bandel, wozu fie ftetd baares Geld beburften, geführt hatten. 

Einige Monate nad) der Inventur verlangten die Erben 
ber Ehefrau, daß der Adlerwirth G. einen Offenbarungs- 
Eid abſchwoͤren folle, weil er einige Tauſend Gulden vers 
heimlicht und in einen fupfernen Hafen verftedt hätte. Ein 
folher Hafen fand fid auch wirflid mit etwa 2000 fl. vor. 

Der Adlerwirth glaubte zur Ableiftung eines Manifefta- 
tions⸗Eides nicht verbunden zu feyn, weil er zur gehörigen 
Zeit die Obfignation und Inventur des Vermögens felbft 
betrieben habe, und meil alfo nach ber Eidesordnung fein 
Dffenbarungs-Eid ftatt finde ; zumal, da er feine Schwaͤge⸗ 
rin von dem Vorhandenſeyn diefes Geldes in Kenntniß ge⸗ 
feßt. Bei Bornahme der Obfignation wäre ihm die Aufbe- 
wahrung diefer Summe nicht gerade eingefallen. 

Die erfte Inftanz verwarf den Antrag auf Abnahme 
des DOffenbarungs-Eided, Die zweite verordnete dieſe Eides; 
leiftung in der angetragenen Weife, und das Oberhofgericht 
beftätigte das hofgerichtliche Nefeript in der Art, baß ber 
urtheilsmäßige Eid bei Vermeidung des im $. 661. ber 
neuen Prozeßordnung gefegten Rechtsnachtheils, auszuſchwoͤ⸗ 
ren fey. 
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Entſcheidungsgründe: 

1) Der von dem Oberappellanten angerufene $. 17 b. 
der Eidesordnung fann nicht fo verftanden werben, Daß - 
Das bloße Anfuchen bei der Behörde um Verfiegelung von 
Seiten des im Haufe ded Erblaſſers hinterbliebenen Fami⸗ 
liengliedes, Letzteren ſchon von der Ableiftung eines Offenba- 
rungs⸗Eides befreie, vielmehr wird dabei, wenn man nicht 
dem Geſetze eine ganz unrichtige Deutung geben will, zu— 
gleich nothwendig vorausgefegt, daß das die Berfiegelung 
nachfuchende Familienglied auch alles geleiftet und bewirkt 
babe, um die Behörde in den Stand zu feßen, die BVerfiege- 
Iung ſaͤmmtlicher Erbfchaftsitüde von Seiten der Obrigkeit 
vornehmen zu Finnen. 

Daß aber in Wahrheit der Gefeßgeber bei der vorgebadh- 
ten gefeglichen Beftimmung von der bemerften Vorausſetzung 
ausgegangen ift, erhellet ganz deutlid aus dem in dem Ge⸗ 
fege gemachten Beifage, daß der Offenbarungseid allerdings 
da ſtatt finden folle, wo die gefegmäßige Vorfchrift zur 
Bewahrung einer liegenden Erbſchaft, db. b. des ganzen-Um- 
fangs ſaͤmmtlicher Erbichaftsftüde, aus Schuld des Aufbe- 
wahrers unterblieben ſey. 

In dem vorliegenden Falle iſt nun aber wirklich dieſe 
geſetzmaͤßige Vorſchrift in Beziehung auf ein Erbſchaftsſtuͤck, 
durch die Schuld des Aufbewahrers hintangeſetzt worden; 
denn G. wußte, daß außer feinem von dem Theilungs⸗Com⸗ 
miffär unter Siegel genommenen baaren Geldvorratbe, 
auch noch Erbfchaftsgelder in einem Fupfernen Hafen vor- 
handen waren, es wäre ihm daher obgelegen, diefen gleich 
bei der Obfignation beizubringen; was er mit Vergeſſenheit 
von feiner Seite fo wenig zu befeitigen, als diefe durch das 
Vorgeben vieler Gefchäfte in der Haus- und Schildwirth- 
ſchaft zu entfchuldigen vermag. | 
Durch biefe nicht gefchehene Auslieferung der in dem 
Hafen enthaltenen Erbſchaftsgelder, die fi in ber einfeitis 
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gen Verwahrung der Oberappellanten befunden haben, fehlte 
ed einestheild fo wenig an der Moͤglichkeit eines Eingriffe in 
folhe von Seiten des Verwahrers, ald anderntheild wegen 
der Wirflichfeit eines Eingriffs dem Oberappellaten alle Ge— 
währfchaft ermangelt, weßwegen dann das Hofgericht mit 
Recht demfelben die Ableiftung des Offenbarungs-Eibes an 
erlegt bat. 

2) Die weitere Befchwerde des Oberappellanten, daß 
feinen beiden Schwägerinnen die Ausfchwörung des Offen- 
barungs-Eides nicht auferlegt worben fey, ftellt ſich offenbar 
als grundlos dar, weil nad) $. 17. e. der Eided-Drdnung, 
ber. Dffenbarungs > Eid nur da ftatt finden. kann, wo bie 
gefeßmäßige Vorfchrift zur Bewahrung einer liegenden Erb- 
fhaft, aus Schuld desjenigen,, in deſſen Händen, Gemwahr: 
fam, Berwaltung oder Aufficht fie ſich zur Zeit des Able- 
bens des Erblaffers befand, unterblieben iſt, weil ferner, 
nach $. 648. der gteuen Prozeß-⸗Ordnung, der Offenbarungs- 
Eid nur auf Verlangen desjenigen, welcher fein Intereſſe, 
und wo ein in gefeglicher Form errichteteds Bermögend- 
Verzeichniß vorliegt, einen befondern Verdacht der Verun— 
treuung oder Verheimlichung befcheinigt, demjenigen aufers 
legt werben kann, der einen Inbegriff von Sachen oder 
Rechten anzuzeigen oder herauszugeben verpflichtet it 
Hiernady würde alſo dem G. nichts weiter übrig bleiben, 
als eine befondere Klage auf Entwendung gegen feine 
Schwägerinnen anzuftellen. 

Was endlich 3) die von dem oberappellantifchen Sachwalter 
in der mündlichen Verhandlung eingelenfte Adhäfton betrifft, 
fo erfcheint folche zwar fowohl in formeller als matericher 
Hinfiht als begründet, e8 bedarf jedoch deffalls Feiner Ab- 
Anderung des hofgerichtlichen Urtheils, indem es fi von 
felbft verjtebt, daß das gefegliche Präjudiz auf den Aus- 
ſchwoͤrungs⸗ oder nicht Ausſchwoͤrungsfall, nach S. 651. des 
Prozeßrechts, in Anwendung gebracht werden muß. 


Bemerfungen: 

3um 1. Entfheidungsgrunde, Diefer ſteht ganz 
im Einflange mit der Anficht des Oberhofgerichts vom Jahr 
1824. (Jahrbücher 2. Theil, ©. 9. 10I Denn der [pe 
cielle Verdacht gegen gemwiffe Perfonen, welder 
zum Manifeftationg-Eide erfordert wird, war bier in hohem 
Grade gegen den Adlerwirth G. vorhanden. Uebrigens 
ging das reformatorifche Nefeript des Hofgerichte nur per 
majora durch. 

3um % Entfheidungsgrunde. Nach $. 17. h 
der Eidesordnung Fonnte der Oberappellant, wenn. er wollte, 
nicht ſowohl eine befondere Klage auf Entwendbung ge 
gen feine Schwägerinnen anftellen, fondern er konnte fie 
vielmehr zu einer feierlichen Vergelübdung anbalten, oder fie 
ob expilatam hareditatem belangen. 

Zum 3. Entfheidungsgrunde Das Hofgericht 
konnte nicht füglich das Praͤjudiz des $. 651. der neuen 
Prozeßordnung in feinem Neferipte androben, weil in 2. 
Sinftanz die Sache noch nach der alten Prozeßvorfchrift ver: 
handelt ward. — Es ward zwar vorgefchlagen, diefes Präs 
judiz aus den L. R. Sätzen 1369. und 1477. berzunehmen, 
man vereinigte fich jedoch dahin, gar feine Präjudiz auszu— 
druͤcken. 

Daruͤber beſchwerte ſich — appellantiſche Anwalt im 
muͤndlichen Verfahren adherendo, welche Adhaͤſion jedoch 
ſein Gegner fuͤr verſpaͤtet ausgeben wollte. — Durch den 
3. oberhofgerichtlichen Entſcheidungsgrund iſt nun ſo viel 
ausgeſprochen, daß eine ſolche Adhaͤſion auch in der muͤnd— 
lichen Verhandlung Platz greife. Uebrigens aber koͤnnte 
man bezweifeln, ob dieſer drit te Entſcheidungsgrund ganz 
mit dem Urtheile übereinftimme ? denn wenn es im letzten 
heißt: das bofgerichtliche Nefcript fey mit dem Anhange zu 
beftätigen, daß der urtheilsmäßige Eid, bei Vermeidung des 
im $. 651. der neuen Prozefordnung gefesten Rechtsnach— 
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theils auszuſchwoͤren ſey, fo ſah dagegen der dritte Ent—⸗ 
ſcheidungsgrund die Anwendung dieſes Praͤjudizes ſo an, 
daß es ſich von ſelbſt verſtehe, und es keiner Abaͤnderung 
des hofgerichtlichen Urtheils beduͤrfe. Durch den Anhang 
iſt aber auf die Beſchwerde des Adhaͤrenten eingegangen 
und dieſelbe ausdruͤcklich erledigt; indeſſen hatte dieſes nicht 
einmal auf den Koſten⸗Punkt Einfluß. 





Kann der Anwalt ſeine Specialvollmacht zur 
Eidesdelation bei den muͤndlichen Verhand— 
lungen dritter Inſtanz noch nachbringen? 
(Renner gegen Barth.) 


Ein in zweiter Inſtanz deferirter Haupteid warb von 
dem Hofgerichte nicht zugelaſſen, weil keine Specialvollmacht 
dazu beigebracht war. Als nun der Anwalt des Beklagten 
eine ſolche Vollmacht bei den oͤffentlichen Verhandlungen vor 
dem Oberhofgerichte produzirte, ſo beſtritt der Gegner die 
Zulaͤſſigkeit dieſer nachgeſchobenen Urkunde in Bezug auf 
$. 1170. der neuen Prozeß⸗Ordnung. 

„  Hinfichtlich dieſes Gegenftandes ward, nach Ausweis der 
Entfcheidungsgründe, angenommen : 

15) Daß ber Auftrag zur Eidesbelation in den gewöhn- 
lichen gedruckten Vollmachts⸗Exemplarien nicht genuͤge, viels 
mehr, wenn glei bie Obergerichtsordnung fich weder über 
bie Nothwendigfeit noch über die Entbehrlichfeit einer 
Spezialvollmacht erflärt habe, dennoch, fowohl nach der 
gemeinen Prozeßtbeorie, als nach der hierländifchen Gerichts» 
praxis, die Stellvertreter der Partbieen nicht berechtiget 
feyen, den Eid ihrem Gegentheil zuzufchieben, wenn fie nicht 
von ihrer Principalfchaft mit einer Specialvolfmacht ver: 
fehen, oder zur Verwaltung aller ihrer Güter und Gefchäfte 
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beſtellt ſind. L. 17. $. 3. L. 18. 19. D. de jurej. L. 60. 
D. de proc. Cap. 4. de proc. in 6. Danz gem. bürgerl. 
Prozeß $. 368. | 0 

2) Daß der Anwalt nidyt befugt ſey, eine ſolche Special: 
Vollmacht bei der mündlichen Berhandlung in dritter Snflanz 
nachzuſchieben, zufolge $. 1170. Nr. 4. der N. Pr. Ordnung. 





Aft, wenn der Beweis anticipirt worden, ber 
Kichter verbunden, ein befonderes Beweis: 
Erkenntniß, nah Vorſchrift des $. 393. ber 
neuen Prozeßorbnung, vorausgehen zu laffen, 
oder fann er fogleih auf die Zulaffung eines 
der anticipirten Beweismittel erkennen? 


(Veit gegen Feid.) 


B. hatte gegen F. eine Schuld eingeflagt, warb aber 
mit feiner Forderung von der erften Inſtanz abgemwiefen. 

In der Appellations⸗Inſtanz legte Bellagter eine Quit⸗ 
tung bed Klägerd vor, wodurch befcheinigt werben follte, 
daß Eapital und Zinfen zurücbezahlt feyen. — Die Aedht- 
beit der Unterfchrift warb geläugnet und eine Schriftver- 
gleichung angeordnet. Bei der weitern sffentlichen Verhand⸗ 
lung diefer Sache proteftirte der Beklagte gegen bie feit- 
‚berigen Verhandlungen, behauptend, es ftehe dem Gerichte 
nicht zu, das Beweismittel felbft zu wählen, fondern es babe 
nur überhaupt. auf Beweis zu erkennen, und muͤſſe es 
dann den Parthieen überlaffen, welche Beweismittel fie in 
Anwendung bringen wollten. 

Eventuell ward dem Kläger ein Eid dahin beferirt, daß 
bie Unterfchrift unter der Quittung nicht von ihm herrühre, 
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und noch eventueller dahin: daß er den Betrag ſeiner For⸗ 
derung nicht bezahlt erhalten habe. 

Die zweite Inſtanz legte dem Klaͤger auf, den zweiten 
ihm deferirten Eid abzuſchwoͤren. 

Davon ward an das Oberhofgericht appellirt, und uͤber 
Verletzung des gerichtlichen Verfahrens Beſchwerde gefuͤhrt, 
einestheils, weil bei einer eventuellen Eidesdelation das Er- 
fenntniß auch nur eventuell gegeben werben bürfe, d. b. daß 
nicht auf einen Eid erfannt werben fönne, welder nur auf 
den Fall zugefchoben worden, wenn ein anderer, gleichfalls 
deferirter, nicht für zuläffig erachtet würde — ohne daß zu: 
vor ein Erfenntniß über die Unzulänglichfeit des vorgehen: 
den Eides gegeben fey. 

Anderntheild ward fich darüber befchwert, daß der Rich⸗ 
ter nicht .eigenmächtig die Beweismittel wählen dürfe, deren 
fih eine Parthie in ihrer Streitfache bedienen folle. 

Es ward gebeten, den Beklagten für berechtigt zu erflä 
ren, ben Beweis der Nichtſchuld zu führen, oder eventuell 
auszufprechen, daß der Beflagte ſich der Eidesdelation über 
die Aechtheit der Quittung. bedienen Fönne. 

Die DOberappellation warb verworfen, in Griwäs 
gung, daß 1) das Hofgericht dadurch, daß ed auf ei— 
nen der beiden zugefchobenen Eide erfannte, den andern 
ſtillſchweigend verworfen habe, darin aber Feine Verlegung 
der Prozeßform liege, 

2) Daß, obgleich nach $.397. der neuen Prozepordnung 
die Beweis-Anticipation zwar auf Beftimmung ded Beweis: 
Satzes und der VBeweisfrift' feinen Einfluß habe, dennoch 
nur dann auf Beweis zu erfennen fey, wenn -der anticipirte 
Beweis nicht den Beweisſatz erfchöpfe, was bier durch die 
Eideszuſchiebung, auf welche das Hofgericht erfannte, ber 
- Fall gewefen. 

3) Daß felbft dann, wenn man eine Verlegung der Vor⸗ 
fchriften des Verfahrens wegen lUnterlaffung des Beweis— 


— 1 — 


erfenntniffes annehmen wollte, ber Oberappellant nicht nach⸗ 
gewiefen habe, daß er dadurch ein Beweismittel verloren 
babe, ihm aljo eine materielle Beichädigung zugefügt 
worden ſey. 





Analoge Anwendung der im Satz 92. a. f. des 
Handelsrehts beftimmten 14tägigen Klagver: 
jährung für den Kaufbeforger, auf einen 
reinen Kauf und Verkauf. 

(Meder gegen Oßwald.) 


Es war der Buchhändler O. von einem Schreibmateria- 
lienhändler auf den Reſt einer Kaufſumme für geliefertes 
Papier belangt worden. Als Widerflage ftellte er eine 
Entfhädigungsforderung auf, wegen fchlechter Qualität des 
gelieferten Papierd, wodurch veranlaßt fey, daß au dem 
Werke, welches auf dieſes Papier gedrudt worden, fünf 
Bogen, ald unbrauchbar, hätten umgedrudt werben muͤſſen. 

Er mwollte behaupten, daß nicht er die Fehler der Waare, 
wohl aber, daß foldye der Wiederbeflagte gekannt babe. 

Unter denen diefer Widerflage entgegengefegten Einreden, 
ward namentlich Die hberausgehoben, daß die Unbrauchbarfeit 
der Waare nicht in der durch das Gefeß beftimmten Frift 
angezeigt worden fey, und fich deßhalb auf den Sab 92. 
a. f. in Verbindung mit Sat 92. a. e. des Handelsrechts 
bezogen. 

Der Widerfläger wollte jedody die Anwendung dieſer 
Säge auf den vorliegenden Fall nicht zugeben, weil fie nur 
zwifchen dem Befteller einer Waare und dem Kaufbejorger, 
nicht zwifchen dem Käufer und unmittelbaren Berkäufer 
„gelten follten. 
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Das Hofgericht glaubte dieſer Beſtimmung des Handels⸗ 
rechts eine analoge Anwendung auf den zu entſcheidenden 
Fall geben zu muͤſſen, weil nach Satz 1. Abſatz 1. b. des 
Handelsrechts, die Geſetze in Handelsſachen, wo fie Abwei⸗ 
chungen von dem buͤrgerlichen Geſetze ausſpraͤchen, auch 
Rechtsaͤhnlichkeiten für nicht ausgedruͤckte Fälle gaͤben. Das 
ber die Säße 92. aa. und a. g. welche von der Kaufbefors 
gung banbelten, auch bei einem Käufer und Verkäufer in 
Handelsfachen Anwendung finden müßten. 

Das Oberhofgericht war jedoch anderer Anſicht, und 
änderte die Erfenntniffe der beiden vordern Inſtanzen dahin 
ab, daß es auf einen Beweis über die vom Widerfläger be- 
baupteten Thatfachen erfannte, und in feinen Entſcheidungs⸗ 
gründen Folgendes ausſprach: 

1) „Die Klage auf Entfchädigung wegen Verkauf einer 
„fehlerhaften Sache, die durch ihre fchlechte Befchaffenbeit 
„und verborgene Fehler unbrauchbar war, ift burd) bie e. 
„R. Saͤtze 1641. und 1647. begruͤndet.“ 

2) „Eine ſolche Klage wird durch den L. R. Satz 
„1648. und durch den Satz 92. a. f. des Handelsrechts, 
„welche nur auf Faͤlle, wo auf Zuruͤcknahme fehlerhafter 
„Waare geklagt wird — ſomit nur auf ———— 
„anwendbar ſind, nicht elidirt. 

Den Satz Nr. 2. erläuterte der oberhofgerichtliche Re: 
fpicient in feinem Gutachten näher dahin: 

„L. R. Sab 1648. verordnet, daß die Anftellung von 
„Klagen auf Zurüdnahme fehlerhafter Waare in furzer 
„Friſt geſchehen muͤſſe. Der Sat 92. a. f. des Handels- 
‚rechts beftimmt bei der Kaufbeforgung dieſe Frift auf 
„14 Tage vom Empfang der Waare an, und Sab 92. a. c. 
„verordnet, daß die Waare entweder zurüdgefendet 
„werben, oder auf Dispofition des Kaufbeforgerd auf dem 
„Plate liegen bleiben fol. Auch diefer Sag unterftellt ſo⸗ 
„mit, gleich dem L. R. Satz 1648. eine Verbindlichkeit zur 


I . 


„zurüädnabme ber Waare, eine bevorftehende rehibito- 
„riſche Klage.’‘ 

„Der Grund, warum in Fällen, wo auf Zuruͤcknahme 
‚der Waare wegen Fehler geflagt wird, oder bei rehibitos 
‚rischen Klagen, eine kurze Frift beftimmt warb, liegt darin, 
‚damit der Verzug dem zurücnehmenden Verkäufer oder 
„Kaufbeſorger wegen etwaiger Zunahme des Fehlers, nicht 
‚„machtheilig werde, oder damit die Waare im Verlaufe der 
„Zeit nicht im Preiße falle.“ 

„Dieſer Grund der kurzen Klagverjährung, der foldher- 
„geſtalt nur bei Wandelflagen ſtatt findet, fällt da, wo 
„nicht auf Zurücdnahme der Waare, fondern rein auf Ent 
„ſchaͤdigung, wegen gänzlicher Unbrauchbarteit derfelben ges 
„Magt wird, gänzlich hinweg.’ 

‚Daher findet fih auch in unferm Landrechte nirgend 
„ein Sag, nad welchem auch bei Entfchädigungsflagen wer 
„gen unbrauchbarer Waare, eine kurze Verjährung flatt 
„finde; denn bier hatte der Gefetgeber wegen zunehmender 
„Größe des Fehlers, oder wegen Wandelbarfeit bes Preißes 
„der Waare, nicht Vorforge zu treffen.’ 

„Klagverjährungen, durch welche Nechte erlöfchen, und 
„die eine Art von Strafe enthalten, können auch nur auf 
„die in den Geſetzen ausdrüdlich benannten Fälle, und nicht 
„analog auf andere, am wenigften auf folche ansgebehnt 
‚werden, wo der Verjährungsgrund nicht vorhanden iſt.“ 
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Zuläßigfeit einer Provocation ex lege diffa- 
mari, wenn der Provocant im Beſitze des 
Streitobjectes ift. 

(Gemeinde Röthenbach gegen die fuͤrſtliche Standeöherrfchaft 
Fürftenberg.) 


Daß dieſe Art der Provocation unter unferm neuen 
Prozeßverfahren zuläßig fen, feßt der S. 762. der neuen 
Prozeßordnung außer Zweifel: — Sie war ed aber aud) 
unter ber Herrfchaft der Obergerichts-Drdnung und nad) Ein- 
führung des Landrechts; wenigſtens nach der der Brauer; 
ſchen Meinung entgegengefeßten Anficht des Oberhofgerichts. 
Sahrbücher 1r Band ©. 308. — 312. 

Da fie indeffen eine Ausnahme von der Regel, daß 
Niemand zur Klage gezwungen werden fann, bildet, fo 
folgt weiter, daß fie nur da zuläßig ift, wo der Provocant . 
fein ordentliches Rechtsmittel hat, um zu feinem Anfpruche 
zu gelangen. Der bemerkte NRechtsftreit war von der Frage 
abhängig, ob dieſes Erforderniß vorhanden fey, oder nicht ? 

Die Gemeinde R. fowohl ald die fürftlihe Domainen- 
Kanzlei behauptete Befis und Eigenthum an gemiffen 
Waldungen. Auf den Grund der Berühmung von Seiten 
der fürftlihen Standesherrichaft, erhob die Gemeinde eine 
Provorationdflage, welcher die erfte Inſtanz dahin flatt 
gab, daß fie der Standesherrfchaft auflegte, ihre Anſpruͤche 
auf den Befit und das Eigenthum der fraglichen Waldungen 
binnen 4 Wochen — bei Verluft ihrer Anfprüche und Aufer- 
legung eined ewigen Stillfchweigend — vor dem Gerichts- 
ande der Provocanten, anzubringen, und fie purificirte 
bemnächft Diefen Spruch, indem ſ e das angedrohte Praͤ⸗ 
judiz are ſprach 
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Die zweite Inftanz reformirte jedoch diefes Erfenntniß 
dahin: daß die Provocationsklage als unftatthaft zu verwer⸗ 
fen, und das amtliche Decret wieder aufzuheben fey. 

Diefes hofgerichtliche Urtheil beftätigte das Oberhof: 
gericht Tediglich, in Erwägung: 

1) „Daß Provocationgklagen, ald Ausnahmen von der 
„Rechtsregel: daß Niemand zur Verfolgung feines eigenen 
„Rechts gezwungen werden fünne, nicht zu begünftigen 
„ſeyen.“ | 

2) „Daß fie, als fubfidiarifche Rechtsmittel, nur dann 
„ſtatt hätten, wenn durch ein ordentliches Rechtsmittel der 
„Zweck nicht auf gleiche Weife erreicht werden koͤnne.“ 

Claproth fum. Prozeß $. 270. und 274 Danz 
fum. Prozeß $. 72. Neue Prozeß-Ordnnung”S. 764. 
„Daß, wenn der provocantifche Theil ſelbſt die Nichtigkeit 
„dieſer Säße anerfenne, aber behaupte, daß Fein in der 
„Hauptfache gleich wirffames, und feinem Ssntereffe gleich 
‚‚entfprechendes Rechtsmittel ihm zu Gebote fiehe, er doch 

3) ‚‚angebe, im Befige, und zwar in einem unfürbenkli- 
„sen, der befraglidhen Waldungen zu ſeyn. Daß, went 
„dieſes der Fall wäre, er gar feines Nechtsmitteld bedürfen 
„würde, weil ihm der L. R. Satz 544. e. alle Befugniffe des 
„wirklichen Eigenthuͤmers zufichere, fo lange der Gegen- 
„theil nicht einen ftärfern Beſitz, oder ein ftärferes Necht, 
„für ſich zu erweifen vermoͤge.“ 

4) „Daß, wenn die provocatifche Standesherrjchaft es 
„fruͤher oder fpäter unternehmen follte, einen ftärfern Befig 
‚oder ein ftärferes Necht geltend machen zu wollen, die 
„Provocantin doch wegen der Mittel zur Bertheidigung 
‚ihres eigenen jüngften oder verjährten Befigftandes 
„unmoͤglich in Verlegenheit feyn koͤnne, da felbft der ver: 
„jaͤhrte Beſitz (die Erfitung) längftens 30 Jahre in ſich 
„ſchließe, und es für folche Zeit an Zeugen, wenn der Be— 
„weis blos durch diefe zu führem wäre, nie mangeln koͤnnte.“ 
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5) „Daß fogar die Provocantin nicht gehindert ſeyn 
„würde, auf den Grund der Erfitung, felbft die Eigen- 
„thumsklage anzuftellen, da diefelbe, nad) neuem Rechte, 
„nicht mehr als bloße Exception, ſondern auch ald Erwerbs; 
‚titel gebraucht werden koͤnne.“ 

6) „Daß gegen bloße Befigftörungen ed der Provo⸗ 
„cationsklage ohnehin nicht beduͤrfe. Endlich 

7) „Daß, wenn nicht die Provocantin, ſondern die 
„provocatiſche Standesherrſchaft, ſich im Beſitze der frag⸗ 
„lichen Waldungen befinde, fie ſich deßhalb der Provo- 


„rcationsklage nicht bedienen koͤnne, weil der Beſitzer nie zu 


„klagen brauche. Is art, qui non possidet, $. 4. I. de 
inkerdiet.” 
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Gegenftände des neuen Proceßrechts, 
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Entfcheidungen unter deſſen Herrfchaft. 





Baus undXeparationspfliht an Schulhäufern. 
Begriff von Hauptreparaturen an BELBILGEn 
Gebaͤuden. 


(Evangeliſche Gemeinde Thennenbronn gegen Großh. Fiscu 8.) 


Die erwähnte Gemeinde verlangte, bei der Mittellofigfeit 
des Heiligen, vom Großh. Fiscus, daß derfelbe ſowohl die 
nöthigen Reparaturen, als auch die Neubauten an dem 
dortigen Schulbaufe tragen folle. 

- Zur Begründung ihres Anſpruchs behauptete die Klü- 
gerin, daß die Nechtsvorfahrer des Großh. Fiscus, das 
Klofter St. Georgen und Württemberg, ald Befiter 
des großen Zehnten, zum Bau der Kirdye, des Pfarr: 
und Schulbaufes verbunden geweſen feyen. 

Daß auch der beflagte Fiscus, feit der Zablungsunfähig- 
feit des Heiligen, die Brandverficherungsbeiträge für das 
Schulhaus bezahlt habe. 

Endlich berief fich die Gemeinde auf mehrere Baufacta, 
welche feit dem Jahre 1818. gegen den Großh. Fiscus vor: 
liegen follten, 

Es erwirfte auch die klagende Gemeinde beim Großb. 
Hofgerichte am 30. Mai 1832. ein obftegliches Urtheil, des 
Inhalts : 

„Dem beklagten Großh. Fiscus liege bei dem nun man— 
„gelnden Heiligenfond die Baupflicht zu dem Schulbaufe in 

7 * 
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„evangeliſch Thennenbronn zur Laft, und fey derfelbe ſowohl 
‚zu ben nöthigen Reparaturen, ald zu den Neubauten vers 
„bindlich zu erflären und in bie Koften dieſes —— 
„zu verfaͤllen.“ 

Auf dagegen ergriffene Appellation fand ſich jedoch das 
Oberhofgericht bewogen, am 28. Februar 1833. reforma⸗ 
toriſch dahin zu erkennen: 

„es ſey das hofgerichtliche Urtheil dahin abzuaͤndern, 
„daß die klagende Gemeinde mit ihrer gegen Großh. Fiscus 
„erhobenen Klage auf Anerkennung der Schulhausbaupflicht 
„lediglich abzuweiſen und in die Koſten beider Inſtanzen zu 
„verfaͤllen ſey.“ 

Entſcheidungsgruͤnde. 

Nach Inhalt des S. 23. des Bau -» Edictd von 1808., 
befagend : 

„‚Altoorbandene Schulgebäude liegen im Zweifel, d. h. 
„ſo lange nicht ein Einbekenntniß, ein Urtheil oder ein Baus 
„‚factum einen andern Schuldner ficher nachmweist, jedem 
„Kirchfpiel, und wenn es in mehrere Schulbezirfe getheilt 
„iſt, der betreffenden Schulgemeinde zu erhalten und wieber 
„‚aufzuerbauen, auf.’ 

ift die klagende Gemeinde rüdfichtlich des in — lie⸗ 
genden Schulhauſes in jo lange als baupflichtig zu betrach⸗ 
ten, als fie nicht zu beweifen vermag, daß gegen den beflag- 
ten Großh. Fiecus einer der im gedachten Geſetz erwähnten 
Ausnahmsfaͤlle fpricht. 

Snfofern nun die Gemeinde ihre Klage 

1) auf die Behauptung ftügt: „daß fchon der Nechte- 
„vorfahrer von Würtemberg, das Klofter St. Georgen, als 
„Beſitzer des großen Zehnten, zum Bau der Kirche, des 
„Pfarr und Schulbaufes verpflichtet gewefen fey, in Folge 
„welcher Verbindlichkeit ein ehemaliger Abt befagten Klofters 
„ſchon vor Sahrhunderten ein Gapital von 3000 fl. zur 
„Gründung eined Baufonds ausgefegt babe, nach beffen 
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„Erſchoͤpfung nunmehr wieder die urjprüngliche Baupflich- 
„tigkeit des Klofters, refp: feiner Rechtenachfolger, eintrete,’’ 
fo find nicht nur die thatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe diefes 
Klaggrundes gänzlich unerwiefen, fondern auch um defmwillen 
unerheblich, weil nach Borjchrift des alfegirten Geſetzes, in 
Berbindung mit $. 21. ded Bau⸗Edicts, in allen ftreitigen 
Fällen die betreffende Gemeinde nur alsdann eine Freiheit 
von der Schulhausbaulaft geltend machen Fann, wenn fie zu 
zeigen .im Stande ift, daß diejenigen, welche fie als bans 
pflichtig im Anfpruch nehmen will, ein Einbefenntniß, -ein 
Urtbeil oder ein Baufactum gegen füh haben, wo hingegen 
aus andern, als diefen drei Gründen, eine Baupflicht 
gegen einen Dritten fi) überall nicht begründen läßt. — 
Der vom Magenden Theil in der Beweisantretungsſchrift 
angegebene inhalt des geiftlichen Ragerbuchs von St. Georgen, 
renovirt im Sabre 1716., ift darum ohne allen Werth, weil 
darin von einer dem Klofter St. Georgen, reſp. Wuͤrtem⸗ 
berg, in Anfehung des Schulhausbaues, bei Unzureichenheit 
bed Heiligen, Hbliegenden Baufchuldigkeit fein Wort, fondern 
nur fo viel enthalten it, daß der Prälat von St. Georgen 
Kirchenpatron zu Thennenbronn ſey, welches Patronatredht 
für ſich allein aber, nad dem $.32. des Kirchenlehnherrlidh- 
feitd-Edictd vom 24. März 1808., in Verbindung mit ber 
Erläuterung diefes Gefeßes vom 3. October 1811. (Reggs. 
Blatt Nr. 28.) überall nicht mehr ald Grund der auf fich 
babenden Kirchenbaufchuldigkeit, am wenigſten aber einer 
Schulhausbaupflicht, angezogen werben kann. 

2) Gfeich unerheblich ift die Behauptung, daß der Großh. 
Fiscus, feit der Zahlungsunfähigkeit des Heiligen, die Brand- 
verficherungsbeiträge für gedachtes Schulhaus entrichtet haben 
ſoll, da fein Geſetz befteht, welches am diefe Thatfache die 
Berpflichtung: zur Fünftigen Unterhaltung und neuer Er» 
bauung eines folchen Schulgebäudes als Folge knuͤpft. 


’ 
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Was nun endlich 

3) bie Baufacta betrifft, welche feit — — 1818. 
gegen den Großh. Fiscus vorliegen ſollen, ſo iſt 

a) bie angeblich in. gedachtem Jahre auf Koſten des 
Fiscus ftattgehabte Umdeckung des Daches nicht als erwiefen 
anzufehen. Zwar wird diefe Ausbefferung von dem Zeugen 
Meier, als durch ihn gefchehen, mit dem Beifage ver⸗ 
fihert, daß er die Zahlung dafür, die etwa 200 fl. betragen 
‘haben möge, von dem Verwalter in St. Georgen erhalten 
habe: Da aber der zweite aufgerufene Zeuge, Baumeiſter 
Heim zu Villingen, ſich nicht daran erinnern will, mit dem 
vorhergehenden Zeugen einen Accord: wegen Deckung bes 
Schulhausdaches abgefchloffen zu häben, da auch der weitere 
Zeuge, Schlegel, nichts davon wiffen will, im: Sahr 1818. 
vonder Domänen » Verwaltung St. Georgen nach evange⸗ 
liſch Thennenbronn abgefendet worden zu ſeyn, um das auf 
herrſchaftliche Koften neu bergeftellte Dach des Schulhauſes 
zu befichtigen, fo reicht die einzeln ſtehende Ausſage des 
Zeugen Weißer zur Herftelung des der Gemeinde oblies 
genden Beweifes um fo weniger bin, als fich ‚derfelbe über 
bie Größe des ſtatt gehabten Bauaufwandes nicht einmal 
mit Beftimmtheit zu aͤußern vermochte. 

‘ Der in. der Beweisantretungsfchrift eventuell dem gewe⸗ 
jenen Domänen» Berwalter Be zugefchobene Haupteid dar- 
über: ‚‚nicht zu. wiffen, daß im Jahr 1818: das Dach des 
„Schulhauſes auf ftöcatifche Koften neu gedeckt worden ſey“ 
wurde in dem ‚Anbetracht, daß ber Flägerifhe Anwalt zu 
diefer Eidedzufchiebung feine Ermächtigung: durch Special: 
Vollmacht beigebracht De, ‚nicht zur Berücfichtigung geeignet 

gefunden. 

So viel dagegen die weitern Baufacta betrifft, weiche 
auf herrſchaftliche Koſten in neuern ee ftatt gefunden 
haben follen, fo it zwar 

b) Die im ER 1820. für das befragte Schulhaus fast 
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gehabte Erbauung eines neuen Schweinftalled, und die Er- 
richtung: einer neuen Mauer, beides mit einem Aufwande 
von 14 fl. 36 fr., ſodann 

e) die im Sahre 1823. vollführte Reparatur bed Daches 
des Schulhaufes, mit einem Aufwande von 24 fl. 32 fr. — 
theild durch die Ausfagen ber hierüber abgebörten Zeugen, 
theild durdy das Geftändnig des beflagten Fiscus felbft, als 
erwieſen zu erachten. Allein diefe geringfügigen’ Herftelluns 
gen find feine Hauptausbefferungen im Sime des $: 1. des 
Bau⸗Edicts, worunter das Gefeß, wie die Zufammenftellung 
der Worte: „Bau oder Hauptanusbeflerung deſſelben,“ fo- 
dann der in $.9. Lit. C. vorfommende Ausdrud: „Erbau⸗ 
ungs = oder Haupterneuerungsfall deutlich zu erfennen 
geben, beträchtliche, einen bedeutenden KRoftenaufwaub ver- 
urfachende, den größern und wichtigern Theil der aan 
umfaffende, Herftellungen verftebt. 

Da nun hinzukommt, daß bei dem Altern und wichtigften 
befannten Baufactum, nämlich der im Sabre 1792. ftatt 
gehabten neuen Erbauung des Schulbaufes, der ſchon da⸗ 
mals vorgelegenen Unzulänglichkeit: des Heiligen ohngeachtet, 
die damalige Herzogl. Würtembergifche Kammer, ald Rechts: 
vorfahrerin des Großh. Fiscus, von aller Mitconcurrenz 
zu den Baufoften frei geblieben tft, und die Gemeinde zu 
anßerordentlichen Mitteln, naͤmlich zu Gefuchen um Geitat- 
tung einer ihr auch bewilligt gewordenen Gollecte, ihre Zus 
flucht genommen bat, welches letztere Ausfunftsmittel : nach 
$. 9. Lit. ©. des Bau⸗Edicts, fogar Baufreiheit des Zehnt⸗ 
berrn von der Kirchenbaupflicht nach fich zieht, und um fo 
mehr alfo bei einer ihm angefonnenen Schulhausbaupflicht 
für ihn ſpricht, — fo fehlt e8 für die behauptete Baupflicht 
des Großh. Fiscus an aller und jeber Begründung, und es 
mußte daher die Gemeinde mit ihrer Klage abgewieſen 
werben. 
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Bemerkungen. Die Entfcheidung ber beiden Inſtan⸗ 
zen mußte um deßwillen verſchieden ausfallen, weil das Hofs 
gericht die Baufacta, feit dem Edicte von 1808., für nachge⸗ 
wieſen anſah, und zumal auf das von 1818., die Umlegung des 
Daches, großes Gewicht legte. Dagegen fand der Appellationg- 
richter den. Beweis dieſes Factums nicht durch zwei Zeugen 
bergeftellt, . die ſpaͤtern Bauten aber von den Jahren 1820. 
bis 1823. hielt er fuͤr keine ie wie fie das 
Edict fordert. - 

Daß nur die feit dem Erfcheinen ” Baus Edicted vor: 
gefommenen Baufacta in Anfchlag gebracht werben Fonnten, 
um bie gefeglihe Fiction, daß die Baupflicht anerkannt 
fey, zu begründen, ift an fi Mar. Eben fo, daß bie 
Hauptreparatur von 1818. nicht gerechnet werben fonnte, 
fobald das Collegium ben factifchen Beweis deſſelben night 
für bergeftellt bielt. | 

Dagegen waren zwei fpätere Baufälfe, die Erbauung 
eines Schweinftalles nebft einer Mauer im Jahr 1820. und 
vom Jahr 1823. die Reparatur ded Schulhausdachs — 
hinreichend, um jene gefeßliche Fiction zu begründen, fobald 
man barin Hauptreparaturen im gefeßlichen Sinne 
antreffen konnte. 

Sieht man fih nun nad) dene gefeglichen Begriff einer 
Hauptreparatur um, fo findet man darüber im 
Bau -Edicte nichts weiter, ald ziemlich vage Bezeichnungen. 
Reparaturen mit beträchtlichem oder bedeutendem Koften- 
Aufwande unternommen, und Reparaturen an bem größten 
und wichtigften Theile des Gebäudes. — Bringt man bei 
dem Koftenaufwande den Werth ded Gebäudes im Berbält: 
niß zu den Koften der Reparatur in Anfchlag, fo mag 
allerdings bei einem Schulhaufe auf dem Lande, welches in 
der Regel feinen bedeutenden Werth bat, ſchon eine Reyas 
ratur im Betrage von 20 oder 30 fl. — beträdtlih und 
bedeutend genannt werden koͤnnen. 
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Eben fo fann man nad Umſtaͤnden fo gut das Dach 
des Hanfed als feinen Keller, zu dem wichtigften und 
größten Theile ded Gebäudes rechnen. 

Bei diefer Unbeftimmtheit fönnte man fich vielleicht eine 
analogifche Anwendung des 8. R. Satzes 1754. erlauben, 
nämlich in fo weit, daß man die darin benannten Fleinen 
Ausbefferungen, welche dem Miethsmann zur Laft fallen, 
zu den Nebenreparaturen, alle übrigen aber zu ben 
Hauptreparaturen rechnet In ber Rüdficht, daß 
das Gefeh die Letztern zu den Laften des Eigenthuͤmers 
zählt, daß bie Leiftung berfelben Auf das Eigenthum des 
Gebäudes fchließen Käßt, und daß auf dem Eigenthümer bes 
Gebäudes auch in der Regel die Bau⸗ und Reparaturlaft 
deffelben liegt. Beſtimmter fpricht. Darüber der L. R. Satz 
606., welcher unter andern zu den Hauptausbeſſerungen die 
neue Belegung der Daͤcher zählt. Sn den Entſchei⸗ 
dungsgründen gefchieht dieſes L. R. Satzes feine Erwähnung, 
wahrfcheinlich, weil man das Baufaetum von 1818. bie 
Umdeckung des Daches, nicht für erwiefen anſah, und es 
alfo nicht weiter darauf ankommen fönnte, ob fie zu ben 
Hauptreparaturen zu rechnen fey, ober nicht. 

Endlich wollte auch der zweite oberhofgerichtliche Ents 
fheidungsgrund Fein Gewicht auf die von Klägern aus de⸗ 
nen vom großh. Fiscus bezahlten Brandcataftergeldern her⸗ 
geleiteten Argumente legen, weil fein Gefeß daran die 
Berpflihtung zur Fünftigen Unterhaltung ber Gebäude 
fnüpfe. Das Hofgericht aber leitete aus biefer Zahlung ber 
Brandeataftergelder das Anerkenntnig ab, daß das Schul⸗ 
haus ein berrfchaftliches Gebäude fey, und hielt durdy Dies 
fen Umftand die gefegliche Fiction, daß die Baupflicht aner⸗ 
fannt fey, für bedeutend unterftüßt. Wegen. der Zahlungs» 
pflichtigfeit zu den Brandcaffegeldern enthält zwar der $.30. 
Bau » Edictd einige Vorfchriften, fagt aber nicht, daß fie 
ein Kennzeichen der Baupflicht ift. 
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Privilegirtes Forum des Großh. Fiscus bei 
perfönlihen Klagen. 
(Lederle gegen Fiscus.) 


Es fragte fih: ob der Kläger berechtiget fey, zu einer 
Klage gegen den Fiscus eines von den vier Hofgerichten 
nad) Gefallen zu wählen, oder ob, nad der fiscalifchen 
Behauptung, diefe Staatsbehörde nur ausfchließlich bei dem 
Hofgerichte zu Raftatt belangt werben könne? — Früherhin 
waren manche Fälle beim Oberhofgerichte vorgefommen, in 
welchen: ohne Widerfpruch. die erfte Suftanz gegen den Groß: 
berzoglichen Fiscus bei jedem beliebigen Hofgerichte erwählt 
ward; in diefem Jahre mußte, da der Fiscus ſich vor dem 
unterrheinifchen Hofgerichte nicht einkaffen wollte, Ddiefer 
Gegenftand vom Oberbofgerichte, an weldyes er durch Bes 
rufung kam, entichieden werden. 

Amtmann Lederle in Freiburg ward vom großb. 
Fiscus anf Ruͤckerſatz verfchiedener Polten, die er als 
Dienft-Emolumente zur Ungebuͤhr erboben baben follte, bes 
langt. Diefer Rechtsftreit endigte fi) durch ein oberhofgericht- 
fiche8 Urtbeil vom 28. März 1832., worin dem Fiscus 
zwei Poften zuerkannt wurden, während er mit deu übri- 
gen abgewwiefen ward. 

Der Sohn und Erbe des Amtmannd Lederle erbob 
hierauf eine Klage bei dem Hofgerichte des Unter 
rheins, weil der Fiscus, während dem Kaufe des 
Hauptprogefles, die Penfion feines Vaters herabgefegt hatte, 
deren Ergänzung vermittelt dieſer Klage gefordert ward. 
Es feßte aber der behagte Fiscus unter andern die Eins 
rede des mangelnden Gerichtsftandes entgegen, weil ber 
Fiscus auf Erfüllung perfönlicher Berbindlichkeiten nur bei 
dem Hofgerichte des Mittelrheines belangt werben könne. — 
Es nahm audy wirklich das unterrheinifche Hofgericht feine 
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früher erfannte Ladung zuriic, "und ſprach aus, daß die 
Klage beim Mannheimer Höfgerichte micht ſtatt finde. — 
Die Entfcheidungsgründe waren: 19 daß nad) $. 27. der 
Proceß⸗Ordnung die befreiten Gerichtsftände durch befondere 
Geſetze beftimmt worden 5’ durch die Verordnung vom 8. 
Suni 1810. lit. e. aber, Anfprüche'gegen den Fiscus, welche 
aus perfönlicher Verbindlichkeit , amd ’ nicht ans dem Befige 
von Liegenſchaften entfpringen , vor das Stadtamt Carls⸗ 
ruhe zum Rechtsaustrage gewieſen find, und dieſe Beſtim— 
mung durch Verordnung vom 21. März 181%, sub Ne HL 
4. nur in fo fern einer Aenderung unterworfen iſt, als dar 
durch dem Fiscus ein Privilegium Fori ertheilt, und das 
betreffende Hofgericht als zuſtaͤndiges Gericht confti- 
twirt worden iſt; unter diefer Bezeichnung aber, nach der 
im Uebrigen in Kraft bleibenden Verordnung von 1810, bei 
Klagen aus perſoͤnlichen Verbindlichfeiten, nur das dem 
Stadtamte Carlsruhe vorgefeßte Hofgericht zu Raftatt, in 
deſſen Gerichtsiprengel das Finanzminiſterium, als oberfter 
Vertreter des Eivilfiscus, feinen Wohnſitz bat, verſtanden 
werden fan. I: n 
2) Daß eine entgegenſtehende Praxis, wonach der Fis— 
eus in derartigen Klagſachen ſeither auch bei dem uͤbrigen 
Obergerichten des Landes Recht genommen habe, hiergegen 
nichts verfaͤngt; theils weil eine ſolche Praxis ſchon an ſich 
nicht bindend iſt, theils aber auch aus jenem Umſtande nicht 
hervorgeht, ob die Gerichte ſich ſchon als ſolche, oder nicht 
vielmehr nur wegen ſtillſchweigender Provocation fuͤr zu— 
ſtaͤndig gehalten haben. 
3) Daß daher die vom Beklagten vorgeſchuͤtzte Einrede 
des incompetenten Gerichtsſtandes in dieſer aus einer per— 
ſoͤnlichen Verbindlichkeit entſpringenden Klagſache als wohl 
begründet erſcheint u. f. mw. 
Auf eingewandte Berufung an das Oberhofgeriht er 
fannte dieſes abändernd: „es ſey, unter Berwerfung der 
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„Beklagter Seits als proceßhindernd vorgebradhten Ein⸗ 
„rede der Unzuſtaͤndigkeit des unterrheiniſchen Hofgerichts, — 
„die durch das hofgerichtliche Urtheil wieder aufgehobene 
——— vom 27. Novemb. v. J. fuͤr ſtatthaft zu erklaͤren, 
„und die Sache zur weitern Verhandlung und Entſcheidung 
„an hieſiges Hofgericht zuruͤckzuweiſen.“ 

Entſcheidungsgründe: 1) Nah dem $. 221. 
der D. ©. Ordnung, wonach ber Ianbeöherrliche Fiscus bei 
jedem Hofgerichte über ‚die zu deſſen Provinz gehörigen Ges 
genftände Recht zu nehmen hat, ſtand ed, mo nicht. der 
Gegenftand des Proceffed die Competenz eines beftimmten 
Hofgerichtes begründet, dem Kläger frei, den Fiscus vor 
dem naͤchſten Hofgerichte zu belangen. 

2) Durch das Gefeß vom 21. März 1812. ift die 
durch die Organifation von 1809. aufgehobene Kanzleifäf- 
figkeit des großh. Fiscus in perſoͤnlichen Klagſachen mit den 
Worten wieder bergeftellt, daß nun das betreffende 
Hofgericht der zuſtaͤndige Richter ſey. 

3) Das Wort „betreffend“ zeigt an, daß nicht 
ausfchlieglich ein beſtimmtes Hofgericht für alle perfönlichen 
Klagfachen des Fiscus, fondern daß auch für perfönliche Klagen 
jedes der Hofgerichte das zuftändige ſeyn könne ; wodurch alfo 
ganz diefelben Beftimmungen wieder in das Leben treten, welche 
die O. G. Ordnung über ben Gerichtsftand des Fiscus enthält. 

4) Diefe Gefebedauslegung, wie fie nicht nur ben 
Morten des Geſetzes angemeffen ift, fondern auch die bie: 
herige conftante Praxis für ſich hat, rechtfertiget fich noch 
ferner dadurch, daß die Aufrechthaltung der bisherigen 
Grundfäge über den Gerichtsftand des Fiscus dieſem uns 
nachtbeilig find, indem bderfelbe bei jedem Hofgerichte einen 
Anwalt hat, daß es dagegen bie Rechtöhülfe gegen ben 
Fiscus fehr erfchweren würde, wenn man alle perfönlichen 
Klagen gegen denfelben ausfchließlih an das KHofgericht zu 
Raftatt verweifen wollte. 


— 109 — 


5) Durd ben $. 8. der Proeeßorbnung kann nicht er 
wiefen werben, daß das Raftatter Hofgericht das. allge: 
meine Forum für den großh. Fiscus fey, weil die befreiten 
Gerichteftände,, nach $. 27. der Proceßorbnung, nur nach 
den befondern Gefegen, woburd fie beftimmt worden, zu 
beurtheilen find. — Die fragliche Klage gegen den großb. 
Fiscus konnte daher bei biefigem Hofgerichte angeftellt 
werben, 


Zur näheren Erläuterung dieſer Entfcheibungsgründe 
wird es dienlich feyn, einige Stellen aus dem Bortrage bed 
oberhofgerichtlichen Refpicienten -anzuführen ; zumal, ba biefe 
- Entfcheidung in ihren Folgen von einiger Bedeutung ſeyn 
koͤnnte. — 

Er ſagte: der Gegenſtand der dermaligen Berathung 
ſey die Frage: wie der Abſ. III. des Geſetzes vom 21. 
März 1812. wodurd dem Fiscus fein befreiter Gerichtsſtand 
wieder gegeben worden, zu interpretiren ſey? Zur Beants 
wortung berfelben warb eine gefchichtliche Ueberficht des fis⸗ 
califchen Gerichtsſtandes im Badiſchen vorausgeſchickt. Nach 
dieſer beſtand in der alten Markgrafſchaft Baden nur ein 
Hofgericht, vor dem der Markgraͤfliche Fiscus in allen perſoͤn⸗ 
lichen und dinglichen Klagen ſeinen beſondern Gerichtsſtand 
hatte. Nach dem Laͤnderzuwachs im Jahre 1802. ward das 
Land in drei Provinzen, die Markgrafſchaft, Pfalzgrafſchaft 
und das obere Fuͤrſtenthum getheilt, in deren jeder ein 
Hofgericht, resp. der gerichtliche Senat des Hofraths⸗Colle⸗ 
giums die Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz über die Kanz⸗ 
leiſaͤſſigen auszuuben hatte; nach dem 1. Organ.»Ebict von 
1803. S. 9. — Yin Uebereinftimmung damit feßte ber $. 
221. der O. G. Ordnung feft: „daher Wir denn unfern 
„Fiscum nicht allein gleich andern gefreiten privatis, der Ju⸗ 
„risdiction Unſerer Hofgerichte und allen depfallfigen rechtli⸗ 
„hen Diepofitionen dieſer Gerichte unterwerfen, fondern 
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„auch — Unſern Hofgerichten freiftellen, gegen Unſern Fis- 
„cum, über die zu einer jeden Provinz gehörigen Gegens 
„ſtaͤnde, ohne Anfrage bei Uns, Ladung zu erfennen. 
Nach diefer gefeglichen Beftimmung ‚war der landesherrliche 
Fiscus bei Perfonals fo wie bei Realklagen der hofgericht- 
lichen Gerichtsbarkeit unterworfen. 

Bei Perſonalklagen, die auf eine Biegenfhaft Bezug 
hatten, 3. B. bei Klagen aus einem Bauaccord, war durch 
die Lage des Streitobjectd die Competenz ded Provinzial 
Hofgerichtes beftimmt; andere Perfonalflagen gegen den 
Fiscus konnte jeder: Kläger _bei dem ihm nächfigelegenen 
Hofgerichte anbringen, — mie. denn Beifpiele genug beim 
Oberhofgerichte vorgefommen find, wo Staatsdiener und 
Penfionaird gegen den Fiscus bei. Deimjenigen Hofgerichte 
Klagen anftellten, in deſſen Gerichtöfprengel fie ihren zeiti⸗ 
gen Wohnort hatten. 

So blieb die Lage der Sache, bid die Organifation von 
1809. die gefreiten Gerichtsftände, mit wenigen Ausnahmen, 
aufhob. Die Zuftigminifterial -» Verordnung vom 8 Juni 
1810. wie: 

„Fiscaliſche Sachen, wenn fie perfönlich find, aus au— 
„gemeinen Regentenpflichten entſpringen, oder aus Verbind⸗ 
lichkeiten gefolgert werden, die nicht aus dem Beſitze von 
„Realrechten entſpringen“ dem Stadtamte Carlsruhe zu. 

Allein jelbft Durch dDiefe Berordnung wurden nicht alle perſoͤn⸗ 
liche Klagen gegen den Fiscus an das Stadtamt Carlsruhe 
gemwiefen ; es ift aber die dort gemachte Ausnahme nicht 
ganz fchulgerecht ausgedrüdt. — Unter perfönlichen Klagen, 
die aus dem Befige von Nealrechten entfpringen, Können 
unmoͤglich dje actiones personales in rem scripts bes ror 
mifchen Rechtes verftanden feyn, da fie das Badifche da- 
mals ſchon geltende Landrecht nicht Fannte; fondern man 
fann darunter nur folche .perfönliche Klagen verfiehen, die 
mit dem Befige von Kiegenfchaften verbunden find. Denn 


— 11 — 


dem Intereſſe beider ftreitenden Theile konnte es unmöglich 
angemeffen ſeyn, wenn 3. B. die eined Banunternehmers 
eines Öffentlichen Gebäudes zu Wertheim, an dag Stadtamt 
Carlsruhe hätte verwiefen werben wollen. 

Roc vor Ablauf Yon weitern zwei. Sahren wurbe jes 
doch, mit einigen Ausnahmen, durch das Gefeg vom 21. 
März 1812. die Kanzleifäffigfeit wieder. hergeſtellt. Diefes 
Gefeß verordnet im Abſatz II: 

„um bie Staatsverhältniffe der Perfon des Bellagten 
‚willen, gelangt eine Sache alsbald im erften Rechtszuge an 
„das betreffende Hofgericht, wo 4., der Staat oder 
„Staatsbeutel, die allgemeinen Kirchen⸗Caſſen, oder allge. 
‚meinen Landesanftalten — der beflagte Theil iſt.“ 

‚ Nach der bisherigen conftanten Praris des Oberhofge- 
richts, hielt man durch dieſes Gefet das vor der. Verord⸗ 
nung von 1810. beftandene Verhältnig über den Gerichts- 
ftand des großh. Fiscus, ruͤckſichtlich perſoͤnlicher Klagen 
wieder für hergeſtellt. Und dieſe Praxks ſollte — nach des 
Reſpicienten Anſicht — auf einem guten Grunde beruhen. 
Nach dem Geſetz vom 20. Maͤrz 1812. ſeyen naͤmlich die 
fruͤhern Verhaͤltniſſe fuͤr den Gerichtsſtand des Fiscus wie⸗ 
der eingetreten, wie ſie vor 1810. beſtanden haͤtten. Die 
Worte bes F. 3. aber: Das betreffende Hofgericht, bes 
ſtaͤtigten diefe Anſicht, ftatt fie, nad der Meinung des 
Unterrichterd, zu widerlegen. Es wäre nämlich in dieſer 
Stelle blos von perfönlichen Klagen, gegen ben Fiscus bie 
Rede, und das Wort „betreffende‘ zeige an, daß 
jebes der vier Hofgerichte das zuftändige feyn koͤnne. "Wäre 
nur das Raftatter Hofgericht allein zuftändig , fo hätte es 
beftimmt, als allein suftänbig, im BR: benannt 
werden müflen. 

Ueberdem warb in dem erwähnten Vortrage bemerkt: 
als Forum domieilii des Fiscus koͤnne das. Hofgericht des 
Mittelrheines nicht angefehen werden, denn der Staat fey 
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überall im ganzen Großherzogthume gu Haufe, und nicht in 
Karlsruhe allein. — Ein Anderes fey auch aus dem $. 8. 
der neuen.Proceßorbnung, auf welden fi) der Fiscal⸗ 
Anwalt berufe, nicht abzuleiten, denn biefer wäre auf bie 
befreiten Gerichteftände nicht anwendbar, ruͤckſichtlich welcher 
es nach 8. 27. der Proceßorbnung — bei den alten 
Geſetzen belaſſen worden. — 





Bemerkung. In dem naͤmlichen Rechtsſtreite war 
auch noch die weitere proceßhindernde Einrede vorgebracht 
worden, daß der Klaͤger eine Enthoͤrung von Seiten des 
Fiscus nicht nachgewieſen habe. Es fragte ſich daher: ob 
dieſes Altere fiscalifche Privilegium noch unter der Herrichaft 
des neuen Proceßrechts fortdaure? Das Hofgericht hatte 
die Frage verneint und die Einrebe verworfen, weil eine 
folche Befcheinigung der Enthörung durch die Proceforbnung 
nirgends, fondern nur durch die SS. 9. und 221. ber O. 
G. Ordnung vorgefßrieben ſey, dieſe Beſtimmung aber nicht 
mehr maaßgebend feyn könne, weil die Proceßorbnung, als 
Complex des gefammten nun geltenden Proceßrechts, und ſo⸗ 
bin die Obergerichtsordnung im toto abrogirt angeſehen 
werden müffe, daher einzelne Beftimmungen der erftern 
nicht zur Auslegung ber — heruͤber gezogen werden 
duͤrften. 

Weil ferner die im L. R. Satz 6. c. aufgeſtellte Inter⸗ 
pretationsregel Obigem nicht entgegen ſtehe, indem dadurch, 
daß jenes dem Fiscus fruͤher zugeſtandene Privilegium 
in der Prozeßordnung nicht aufgenommen, vielmehr durch 
$. 4., ohne davon Erwähnung zu thun, verordnet worden 
ift, daß der Fiscus in allen aus privatrechtlichen Verhält- 
niffen entfpringenden Streitigkeiten vor ben Landeögerichten 
Recht nimmt, die Anficht des Gefeßgeberd genugfam aus: 
gefprochen fey, daß ihm jenes Privilegium —— nicht 
zukomme. 


— 113 — 


Es fand dieſe hofgerichtliche Anficht in der zweiten In⸗ 
ftanz, in welcher der Fiscal-Anwalt durch Anfchließung dieſe 
Einrede wiederholt vorbrachte, fo allgemeinen Beifall, daß 
man ſich in den mit dem oberbofgerichtlichen Urtheile pus 
blizirten Entfcheidungsgründen, lediglich auf die hofgericht⸗ 
lichen. bezog. 





Berechtigung der Grundheren zur Entlaffung 
ihrer Adminiftrativ=- und Sameral= Beamten 
aus ihren Dienften. 

(Graf von Helmftädt gegen Foͤrſter Semer.) 


In Folge mehrerer Differenzien zwifchen dem Grund» 
berrn und feinem Förfter, und nachdem erfterer, feiner Ber 
bauptung nad, dem legtern ſchon früher den Dienft gekuͤn⸗ 
digt hatte, zeigte derfelbe deſſen Entlaffung im Jahre 1830 
dem betreffenden Amte an, und bat: den ©. davon in 
Kenntniß zu fegen, und ihm aufzugeben, binnen 14 Tagen 
die Dienftwohnung und Güter zu räumen. . 

Daraus entfiand ein Nechtsftreit, der bis in bie dritte 
Inſtanz fortgefegt ward, indem der Beklagte (jene Eingabe 
war als Klage angenommen) behauptete, daß er zu ben 
unauffündbaren Dienern gehöre, welches der Hr. Graf je 
doch in Abrede ftellte, und daneben behauptete, daß auf 
jeden Fall der Förfter durch Dienftvergehen die Entfernung 
vom Dienfte verfchuldet habe. 

Es kamen ſolchemnach bei Entfcheidung diefer Sache zwei 
Fragen in Betracht: a. ob der Grundherr in jedem Falle und 
ohne Rücficht auf die angeblichen Dienftfebler und Dienfiver- 
gehen des Foͤrſters befugt fey, denfelben vom Dienſt und Gebalte 
zu entfernen? b. Ob derfelbe dazu. wegen ber dem Beklagten 
angefchuldigten Dienftvergehen berechtigt gewefen ſey? 
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Bei ber erften Frage ward, zufolge ber Ausführung bes 
Refpicienten, angenommen, daß ber Hr. Kläger durch Feine 
BertragssPVerbindlichfeit gehindert fey, den Bellag- 
ten von feinem Dienfte zu entfernen. Es mußte daher weis 
ter geprüft werben: - ob ber Hr. Graf durd die Natur des 
zwifchen ihm und ©. beftandenen Dienftverbältniffes, ober 
durch pofitine Gefege an ber Auffündigung des Dienſtes ges 
hindert war. 

Bei der Beantwortung diefer Frage ging man davon 
aus, daß ©. unter dem Beitande der beutfchen Reichsver⸗ 
faffung von dem damals regierenden Hrn. von Helmftädbt als 
Förfter angeftellt worden fey. — Daß ed num Bedienftete 
und Beamte felbft der Fleinern Reichsſtaͤnde und Reichöglie- 
der gab, denen die Rechte und Borzüge wirklicher Staate- 
diener zufamen, leidet feinen Zweifel. — Ob aber reiche» 
ftändige Beamte diefer Glaffe, fo wie Staatöbeamte über: 
haupt, beim Mangel eined maaßgebenden Dienftvertrages 
oder Gefeßed, fchon Kraft ihrer Anftellung auf Tebend- 
längliche Dauer des Dienftes Anfpruch hatten, und nicht 
fchlechtweg entlaffen werden Fonnten? — dieſes ift eine Frage, 
welche, nngeachtet des Bielen, was darüber gefchrieben 
worden, der Theorie nad) bis zum heutigen Tage nod) 
unentſchieden if. Nur fo viel ift richtig, daß reichsftändige 
Diener, vorzugsweife Juſtizbeamte, auch eigentliche Admi⸗ 
niftrativ» und Gameral-Beamte, gegen willführliche Entlafr 
fungen bei den höchften Reichsgerichten Schuß fanden. 

Wenn man num gleich nicht behaupten koͤnne, daß Foͤr⸗ 
fter ©. zu dem bloßen Lohngefinde oder den Dienftboten 
gehört habe, wogegen die Befchaffenheit feines Dienftes und 
fein nicht unbedeutender Gehalt fpreche, fo bleibe doch die 
fer Rechtsſtand, in Beziehung auf Iebenslängliche Anftelung 
oder Unentlaßbarkeit, wenigitens fehr ungewiß. 

Dagegen fand man die beftehenden Gefege und Verord⸗ 
nungen durchaus ungänftig für ben Beflagten. — Die bes 
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fannte Staatsminifterial + Verordnung vom 15. März 1827 - 
erfläre wör:lich: „daß der Dienft eines Nevierförfterd zu den 
„Gioil » Staatsdienften weder bisher gehört habe, noch ge- 
„böre.” — Man wollte: feinen Grund finden, für die 
Standes- und Grundherrlichen Beamten eine Ausnahme zu 
machen. — Eine gleiche Beftimmung fand man in dem 
Bertrage vom 22. April 1824., welcher zum Vollzug des 
Art. 14. der beutfchen Bundes-Lcte errichtet ward, und bes 
ren $. 17. befagt: 

Die Grundherrlichen Foͤrſter ſind eben ſo wenig, als 
„die Rentbeamten,“ für Staatsdiener anzuſehen, daher auch 
„die Diener⸗Pragmatik auf ſie keine Anwendung findet.“ 

Beide Verordnungen wollten jedoch vom Beklagten in 
ihrer Geſetzeskraft um deßwillen beſtritten werden, weil 
Beiden die Verfaſſungsmaͤßige Sanction fehle. 

Ohne weiter in dieſe Frage einzugehen, glaubte man 
annehmen zu koͤnnen, daß ſie nichts weiter als eine beſtimmte 
Declaration deſſen enthalte, was ſchon fruͤher grundgeſetzlich 
beſtand. — Es wurden deßhalb angeführt: das IH. Con⸗ 
ſtitutions⸗Edict vom 22. Juli 1807. $.51. — das IV. Conſt. 
Edict $. 14. und das Ediet vom 23. April 1818., die 
Nechteverhäftniffe der vormaligen Reichsſtaͤnde und Neiche- 
Angehörigen betreffend, — welches letztere ald ein Theil der 
Landesverfaffung erflärt war, aber durch fpätere Conven⸗ 
tionen mit den Standes» und Grundherrn, und hinſichtlich der 
letztern namentlich . Bertrg, abgeändert wurde in den 
F. $. 33. und 40. 

Mit dem Sage: daß Nevierförfter feine Staatsdiener 
ſeyen, ſohin keine lebenslaͤngliche Anſtellung anzuſprechen 
haͤtten, waͤre freilich noch nicht geſagt, daß dergleichen 
Diener nach reiner Willkuͤhr, und ohne alle Verbindlichkeit 
zu irgend einem Erſatz, einer Penſion u. ſ. w. ſollten ent⸗ 
laſſen werden koͤnnen. Im vorliegenden Falle wuͤrde aber 
dieſer a durch eine Dienft-Infteuction von 1802., worin 
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eine vierteljährige Dienftauffündigung vorbehalten feyn ſollte, 
gehoben fepn, wenn fie vorher nod im Originale beige- 
bracht würde. 

Man hielt indeffen folche Production nicht die nöthig, 
in fo fern die zweite Frage: ob der Hr. Graf durch das 
Vergeben des Gegnerd das Recht erlangt babe, benfelben 
ohne meiters von dem Förftersdienfte zu entlaffen? — zu 
Gunften des Klägers beantwortet werden follte. 

Dabei ift voraus zu bemerfen, daß, als ©. im Jahre 1829. 
in Unterfuchung wegen Dienftuntreue gefommen war, 
das Hofgericht den Antrag an den höchften Gerichtshof am 
6. April 1830. ſtellte: „daß ©. der Beruntreuung von Holz- 
„geldern, der Verlegung feiner Dienftpflicht, fo wie des Bruchs 
‚feines Dienfteides fchuldig zu erflären, und deßhalb ‚zu 
‚einer dreimotatlichen Arbeitshausſtrafe zu verurtheilen , 
„auch feines Dienftes und ber Ehre zu entjeßen ſey.“ 

Das DOberhofgericht aber erfannte: „daß in vorliegender 
„Unterſuchungsſache Fein Grund zu einem richterlichen Er- 
„kenntniſſe vorhanden fey, die Beftrafung der dem Anges 
„ſchuldigten etwa zur Laft fallenden Veruntreuung aber — 
„in Gemäßheit des Art. 83. der Erläuterungen zum Straf: 
„Edicte, der polizeilichen Behörde zu überlaffen ſey.“ 

Die Mebrbeit unterftellte dabei das Berbrechen ber 
Nehnersuntreue, fand aber, daß ber veruntreute 
Betrag die Summe von 50 fl. nicht erreiche, wollte auch 
einen Gelübdebruch nicht. unterftellen, wegen Mangels der 
Eidespräparation, und glaubte endlich den Art. 90. des 
Strafedicts, mit Rüdficht auf deffen Erläuterungen $. 38. 
anwenden zu müflen. — Das Amt Nedarbifchoffsheim  er- 
fannte darauf im polizeilichen Wege, den Foͤrſter ©. ber 
im Dienfte ſich erlaubten Unterfchlagung von verfchiedenen 
Hoͤlzern für fchuldig, im Werthe von 45 fl. 20 fr., und ver- 
urtbeilte ihn zum Erfaß dieſes Werthes, jedoch nur mit.29fl. 
und zu einer 14tägigen polizeilichen Gefängnißftrafe. 


Es fragte fih nun, ob diefer Vorgang, wie der Hr. 
Graf behauptete, einen Grund zur Entfernung des Forz 
fters von feinem Dienfte abgeben konnte ? 

Das Amt N. hatte, ald ed den ©. der Unterfhlagung 
für fchuldig erfannte, jtatt der Rehnersuntreue, offen: 
bar auf den $. 83. der Erläuterungen, auf welche das ober: 
bofgerichtliche Urtheil hinwies, Feine Ruͤckſicht genommen, 
da es fuͤr das Verbrechen der Unterſchlagung, welches in 
substrato nach den Art. 81. und 82. in Verbindung mit 
den Art. 40. und 41. Straf-Edictd, eine weit größere 
Strafe hätte zur Folge baben müflen, gar nicht commpetent 
gewefen feyn würde. — Borausgefest alfo dad Verbrechen 
der Rechnersuntreue, fo mußte auf den $. 83. der 
Erläuterungen, in Bezug auf $. 90. des Straf⸗Edicts zu: 
rüdgegangen werben. 

Man fand nun zwar die Worte der gedachten —— 
„uͤber einen erſten — unter 50 fl. gebliebenen Caſſeneingriff 
„eines Rechners iſt deßwegen in dem Strafedicte nichts be— 
„ſtimmt, weil dieſer nur noch unter dienſtpolizeiliche Ver— 
„gehen gehoͤrt, die nicht gerichtlich zu betreiben, ſondern, 
„nach Ermeſſen der Polizeibehoͤrde, durch Polizeiſtrafe oder 
„Dienſtaufkuͤndigung zu ahnden ſind,“ nicht ganz klar; denn 
darnach ſcheine es, daß die gewoͤhnliche Polizeibehoͤrde nach 
ihrem Ermeſſen, vielleicht gegen den Wunſch und Willen 
des Dienſtherrn, den Dienſt auffündigen koͤnne. — Man 
glaubte jedoch, dieſe Erlaͤuterung ſo verſtehen zu muͤſſen, 
daß es in einem folchen Falle von der dienftpolizeis 
Iihen Behörde abhänge, dem, einer Beruntreuung 
fchuldigen Rechner entweder den Dienft aufzufündigen, oder 
deffen Vergehen Dienftpolizeilich zu rügen, jo weit fie eine 
Strafgewalt babe, andernfalls aber die Rüge der einfchlä- 
gigen Polizeiftelle zu überlaffen. 

Diefe Auslegung fand man übereinftimmend mit der 
Verordnung vom 21. April 1806. und mit der Dienerprags 
matif von 1819. im $. 16. 
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Man erwog ferner, daß Förfter ©. zwar in allem, 
was zur oberften Forft-und Jagd» Polizei ded Staated ges 
böre, unter der Landesherrlichen Forftbehörbe ftehe, hinge⸗ 
gen als grundherrliher Förfter von der Grundberrfchaft 
angeftellt und befoldet gewefen, um für die Verwaltung bes 
grundherrlichen Waldeigentbumes und der Jagden, und zwar 
nicht blos in technifcher, fondern auch in finanzieller Hinz 
fit zu forgen. Er fey daher in Allem, was die Pflicht« 
treue gegen feine Dienftherrfchaft, in Bezug auf das ihm 
anvertraute Eigenthbum betroffen babe, berfelben verantworts 
lich, und diefe feine DienftpolizeisBehörbe gemwefen. Durch 
die Rechnersuntreue, deren er fchuldig erfannt worden, habe 
er bie Dienfttreue gegen feine Herrfchaft verlegt, und bas 
Amt hätte fein Urtheil, vor feiner Berfündung und Volls 
zug, dem Herrn Grafen mittheilen folen, um, wenn er 
wolle, von dem ihm gefeglich zuftehenden Rechte der Dienft- 
entlaffung Gebraudy zu machen. | 

Diefe Betrachtungen batten zur Folge, daß die vorit- 
ftanzlichen Urtheile, weldye beide den Hrn. Grafen für befugt 
zur Auffündigung feines Foͤrſters erflärt hatten, vom Ober⸗ 
bofgerichte lediglich beftätigt wurden. 

In den Enticheidungsgründen wurden jene oben vorges 
kommenen Säte dahin zufammengefaßt : 

Der Beklagte Dberappellant bat nach der —— 
vom 15. Maͤrz 1827. und nach dem Edicte vom 22. April 
1824., die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des ehemaligen uns 
mittelbaren Reichsadels betreffend, — mit Ruͤckſicht auf das 
IH. Conſtitutions-Edict vom 22. Juli 1807. 6. 51, ſo⸗ 
dann in Vergleihung mit dem TV. Gonftitut.-Edicte vom 
nämlichen Sabre und Tage, Staatsdienerrechte nicht artzuz 
fprechen, folglich) auch nicht das Recht der Unmwiderruflich- 
feit des ihm verliehenen berrfchaftlichen Förfterdienftes. 

2)  Derfelbe vermag auch folcye Rechte m durch einen 
Dienftvertrag zu begründen. 
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3) Dagegen fteht dem H. Kläger, in Folge ber gegen 
den Oberappellanten im Jahre 1829. ſtatt gehabten Unter- 
ſuchung wegen Dienftvergehen und ber hierauf ergangenen 
richterlichen Erfenntniffe, namentlich jenes bed Amtes Nedars 
bifchoffsheim vom 26. Juli 1830., welches ihn der Unter; 
ſchlagung (ſollte heißen Rechnersuntreue) ſchuldig erfannte, 
in- Betracht bes $. 83. der Erläuterungen vom Sahre 1812. 
zum $. 90. bes Straf-Ebdict und ber Verordnung vom 
21. April 1806 jedenfalls das Recht zu, denfelben aus fei- 
nen Dienften zu entlaffen. 





Zwei Entfheidungen des DOberhofgerichts 
über eine zweifelhafte richterlihe Competenz, 
nach $. 51. und 75. der neuen Proceßordnung. 


I. 
(Präftinari gegen Strafflinger.) 

Pfarrer und Dekan Strafflinger, zu Philippsburg, 
welcher im Jahr 1832. farb, hatte feinen Halbbruder zum 
Haupterben eingefegt. Diefer verlangte am 30. Januar 
b. 5. in den Befig und die Gewähr der Berlaffenfchaft ge⸗ 
fegt zu werben, welches das Amt Philippeburg auch 
zuließ. | 
Allein fchon früher, nämlich) am 19. Jänner, war die 
gewefene Hanshälterin bed Dekans, Franziska Präftinari, 
mit einer Forderung für rüdftändigen Liedlohn beim Amte 
aufgetreten, und wirfte einen Befehl an den Mafle-Eurator 
aus, die eingeflagte Summe an den Haupterben nicht ver- 
abfolgen zu laffen. — Als die Verhandlungen fo weit ges 
diehen waren, befam das Amt Zweifel über feine Compe⸗ 
tenz, und verwies die Sache auf den Grund des $. 69. 
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der Gefindeordnung von 1809. an den Bürgermeifter zu 
Philippsburg. — Diefer leitete auch wirklich Verhandlungen 
ein, ber Haupterbe, Strafflinger proteftirte aber 
gegen feine Einlaffung vor dem Bürgermeifter-Amte, und 
behauptete, daß das DOberamt Bruchfal, wo er feinen 
Wohnort babe, allein feine zuftändige Behörbe fey. 

Dadurch bewogen, legte das Amt Philippsburg, in Ges 
mäßhbeit des $. 51. der Proceßorbnung, die Sache dem 
Dberhofgerichte zur Entfcheidung darüber vor: ob fie vor 
das Forum bed Bürgermeifter-Amtes Philippsburg, oder, 
als Erbichaftsflage, vor das dortige Bezirksamt, oder vor 
das Forum domieilii des Beklagten, das Oberamt Bruchfal 
gehöre ? 

Das Oberhofgericht erklärte ſich für die Competenz bed 
Amtes Philippsburg, in Erwägung: 1) daß nad dem 
$. 17. der Proceßordnung, die Klage des Frbfchaftsgläubi- 
gers vor dem Gerichte angebracht werben koͤnne, bei wel⸗ 
chem ber Erblafier feinen allgemeinen Gerichtsftand hatte, 
vorausgefegt, daß fie vor Beendigung der Theilung erhoben 
worden. 2) Daß Dekan ©. feinen allgemeinen Gerichts- 
ftand vor dem Amte Philippsburg hatte 3) daß feine 
Berlaflenfchaft dem Beklagten erft durch amtliche Verfügung 
vom 30. Jaͤnner 1833. ausgefolgt, die Klage der Franz. 
Präftinari aber fchon den 19. defjelben Monats bei dem 
Amte Philippeburg angeftellt wurde. 4) Daß die Bekannt: 
madhung der Klage an den Beflagten den 23. Jänner d. J. 
durch das Amt Philippsburg gefchehen, und damit, nad) 
$. 44. der Proceßordnung bewirkt worden fey, baß beflen 
Gerichtsbarkeit in erfter Inftanz für dieſe Sache bis zur 
Beendigung des Prozeffes fortdanert *). 


*) Ein weiterer, vom Nefpicienten | vorgefchlagener Entſchei⸗ 
dungsgrund: daß die Haushälterin eines Pfarrers nicht unter 
Die nad der Gefindeordnung zu beurtheilenden Dienftboten 
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Zur Unterſtuͤtzung diefer Entfcheidungsgründe warb bei 
ber Berathbung ausgeführt: a. Obwohl in diefem Falle ein 
eigentlicher Streit unter mehreren Gerichten über ihre Zus 
ftändigfeit nicht vorliege, fo babe "doch das Oberhofgericht 
den zuftändigen Richter zu beſtimmen, ba die verfchiedenen 
Stellen nicht unter den Gerichtöfprengel ded naͤmlichen Hof⸗ 
gerichts gehörten. — Der $. 69. der Gefindeorbnung, wo⸗ 
durch Streitigkeiten in Dienftbotenfachen dem Magiftrate im 
ben Städten zugewiefen wurden, fey durch die SS. 1. und 7. 
der Procefordnung nicht aufgehoben. Denn wenn gleich , 
ein Proceß über den Lohn aus einem Dienſt-Verding ein 
bürgerlicher Rechtsſtreit ſey, und wenn gleidy der $. 7. der 
Proceßordnung die Untergerichte des Wohnſitzes des Beflag- 
ten für den allgemeinen Gerichtsftand erfter Inſtanz in als 
len bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten erfläre, fo halte body 
ber F. 27. der Proceßordnung die durch befondere Geſetze 
beftimmten befreiten Gerichtsftände aufrecht, wohin auch 
bie den Ortögerichten Durch ben $. 69. der Geſi nbeorbnung 
verliehene Gerichtsbarkeit gehöre ? 

Allein in diefem Falle wäre doch nicht das Bürgermeiflero 
Amt der zuftändige Richter erfter Inftanz, fondern das 
AmtP. Denn das Forum domicilii ded Erblaffers ſey nad 
$. 17. der Proceßorbnung der allgemeine Gerichtsſtand, vor 
welchem alle Klagen der Erbſchaftsglaͤubiger angebracht wer⸗ 
den koͤnnten, und welcher Gerichtsſtand daher ſelbſt in 
Dienſtbotenſachen mit dem befreiten Gerichtsſtande des 6. 69. 
der Geſindeordnung concurriren wuͤrde. 

Die Klage waͤre fruͤher beim Amte P. erhoben, als der 
Teſtamentserbe in den Beſitz der Erbſchaft geſetzt ſey, und 
es traͤte daher ber $. 44. der Proceßordnung ein, nad) 


gerechnet werden fünne, — fand bei der Berathung vielen 
Anftand, daher man fi dahin vereinigte, ihn ganz wegzu— 
laffen. 
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welchem, wenn ein Gericht fid) ausdruͤcklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend für competent erklärt babe, dieſe Gerichtöbarkeit in 
erfter Inſtanz bis zur Beendigung der Sache fortdaure, 
Die demnächftige Ausantwortung ber Verlaflenfchaft babe 
aber nur die Folge, daß bie Klagen der Erbfchaftsglänbis 
ger von diefem Zeitpunfte an bei dem allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtande bed Beflagten, dem Oberamte Bruchfal, angebracht 
werben müßten, keineswegs aber, daß deßhalb die bereits 
bei dem Amte Philippsburg anhängig gemachte Klage der 
Haushälterin dahin gezogen werben könnte. 





II. 


(Forderung der General⸗Einſtands-Gelder-Caſſe an 
den General = Lieutenant von N.) 


Gegen den Letzteren war auf Veranlaffung mehrerer 
Gläubiger ein Gagenabzug verhängt, welcher pro rata 
unter die Greditoren vertheilt ward. Die obengenannte 
Gaffe hatte fi) im vertragsmäßigen Befiße eines bejondern 
Abzuges für eine Kapitalforderung befunden; es follte ent- 
fohieden werden, ob, nachdem General: Lieutenant von W. 
in Penfion gefeßt worben war, diefer Abzug neben dem ges 
feßlichen beſtehen folle oder nicht ? 

Das O.⸗Kriegsgericht, vor welches diefe Enticheidung 
gehört hätte, fand Bedenken darin vorzufchreiten, weil die 
Majorität diefer Gerichtsbehörde, naͤmlich zwei Mitglieder, 
welche Theil an der Benuffichtigung der Einjtandsgelder- 
Caſſe hätten, und wovon das eine zugleich Mitglied der 
Berwaltungs - Gommiffion für jene Caſſe ſey, leiht in Eols 
liſion zwifchen Diefer Adminiftration und dem Richteramte 
fommen fönnten. In Gemäßheit des $. 72. und 75. ber 
Proceßordnung ſchickte das großh. Oberfriegsgericht die 
Sade an das Oberhofgericht ein, um den Gerichtdhof zu 
ernennen, dem fie zu übertragen ſey. 
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Es warb nun zwar vom - Oberhofgerichte bie 
Entfcheibung dem Raftatter Hofgerichte Übertragen, welches 
aber dagegen xemonfiriete: a. weil, wenn ‚man bie 
Einftandecaffe: ale einen Theil des großh. Fiscus anſehen 
wolle, fie ihren ordentlichen Gerichtsftand bei dem Hofge—⸗ 
richte des Mittelrheins babe, und es feiner Ablehnung bes 
Oberkriegsgerichts bedürfe. Betrachte man aber biefe Caſſe 
ald eine zu Privatzweden beftimmte, fo. wäre ſie dem ors 
dentlichen militärifchen: Gerichteftande, ihres: Wohnfiges, der 
Stabt:Eommandantichaft Carlsruhe unterworfen. b. Anger 
nommen aber auch, das Dberfriegsgericht ſey in einem bes 
gonnenen Rechtöftreite : ber. zuſtaͤndige Richter geweſen, fo 
waͤren doch die beiden genanuten Mitglieder des Oberkriegs⸗ 
gerichts bei der Sache fuͤr ihre Perſonen und, mit ihrem 
Vermoͤgen nicht betheiligt, ber $. 68. ber Proceßordnung 
unterſtelle aber offenbar eine privative perſoͤnliche Betheili⸗ 
gung. Hoͤchſtens koͤnne man ſie fuͤr befaugen anſehen, und 
fuͤr dieſen Fall muͤſſe das Verfahren der 68. 63. — 65: 
der Pr.Ordnung eintreten. ce: Die Mehrzahl der Mitglie— 
ber des Oberkriegscollegiums ſey Nicht verbeten oder. un—⸗ 
faͤhig, da daſſelbe ans 4 Perſonen beſtehe, mithin traͤte 
nah F72Nr. 2. bier nicht der: Fall ein, wo. das. Ober⸗ 
bofgericht zu enticheiden habe. — Endlich d. follten die Ent- 
fhetdungen über alle und jede Ablehnung eines Richters 
und die Ernennung eines neuen,’ nach den $$. 73. 75. ber 
Proceforbnung von dem im vollen Rathe verfammelten Ge: 
richtShofe ausgeben, wogegen der Erlaß des Oberhofgerichts 
vom 2. Senate ergangen jey. 

Diefer Erlaß des Hofgerichts ward dem Oberfriegsge- 
richt zum erläuternden Berichte mitgetbeilt, und als diefer 
eingefommen war, erging Der weitere Befchluß an das 
Raftatter Hofgericht dahin : 

„Daß bei der von dem oberbofgerichtlichen Plenum aner: 
„kannten Erbeblichkeit hauptſaͤchlich des von Oberkriegsge— 
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„richte vorgetragenen Grunde der Unfähigkeit deſſelben, 
„‚entfcheidend als Richter auftreten zu Finnen, großh. Hofs 
„gericht des Mittelrheind nunmehr beauftragt werde, für 
„die Berhandlung und Entſcheidung der Sache beforgt zu 
„ſeyn.“ 





Bemerk. Es iſt dieſes der Fall, deſſen die Annalen 
der Großh. Badiſchen Gerichte Nr. 29. S. 379. gedenken. 
Der 2. Senat hatte anfangs ſeine Competenz behauptet, 
weil nach den 66. 1. und 2, der Verordnung vom 27. April 
v. J. ed in bürgerlihen Rechtsſachen, die nach der. 
neuen Procegordnung zu enticheiden feyen, Feine Plenars 
Sigungen bei dem oberften Gerichtshofe mehr gäbe, fondern 
zu dem vollen Rathe nur die 7 Stimmführer des einen 
oder des andern Senats erforderlid wären. 

Bei den wichtigen Gründen, welche der entgegengefeßten 
Auslegung des gefeglichen Ausdrudes: ‚voller Rath” 
zur Seite fanden, kam diefer Gegenftand noch einmal in 
der Plenar-Berfammlung zur Sprade, wo dann durch 
Stimmenmehrheit die Plenarcompetenz in den Fällen ber 
Ss. 51. und 75. der Procefordnung angenommen ward. 
So daß auch bie ice. bes Falles Nr. L vom 
pleno ausging. 


II. 


Entſcheidungen unter der Herrſchaft 
des aͤltern Proceßverfahrens. 
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Sörmlichfeiten und Friften bei dem Ehefchei- 
dungsverfahren auf wechfelfeitige 
Einwilligung. 

(Uhrmacher K. gegen feine Ehefrau.) 


Die genannten Eheleute hatten unter wechfelfeitiger Ein- 
willigung um Scheidung nachgefucht; nach gefchloffenem 
Berfahren erfannte das Hofgericht am See: 

„daß die nachgefuchte Ehefcheidung wegen Lnterlaffung 
„der vorgefchriebenen Förmlichkeiten nicht ftatt finde, jedoch 
‚bleibe den Eheleuten die Einleitung eined neuen Verfahrens 
„vorbehalten. 

Als nun diefe Sache durch Recurd an das Oberhofge- 
richt kam, wurden dort die einzelnen Foͤrmlichkeiten, beren 
Berfäumniß die abweifende hofgerichtliche Verfügung zur 
Folge gehabt hatte, einzeln geprüft. 

1) der erſte Entfcheibimgsgrund war daraus herge⸗ 
nommen, daß gegen. bie Vorfchrift des L. R. Satzes 279. 
die Berzeichnung und Abſchaͤtzung des ganzen liegenſchaftli⸗ 
hen und fahrenden Vermögens der Eheleute unterblieben fey. 

Die Eheleute erinnerten dagegen, daß es ihnen nach eben 
biefem Sage frei geftanden hätte, fi über ihr Vermögen zu 
vergleichen, welches auch gefcheben fey. Uebrigens legten fie 
nachträglidy ein Verzeichniß ihres Vermögens vor, welches 
fie im Wege der Güte hatten errichten laffen. 

Das Oberhofgericht. hielt zwar den Grund, daß bie Eher 
leute fich über ihr Vermögen früber verglichen hätten, 
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nicht für genügend der Borfchrift des Satzes 279., weil 
derfelbe einen folchen Bergleih, ohne vorhbergegangene 
Snventarifation, nicht für. hinreichend erfläre, viel- 
mehr vorausfege, daß diefe vorausgehen muͤſſe, wo dann 
über andere Gegenftände und perfänliche Verhältniffe, einen 
Bergleich einzugehen, den Ehegatten erlaubt ſey. Weil ferner diefe 
Inventariſation ein unbedingtes Erforberniß zur Eheſcheidung 
fey, fo daß der Weg der Scheidung nicht früher eingefchla= 
gen werben fönne, als bi die Hinderniffe, welche der In⸗ 
ventarifation und Abfhägung des Vermögens entgegenftehen 
fönnten, befeitigt, und in beider Hinficht den Erfordernif- 
fen des Geſetzes Genüge geleiftet wäre. 

Dennoch glaubte man, daß durch ‚die nachgebrachte Ab⸗ 
ſchaͤtzung des verzeichneten Vermoͤgens um fo mehr dem Wil- 
len des Geſetzes ‚genügt ſey, ald der Unterrichter die Ehe- 
leute nicht auf diefen ihren Irrthum aufmerffam gemacht 
hatte. 
+2) Ein, weiterer Enticheidbungsgrund war daraus’ ber 
genommen, daß, gegen bie Borfchrift des 8. R. Satzes 
285. die Erflärung der Mutter des Ehemannes nicht vom 
Amtöreviforate, Sondern blos vom Bürgermeifter und 
Gerichtsfchreiber zu D. beurfundet worben. 

Die Eheleute trugen vor, daß, weil in dem angerufe⸗ 
nen Gefeße nur von einer öffentlichen Urkunde die Rede ſey, 
fie geglaubt hätten, daß bie Beurfundung des Bürgermeis 
ſters und Rathſchreibers, als zweier in öffentlichen Dienften 
ftehenden und verpflichteten Perfonen,, genuͤge. Sie woll- 
ten aber diefen Mangel durch eine angefchloffene Notarints- 
urkunde ergänzen. 

Man nahm, fo viel diefe fehlende Förmlichfeit betraf, 
an, daß fi) aus der Verbindung der drei 8, R. Saͤtze 
283. Nr. 3., 284. und 285. deutlich ergäbe, wie die Er- 
klaͤrung der Eltern und Bordltern in einer sffentlichen Ur⸗ 
Funde geſchehen müffe; denn. wenn gleich ber. Sat 283. die: 


— 129 — 


ſes Erforderniffes nicht gedenfe, fo fpreche doch ſolches der 
Sat 254. deutlich) aus, wie auch in dem franzöfiichen Grund» 
terte des Satzes 283. dffentlihellrfunden zu ber Eins 
willigung der Adcendenten erfordert werden. 

Dann erwog man ferner, daß es der Natur Diefed 
Inſtitutes angemeffen fey, Die vorausgehenden Formalitäten 
in der Geftalt Öffentlicher auffergerichtlicher Gefchäfte erfchei- 
nen zu laffen, bei welchen. dem Gerichte die wohlthätige 
Rolle eines Vermittlers zugetbeilt fey. — Aus diefem Ge: 
fihtspunfte müfle man es erklären, warum der Hergang 
ber Sache durch ein Notariats-Juſtrument, und nicht durch 
einen Act der Gerichtöfanzley beurfundet werden folle. Ues 


berzeugten ſich nänılich die Ehegatten während dem Sabre, - 


deffen Ablauf mit den Formalitäten ausgefüllt wird, von 
der Unzweckmaͤßigkeit und Verkehrtheit der Schritte, die fie 
unternommen hätten, fo dürften fie alsdann nicht fürchten, 
daß in den gerichtlichen Negiftraturen ein Zeugniß ihrer 
Berirrungen zurücbleiben werde; nur in foldyen Repofituren 
würde es zu finden feyn, worin ohnehin die Papiere ruh⸗ 
ten, welche ſich auf die häuslichen und Familien » Angeles 
genheiten der Eheleute bezögen, wo fie fih dann auf bie 
Diseretion der Aufbewahrer verlaffen koͤnnten. — Diefes 
ward als der Grund des Geſetzes angenommen, weshalb 
die frübern Urfunden durch Notarien, im Babijchen durch 
autorifirte Amtsreviſorate, gefertigt werden müßten. 

Uebrigens aber hielt man im vorliegenden Falle diefem 
Mangel durch das zu den Acten GeRragRe Notariatd » ns 
firument für abgebolfen. 

3) Einen dritten Grund zur Zurüdweifung der Ehe 
fcheidungs = Klage hatte das Hofgericht darin gefunden, daß 
die im & R. Sag 285. vorgefchriehenen Friften nicht einges 
halten worden. 

Die Eheleute erinnerten dagegen, daß wenn wirklich in 
Beobachtung der Friften gefehlt fenn follte, fo Könnte es 
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doch bei dem beharrlich erflärten Willen der Ehetrennung, 
nicht in dem Sinne des Gefeges liegen, ihre Eheſcheidung 
auf ein weiteres Jahr hinaugzufegen, und fie in unverbält- 
nißmäßige Koften zu bringen. Sie beriefen ſich auf den 3. 
Band der oberhofger. Jahrbücher Seite 195. 

Darüber ward bemerft: nad 8. R. Sab 285. folle bie 
von den Eheleuten abzugebende foͤrmliche Erflärung ihres 
Entfchluffes, dreimal, binnen den erftien 14 Tagen 
des 4., 7. und 10. Monats, von der erften Erklärung 
an zu rechnen, von ihnen wiederholt werden. — Die 
Abſicht diefer allerdings Täftigen Formalität ſey feine 
andere, als bie, ben ernftlihen Willen der Eheleute zu 
prüfen, den Mißbrauch, welchen eine plößlich aufgeregte 
Laune mit dieſem Inſtitute treiben koͤnnte, zu entfernen, 
und eine fichere Garantie dafür zu geben, daß die Ehegat- 
ten bie Scheidung nicht blos weil fie ſolche wollten, jon= 
dern aus wahrhaften, die Fortdauer der ehelichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe unmöglich machenden Gründen, verfolgten. 

Daher koͤnne e8 nicht bezweifelt werden, daß die gejeß- 
lich beftimmten Termine in der Regel genau eingehalten wer- 
den müßten, und daß ihrer Berabfäumung nur durch ein 
wieberholted Scheidungsverfahren abgeholfen werden fünne. 
So ward fi auf ein Urtheil des Gaffationshofes in der 
Jurisprud. du C. N. T. 16. p. 54. bezogen, welches ein 
Erfenntniß bes Luͤtticher Appellationshofes um deßwillen 
eaffirte, weil ed die Wiederholung ber Erflärung ber Eher 
gatten noch im 11. Monat für zuläffig erflärte. 

Indeſſen erachtete man, daß es in ben beutfchen Ger 
richten, binfichtlich des Einhaltend jener Termine, nicht 
mit foldyer unerbittlichen Strenge zu nehmen fey, daß nicht 
Verſaͤumniſſe von Fürzerer Zeit follten nachgefehen werben. — 
Man bezog fi) darauf, daß der hoͤchſte Gerichtshof, nad) 
ber angeführten Stelle feiner Sahrbücher, ſich in einem gleis 
chen Falle für die mildere Anficht erflärt babe. 
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Dei diefer Anfiht des Collegii fragte es ſich endlich: ob 
das Dberhofgericht jebt gleich definitiv erfennen koͤnne, oder 
aber vorerft die Acten, nebft den in der Appellations⸗Inſtanz 
beigebrachten neuen Urkunden zur nochmaligen Prüfung und 
Enticheidung an das Hofgericht zuruͤckſenden muͤſſe? Man 
flug den erfiern Weg ein, da diefe Urkunden dem Hofges 
richte fchon, zugleidy mit der Necursfchrift und dem alter: 
nativen Gefuche, entweder die Ehefcheidung zuzulaffen, oder 
die Acten im Wege der Berufung an die höchite Stelle ein: 
zufenden , vorgelegt, von diefem aber die letztere Alterna- 
tive gewählt worden, Auch bezog man ſich auf ein gleiches 
früher beobachtetes Verfahren nad) den oberhofgerichtlichen 
Sahrbüchhern Band 3. Nr. 3. ©. 20. 

Es ward demzufolge die Ehefcheidung auf wechfelfeitige 
Einwilligung, nah dem bergebrachten Formular ausge— 
ſprochen. 


Bemerkung. Den Umſtand bei Seite geſetzt, daß der 
Gerichtshof im concreten Falle feine Entſcheidung groͤßten— 
theils darauf baute, daß die fehlenden Beſcheinigungen und 
Urkunden nachgebracht waren, ſprach er ſich uͤber folgende 
Grundſaͤtze aus: | 

a. eine Abſchaͤtzung und Inventarifation des Vermoͤgens der 
Ehegatten müffe vor eingeleitetem Eheſcheidungsverfahren er- 
folgt feyn, ein Vergleich über das Vermögen fönne dies Erforber- 
niß nichterfeßen. b. die Erklaͤrung der Eltern und Voreltern, 
daß fie in die Scheidung willigten, müfle vor einem Notar 
oder Amtsrevifor erhoben werden ; die Benrfundung eines 
andern Öffentlichen Beamten fey dazu nicht hinreichend. ec. die 
Friften des L. R. Satzes 285.. wären zwar fireng zu beos 
bachten, indeffen dürfe dag Gericht über einige geringe Ver: 
ſaͤumniſſe hinweggehen. 

Bei den Saͤtzen a. und b. iſt nichts zu bemerken. Daß 
die Erflärung der Eltern oder Vorcltern in einer Notariatd- 
9 Er 
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Urfunde aufgenommen werden müffe, ift nad) franzöfifchem 
Rechte auffer Zweifel. Bergleihe Zaharid im Handbuche 
Th. 3. Seite 103. — Dagegen .ift der Sat e. ob der Rich 
ter fi über das Verſaͤumniß der im Sat 285. gebotenen 
Friften, wenn folches gering ſey, hinwegfegen dürfe? eini— 
germaßen beftritten. Nach der franzäfifchen Surisprudenz 
find fie fo fireng zu beobachten, daß, wenn fie nicht völlig 
eingehalten find, der Antrag auf Ehefcheidung als nicht 
gefchehen angefehen wird. Zahariä Le. ©. 104. Note 11. 
Merlin repert. voc. divorce. 

Diefer Say ift jedoch nach der mildern Anficht, welche 
das Dberhofgericht zufolge der allegirten Stelle aus feinen 
Jahrbuͤchern angenommen haben fol, aufgeftellt worden. — Es 
warb nämlich ald befonderer Grund, warum bei der Tag- 
fahrt im Ehefcheidungsverfahren nicht fo ftreng eingehalten 
werden fönne, angeführt, weil diefe Strenge mit der Deut: 
fchen Gerichtsverfaſſung nicht fo vereinbarlid) fey, als mit der 
franzöfifchen und dem dortigen Notariats-Inſtitute, welche 
Berfchiedenheit näher ausgeführt ward. — Bei diefer Anficht 
blieb das DOberhofgericht auch im vorliegenden Falle ftehen, 
und wird auch wahrſcheinlich Fünftig dabei ftehen bleiben, 
ungeachtet der abfprechenden Worte Brauers im erften 
Theile feiner Erläuterungen ©, 213. wo er fagt : „Die bier — 
„im Sat 275. folg. — vorgefchriebenen Formen waren 
„durchaus nicht gleichgültig , noch inhaltsleer, fondern fo 
„weſentlich mit dem Nechtöbeftande diefer Scheidungsurfache 
„ſelbſt verwebt, daß ohne fie das Ganze feine Haltung ver: 
„loren hätte. Eben deßwegen ift aber auch jeder Fleinellm- 
‚and der VBorfchrift erheblich, und es fann dem Formen 
‚„zertrümmernden und widerbildendenG&inne 
„mandher Rechtsdiener niht nachgeſehen 
„werden, irgend eine Feine Veränderung hierbei um 
‚‚sermeintlicher Vereinfachung willen zu unternehmen. ” 

Da e8 bier nur auf allgemeine Grundfäße ankommt, fo 
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wäre. ed beinahe überfläffig, zu bemerken, daß es die Be 
rechnung ber Friften in dem fpeciellen Falle nicht klar er- 
gab, ob fie wirklich verfäumt waren. 

Das Hofgeriht hatte diefem Allem nah Recht, bie 
Scheidungdflage wegen Mangels der vorgefchriebenen Foͤrm⸗ 
lichkeiten zurückzumeifen, fo wie naͤmlich die Acten in ber 
erften Inftanz vorlagen. Ob es nun der geeignete Weg war, 
die fehlenden Urkunden in der Reviſions⸗Inſtanz nachzubrin- 
gen, möchte einigermaßen bezweifelt werden fünnen, Za— 
harid ao. Orte Th. 3. ©. 103. Note 8. wirft zwar ben 
Zweifel auf, bezieht ſich aber auf die oberhofgerichtlichen 
Jahrbuͤcher III. 20; doc it zu bemerfen, baß der Fall 
nicht der nämliche ift, denn dort war nur die Frage davon: 
ob der Mangel an den Förmlichkeiten auf dem Reftity- 
tionswege geheilt werden fönne, oder ob ein neues Verfah⸗ 
ren angeftellt werden miüfle? Die Eheleute hatten nämlidy 
ihre weitern Urfunden dem Hofgerichte vorgelegt und um 
Neftitution gebeten , als diefe ihnen aber abgefchlagen warb, 
recurrirten fie an das Oberhofgericht, welches reformirte. 
Damit ift alfo die Frage an ſich nicht entfchieden, wiewohl 
in dem befondern Falle man darüber um deßwillen hinaus 
gehen konnte, weil die neuen Urkunden dem Hofgerichte 
vorgelegen waren, und in dem oben angeführten alternati- 
ven Gefuche fehon eine Bitte um Reftitution lag, . welche 
das Hofgericht, mitteljt Einfendung feiner Acten, abſchlug. 
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Iſt die ſchriftliche Abfaſſung eines Vergleichs, 

und die doppelte Ausfertigung der darüber 

errichteten Privaturfunde zu deſſen Recht s⸗ 
guͤltigkeit erforderlich? 


(Marr Maier gegen Mid. Siegin.) 


Siegin batte mit feinem Gläubiger Maier einen 
Vergleich abgefchloffen, welder von dem Gerichtsfchreiber 
u H in Form eines Protocolls aufgenommen ward. 
Nachmals focht er diefen Vergleih an, unter andern aus 
dem Grunde, weil nah 2 R. Sat 1325. eine doppelte 
Ausfertigung deffelben erforderlich geweſen fey. 

» Da man ben fraglichen Vergleich als eine Privaturkunde, 
welche boppelfeitige Zufagen enthalte, annahm, fo ſchien 
wirklich ein Mangel in der dußern Form der Vergleichsur⸗ 
Eunde vorzuliegen. — Dennoch ward er nicht für hinreichend 
zur Annullirung des Vergleichs gehalten. 

Man nahm nämlich an, daß ein Mangel in der im 8. 
R. Sat 1325. für Privaturfunden über doppelfeitige Vers 
träge vorgefchriebenen Außern Form, keineswegs die Unguͤl⸗ 
tigfeit des Nechtsgeichäftes nad) fich ziehe, fondern Daß da⸗ 
durch eine ſolche Privaturfunde nur ihre Beweiskraft 
verliere. | 
Zwar fönnte,: namentlid bei einem Vergleiche, der 
Zweifel entfteben, ob nicht zugleicy mit ber Nichtigfeit der 
Urkunde, der Vergleich felbft unguͤltig werde, weil nad L. 
N. Eat 2044. diefer Vertrag fchriftlih abgefaßt werden 
muß. Allein, nach der richtigern Meinung der franzöfijchen 
Nechtsichrer it anzunehmen, daß auch beim Vergleiche die 
Gültigkeit des Vertrags nicht durch deffen fchriftliche Abfaf- 
ſung bedingt wird. 

Brauer in feinen Erläuterungen B. 4. ©. 53. fpricht 
fi) darüber folgendermaaßen aus: 
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„Wenn unſer Satz (2044.) ſagt, ber Vergleich muß 
„ſchriftlich verfaßt werden, ſo wird er damit nicht zum 
„Schriftvertrag, d. h. zu einem ſolchen, deſſen Daſeyn 
„und Wirkſamkeit an die Wiederdarſtellung der Schrift 
‚gebunden ift, fondern man will damit nur fagen, daß, 
„obwohl ſonſt nur Verträge, die über 75 fl. betragen, eine 
Aſchriftliche Beurkundung fordern, und jene von minderem 
„Betrage auf unvollfommene Beurfundungsmittel ausgefetst 
„bleiben dürfen (nach 8. R. Sat 1341.), doc dieſes auf 
„Vergleiche nicht angewendet werden koͤnne, fondern daß 
„jeder Bergleih, auch von geringerem Betrage fchriftlich 
„verfaßt ſeyn müfle, wenn er als vollendet und zu Stand 
„gekommen angefchen werden ſolle.“ 

Weiter unten fügt diefer Schriftfteller. noch bei, Daß 
auch ohne Vorlegung der Urkunde, das Dafenn des Vers 
gleichs durch Eid bewiefen werden fünne, wenn mur nad) 
ER. Satz 1360. b. die gefchebene fchriftliche Verfaſſung 
mit auf das Gewiffen gegeben worden ; welche leßtere Be— 
merfung aber darum Feine Anwendung mehr finden kann, 
weil der L. R. Sat 1360. b. durch den $. 24. des zweiten 
Einführungs-Edictes wieder aufgehoben, fomit die Eideszus 
fchiebung über das Daſeyn derartiger Verträge, zu Deren 
Beweisfraft das Gefeß fchriftliche Abfaſſung fordert, unbe 
dingt frei gegeben ift. 

Zaharid im Handbude B. 2. ©. 433. (dritte Auf: 
lage) Auffert fich über den nämlichen Gegenftand dahin: 

‚Die Abfchliegung eines Vergleichs ift nicht an eine 
„Auffere Förmlichkeit gebunden; jedoch fann der Beweis, 
„daß, oder in welchem Maafe ein Vergleich abgefchloffen 
„worden ſey, fchlechthin nicht , d. h. auch dann nicht durch 
„Zeugen geführt werden, wenn der Gegenftand bes Bers 
„gleiche nicht über 150 Franken Werth bat.’’ 

Daraus ward der Schluß gezogen: daß, da die ſchrift— 
liche Abfaffung des Vergleichs nicht zum Weſen des Ber: 
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"trage gehöre, fo bleibe auch für ihn es bei der Regel, daß 
die unterlaffene doppelte Ausfertigung der über einen folchen 
Vergleich verfaßten Privaturfunde den Vertrag felbft nicht 
ungültig mache, fondern daß nur die Urkunde durch Diefe 
Unterlaffung ihre Beweisfraft verliere, 

Für den zu entfcheidenden Fall fand man es für binreis 
chend, daß der Beflagte die Eriftenz des fraglidhen Ber: 
gleich8 in den vordern Inftanzen gar. nicht in Abrede geftelft, 
ſondern nur als Einreden den Fehler in der Form, bes 
Betrugs u. ſ. w. vorgebracht hatte. 


Bemerf. — Wenn die Beantwortung ber Frage: ob 
eine Privaturfunde über den Vergleich, einer doppelten Aus: 
fertigung , unter Strafe der Nichtigkeit des Acted erfor: 
dere? — von der weitern vorangehenden abhängt: ob ber 
Vergleich fchriftlich abgefaßt werden müffe? fo ift dieſe 
Ießtere nicht ganz ohne Bedenken, und felbft von den frans 
zöfifchen Nechtslchrern — menigftens "in den erften Zeiten 
nach der Erfcheinung des Code Nap. — verfchieden ange: 
feben worden. Es fprecdhen 

für die Bejabung der Frage die durchaus gebieten 
den Worte des Gefeßed: ,‚,ce contrat doit etre redige 
par eerit’’ fagt der Urt. 2044. ded Code Nap. und unfer 
Landrecht: ‚‚diefer Bertrag muß fchriftlich verfaßt werden.’ 

Sit aber auf die Unterlaffung diefer Vorfehrift nicht aus— 
druͤcklich die Strafe der Nichtigkeit gefegt, fo kann dadurch 
nur der Beweis durd die Urfunde verloren geben ; der Act 
fetbft wird aber keineswegs nichtig, wenn aufandere Art feine 
Eriftenz erwiefen werden fan. Go fagt fihon das römi: 
fhe Redt in L. 4. D. de pignor. und L.17. C. de ‚pactis: 

„paetum quod bona fide interpositum, etsi seri- 
„ptura non existente, tamen si aliis probationibus rei 
„pestze veritas comprobari potest, præses provincis se- 
„eundum jus eustodiri efhciet‘“. 
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Und es ift nicht anzunehmen, daß das franzdfifche, bes 
ziebungsweife unfer Landrecht, da, wo ed nicht ausdruͤck⸗ 
lich die Nichtigkeit auf die Unterlaffung der Förmlichkeit 
gefest hat, jene Beftimmung babe abändern wollen ; wo— 
mit auch die berübmteften franzoͤſiſchen Nechtslehrer überein: 
ftimmen. So fagt Toullier im droit civil T. 8. $.133. 
„on ne peut trop repeter, qu’il ne faut pas confondre 
„les actes avee les conventions ou contrats, qui s’y 
„trouvent ecrits. Les conventions existent indepen- 
„damment des actes, qui les contiennent; elles existent 
„ıneme necessairement avant les actes, qui ne sont 
„faits, que pour en rendre la preuve plus facile et plus 
„durable. Il peut done arriver, que la convention 
„soit valable, quoique Vacte, qui la contient, soit nul, 
„et au contraire, que lacte soit valable, quoique 'la 
„eonvention soit nulle.“ 

Ein Zweifel, den Toullier fich felbjt gegen diefe Aug- 
legung ded Art. 2044. aus dem franzöfifchen Gefete über 
Das Notariat Art. 68. aufwirft, kann bei ung, wo biefes 
Geſetz nicht gilt, nicht in Betracht kommen. 

Zaharid a. o. Orte Rote 4. bemerft, daß der Sinn dieſer 
Gefeßesworte beftritten fey. Seine eigene Meinung grün 
det er auf die im $. 306, von ihm aufgeftellte Snterpreta> 
tiongregel: daß von den Bedingungen der Gültigfeit bie 
Bedingung der Wirffamfeit der Verbindlichfeiten zu uns 
terfcheiden fey, d. h. dꝛe Bedingungen, unter welchen die Ber: 
bindlichkeiten durch den Richter geltend gemacht werden 
können, Diefe Gültigkeit der Berbindlichfeiten, fagt er, fey 
von der Erweislichfeit derfelben unabhängig. 

Unter den franzöfiichen Nechtslehrern führt Merlin im 
repertoire voc. double e&erit. $. IX. das Beijpiel von 
Renten an, die dur Privaturfunden übertragen wurden, 
welches auch auf die Vergleichsurfunden paffend fenn wird: 

„il resulte clairement de cet article (1325.), qu’une 
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„rente faite par acte sous seing prive non double, n’est 
„pas nulle de plein droit, et cette consequence en 
„ammene necessairement une autre, c’est qu’une pareille 
„rente est passible du droit d’enregistrement, comme si 
„elle avait été faite ou devant Notaire, ou par acte 
„double.“ | 

Malleville in feinem Commentar 3r Thl. zu Art. 
2044. ift nicht ganz der Ueberzeugung, daß der Contract 
über einen Vergleich nicht brauche fehriftlih abgefaßt zu 
werben, doch glaubt er, daß diefer Zweifel durdy dasjenige 
gehoben werde, was die Nebner der Regierung und des 
Tribunals in Anfehung ded Verkaufs von Immobilien, zu 
Art. 1582. geaͤuſſert hätten. 

Zu dieſem Art. 1582. „la vente peut ätre faite par 
„acte authentique, ou sous seing prive“ — erflärt ſich 
diefer Schriftfteler dahin, daß er in Anfebung der Immo—⸗ 
bilien der Meinung geweſen ſey, wie ein folder Berfauf 
nur fchriftlich gefchloffen werden koͤnne. Indeſſen hätten 
Portalis in feiner Rede im Gejebgebungs » Corps, und 
Grenier in feinem Bericht an das Tribunal, die Gründe 
derjenigen widerlegt , welche den fchriftlichen Vertrag für 
nöthig gehalten hätten. Heut zu Tage geböre alfo a. fo 
wenig wie ehemals ein fchriftlicher Auffag zur Wefenheit 
des Berfaufs, und fey die Frage davon, wie diefe Gons 
tracte zu beweifen, jo träten in diefer Hinficht die gewoͤhn⸗ 
lichen geſetzlichen Regeln ein. 

Endlih drüdt Delvincourt im Cours de Code 
evil T. VII. Ib. VH. ad Art. 2044. fi fehr beftimmt 
dahin aus: „le contrat (de transaction) doit &tre redige 
„par ecrit (pourquoi cela, si V’objet n’excede pas 150 
„Franes?) Je n’en vois d’autre raison, si ce n’est, que la 
„transaetion @tant un moyen de terminer les proces, on 
„n’a pas voulu, qu’elle put donner lieu a un proces sur 
„la question de savoir, s’il yavait eu, ou non, transaction. 
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„Mais pour la preuve seulement, et non comme solem- 
„nite de rigeur; c’est a dire, que, si la transaction est 
„avouee, elle doit &tre executee.“ 





Kann ein im erften Grade für mundtodt 
Erflärter, gültiger Teftamentszeuge ſeyn? 
(Buͤrkleſche Inteftaterben gegen die Wittwe ded J. Buͤrkle.) 


Diefed war ber Fall bei einem im Jahre 1829. errich⸗ 
teten Teftamente, indem einer der Teftamentszeugen ale 
mundtodt im erften Grade erflärt gewefen war, und um 
deßwillen der legte Wille angefochten ward. Das öfterrei- 
chifche Gefeß, welches früher am Orte des errichteten Tefta- 
mented noch in Kraft war, fo mie das neue Landrecht, fe 
gen den im erften Grade für mundtodt Erklärten beiläufig 
den Gewaltöentlaffenen Minderjährigen gleich, 

Dergleichen Mundtodten des erften Grades verbietet der 
2 R. Sab 513: „ohne Beiwirfung eines von dem Ges 
„reichte verorbneten Beiftandes zu rechten, DBergleiche zu 
„Schließen, Anlehen aufzunehmen, ablößliche Gapitalien zu 
„erheben, oder darüber Empfangfchein zu geben, auch Guͤ⸗ 
„ter zu veräuffern oder zur verpfänden. 

Die Juſtiz⸗Miniſterial-Verordnung vom 4. Dezember 1811. 
nennt diejes eine halb Mundtodt-Erflärung, melde von 
den Aemtern als polizeilicher Beſſerungsverſuch erkannt wer- 
den koͤnne. 

Sn dem zu entjcheidenden Falle behaupteten nun die kla— 
genden Snteftaterben, daß ©. fein gültiger Teſtamentszeuge 
babe ſeyn koͤnnen, und zwar unter Beziebung auf. R. Satz 
980. wo e8 heißt: „wer Zeuge für einen letzten Willen wer⸗ 
„den fol, muß männtichen Gefchlechtes, volljährig, Staatd- 
„untertban, und im Genuffe der bürgerlichen Rechte ſeyn. 
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Die Beantwortung der Frage ward aus dem 6. Gonfti- 
tutions⸗ Edicte, über die Grundverfaffung der verfchiedenen 
Stände, und zwar aus jenem Paragraphen beffelben gefchöpft, 
in welchem die verfchiedenen Arten angegeben find, in wels- 
chen Jemand in dem Gebrauche feiner Staatsrechte befhränft 
wird, oder wodurch diefelben ganz aufgehoben werben, 

Der $. 30. dieſes Edicts fagt: „Zufaͤllig tritt eine 
„Einfhränfung im Rechtsgebrauche ein wegen Ueppigfeit ; 
‚wer in dem Gebrauche feiner Lebensverhältniffe, für feine 
„Annehmlichkeit irgend einem gefeßwidrigen Ausbruch feiner 
„Leidenſchaften fo viel nachſieht, daß diefes zu einem Hang 
„erwaͤchſt, der feine Bermögensumftände zu Grunde zu ridhs 
„ten droht, der verfällt unter befondere polizeiliche 
„Auffiht und angemeffene Befferungs-Ber 
„Sube Wo aber diefe etlichemal fruchtlos bei ihm ab— 
„gelaufen find, da wird er der Selbft-Mündigfeit im Staate 
„unwuͤrdig, und fann alfo nach vorgängiger gefeßmäßiger 
„Srbebung feines Verſchuldens, durch die Behörde, neben 
„andern verdienten Strafen, auch zum Berlufte feiner Selbſt⸗ 
„münbigfeit verurtheilt , d. b. mundtodt gemacht werden ; 
„wodurd er nachmals durchaus in bie Glafle der Halbmün- 
‚digen zuruͤckfaͤllt, und nichts fir ſich felbft thun kann, was 
„bei diefen eine Beftimmung des Pflegers fordert ıc. ” 

„Keine vor der Mundtodterflärung auf fi) genommene 
„Verbindlichkeit kann hintennach durch diefe unfräftig wer: 
„den, und feine erfolgte Beflerung kann dem Mundtodt- 
„gemachten die Selbftmündigfeit früher wieder verfchaffen, 
„als die Mundtodtmahung in der nämlichen Art wieder 
„aufgehoben ift, im welcher, fie, obiger Satzung zufolge, 
‚wieder erfannt werden mußte. * 

Damit übereinftimmend,, fagt das zweite Einführunge- 
Ediet vom 22. Dezember 1809. zu L. R. Sat 513. bie 515: 
„Die Ortsvorfteher haben die befondere Verpflichtung, bei 
„Wahrnahme außerordentlicher Verſchwendung eines Unter: 
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„gebenen, zeitige Anzeige bei der Obrigkeit zu machen, da- 
„mit dieſe die nöthigen. Correctionsmittel anwende. Die 
„Mundtodtmachung gefchieht von den Kreis: Directorien 
‚im polizeilichen Wege der Erörterung von Amtswegen, 
„oder auf Anfuchen der ntereffenten. 

Wenn nun die Suftiz- Minifterials Verordnung vom 4, 
Dezember 1811. das den Berfchwendern im 2. R. Satze 
513. gemachte Verbot, gewiſſe Nechtögefchäfte ohne Zuzie- 
bung eines gerichtlich angeordneten Beiftandes zu verrichten, 
unter die polizeilihen Xefferungsverfude 
rechnet, deren Fruchtlofigfeit erft die Mundtodtmachung 
zur Folge haben fol, und wenn der $. 30. des 6. Gonftis 
tutions-Edictes blos dann eine Befhränfung im Ges 
brauche der buͤrgerlichen Rechte eintreten läßt, wenn 
Semand nach vorbergegangenen polizeilichen Beſſerungsver⸗ 
ſuchen für .mundtodt erflärt wird, fo folgt daraus, daß 
Jene, gegen welche der Sat 573. in Anwendung gebracht ift, 
nicht dadurdy ihrer bürgerlichen Rechte für verluftig erflärt 
werden, und darum nicht ald untüchtige Teftamentszeugen 
angefehen werden follen, fondern daß der 8. R. Sat 980. 
nur diejenigen in ſich begreift, welche, zufolge des L. R. 
Satzes 513. a. wirflid für mundtodt erflärt worden find. 

Diefe Anficht der oben aufgeworfenen Frage fam in eis 
nem fpeciellen Falle zur Spracde, wo fie jedoch auf Die 
Entfcheidung nicht direct einwirfte, weil es fih fand, daß 
ftatt vier, fünf Teftamentszeugen zugezogen waren, mithin 
nad der beim Oberhofgerichte, in Uebereinftimmung mit 
vielen franz. Rechtslehrern, angenommenen Anficht, die Un— 
fähigfeit des einen überflüffigen, dad Teftament 
ungültig machte. 

Noch trat in conereto hinzu, daß feit dem Tode des 
dem ©, früher beftellten Pfleger, fein weiterer ernannt 
war, fondern daß fih ©. feitdem im Befige aller bürger- 
lichen Rechte befand, daß er einer der wohlhabendften Bür- 
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ger in feinem Wohnorte geworden, und fogar zum Mit: 
gliede des Buͤrgerausſchuſſes gewählt war. 

Man nahm daher die im Jahre 1806. gegen einge⸗ 
tretene polizeiliche Maaßregel als factiſch aufgehoben an. 
Denn, wenn gleich der L. R. S. 512. die Aufhebung 
einer Entmuͤndigung nur unter den Foͤrmlichkeiten zulaͤßt, 
welche vorgeſchrieben ſind, um die Entmuͤndigung zu 
erwirken, fo erſah man doch aus dem 6. Sonftitutiond-Edicte, 
daß jener Sat blos auf die wirkliche Mundtodt-Erflärung, 
und nicht auf die polizeiliche Fürforge des Satzes 513. gebe, 
zu deren Aufbebung Feine Foörmlichfeiten durchaus notb- 
wendig feyen. 

Auch aus der Wahl des Zeugen zum Augfchußmitgliede 
nabm man einen Grund für feine Gültigfeit ber. Denn 
da das landesherrliche Geſetz vom 23. Auguft 1821. $. 6. 
die Entmuͤndigten für nicht wählbar zu Mitgliedern bes 
Bürgers Ausfchuffes erflärt, jo mußte fich in dieſer Wahl 
der öffentliche Glaube ausgeſprochen haben, daß ©. ſich 
in dem Genuffe aller bürgerlichen Rechte befinde. — Zach a— 
rid fr. Eivilrecht 4. Band ©. 198. error eommunis jus 
facit. Touillier T. 3. Nr. 407. 


Können Verzugszinſen mittelft einer befon: 
dern Klage nachgefordert werben, wenn bie 
Hauptfchuld bereits bezahlt und darüber ohne 
Vorbehalt quittirt iſt? 
(von Kannacherſche Erben gegen Handeldmann 
Löw Sondheimer.) 


In einem andern ähnlichen Falle, welchen der dritte 
Jahrgang ber oberhofgerichtlichen Jahrbuͤcher Seite 177. 
enthält, konnte nicht die definitive Röfung Diefer Frage 
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durch das Collegium, fondern nur die damalige Anficht des 
Meferenten vorgelegt werden, weil die Deliberation nur 
eine Remiffton der Sache an das Hofgericht zur Folge hatte. 

Im gegenwärtigen aber ſprach fich der Gerichtshof über 
dieſen Gegenftand entfchieden aus, wobei auf jenen frühern 
Aufſatz in den Jahrbüchern felbft Rücficht genommen warb. 

Ueber den Hergang der Sache ift lediglich Folgendes zu 
bemerfen. Der Handeldmann ©. hatte verfchiedene Wechfel 
eincaffirt, auf deren Betrag der v. K. Anſpruch machte, 
und ihn auch gerichtlich durchfeßte. Von dem eingezogenen 
Wechjelbetrage warb ein Theil auf eine Forderung bed ©. 
abgerechnet, und der Reſt bei einem Mannheimer Banguier 
deponirt ; nach weitläufigen gerichtlichen Verhandlungen be> 
zahlte ©. nachmals dieſes Geld den v. Kannacherſchen Erben, 
jedoch ohne Zinfen. — Diefes veranlaßte eine weitere Klage, 
mittelft welcher von der Hauptforderung Zinfen zu 744 fl. 
gefordert wurden , weil ©. dad Geld vorenthalten und für 
fi) benußt habe. Beflagter wollte den Sat geltend machen: 
daß, weil urfprünglidy feine Zinfen gefordert wurden, eine 
Nachforderung von ſolchen, nachdem die Hauptichuld ge: 
zahlt ſey, nicht mehr ftatt finde. — Die erfte Inſtanz vers 
urtheilte ben Beklagten zur Entſchaͤdigung resp. Verzinfung, 
die zweite Inſtanz aber wies die Klage ab. 

In dem definitiven Bortrage an das Oberhofgericht 
ward zuvoͤrderſt vom Referenten ausgeführt: daß nach dem 
gemeinen Rechte Feine Verzugszinſen mehr gefordert werben 
fönnten, wenn die Hauptfchuld getilgt, ober hierüber — 
ohne der Zinfen zu erwähnen, von dem Richter erfannt ſey. 
Diefer Sat, welcher im Collegio feinen Anftand fand, bes 
darf bier feiner weitern Ausführung. 

Nach den fpeciellen badifchen Geſetzen hielt man dafür, 
daß zwar Zinfen ohne Anftand auch durch eine befondere 
Klage gefordert werden koͤnnten — $. 128. der D. G. Ord⸗ 
nung und Braner in den Erläuterungen Band 5. $. 287. 
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Wer fi) aber die Hauptſchuld zahlen laſſe, ohne Zinfen davon 
gefordert, oder ſich diefelben beim Empfang der Hauptfchuld vor- 
behalten zu baben, der fete fich bei einer fpätern Forderung 
der auf dem L. R. ©. 1108. b beruhenden Einrede des ftillfchwei- 
genden Verzichts aus. — Brauer a.0.Orte fagt: „wo ber 
„Zins gar nicht gefordert, auch bei Heimzahlung der Schuld 
„weder auf ihn zuerft die Zahlung gerechnet, noch berfelbe 
„vorbehalten ift, da ift die Echuldigfeit dazu gar nicht 
„entftanden, mithin kann eine fpätere Reue und Nach⸗ 
„‚forderung fie nicht begründen. ’ 

In dem oben erwähnten Falle der oberhoſgerichtlichen 
Jahrbuͤcher, hatte jedoch die Anſicht Brauers: „daß 
„bei unterlaſſener Zinsforderung die Schuldigkeit zu deren 
„Zahlung nicht entſtanden ſey“ keinen Beifall gefunden; 
vielmehr hatte man angenommen, daß durch die Nicht— 
forderung jene Schuldigkeit als Kraft Verzichtes erloſchen, 
nach L. R. Satz 1108. b zu betrachten ſey. 

Dieſe damals aufgeſtellte Anſicht fand auch Billigung bei 
dem Referenten in gegenwaͤrtiger Sache und bei dem Colle— 
gio. Man berüdfichtigte, daß die Verbindlichkeit zur Zah— 
lung von Berzugszinfen, durch die Seßung in den Verzug 
entftiebe, d. b. wenn die Zahlung der Hauptfchuld in der 
im L. R. Satze 1139. vorgefchriebenen Weife gefordert, aber 
nicht geleiftet worden. Alfo berube die Verbindlichkeit zur 
Entrihtung der Zinfen nicht in der Forderung derfelben, 
wohl aber müffe derjenige, der Berzugszinfen haben wolle, 
folhe in Zeiten fordern, wenn fie ihm nicht verlohren geben 
follten. — Wenn man Brauers Erläut. 3. Band ©. 94. 
Dem. 74. damit vergleiche, fo müffe man beinahe glauben, 
daß er das Nämliche habe fagen wollen, ſich aber nur uns 
beſtimmt ausgedrückt hätte. 

Dabei erflärte fich jedoch der Referent gegen die in den 
oberhofgerichtlichen Jahrbuͤchern a. o. D. gemachte analoge 
Anwendung bed 8. R. Satzes 1908. auf Verzugszinſen. 
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Diefer Sag: „Eine Quittung, welche über das Kapital ohne 
„Vorbehalt der Zinfen ausgeftellt ift, begründet Die Bermuthung, 
„daß auch dieſe gezahlt find, und bewirkt Entledigung von 
„denſelben“ — ſey nad feiner Meinung ein Ausflug des 
L. R. Sabed 1254. welcher fage: „Der Schuldner kann 
„nicht ohne Bewilligung des Gläubigers feine Zahlung dem 
„Hauptſtuhl aufrechnen, fo lange noch Renten oder Zinfen 
„ruͤckſtaͤndig find.’ 

Wenn dieſes aber gefeßlich der Fall fey, fo muͤſſe eine 
in den Händen bed Schuldners befindliche Quittung über 
den Hauptitubl die allerftärffte Vermuthung abgeben, daß die 
Zinfen gezahlt feyen, eine Bermuthung, die, wie fih L. R. ©. 
1908. ausdräde, „eine Entledigung von den Zinfen bewirke“, 
und die folglich, nad L. R. Sat 1352. a. nicht einmal den 
Gegenbeweis — den Beweid der Nihtzahlung — zulaffe. 

Eine ſolche Vermuthung koͤnne aber nur eintreten bei 
bedungenen Zinfen, deren Schuldigfeit an und für ſich 
außer Streit ſey. Nur bei diefen laſſe ſich vermuthen, oder 
müffe vermuthet werden, daß der Gläubiger von feinem ge⸗ 
ſetzlichen Rechte Gebrauh gemacht, die Zinfen an ten ges 
fchebenen Zahlungen aufgerechnet, und über das Kapital 
nicht eher quittirt habe, als bis andy die Zinfen vollfommen 
getilgt gewefen. | 
+ Anders verhalte ed ſich aber mit ben Verzugszinſen, 
zu deren Entrichtung der Echuldner nur unter Umftänden, 
und jedenfalld nur alsdann verbindlich werde, wenn er in 
Verzug gefegt war. Wäre er aber auch in Berzug 
gefeßt, und alsdann für die Hauptfchuld quittirt worden, 
fo laſſe fi) daraus doch keineswegs fchließen, daß Verzugs⸗ 
zinfen bezahlt worden feyen, denn diefe müßten ausdrücklich 
gefordert werden, und felbft alsdann könne ein folcher Schluß 
nicht gemacht werden, wenn fie früher auch gefordert worden 
wären, weil aus dem Segen inBerzug und dem Fordern 
noch immer nicht folge, daß der Schuldner eine Verbindlich⸗ 
feit zur Zahlung folcher Zinfen an fich und in der Maaße, 
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wie fie gefordert wurden, anerfannt habe ; was Alles bei ben 
bebungenen Zinfen eine zum Voraus ausgemachte Sache fey. 

Am wenigften koͤnne eine Zahlungs » Vermuthung bei 
Verzugszinfen nah L. R. Sat 1908. alsdann ftatt finden, 
wenn die Schuldigfeit an fich beftritten, und die Nichtzahs 
lung zugeftanden fey, ober, wie im vorliegenden Falle, 
vom Beklagten behauptet werde, daß vor Quittirung ber 
Hauptfchuld ſolche Zinfen gar nicht gefordert worden wäs 
ren, wohl aber würde in dem einen wie in dem andern 
Falle, nach L. R. Sat 1108. b. die Bermuthung, daß der 
Gläubigeraufdiezinfenverzichtet habe, eintreten, 

Es fann auf bie weitere Ausführung, wie aus mehreren 
Gründen in dem zu entfcheidenden Falle feine Verzichtslei⸗ 
„fung, fondern vielmehr dad Gegentheil anzunehmen fey, 
nicht weiter ankommen, vielmehr wird ed genügen, ans 
zuführen, daß das hofgerichtliche Urtheil aufgehoben, und 
das amtliche „wieder hergeftellt, mithin der Bellagte in die 
Zahlung ber Zinfen verurrheilt ward. 

Folgende Säße find jedoch bei dieſer Deliberation vom 
Eollegio angenommen worben : 

+1) Nach der Badifchen fpeciellen Gefeßgebung findet eine 
abgefonderte Klage auf Verzugszinfen ſtatt. 

2) Aus der unterlaffenen Zinsforderung folgt nicht, daß 
bie Zinsfchuldigkeit gar nicht entftanden wäre, fondern es 
ift wegen bes ftillfchweigenden Verzichts, nah L. R. Sag 
1108. b. dieſe Schuldigfeit als erloſchen anzufehen. 

3) Bei Verzugszinfen insbefondere findet gar Feine 
Bermuthung der Zahlung flatt, fondern nur die Bermu- 
thung, daß ber Gläubiger auf folche Zinfen verzichtet habe. 

4) Die Verbindlichkeit zur Entrichtung von Zins 
fen beruht an und für fich nicht auf der Einforberung der⸗ 
felben ; wohl aber muß derjenige, welcher Berzugszinfen 
verlangt, nachweifen, daß er fie zur rechten Zeit gefordert habe. 


\ 
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Wirkungen einer über das ehemännlihe Ver: 
mögen ausgebrochenen Gant auf frühere 
Eheverträge. 

(Stubß gegen Köpfer.) 





Daniel Köpfer hatte mit feiner Ehefrau am 30. Des 
gember 1815. einen Ehevertrag errichtet, in beffen 5. $. dem 
Ehemann nad) dem Tobe feiner Frau die Hälfte bed von 
ihr ruͤcklaſſenden Vermögens zugefihert ward. Am 31. Ok⸗ 
tober 1829. errichtete die Frau ein Teſtament, worin fie 
die in dem Ehevertrage gemachte Beftimmung aufhob, und 
ihre ganze Berlaffenfchaft ihren Kindern ald Eigenthum zus 
wies. Während der Ehe war der Mann in Gant verfallen, 
und nad dem Tode der Frau belangte der Handeldmann 
Stub zu Freiburg den D. Köpfer auf den NRüderfag 
einer Summe von 1600 Franc, die er für eingefchwärz- 
tes Salz hatte bezahlen müflen. Bei der GErecution des 
Urtbeild, welches den K. zur Zahlung verurtbeilte, Fam 
ed zu weitern Verhandlungen über ben Nachlaß der K’ichen 
Ehefrau. Der Wittwer verlangte die Hälfte des Vermögens 
für fih, und die andere Hälfte nahm der Pfleger ber 
Kinder in Anfprud). 

Diefem Begehren ward entgegengejeßt, daß durch bie 
Sant des Mannes eine Vermögend-Abfonderung erfolgt fey, 
und durch dieſe wäre der Ehevertrag aufgehoben. 

Die erfte Inſtanz erfannte das Teftament der Ehefrau 
in fo fern für gültig, daß den Kindern ber BVerftorbenen 
die Hälfte des zurücdgelaffenen Vermögens gebühre. Aus 
der andern Hälfte habe ſich Kläger, in jo weit nöthig, zu 
befriedigen, wogegen er mit feinen Anfprüchen auf die biers 
durch den Kindern ber verftorbenen Frau zugefprochene 
Bermögenshälfte abgewieſen wurde. 

In zweiter Inſtanz warb dieſes Erkenntniß lediglich bes 
ſtaͤtigt, und in der Oberappellations⸗-Inſtanz, welche D. 
Koͤpfer ergriff, und die nachmals als Reviſion angenom⸗ 
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men ward, wurde unter andern vorgebradt: Wenn auc) 
das Teftament der Kfchen Ehefrau zu Necht bejtehen follte, 
fo fönne der Gegentheil doch nur ein Biertel des ganzen 
Bermögens in Anfpruch nehmen, nach der Beftimmung des 
®. R. Satzes 1094. — Da nämlid die Ehefrau des KR. 
ſechs Kinder hinterlaffen babe, fo muͤſſe die im Ehevertrage 
dem Manne zugewiejene Bermögenshälfte, ald zur Hälfte gefeß- 
widrig demfelben zugedacht, den Kindern zugefchieden werden. 

Beim Oberhofgerichte wurden die beiden Fragen geprüft: 
1) ob die Frau befugt gewefen, den ihrem Manne im 
$. 5. des Ehevertrags zugedachten Vortheil durch eine teſta— 
. mentarifche Verfügung ihm wieder zu entziehen ? 

Diefe Frage warb verneint in Bezug auf das Verbot 
im Satze 1395. ded Landredhts, welches ſich auch auf die 
im Ebhevertrage enthaltenen Schenkungen erjtrede, nad) 
Zaharid fran. Recht Iter Bd. ©. 147. — Es ward 
ferner der Saß angenommen: daß die Gantmäßig- 
feit des Ehemannes die einmal’ im Ebever- 
trage ibm zugedadhten Bortbeile nicht aufbebe, 
wie folches die Gegner behaupten wollten. 

Dagegen ward 2) die weitere Frage: ob der $. 5. des 
Ehevertrags gültig. fey? nicht durchaus bejahet. | 

Es lautete diefe Stelle: ‚im Falle eines von ihnen, mit 
„Rüdlaffung ehelicher Leibeserben, verfterben follte, fol das 
‚vorhandene Bermögen bälftig auf den Ießtlebendeu Ehegatten 
„und bälftig auf die vorhandenen Kinder getheilt werden.’ 

Ob diefe Anordnung zu Recht befteben koͤnne, ward einer 
‚‚Bergleichung mit dem 8. R. Satze 1094.: „Für den Fall, 
„da ein Ehegatte Kinder hinterläßt, kann er dem andern 
„Ehegatten entweder ein DViertheil zum Eigenthum und ein 
„anderes Biertheil zur Nugnießung, oder die Hälfte feines, 
„ganzen Vermögens allein nugnießlich geben‘ unterworfen. 

Der &. R. Sab 1091. gäbe den Ehegatten die Befug- 
niß, ſich in den Heirathsverträgen wechfelfeitig jede Schen- 
fung zu machen, bie fie für gut fänden, jeboch nur unter 
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gewiffen Beitimmungen. Zu biefen gehörten, nach L. R. 
Sat 1094., daß ein Ehegatte für den Fall, wenn’er Kin, 
der binterlaffe, dem andern Ehegatten in dem Heirathe, 
Vertrage entweder ein Biertbeil zum Eigenthum und ein 
anderes Biertheil zur Nugnießung, oder die Hälfte feines 
ganzen Bermögend nußnießlich geben koͤnne. Wenn alfo 
die Köpfer’fchen Eheleute in ihrem Ehevertrage verfügt 
hätten, es jolle im Falle der Hinterlaffung von Kindern, 
das ganze Vermögen in zwei Hälften getheilt werden, wo— 
von die eine dem überlebenden Ehegatten, die andere aber 
den Kindern zugetbeilt werben folle, fo koͤnne diefe Beftim- 
mung nur in fo weit gültig feyn, als fie nicht eine dem 
L. R. Sak 1094. zuwider laufende Schenfung enthalte. — 
Da nun bei dem Ableben der Ehefrau gar Fein chemänn- 
liches Vermögen vorhanden geweſen, vielmehr alles vor— 
handene der Ehefrau gehört habe, fo fünne der $. 5. bes 
Ehevertrages natürlih nicht durch eine gleiche Theilung 
diefes binterlaffenen Vermögens zwifchen dem Ehemanne 
und den Kindern in Bollzug gefeßt werden. Denn durch 
eine folche Theilung Würde, zum Nachtheile der Kinder, 
ihrem Bater ein größerer Vermögenstheil zugewiefen werben, 
als ibm durch feine Ehefrau zugetheilt werden fonnte. — 
Nur auf ein BViertheil des inventirten Vermögens habe dem- 
nach der Kläger einige gegründete Anfprüche, und dadurch, 
daß derfelbe zu feiner Befriedigung auf die Hälfte des 
ganzen vorhandenen Vermögens verwiefen ſey, wären bie 
Gegner durdy die beiden norinftanzlichen Erfenntniffe beſchwert. 

Es erging ein reformatorifches Erfenntniß dahin: daß 
das Teftament der Thereſe 8. „nur in fo fern als gültig 
„zu betrachten ſey, daß den Kindern ber Verftorbenen’ drei 
„Viertheile des zuruͤckgelaſſenen Bermögens derfelben eigens 
„thuͤmlich zukommen, daß aber dem Kläger Nevifen das 
„Recht zuftche, aus dem weitern ein Viertheil der Verlaſſen— 
„ſchaft fich feine Befriedigung zu verfchaffen.‘ 


— 150 


Bemerkung. Gegen dieſe Anſicht, welche dem ober⸗ 
hofgerichtlichen reformatoriſchen Erkenntniſſe zum Grunde 
Ing, warb folgender Zweifel erhoben. Der Kläger Reviſe 
mitffe mit feiner Klage abgewiefen und das von ber Ehe 
frau errichtete Teftament aufrecht erhalten werben, aus 
folgenden Gründen: 

Die $$. 1. — 4 bed Ehevertrages beftimmten,-was von 
jedem Ehetheile in die Ehe eingebracht worden fen, im 5. $. 
werbe die Theilung des ehelichen Vermoͤgens, auf den Vor: 
abjterbungsfall des einen oder bed andern Ehegatten, mit 
Hinterlaffung ebelicher Leibeserben, dahin beftimmt, daß bas 
Vermögen hälftig auf den Ießtlebenden Ehetheil, und haͤlftig 
auf die vorhandenen Kinder fallen folle. 

Es werde bei diefer Theilungsbeftimmung aljo offenbar 
vorausgefegt, daß ein ehemaͤnnliches und ein eheweibliches 
Bermögen bei dem Borabfterben eined Ehegatten noch vor: 
handen jey. | 

Da nun aber ber Ehemann in der gegen ihn ausge 
brochenen Gant fein ganzes Vermögen eingebüßt babe, bie 
Unterftellung aljo, in der die Theilungsbejtimmung bed $. 5. 
ded Vertrages gefchehen ſey, wegfalle, fo könne auch die 
Theilung felbft nicht nad jenem Paragraphen gefcheben, 
fondern es bleibe der legte Wille der Ehefrau, welche nun, 
nad) der Vergantung ihres Mannes, über das ihr felbit ge: 
bliebene Vermögen frei und ungehindert babe verfügen 
fönnen, in voller Kraft und Wirfung. | 

In dem bier angenommenen Sage: daß bie Gantmäßigs 
feit des Ehemanned die in einem Ehevertrage ihm zuges 
dachten Vortheile nicht aufhebe — fcheint eine Befchränfung 
der Erläuterung bes früher vom Oberhofgerichte aufgeftell- 
ten: daß die Gütergemeinfchaft durch den Ausbruch der 
Gant von felbft aufgelöfet werde — DOberhofgerichtliche 
Jahrbuͤcher Ster Theil, ©. 77. folg. — zu liegen. 





IN. 


Gegenſtaͤnde des peinlichen Rechts. 


Zumult, Widerfeglichfeit gegen die Obrigkeit, 
Aufftand. Charakteriſtiſche Merkmale viefer 
Verbrechen. 


(Unterfuchungdfache gegen H. und Complicen.) 


1) Widerſetzlichkeit gegen die Obrigkeit. 
Im engern Sinne genommen, wird ſie durch Gebrauch oder 
Androhung des Gebrauchs phyſiſcher Kraͤfte, zur thaͤtigen 
Behauptung des Ungehorſams gegen einzelne Befehle der 
Obrigkeit, begangen. Es kann dieſes von einem Einzelnen 
oder auch von mehreren gemeinſchaftlich geſchehen, jedoch 
nicht in oͤffentlicher Vereinigung. Sobald dieſer Widerſtand 
gegen obrigkeitliche Befehle in einer oͤffentlichen Vereinigung, 
in oͤffentlicher Zuſammenrottung geleiſtet wird, ſo kann die 
Handlung nicht mehr unter den Begriff einer bloßen Wider⸗ 
ſetzlichkeit ſubſumirt werden. 

2) Wegen bed Verbrechens des Aufſtandes wurden 
beiläufig die Theorien einiger Nechtslehrer angeführt, ſich 
jedoch nicht weiter über dieſen Gegenftand verbreitet, da 
offenbar in dem vorliegenden Falle von einem Aufftande in 
der eigentlichen Bedeutung ded Worts nicht die Rede feyn 
fonnte. 

3) Tumult, oder Aufruhr im weitern Sinne 
des Worte. | 

Ueber den Begriff diefes Verbrechens findet ſich unter den 
Schriftſtellern beinahe durchgängig eine Uebereinftimmung 
in den wefentlichen Merkmalen. 
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Adelung in feinem Woͤrterbuche, weldes man als 
ein claffifches Werk anfehen darf, gibt folgende Definition 
von Aufruhr: 

„er ift eine heftige Bewegung bed Volkes, die in einer 
„Widerfeglichfeit der Untertbanen gegen ihre rechtmäßige 
„Obrigkeit befieht.” | 

Nah Feuerbach ift er: 

„eine Öffentliche Zufammenrottung Mebrerer, in der er- 
„Härten Abficht, ihren Privatwillen wider den erflärten 
„oͤffentlichen Willen mit vereinter Gewalt geltend zu machen.“ 

Der Berfafler des Werfchens: „über Aufruhr und 
aufrübrerifhe Schriften‘ ſcheint den Begriff deſ— 
felben am richtigften zu bezeichnen, dahin: 

„er ift eine gewaltfame Widerfeglichkeit eines Volkes ober 
„eines Theild deffelben, gegen feine rechtmäßige Obrigkeit 
„und deren gefeßmäßige Befehle, oder in fo fern fie geſetz⸗ 
„mäßig befiehlt.“ 

Durch dieſen letztern Zuſatz dürfte die Definition, welche 
übrigens mit jener Adelungs übereinftimmt, einen böhern 
Grad von Richtigfeit und Beſtimmtheit erhalten haben. 

Dem zufolge fchließt ber Begriff von Aufruhr 
in fi: | 

a) daß mehrere Menfchen zugleich und vereint ſich der 
Obrigkeit widerſetzen. Nicht der Widerftand eined oder 
einiger Menfchen wird Aufruhr genannt. 

b) daß wirflicher Widerftand geleiftet worden. 

Unzufriedenheit, Mißbilligung, Zabel, felbft äffentliche, 
anftänbige, ruhige und mit Gründen unterftüßte Befchwer- 
den der Unterthanen gegen ihre Obrigkeit, dürfen nicht Auf 
rubr genannt oder damit verwechfelt werden. 

e) daß die Widerfeglichkeit etwas Gewaltſames, oder — 
wie Adelung fagt — eitte heftige Bewegung mit ſich 
führe, wenn fie Aufruhr beißen fol. Ein unthätiger 
Ungehorfam, eine bloße Vernachläßigung der obrigkeitlichen 
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Befehle, ift noch Fein Aufruhr. Diefer ift thätlich, wider: 
fegend und gewaltfam. 

d) Aufruhr ift Widerfegung gegen die gefeßmäßigen - 
Befehle einer rechtmäßigen Obrigkeit. Sind ihre Befehle 
offenbar geſetz⸗ und conſtitutionswidrig, fo ift die Wider⸗ 
fegung miht Aufruhr, fondern Aufſtand zu nennen. 
Sn dem erften Falle fehlt das Volk, in dem zweiten bie 
Obrigkeit, wenigſtens zuerft und zunaͤchſt. 


Bon diefen Grundfäßen ausgehend, entichied das Ober- 
bofgericht folgenden Vorfall: 

Zufolge einer von ber Stadtdirection erhaltenen Wei- 
fung, in den Wirthshaͤuſern felbft Feierabend zu bieten, 
verfügte fich der Polizei-Gommiffär, unter Zuziehung meh⸗ 
rerer Polizeidiener, Nachts um 11 Uhr, in ein gewiſſes 
Bierhaus zu Mannheim. Hier traf er eine große Menge 
Menfchen, angeblid 150 bis 200 Perfonen an. Raum war 
er eingetreten und hatte die Worte gefprochen: ‚Meine 
Herrn, es ift Feierabend‘ — ald die Menge in ‚den Ruf 
ausbrach: „Hinaus, Ihr Spisbuben, hinaus mit den 
Hunden !’ und biefen mit Thätlichfeiten begleitete, indem 
fie Krüge und Steine nad; dem Polizeiperfonal warf. 

Daburd zum Rüdzug gendthigt, holte die Polizei eine 
Patrouille des Linienmilitärs, fo wie eine Buͤrgerpatrouille 
berbei, mo dann die Menfchenmenge fih zwar aus dem 
Bierhaufe felbft zurüdzog, ſich aber auf der Straße vor 
bemfelben verfammelte, und, auf bie Aufforderung bes 
Polizei-Commiffärs, ſich zu entfernen, mit Steinen, welche 
fie aus dem Straßenpflafter geriffen hatte, nach der Militär: 
und Bürgerwache warf. Das binzugefommene Fenerpiquet 
machte der Sache ein Ende und zerftreute die Tumultuanten. 
Bei diefer Gelegenheit wurden mehrere Bürgerfoldaten durch 
Steinwürfe getroffen, jedoch ohne Verlegung, und ber 
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Polizei-Commiffär erhielt einen Steinwurf auf die Bruft; 
feine Bricftafche, welche er in der Geitentafche des Rode 
trug, ſchuͤtzte ihn jedoch gegen weitere Befchädigung. 

Unter dem Iärmenden Haufen befand fih auch der 
Schreinergefele H. Der Polizei-Commiffär behauptete, je: 
nen Steinwurf von diefem erhalten zu haben, und gab den 
Vorgang folgendermaßen an. Bei feinem Weggeben aus 
dem Bierbaufe babe er dem erwähnten Menfchen aufgegeben, 
ſogleich nah Haufe zu geben; er ſtehe unter polizeilicher 
Auffiht und babe nichts dort zu thun. Im nämlichen 
Augenblide ſey einer der Polizeidiener von einem Haufen 
Menſchen zu Boden geriffen worden, worauf er hinzugeeilt 
und ihn befreit hätte. Als er fih nun umgedreht, un den . 
wieder verfammelten Haufen aufzufordern, nach Haufe zu 
gehen, habe er von dem H. einen Steinwurf auf die linfe 
Seite der Bruft erhalten. Da er deutlich gefehen, daß der 
Wurf von diefem Menfchen berrühre, fo babe er ihn ange- 
padt und zwei Soldaten übergeben, um ihn auf die Wache 
zu bringen, fie wären aber bald zuruͤckgekehrt, mit der 
Meldung, daß der Arreitant ihnen entriffen worden fey. 

Der Inculpat läugnete die That; ed wurde dad Polizei: 
Perfonal verbört, und nach gefchloffener Unterfuchung er: 
fannte das Hofgericht den Schreinergefellen H. der Theil: 
nahme an dem Tumult, und insbefondere der thätlichen 
Mißhandlung des Polizei-Sommiffärs, mittelft eines Stein- 
wurfs, für fchuldig, und verurtheilte ihn zu einer Arbeits: 
bausftrafe von einem Sabre. 

In dem gegen dieſes Erfenntniß bei dem böchften Ge— 
richtshofe gerechtfertigten Recurfe, fuchte der Anwalt des 
Recurrenten folgende Saͤtze zu vertbeidigen : 

1) Nach Feuerbachs Definition liege das Verbrechen 
des Tu mults keineswegs vor, mur cine Widerfeß- 
Iichfeit im engern Sinne. 


2) Die Ausfagen bed Polizei: Commiffärs- könnten gegen 
den Denuntiaten nicht gelten, einmal, weil folcher Denuns 
tiant fey, und dann, weil feine Behauptung durch Fein guͤl⸗ 
tiges Zeugniß unterftügt werde, indem die abgehörten Polizei⸗ 
diener vermuthlich ihre Ausfagen nach dem Willen des ihnen 
vorgejegten Polizei-Commiffärd eingerichtet hätten. 

3) Die Depofitionen der Zeugen jtänden unter fi im 
Widerfpruche. 

Zu 1) ward jedoch die Behauptung des Anwalts, daß 
bier nur von einer WiderfeglichFfeit gegen die Obrig- 
feit die Rede ſeyn Fünne, als unrichtig verworfen. In Er⸗ 
wägung, daß, wenn man auch die Feuerbach) ’sche Deftnis 
tion annehmen wollte, dod eine Widerfeglichfeit im 
engern Sinne nur durch Gebrauch oder die Androhung 
des Gebrauchs phyſiſcher Kräfte, zur thätigen Behauptung 
des Ungehorſams gegen einzelne Befehle der Obrigfeit, bes 
gangen werben könne. Sobald diefer Widerftand in Hffent- 
licher Zufammenrottung geleiftet werde, fönne der Wider: 
ftand nicht mehr unter den Begriff einer bloßen Widerjeß- 
lichkeit fubfumirt werden. 

Die Zufammenrottung gehe aber nicht nur aus der un: 
gewöhnlich großen Menfchenmenge, die fich in dem Bierhaufe 
verfammelt gehabt, fondern auch daraus hervor, daß fich 
der Recurrent nachmals unter dem lärmenden Haufen be- 
funden, daß er bie Weifung des Polizei-Commiſſaͤrs nicht 
befolgt, und fich vielmehr unter der fchreienden Menge auf: 
gehalten babe. 

Da von einem Aufftande in dem zu entfcheidenden 
Falle nicht die Rede ſeyn Fünne, jo trage der Borgang viel: 
mehr alle Merkmale des Tumults oder Aufrubre 
im engern Ginne an fih. Denn fo babe fiy nicht ein 
Einzelner oder einige Wenige der Aufforderung des Polizei: 
Commiffärs widerfegt, fondern eine ganze Menfchenmafle. — 
Die Widerfeglichfeit wäre auch vollbracht worden — nach 


— 18 — 


Feuerbach im Lehrbuch $. 203. — ber Local: Augenfchein 
hätte berausgeftelt, daß das Straßenpflafter an verfchie- 
denen Stellen aufgeriffen gewefen —, und fie fey gegen 
rechtmäßige Befehle der Obrigkeit geleiftet worden. 

Auf jeden Fall fand man die Bezeichnung des Verbres 
chens durch das Hofgericht ald Tu mult ganz richtig. Ein 
Aufftand, wie diefer Begriff, das Product der neueften 
Zeiten, fich gebildet habe, der gewöhnlich nur einen glücklich 
ausgefallenen Aufruhr bezeichne, fey das Verbrechen nicht 
zu nennen; es wäre aber auch nicht unter ben ber bloßen 
Widerſetzlichkeit zu fubfumiren, die nur von Einzelnen 
oder Wenigen verübt werde. Vielmehr ſey ed — zwar 
fein Aufruhr im firengern Sinne, wie ihn Adelung be 
zeichne, ficher aber habe es alle Kennzeichen an fi), welche 
den Begriff eined Tumults gäben ; nämlidy eine in größerer 
Verbindung bethätigte vorfägliche Verweigerung der Pflicht, 
welche Bürger und Untertanen dem Gefege fchuldig find, 
verbunden mit thätlicher Widerfeglichfeit gegen bie zum Voll⸗ 
zug der Gefeße berechtigte Behörde. 

3u 2. Der weitere Grund des recurrentifchen Sach⸗ 
walters, bergenommen aus der Unglaubmwürbdigfeit der Aus⸗ 
fagen bes Polizei-Commiffärs und der Polizeidiener, fand 
eben fo wenig Eingang. 

- Man glaubte den Polizei» Sommiffär nicht als eigent- 
lichen Denuntianten betrachten zu Finnen, da es feine Pflicht 
mit fich bringe, die Polizeifrevel der hoͤhern Behörde anzus 
zeigen. Wäre er aber auch Denuntiant, fo dürfe man ibn 
doc) nicht mit dem Ankfläger vermwechfeln. — Seine Denun⸗ 
tiation koͤnne ihn nicht von dem Zeugniffe ausfchließen, ja 
in einer ſolchen Anzeige felbft liege gewöhnlich fchon die An⸗ 
gabe von Umftänden, die er felbft beobachtet habe, tweswegen 
er am beiten ein Zeugniß abgeben könne. Daffelbe ſey da⸗ 
ber nie ganz zu verwerfen, und es muͤſſe mwenigftens fo 
lange als unverbächtig angefehben werben, bis andere Bers 
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bältniffe bebeutende Zweifel ihm entgegen ftellen. — (Klein 
fhrod, über die Fähigkeit eined Denuntianten zu einem 
Zeugniffe. In feinen Abhandlungen Th. 1. Nr. 6.) 

Das untergeordnete. Verhältniß der Polizeidiener zum 
Polizeis-Commiffär hielt man fchon an und für fi nicht 
von der Art, daß aus foldhem eine Unfähigkeit zum Zeug: 
niffe oder auch nur ein Verdacht hergeleitet werden koͤnnte. 
Daraus, daß das römifche Recht das Zeugniß bed Sclaven 
gegen feinen Herrn vermwerfe, Iafle ſich fein analogifches 
Argument auf den geringen Grab von Abhängigkeit, in 
bem ein Polizeidiener zu feinem Gommiffär fiehe, machen ; 
zumal der Lebtere von dem Ausgange der Sache weder 
Bortheil noch Nachtheil habe. 

Nachdem endlich zu 3) nachgewiefen war, baß die ver; 
fchiedenen Ausfagen der Zeugen recht gut mit einander ver- 
einbar jeyen — ward ber Recurs einftimmig verworfen. 
Und das Nämliche war auch mit mehreren Recurfen anderer 
in biefen Tumult vermwidelten Perfonen der Fall. 


Bemerkung. Die in vorftehendem Auffage vorkom⸗ 
menden Diftinctionen und Benennungen der verfchiedenen 
Arten von Widerfeglichfeit der Unterthanen gegen ihre 
rechtmäßige Obrigkeit, kennt die Carolina nit. Ihr 
Art. 127. begreift diefe Verbrechen unter dem allgemeinen 
Ausdrud: ‚Aufruhr des Volks.“ Eben fo beziehungs- 
weife auf jenen Artifel der F. 68. unfered Straf Edicts, 
jedoch mit der weitern Bemerkung : daß die Verfchiedenheit 
der Fälle nicht zu beftimmen fey. — Auch der Art. 209. 
bes franzöfifchen Code penal faßt alle diefe verfchieden- 
artigen Exceflfe unter dem Namen: „rebellion“ zufammen, 
Aeltere Babdifche Verordnungen, nämlich die vom 20. Sept. 
1779. und 7. Sept. 1789. (Alphab. Auszug 1. Th. ©. 48. 
und 2. Th. ©. 53.) fprechen Iedigli von Aufruhr im aus» 
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gebehntejten Sinne des Worts, nur die eritere macht allen: 
falls einen Unterfchied zwifchen Aufruhr und Auflauf. 

Erft den neuern unruhigen Zeiten fcheint es vorbehalten 
gewefen zu feyn, bei den oft vorfommenden Fällen des Auf: 
ftandes gegen bie Obrigkeit, gewiſſe Gradationen deſſelben 
und demnach verfchiedene Benennungen einzuführen. 

Unter. diefen Verbrechen, an deren Dafeyn und fpecielle 
Benennung die Altern Gefeßgeber nicht dachten, ift eines 
der merfwürbigften, das in Franfreidy unter dem Namen 
„emeute* in ben*neueften Zeiten bäuftg vorfommende. — 
Was ift aber der richtige Begriff diefes Ausdrudes ? 

In dem Dictionnaire de l’academie findet man nichts 
weiter als die kurzen Worte: 

„Emeute. Tumulte, emotion soudaine parmi le 
„peuple.“ 

Will man das franzöfifche Wort gleichbedeutend mit dem 
deutfhen Ausdruck „Meuterei“ nehmen, fo erflärt 
Adelung ihn in feinem Wörterbuche dabin: 

„Ein Wort, weldes nur noch in engerer Bedeutung 
„gebraudht wird, eine unerlaubte Verbindung Mebrerer, 
„beſonders wider ihre Obern, zu bezeichnen, ein Gomplott, 
„wo es mehr von leichtfinnigen, vorübergehenden Berbinz 
„dungen diefer Art gebraucht wird; dagegen Verſchwoͤrung 
„den Begriff der feftern feierlihern Verbindung mit fich 
„führt. Franzoͤſiſch mutiner. Der Begriff des Auf: 
„ſtandes ift nicht nothwendig Pat verbunden, kann aber 
‚Dabei ftatt finden.’ 

Etwas Näheres über die emeute findet man in dem 
befannten Sittengemälde von Paris: „Le Livre des cent- 
et-un“ T. 5. p. 161. Dort beißt ed im Auszuge: „Vous 
„savez, ce que c’est, qu’une insurreetion, une journee re- 
„volutionnaire, la vietoire et la puissance transferees vio- 
„lement d’un parti & un autre, par un coup de main, par 
„un soulevement de la masse populaire. — L’emeute 
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„n'est pas de cette nature emportée, orageuse, sangui- 
„nairey, allant a ses fins par le tumulte et Veflroi. — Si 
„”eineute à Pinstinet du trouble, elle n’en a pas la 
„passion; rien et personne. n’est' pour elle proie et vi- 
„etime designee, personne et rien ne lui est objet d’affec- 
„tion ardente, d’enthousiasme, de foi; e'est un souvenir . 
„reconnaissant de la revolution, qui 'a dechainee, — Au 
„premier jour, — car l’&meute en a r&gulierement trois — 
„vous verriez en un instant les rues se remplir comme 
„les avenues d’une.fourmilliere, de longues files noires, 
„qui se dirigent toutes du m&me cote, des’ que ces mots: 
„„il y a quelque chose quelque part““ se sont commu- 
„uiques de boutique en boutique — — Enfin le troi- » 
„sieme jour appartient de droit au triomphe de l’autorite. 
„Fatiques, d’avoir passe quarante huit heures, sans rien 
„vendre, sans pouvoir se rendre a leurs aflaires, 'tous les 
„soldats citoyens prennent les armes et font patrouille. — 
„La curiosil& est mal-menee, il se distribue par-ci par- 
„la quelqueshorions, et lF’emeute devient une deroute. 
„Le jour suivant toutes les aflaıres, tous les plaisirs re- 
„prennent leurs eours avec plus d’activite, — et il ne 
„reste plus de tout ce trouble, que quelques jeunes gens, 
„riant et chantant a gorge deployee dans la prison, bien 
„sur, d’ötre acquittes a la cour d’assises, par la patrouille 
„meme, qui les a saisis ete.“ | 

Aug diefer Befchreibung einer emeute wird fich zwar ber 
rechtliche Begriff derfelben nicht feit beftimmen laſſen; allein fo 
viel ließe fic) daraus ableiten, daß in Frankreich ein Unter- 
fchied zwifchen „revolution“, „rebellion“ und „emeute“ 
gemacht wird, daß die Lestere ihre Entſtehung gerade kei— 
nem ftrafbaren Zwede, fondern mehr der Neugierde eines 
müßigen Publiftums zu verdanken hat, und daß fie eber zu 
Polizeivergeben, ald zu den peinlichen Verbrechen zu rechnen 
ſey. — Sollte aber diefe Eharafterifirung richtig fenn, fo 
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ift auf der andern Geite nicht zu verfennen, daß die franz 
zöfifchen Journaliſten diefen Ausdruck in einer viel umfaſ—⸗ 
fendern Bedeutung nehmen, wenn fie Volfsaufftände, bei 
welchen Blut floß und Menjchenleben gefährdet ward, gleich- 
falls mit der Benennung „emeute“ bezeichnen... Und bie 
deutfche ‚„„ Meuterei‘ muß nicht der franzöfiichen „emeute* 
ganz gleich feyn, fonft würden ſchwerlich die deutfchen Tage: 
. biätter den blutigen Erceß in Frankfurt vom 3. April d. J. 
eine Meuterei nennen. 

Wenden wir ung aber wmieber zu denen in Deutfhland 
unter mehreren Namen vorfommenden Bolfsaufläufen und 
Tumulten,, fo folgt daraus, Daß die alte Gefeßgebung fie 
- nicht bejtimmt bezeichnete und bezeichnen Fonnte, nichts wei- 
ter, als daß bei ihrer Beftrafung der Art: 105. peinlicher 
H. G. Ordnung in Anwendung fommen muß, nad) welchem 
. bei ſolchen ‚‚unbenannten peinlicyen Fällen und Strafen‘ — 
‚Richter und Urtbeiler Raths pflegen follen, wie in folchen 
zufälfigen oder unverftändlichen Fällen gebandelt und geur⸗ 
theilt werden folle,’’ b. h. mit andern Worten: die Beſtim⸗ 
mung der Strafe ſoll dem richterlichen Ermeſſen uͤberlaſſen 
bleiben. — Eben jo würde, nach unferm Straf⸗-Ediet, die 
Dauer der Zuchthaus: oder Kettenftrafe, nach dem einzelnen 
Falle, von dem Ermefien des Richters abhängen. 
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Miscellen und Nahträge 
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Das Recht der Gerichte, fogenannte gemeine 
ll oder allgemeine Verfügungen 
zu geben. 





Das ſechs te Stuͤck der „Annalen für die Badiſchen 
Gerichte“ enthält bie Beranlaffung, woraus diefed Recht 
dem Mannheimer Hofgerichte von einer Anzahl Advokaten 
beftritten ward, und ihre Vorſtellung vom 11. October 1832. 
an Großh. Juſtiz⸗-Miniſterium. 

Da unterm 5. Maͤrz 1833. die Miniſterial⸗Entſchließung 
auf dieſe Vorſtellung dahin ergangen iſt: 

„Man erkennt es nicht nur als zulaͤſſig, ſondern auch 
„als ſehr zweckmaͤßig, wenn die Gerichtshoͤfe den Sad» 
„waltern ihre Anſichten uͤber Gegenſtaͤnde des buͤrgerlichen 
„Proceßverfahrens mittheilen.“ 

„Damit aber aller Anſchein vermieden werde, als wenn 
„der Gerichtshof ein ihm nicht zuſtehendes Recht, allge 
„meine Anweifungen zu geben, ausüben wollte, fo ift 
„ſich bei ſolchen Mittheilungen der Form zu enthalten, welche 
‚auf Anweifungen hindeuten koͤnnte, und nur die Form 
‚einer Bekanntmachung in ber Art zu wählen: 

„„das Hofgericht habe in vorgefommenen Fällen, aus 
„„den anzuführenden Gründen, die bezeichnete Verfügung 
„„erlaſſen““; 

ſo ſind — betreffende Stellen aus dem Gutachten bes 
Oberhofgerichts vom 30. Januar d. 3. zur Erläuterung 
anzuführen. 
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Das Refultat diefes Berichts, durch die Mehrheit beliebt, 
ward dahin dem Juſtiz-Miniſterium vorgelegt: es Fönnten 
wohl allgemeine Verfügungen mit richterlihen Warnungen, 
infofern folche nicht in das materielle Recht eingehen, jedoch 
ohne Feftfegung von Präjudicien, erlaffen werden. Für die 
Erlaffung von. förmlihen gemeinen. Beſcheiden, oder allge, 
meinen Verfügungen mit Androhung von Präjudieien oder 
Strafen, ſeyen aber die Gerichte nicht competent. 

Die Sache wurde im Gutachten felbft auf folgende Art 
motivirt: 

Die-Frage ſey im Allgemeinen durch den L. R. Satz 5. 
beantwortet, und dieſe Beantwortung beruhe auf ſehr bes 
kannten durchgreifenden Grundprincipien. 

Der Richter fen nicht Geſetzgeber, und dürfe es nicht 
ſeyn, wenn nicht die abfolutefte Willkuͤhr an die Stelle von 
Geſetz und Recht treten folle. Des Richters Aufgabe ſey: 
„zu rihten“, d. h. das Verhaͤltniß nach gegebenem 
Falle zu dem gegebenen Nechtögefeb auszufprecdhen, oder dus 
Gefer auf gegebene Faͤlle anzuwenden. Was außer diefem 
Kreife liege, Tiege zugleich außer dem Kreife bed richterlichen 
Berufs. | 

Wohl dürfe der Richter und muͤſſe, wo ihm das Gefek 
dunfel, einer mehrfachen Deutung empfänglich, oder mangel- 
baft erfcheine, deſſen Sinn — weil er entfcheiden müffe — 
nach den Regeln der Auslegungskfunft, und — mo diefe 
nicht ausreicht — mit Hülfe der Doctrin und des Vernunft: 
rechts beftimmen und vervollftändigen. So habe ſich durch 
öftere gleichförmige Entfcheidung derfelben Rechtsfrage, 
gleichwie durch anhaltende Beobachtung derfelben Procef- 
form der Gerichtögebraudy gebildet; in der erften Bezies 
bung res judicata, in der zweiten stylus curise genannt. 
Bon einem foldhen Gerichtsgebranche, melcher in voriger 
Zeit felbft bei den hoͤchſten Reichsgerichten Geſetzeskraft hatte, 
jey aber hinfichtlich der zu begutachtenden Frage nicht die 
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Rede, und könnte, nad ber Karen Beſtimmung des 8. R. 
Satzes 5., nicht die Rede feyn. 

- &o richtig nun dieſes wäre, und fo wahr es ſey, daß 
nach unferer Gefeßgebung feine richterliche Entfcheidung oder 
Verfuͤgung fich weiter erſtreckt und erſtrecken dürfe, ald auf 
den betreffenden Fall, fo fehr müffe der Mangel eines _ 
Mittels gefühlt werden, wodurch eine möglichit gleiche 
Anwendung diefer Gefete, fowohl was die Form als bie 
Sache betrifft ‚ bewirft würde, d. d. gleiche Rechtspflege 
überall. 

In Frankreich — dafuͤr der Caſſationshof vorhanden, 
aber nicht zu: dem von den hieſigen Advokaten in ihrer Vor⸗ 
ftellung bezeichneten Zwede. Er interpretire nämlich Das 
Geſetz nicht in dem Sinne, daß fein Ausſpruch für Die 
Gerichte zur Norm dienen müßte, er interpretire — wenigs 
fteng der Form nah — gar nicht, fondegn weife nur ent 
- weder das eingewanbte Gaflationsmittel zurüd, indem er 
erfiäre, daß die Sentenz, gegen welche das Rechtsmittel er 
griffen worden, dem Gefete gemäß fen, oder daß fie 
das Geſetz nicht verlege (que Parrét a juge confor- 
mement & la loi) oder (quil n’a viole la loi), ober er 
entfcheide, daß die angefochtene. Sentenz für nicht gefprochen 
zu achten fey (la cour casse et annulle). 

In dem letztern Falle werde die Sache vor einen andern 
Richter gewiefen, jedoch ohne daß dieſer Gerichtehof an bie 
Meinung des Gaffationshofes gebunden wäre. Die Sache 
könne nun wieder an den Gaffationshof gelangen, fey dieſes 
aber zum dritten Male, unter ftets gleichen Vorausſetzungen, 
der Fall, fo müfe eine authentiſche Auslegung bed 
Geſetzes eingeholt werden, welche der Negent gebe. 

Daß uͤbrigens dieſe Anftalt, wenn auch ohne Zmeifel 
noch wefentlicher Verbeſſerung fähig — für gleichförmiges 
Verfahren, und daher fir Sicherung des Rechts, von hober 
Wichtigkeit fey, wäre einleuchtend, daher wohl zu wuͤnſchen, 
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dag eine Abnliche, unſern übrigen Verbältniffen aupaſſende 
Einrichtung and) bei und möge getroffen werden, zumal es 
nicht fehlen fönne, daß wenn, wie zu hoffen fey, die NRefor- 
men in unferer Gefeßgebung fortichreiten, das Bebürfnig 
derſelben auch fort und fort fühlbarer werben würde, Eine 
bald nötbige .Revifion der Procefordnung werde jedenfalls 
die Gelegenheit dazu barbieten. . 





* 


Ueber die Anwendbarkeit des S. 1115. der 


neuen Proceß: Ordnung in der Appellations: 


Inſtanz, bezüglich auf den Vortrag neuer | 


Thatfachen und die Nachbringung neuer 
Beweismittel. 


| ei 

Diefer in Nr. 1. der Annalen: der Großb. Badiſchen 
Gerichte ©. 7. und 8. behandelte Gegenſtand machte in fo 
fern einen Theil des oberbofgerichtlichen . Gutachtens - auß, 
als er die Veranlaffung zu jener allgemeinen Verfügung an 
die Advokaten gegeben hatte, — Da dem hoͤchſten Juſtizhofe 
vom Großb. Juſtiz-Miniſterium aufgegeben war, fi) auch 
über bie Richtigfeit der fraglichen Verfügung nad) der neuen 
Pr. Ordnung gutachtlich zu Außern, fo ging die dem Juſtiz— 
Minifterium vorgelegte a ee nach der Majorität 
dahin: 

„Das Hofgericht des Niederrheind habe ſich ganz richtig 
‚dafür erflärt, daß nach übergebenem Libelle feine Nach— 
„träge an neuen Thatfachen und Beweismitteln ftatt finden ; — 
„unrecht fey e8 aber daran gewefen, wenn daſſelbe zugleich 
‚‚erklärt babe, daß der $. 1115. in der Appellations⸗Inſtanz 
‚‚feine Anwendung finde.’ 

Diefe Anficht begründete der oberbofgerichtliche Reſpicient 
folgendermaßen. Bei der Anwendung jenes Paragraphen 
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ber pr. Ordaung komme alles das richtige Verſtaͤndniß 
der Worte an: 

FF Ba: neue star Anführungen , ’ 
und: 

„Vorſchlaͤge anderer Beweismittel, u 

Dieſes Verſtaͤndniß werde aber nur möglich durch Ver⸗ 
bindung des $. 1115. mit dem $. 1112. und durch Erinnes 
rung an dasjenige, was bei dem Verfahren der Untergerichte 
(Tit. 9. 11. 13. 18.) Regel fey. ‚ 

In jeder Klage müßten die Thatumftände, welche ihr 
zur Begründung dienen follen, vollftändig vorgetragen 
werden. Auch fey beim ordentlichen Proceß) . zus 
gelaffen, den Beweis ſchon in der Klage anzutreten, 
wenn Urkunden oder richterlicher Augenfchein die Bemweis- 
mittel find, Eben fo müßten in der Vernehmlaffung auf 
bie Klage, außer der Antwort auf die factifchen Klaggründe, 
alle Einreden, deren ſich der Angeflagte bedienen wolle, 
vorgebracht werden. wu 

Die metiten Verhandlungen drehten fich lediglich um bie 
Antwort auf die Einreden, um die Replifen, Duplifen, 
- wenn bergleichen im eigentlihen Sinne vorgebradt find, 
obne daß es erlaubt wäre, neue factifhe Klaggründe 
mit Beweismitteln nachzufchieben, während ed allerdings 
erlaubt ſeyn muͤſſe, für das Thatfächliche der Einreben, 
Meplifen und Duplifen die Beweisantretung auf biefelbe 
Weife zu anticipiren, wie biefes bei der Klage geftattet ift. 
Den Schluß made die mündliche oder fehriftliche Rechte: 
ausführung, bei welcher thatfächliche neue Ausführungen 
durchaus unzuläffig feyen. 

. Sehe man nun auf den $. 1112., fo ftelle derjelbe es 
in das Ermeſſen des Richters, wenn die Bernehmlaffung 
auf die Klage gehörig befchaffen ift, alsbald mündliche Vers 
handlung anzuordnen. 
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Gefchähe diefes, ohngenchtet von dem Beklagten wahre 
Einreden vorgebracht worden, fo muͤſſe es dem Kläger ges 
wiß geftattet fepn, in ber mündlichen Verhandlung darauf 
nicht nur zu antworten, jondern auch feine zur Entfräftung 
der Einreden dienlichen Replifen und die ihnen zum Grunde 
liegenden Thatfachen vorzutragen, und eben fo Die bei ber 
Klage zuläffige Beweis-Antretumg zu anticipiren. Hierin 
könnten nur die im $. 1115: erwähnten „, zuläffigen neuen 
„thatſaͤchlichen Anführungen‘ befteben. 

Nie aber Fönne es geftattet werden, neue thatfächliche 
Klaggründe ober Beweismittel, die in. ber Klage hätten 
anticipirt werben dürfen, aber verfäumt wurben, bei der 
mündlichen Verhandlung nachzufchieben ; wohl aber: geftatte 
ber $. 1115., ſtatt jener anticipirten Beweismittel andere 
vorzufchlagen, mas fi) aus den 66. 396. und 397. erfläre, 
Damit wäre auch ber Sinn ber Worte: „Borfhläge 
anderer Beweismittel xX.“ feftgeftellt. | 

Auf foldye Art Fönne die Anwendung des $. 1115., zus 
folge bed $. 1171., Feine-großen Anftände mehr haben. 

Nach $. 1170. müßten in der Befchwerbefchrift die zur 
Begründung der Befchwerden dienlihen neuen Thatſachen 
angeführt werden. Der Appellant könne die Beweisantretung 
anticipiren, und zu dieſem Zwecke fowohl zur Begründung 
des früher Vorgebrachten, als der aufgeftellten 
neuen Thatſachen bienlihe Beweismittel vorfchlagen: 
Wie der Appellant in der Befchwerdefchrift, fo habe auch 
der Appellat in feiner Vernehmlaffung, nach $. 1218., alles 
Nene vorzutragen, nämlidh das Chatfähliche der 
Beweiseinrede und das Thatfächliche der Einreden ges 
gen die Appellations - Befhwerden, nebft Anführung ber 
neuen Beweismittel, wodurd die aufgeftellten neuen That- 
fahen dargethan werden follen, wenn ber Appellat bie 
Beweis » Antretung anticipirt. 
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Nach $. 1221. ftehe beiden Parthieen das echt zu, in 
der Appellations-Inftanz neue Beweismittel und neue That: 
ſachen jegliher Art beizubringen, vorbehaltlid der in 
diefem Paragraph beftimmten Ausnahmen. 

Habe nun aber ein Theil verfäumt, das Neue, was 
feiner, Sache hätte dienlich ſeyn koͤnnen, an Thatjachen oder 
Beweismitteln, in dem geeigneten Schriftfage vorzutragen, 
fo ‚dürfe. er in der mündlichen Verhandlung nicht mehr 
darauf zuruͤckkommen, sondern es träten die gefeglichen 
Präjudicien ein, in Anfehung der Beweisführung insbefon- 
dere das, daß er die richterliche Beweis-Auflage abzuwarten 
. babe. | 

Kur eine Ausnahme bievon flatuire der $. 1219. in 
Bezug auf den Appellaten, in welchem Falle ſodann natürs 
licher Weife dem Appellanten die Antwort geftattet feyn 
muͤſſe. 

Ueber dieſe einigermaßen abweichende Anſicht der beiden 
Obergerichte, enthielt der oben erwähnte Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
Beſchluß vom 5. März, wahrſcheinlich abfichtlich, Feine aus; 
druͤckliche Entfchließung. 


Pu. 


Purification der oberhofgerichtlichen 
Erfenntniffe. 
(Neumayer gegen Seiter.) 


rüber, unter ber ältern Proceßordnung, war ed bei 
dem Oberhofgerichte hergebracht, daß in jebem Falle und 
felbft dann, wenn der höchfte Gerichtshof 3. B. auf einen 
Eid, abweichend von ben frühern Inſtanzen, erfannt hatte, 
das Urtheil jedesmal von dem .betreffenden Hofgerichte zu 
purifiziren, und nur in dem Falle, wenn befondere Anftände 
babei eintraten, eine Anfrage an das Oberhofgericht zu 
richten war. 
In dem oben rubricirten Falle trug es fich zu, daß ein 
Eid, auf welchen in der dritten Inftanz erfannt war, von 
dem Amte G. als Richter erfter Inſtanz dem Kläger abge 
nommen ward, und fo entftand die Frage: ob nicht bie 
Purification, des oberhofgerichtlichen Urtheild von dieſem 
nämlichen Amte zu gefchehen habe, weil der $. 606. ber 
neuen Proceforbnung befagt: „die Folgen der Leiftung oder 
„Derweigerung des Eided werden von dem Richter, por 
„welchem der Eid zu fhwören war, in Form einer 
„einfachen Verfügung ausgefprochen 2 

Das Oberhofgericht fand jedoch feinen Anftand, die pu⸗ 
rification nach abgeſchworenem Eide ſelbſt auszuſprechen, 
indem es annahm, daß eigentlich dieſer Eid, vor dem Ober: 
bofgerichte hätte geleiftet werben müffen, und daß man bas 
Amt G. nur, als vom böchften Gerichtshofe zur Abnahme 
des Eided committirt, anzufeben habe, 
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Nichtigkeitsklage gegen proviſoriſche 
Verfuͤgungen des Unterrichters. 
(Wiemer gegen Eberle.) 


Fuͤr einen gewiſſen Wendel Wiemer, wohnhaft auf 
dem Cap der guten Hoffnung, meldete ſich ein angeblicher 
Bevollmaͤchtigter deſſelben beim Mannheimer Stadtamte, um 
deſſen bei dem hieſigen Handelshauſe A. beruhendes muͤtter⸗ 
liches Vermoͤgen zu reclamiren und in Empfang zu nehmen. — 
Das Handelshaus wollte die von ihm producirte Vollmacht 
nicht für gültig anerkennen; ed erwirfte aber fein bier bes 
ftellter Gefchäftöträger, unter dem Anführen der mißlichen 
Lage jenes Handelshaufes, eine amtliche Verfügung vom 
20. Oktober 1831., durch welche ber beflagte Theil angemwie- 
fen ward, die geforderte Summe einftweilen zu deponiren.— 
Die gegen diefen Befchluß ergriffene Nichtigfeitsbefchwerde 
ward vom Hofgerichte des Niederrheind am 21. Mai. 1832, 
verworfen, und dagegen die Oberappellation eingeleitet. 

Der Oberappellant glaubte fi) dadurch beſchwert, daß 
eine Verfügung gegen den Bellagten erlaffen worden, waͤh⸗ 
rend der Kläger fich nicht mit einer nach $. 140. der Pro- 
ceßorbnung eingerichteten Vollmacht ausgewieſen habe. 

Er behauptete, daß das Rechtsmittel der Saffation, nad) 
der Altern Proceßordnung, das geeignete gemefen ſey, in 
Bezug auf das Organ.-Ebdict von 1809. Beil. E..$. 5. und 
auf die Verordnung vom 17. Mai. 1827. $. 10. 

Dann befchwerte er ſich darüber, daß ber Beichluß vom 
21. Oftober 1831. über eine Summe abfpreche, welche noch 
nicht als das Quantum angenommen worden, weldjes bei 
der Handlung von dem mütterlichen Vermögen des Klägers 
beruhen folle. Ä 

Ferner, daß der Oberappellant nur verbunden fey, dem 
Vebergeber des Vermögens, beffen Erben und Rechtönehmern 
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Rechenſchaft zu geben, und daher das Stadtamt nicht befugt 
gewefen ſey, fich in dieſes Rechtsverhaͤltniß ohne Anrufen 
eines Theils einzumifchen. Daß auch eben fo die nöthigen 
Anträge zur Abwendung der behaupteten Gefahr von dem 
Eigenthümer felbft oder feinem Rechtövertreter hätten ge: 
ftellt werden müffen. | 

In der dritten Inftanz, in welcher die Sache nad der 
neuen Proceßordnung behandelt ward, wurde Das hofgerichtliche 
Erfenntniß lediglich beftätigt, aus folgenden Entfcheidungs- 
gründen: | 

2) Die beim Hofgerichte den 22. Oftober 1831. einge 
reichte Nichtigkeitsklage ift gegen die proviforifche Verfuͤ⸗ 
gung ded Stadtamts vom 20. des nämlichen Monats ges 
zichtet. Sie ift daher nach dem alten Procefrechte, und 
namentlich nach dem Edicte vom 28. März; 1804. über un⸗ 
beilbare Nichtigfeiten zu beurtheilen. 

Denn der Quaͤrulant, nunmehriger Oberappellant , die 
gedachte Proviforial-Berfügung deßhalb als nichtig angreift, 
weil die Vollmacht des für den Kläger "aufgetretenen Ge- 
walthaberd mangelhaft ſey, und die amtliche Verfügung 
über eine zu deponirende, oder zu verfichernde Summe ab- 
fpreche, ohne daß über das Quantum bes in den Händen 
des Beklagten befindlichen miütterlichen Vermögens des 
Klägers noch verhandelt worden waͤre, fo ift zwar 

2) die Vollmadt, wegen mangeluder Unterſchrift des 
Klägers und unrichtiger Bezeichnung der Perfon, in deren 
Händen ſich das muͤtterliche Vermögen befinden ſolle, aller: 
dings für mangelhaft zu halten, allein dieſe Mängel können 
bis zu erfolgendem Endurtheile noch) lange :verbeflert werben, 
und es fol überhaupt, nad) Art. 22. des Nullitätens Edicts 
von 1804. für eine unheilbare Nichtigkeit. niemals angezogen 
werden, wenn ein Urtheil für eine Parthie ergangen iſt, ‚die 
durch einen nicht gehörig bevollmächtigten Anwalt vertreten 
wurde, inmaßen alsdann der Sieg Rechtens als Berbind- 
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lichkeit aus einer nüglichen Gefchäftsbeforgung, auf den ge- 
winnenden Theil uͤbergehe. 

3) Es ift zwar nad Art. 8. des Nullitäten-Edicts eine 
unbeilbare Nichtigkeit, wenn ein Richter gegen eine Parthie 
erkennt, welche zum Bortrag ihrer Nechtfertigung nicht in 
den Stand gefegt worden wäre; allein es ift dieſe gefeßliche 
Beftimmung eines Theild nur auf foldhe richterliche Erfennt- 
niſſe anwendbar, welche bie Kraft eines Endurtheils haben, 
nicht aber auf bloße Proviforial- Verfügungen, — andern 
theils hätte Beflagter in den untergerichtlichen Verhandlun⸗ 
gen, und zwar insbefondere in feiner Einlaffung auf die ‘ 
Klage, ſich über die Summe des in feinen Händen befindli- 
hen Fägerifchen Vermögens Auffern Finnen und follen, und 
ed ift daher auch in biefer Beziehung der Art. 8. des Nulli⸗ 
taͤten⸗Edicts auf die angefochtene amtliche Verfügung nicht 
anwendbar. | 

4). Das meitere Vorbringen des oberappellantifchen 
Anwalts, daß Beflagter der amtlichen Verfügung nicht nach⸗ 
fommen fünne, weil zu Gunften der präfumtiven Erben des 
Wendel Wiemer auf deffen mütterliched Vermögen Arreft 
gelegt fey, ferner, daß eine das amtliche Proviforium recht- 
fertigende Gefahr nicht vorhanden ſey, enthält Feine 
Nullitäts-Beichwerde, indem dieſe angeblichen Gebrechen ber 
amtlichen Berfügung fich «weder -unter die Art. 1. und 2. 
des Edictd aufgeführten allgemeinen Eharaftere der Nichtig- 
feit, noch unter die in den Art. 3. bis 13. aufgezeichneten 
einzelnen Gattungen unbeilbarer Nichtigkeiten fubfumiren 
laſſen. 
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Zur Sache „Lederle gegen ©. Fiscus.“ 
Seite 106. 


Ein Erlaß des G. Juſtizminiſterii vom 21. Juni d. J. 
Nr. 3423. erledigte jene Frage fuͤr die Zukunft, indem er 
ſo lautete: | 

„wird das Dberhofgericht auf einen Erlaß des 
„Großh. Finanzminiſterii vom 4. Juni d. J. in 
„Kenntniß geſetzt, daß daſſelbe die Hofdomaͤnen⸗ 
„Kammer beauftragt habe, kuͤnftig weder die aus⸗ 
„ſchließliche Competenz des Großh. Hofgerichts zu 
„Raſtadt, in allen perſoͤnlichen Forderungen gegen 
„den Großh. Fiscus, noch die Nachweiſung der Ent⸗ 
„hoͤrung mehr geltend zu machen; es ſey vielmehr 
„von beiden deßfallſigen Einreden Umgang zu 
„nehmen.“ | 


L. 


Gegenftände des neuen Proceßrechts, 


und 


Entfcheidungen unter deſſen Herrfchaft. 
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Streit über den Heimfall eines angeblichen 
Erblehens, 


(v. Baier’fhe und Dr. Ammann'ſche Erben, gegen | 
Großh. Fiscus.) 


Der im Jahre 1826. verſtorbene Landvogt von Kleinbrod 
hinterließ mehrere Güter, aber auch ſehr beträchtliche Schul- 
den. — Auf einer diefer Befigungen, Winterbad, baf- 
tete eine Schuld von 26,000 fl. mit lehnsherrlichem Gonfens ; 
ed wurden aber in öffentlicher Verfteigerung daraus erlöst 
32,650 fl., mithin ein Meberfchuß von 6650 fl. über jene 
confentirte Schuld. Da v. K. ohne Leibeserben geftorben 
war, fo machten auf diefen Ueberfhuß Anſpruch a) der 
Großh. Fiscus, weil er das Gut als heimgefallen anfah, 
und b) die Seitenvermandten des Verſtorbenen. 

Aus dieſen Anſpruͤchen entſpann ſich ein Prozeß beim 
Hofgerichte des Oberrheins, wo die v. K.sfche Verwandte 
resp. Erblehnserben klagend auftraten, indem ſie ſich darauf 
ſtuͤtzten, daß der Erlöß des Erblehns, wenn der Erblehns⸗ 
mann Zahlungsunfähig fey, zur Bezahlung diefer Schulden 
zu verwenden fey. *) | 

Der beflagte Großh. Fiscus fette der Klage entgegen, 
daß das Gut Winterbach fein reines Erblehen gewefen fey. 


*) Diefer Satz ift fo zu verfteben; daß der Mebererlös von 
Winterbah zur Bezablung der auf einem andern den von 
K.:fhen Erben angefallenen Gute, Hahnenhof genannt, haf⸗ 
tenden Schulden, verwendet werden follte. 


DE 
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Es wäre vielmehr ein dem Breisgauſchen Ritterſtande ein- 
verleibtes Gut geweſen, in deffen Rüdficht die v. Klein: 
brod’fche Familie bei dem Ritterftande immatriculirt wors 
den; auf biefem gefauften Gute babe der Befiker die 
Grundherrlichfeitsrechte und eigene Gerichtsbarfeit behauptet. 

E8 ward ferner widerfprochen, daß, wenn ber Erblehn- 
mann zahlungsunfähig werde, der Erlöß aus dem Erblehn 
zur. Zahlung feiner Schulden verwendet werden muͤſſe. Man 
möge Winterbach als ein Manns und Nitterlehn, oder 
als ein wirkliches Erblehn betrachten, fo wäre deffen letter 
Befiger nicht befugt gewefen,, Schulden darauf zu contrahis 
ten, ohne Iehnsherrlichen Conſens. 

Das Hofgeriht erfannte nach gefcloffenen Verband: 
lungen: 

„Der Großh. Fiscus fey für ſchuldig zu erflären, ben 
„ganzen Erlöß des Erblehns Winterbach, mit 32,650 fl., 
„an die Gläubiger des verftorbenen Erblehnmanns v. K. 
„herauszubezahlen.“ 

Dieſes Erkenntniß ward vom Oberhofgerichte, nach zu— 
gelaſſenen ſchriftlichen Verhandlungen, am 7. May d. J. 
lediglich beſtaͤtigt. 

Von dem Reſpicienten wurden bei Entſcheidung der Sache 
drei Fragen aufgeworfen: | 

1) If das Gut W. ein Mann» oder ein Erblehn? 

2) Sft ſolches durch den Tod des letzten Befiters heim- 
gefallen ? 

3) Konnte der lette Befiter beffelben dieſes Gut auch 
ohne lehnsherrlichen Conſens gültig verpfänden ? 

Die Anficht des Collegii zu biefen drei Fragen zeigt ſich 
aus folgenden 


Entfheidungsgründen: 


1) „Das Gut W. ift ein wahres Erblehn. 
„Dieſe Eigenfchaft ergibt fi) aus den vorhandenen 
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„Erblehnbriefen, indem ſolches hiernach nicht nur an den 
‚legten Befiger, che ed an die Familie von Kleinbrod 
„kaͤuflich überging, fondern auch den Mitgliedern diefer 
- zrfelbit jeweils verliehen wurde, zu einem rechten Erblehn, 
„das fernerhin auf Mann, Frau, Söhne und Töchter, 
„auch alle Erben und Nachkommen fallen folle, mit der 
„Befugniß, ſolches zu rechtem Erblehn zu haben, zu 
„nutzen, zu nießen, zu befiten, entfegen und zu verfaufen, 
„‚und gegen bie Verbindlichkeit zu beftimmten — in 
„Gelde.“ 


2) „E38 fann daher an diefer Eigenſchaft nichts ändern, 


„daß diefes Lehn als ein Nitterlehn in die adeliche Landta— 
„fel des Breisgaued eingetragen gewefen, auch an ben 
„Breisgauer Adel, und nicht an die Vorberäfterreichifche 
„Regierung gefteuert habe; endlich auch nicht die Worte in 
‚den Lehnsreverfen, daß der jeweilige Befiger, auf Erfor: 
‚dern der Erbiehnherrfchaft, das Manngericht zu befegen 
„haͤtte; denn die rechtliche Natur beffelben ift blos aus ben 
‚‚, Berhältniffen des Ober⸗ und Nutzeigenthuͤmers, wie ſolche 
„die Lehnbriefe darſtellen, zu beurtheilen. ’ 

3) „Es erfcheinen daher anderweite Attribute, welche 
„dieſem Gute hinzugefuͤgt wurden, als außerweſentlich, und 
„ſie ſind in jedem Falle nicht geeignet, dem Succeſſionsrechte, 
„wie ſolches jeweils kraft der Lehnbriefe erworben wurde, 
„irgend einen Eintrag zu thun.“ 

4) „Dieſe Art Lehn find, nach $. 2. des Lehnsherrlich⸗ 
„keits-Edicts, der privatrechtlichen Gefeßgebung unterwor: 
„ten, und deren Vererbung geſchieht nach ber gefeglichen 
y‚, Erbfolgeordnung, ja e8 darf, nah L. R. Sat 1831. 
„b. d. nicht einmal eine Abweichung davon bedungen wer: 
„den.“ 

5) „Daraus folgt, daß die Allodial⸗-Erben des letzten 
„Beſitzers in das Nutzeigenthum dieſes Erblehns fuccediren, 
„wenn die Erblehnbriefe ſie nicht davon ausſchließen.“ 
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6) „Letzteres iſt nun aber -feineswegs ber Fall. Viel⸗ 
„mehr foll das Erblehn, nad Inhalt der Lehnbriefe, auf 
„Mann, Frau, Söhne, Toͤchter, auch alle Erben 
„und Nachkommen fallen, und es leidet demnach, nach 
„Anſicht des Landrechtſatzes 1831. b. b. feinen Zweifel, 
„daß nach dem Ableben des letzten Befiterd ohne Hinterlaf- 
„fung einer Frau, Söhne ober Töchter, deſſen erbfähige 
„, Seitenverwandten, zur Succefflon in bad Erblehn be- 
‚rufen feyen. * | 

7) „Sm Erwägung aber, daß bie v. Baier’fchen 
„Erben theild durch die vorgelegte, auf legalen Kirchenbuchs⸗ 
‚r Auszügen berubende Stammtafel, theild durch das Zuge- 
„ſtaͤndniß des bezeichneten Blutsverwandtſchafts⸗Verhaͤltniſ⸗ 
„ſes von Seiten bes Großh. Fiscus fich als erbfähige Sei- 
„tenverwandte des letzten Befiters von W. genügend aus⸗ 
„gewieſen baben, indem hiernach ihre Urgroßmutter Marie 
„Helbling v. Hirzenfeld, verehelichte von Baier, bie 
„Halbſchweſter der erften Ermwerberin de Gut, Maria 
„Apollonia v. Kleinbrod gebohrne von Pflaumer war, 
„und befagte Erben mit leßterer im fünften, mit dem legten 
„Beſitzer aber im achten Grade der Blutöverwandtichaft 
„ſtehen.“ 

8) „Daß nah L. R. Satz 755. nur ſolche Verwandte, 
„die über den zwölften Grab von einander entfernt find, 
„wicht mehr als erbfähig betrachtet werben, ferner 

9) „mp u. —; 

„So ftelt fi) auf der einen Seite die Behauptung Des 
„Großh. Fiscus, das Erblehn W. fey durch den Tod des 
‚legten Befiterd, ohne Hinterlaflung von erblehnfähigen 
„Verwandten, dem Erblehnherrn anheim gefallen, als 
„‚ungegründet bar ; auf der andern Geite erfcheinen aber 
„die Anſpruͤche der Fagenden Erben auf den ganzen Erlöß 
„dieſes Gutes zur Befriedigung der Gläubiger bed letzten 
„Beſitzers wohlbegründet, unb es ift daher dem Großh. 
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„Fiscus, welcher ſich in dem frühern Proceß deſſen Be- 
„ſitz zuerfennen ließ, nicht Unrecht gefchehen, ‚daß er in 
‚der vorbern Inſtanz zu deflen Ausfolgung fammt Zinfen 
„verurtheilt worben ift. Unter dieſen Umftänden fommt es 

10) „nicht barauf an, ob ber Kläger auf den Grund 
„der angeblichen Verpfändung von Winterbady, fomit noch 
„aus einem andern Rechtötitel, den Gutserlöß in Auſpruch 
‚, nehmen. könne. 





Berechnung der Ober: Appellations-Summe, 
wenn mehrere Poften, die ayf dem nämlihen 
Klaggrunde beruhen, in den erffen Inftanzen 
getrennt eingeflagt find. 
(Sonvert gegen Dürr.) 


Martin D. war aus einer von ihm geführten Bormund- 
fchaft oder Pflegfchaft auf ben Erfat zweier Poften, des 
einen von 539 fl. 14 fr. und eined andern von 102 fl. 22 Fr. 
belangt. Ohne Zweifel fonnten beide Poften in der nämli- 
hen Klagfchrift angebracht werden ; dieſes geſchah jeboch nicht, 
fondern fie wurden in zwei gefonderten Klaglibellen vorge- 
bracht. Eben fo wurden fie in zweiter Inftanz in zwei vers 
fchiedenen AppellationssLibellen behandelt, und fogar zwei 
verfchiedene Vollmachten ausgeftellt. 

In der dritten Inſtanz aber wollte Oberappellant, 
um binfichtlich des geringeren Poftend dem Rechtszuge an 
das Oberhofgeriht Eingang zu verfchaffen, behaupten, baß 
derjelbe ald Gegenftand der nämlichen Klage angefehen wers 
ben, und zugleich mit dem größern darüber entſchieden wer⸗ 
den muͤſſe. 
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Dieſem Begehren ward jedoch nicht ſtatt gegeben, viel⸗ 
mehr die Oberberufung hinſichtlich dieſes Klagpoſtens, wegen 
Mangels der Beſchwerdeſumme, als unſtatthaft verworfen. 

Denn obwohl die beiden Forderungen verfallen und nicht 
ganz durch Urkunden erweißlich waren, beide, nach L. R. 
Satz 1346., in einer und ber naͤmlichen Klage haͤtten vor- 
gebracht werben Fönnen, fo hatte ſich doch der Oberappellant 
die Trennung in zwei Inftanzen gefallen Iaffen, und es 
war ihm nicht erlaubt, durch Verbindung der beiden Klag- 
poften in dritter Inftanz die Ordinationsfumme berzuftellen. 





Streit über die Gültigkeit eines Teftamentes 
der Ehefrau, in fo weit es den Ehevertrag- 
abändert. 


( Intejtate Erben ded Caſpar Giefer gegen die —————— 
ſeiner Frau.) 


Der Hergang dieſes ſehr zweifelhaften Rechtsſtreites iſt 
in den Annalen der badiſchen Gerichte Nr. 25. ©. 151. — 
fo viel die beiden untern Inftanzen betrifft, umftändlich vor⸗ 
getragen. In berBorausfegung, daß er aus benfelben den 
tefern biefer. Jahrbuͤcher befannt feyn wird, fol da fort: 
gefahren werden, wo jener Auffaß fich ſchließt. 

Bei dem Oberhofgerichte warb in dritter Inſtanz dieſe 
Sache gleichfalls mündlich verhandelt; nad dem Schluffe 
derfelben trug der Mandatar der Inteſtaterben auf einen 
Dergleihsverfuh an, wozu in Gemäßbeit der S$. 791. und 
792. der Procefordnung ein Commiffair ernannt warb. 
Inzwiſchen wurde die Abftimmung einftweilen zu den Acten 
notirt, und cd mußte, ungeachtet ein Arrangement zu Stande 
Fam, das Urtheil demnächft publicirt werden. 
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Die Vereinbarung warb nämlich dahin getroffen, daß 
der durch oberhofgerichtliches Urtheil obſiegende Theil an ben 
unterliegenden eine namhafte Summe auszahlen follte, und 
zu bem Ende die Publication des Urtheild vorbehalten. 

Dieſes Erfenntniß reformirte die beiden vorinftanzlichen 
dahin: 

„Daß das bofgerichtlihe und amtliche Urtheil aufzube- 
‚ben, und die Klägerinnen (die SInteftaterbinnen) mit ihrer 
„erhobenen Klage, unter Verfällung in ſaͤmmtliche Koften, 
„abs und zur Ruhe zu verweilen ſeyen.“ 

Entfheidungsgrände: 1) „Die Ehevertrags- 
„Stipulation vom 31. December 1811. im $. 7. sub lit. a, 
„wodurch auf ben Kinderlofen Vorabfterbensfall des einen 
„Ehegatten der andere benfelben beerben fol, ift allerdings 
„rechtsguͤltig, weil die Verfügung des L. R. Satzes 1395. — 
„wonach während ber Ehe feine Eheverträge neu errichtet 
‚werben dürfen, durch das erfte Einführungs » Edict zum 
‚neuen Landrecht $. XII. Nr. 4. rüdfichtli der vor dem 
„1. Januar 1810. gefchloffenen Ehen für nachgefehen, und 
„dieſen Eheleuten geftattet worden ift, noch bie zum 31. 
„December 1811. Eheverträge zu errichten, fohin fich alles 
„das darin zu bedingen, was Eheleute fich bedingen koͤnnen, 
‚welche erft nach dem 1. Januar 1810. heirathen; und bie 
„Berfügung dieſes tranfitorifchen Geſetzes ift allgemein und 
„unbedingt, obſchon der Veranlaffungsgrund zu dieſem Ges 
„ſetze in den Iandrechtlichen Beftimmungen über die Fahr⸗ 
‚mißgemeinfchaft Liegt.’ 

2) ,&$8 liegt ein doppelter Verzicht bes Gafpar Giefer 
„auf das ihm aus dem $. 7. lit. a. bed Ehevertrags vom 
‚34: December 1811. zuftehende Succeffionsreht vor. 
„Nämlich deffen in franzoͤſiſcher Sprache abgefaßte ſchrift⸗ 
„liche Erflärung nom 18. März 1831., befagend: 

„„Le Soussigne Andre Gaspard Gieser, ayant mu- 
„„rement reflechi sur les inconvenients qui pouvaient 
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„„naitre de la Stipulation du $. 7. de son Contrat de 
„„imariage du 31. Decembre 1811. declare par les pre- 
„„sentes, qu’il renonce formellement au droit de suc- 
„„cession, dont le dit paragraphe fait mention sub lit. 
2, et qu'il authorise son epouse, de disposer par tes- 
„„tament de ses biens, comme bon lui semblera.““ 

und defien Erflärung vor dem. Theilungs » Gommiffariate 
vom 31. December 1831. des Inhalts: 

„„Den eigenhaͤndigen legten Willen meiner verlebten 
„„Frau vom 18, Juli 1831. erfenne ich hiermit an, und 
„„laſſe denfelben in Vollzug bringen. Sch bemerfe, daß Herr 
„„Franz von Perrot den darin allegirten, von meiner 
„„Seite ausgeftellten Verzichtleiftungs-Act in Händen habe, 
„„und auf Verlangen zu den Acten geben werde.““ 

-3) „Der erfte Verzicht, als der auf eine noch unanges 
„fallene Erbſchaft, ift nah 8. R. Sat 1130. unmwirffam, 
„und bat blos die Giefer’fche Ehefrau veranlaffen Finnen, 
„ein Teftament zu machen ; welches fie denn auch in der 
„Erwartung errichtet hat, daß ihr Mann fein fchriftliches 
„Derfprechen vom 18, Mai. 1831. halten würde. Und dies 
„ſes Berfprechen hat 

4) „Kaſpar Giefer auch wirklich gehalten, indem er 
„nach erfolgtem Ableben feiner Frau, unter dem 1. Decems 
„ber 1831. die erwähnte Erflärung vor dem Theilungs⸗ 
„Sommiflariat abgelegt bat. Diefe Erflärung ift als ein 
„Verzicht auf das Recht, die Iektwillige Verfügung feiner 
‚Frau anf den Grund bes $. 7. lit. a., des Ehevertrags 
„anzufechten, rechtöverbindlih, und alfo auch für feine Er: 
„den wirkſam.“ 

5) „Sie ift auch darum vor der competenten Behörde 
„‚geiheben, weil das Amtsreviforat vom Stadtamt zur Ber: 
„kuͤndung des letzten Willens ber K. Giefer’fhen Ehe— 
„frau beauftragt war, und alfo auch die Betheiligten ſich 
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„mit ihrer Erflärung auf diefen legten Willen bei gebachter 
„Behörde zu Auffern hatten ; wogegen 

b. „ber L. R. Sab 784, befagend : 

„„daß die Entfagung auf Erbfchaften nur in ber 
„„Kanzlei bes Bezirfögerichtd des liegenden Erbes, in einem 
„„eigens hierüber geführten Buche gefchehen ſoll““ 
„darum Feine Anwendung findet, weil folder einen Erben 
„unterſtellt, deffen Erbrecht unbeftritten ift ; bier aber zwei 
„verſchiedene Erben concurriren, deren Einer, 8. Giefer 
„nämlich, fein Erbrecht auf einen Vertrag, und deren Anz 
‚derer — bie Erben der Ehefrau, das ihrige auf ein Teſta⸗ 
„ment gründen, und wo aljo in ber Anerfennung des 
„Erbrechts der Legtern von Seiten des Erftern nothwendig 
„ein Berzicht des Anerfennenden auf fein Ehevertrags- 
„maͤßiges Erbrecht liegt.’ 


Bemerf. Man fieht aus diefen Entfcheidungsgründen, — 
welche übrigens, jo wie das reformatorifche Urtheil, nur 
von der Majorität beliebt wurben — daß der hoͤchſte Ges 
. richtshof mit den Anfichten des Hofgerichts, fo wie foldye 
an dem angeführten Orte der ‚„ Annalen’ zu erfeben find, 
größtentheild übereinftimmte. Die eigentliche Differenz, 
oder der Grund ber verfchiedenen Anficht lag in der Er- 
Härung des K. Giefer vom 1. December 1831., welche 
dag Oberhofgericht ald eine Entfagung auf eine bereits ans 
gefallene Erbſchaft anfah. 

. Daß man biefe Urfunde in ihrer Form für rechtverbind- 
lich hielt, zeigt fi) aus dem 5. und 6. oberhofgerichtlichen 
Entſcheidungsgrunde. — Das Hofgericht hatte jedoch dieſelbe 
auch ihrem Inhalte nach für nicht geeignet gehalten, um die 
Nichtigkeit des eheweiblichen Teftaments zu heilen, weil fie 
nicht der Vorfchrift des 2. R. Satzes 1338. gemäß einge⸗ 
richtet fey. — Darüber befindet fi in den Entſcheidungs⸗ 
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gründen Zter Inftanz nichts befonderes bemerkt; es liegt 
indefjen in dem Ausfpruche des 4. Entfcheidungsgrundes, wel 
her biefen Act ald rechtsverbindlich anfieht, ſchon der 
Sa, daß dieſer Rechtsverbindlichkeit Fein Geſetz, alfo auch) 
nicht der erwähnte L. R. Sag entgegen ftehe. 





Db bei der Wieverherftellungsflage die Ab— 
nahme des Neftitutiong =» Eides den weitern 
Verhandlungen vorausgehen müffe, nach dem 
neuen Proceßverfahren ? 
(Zipfel gegen Gteiert.) 


In obiger Sache fam zum erftenmale feit Einführung 
ded neuen Procefrechts, eine Wiederherftellungsflage an das 
Oberhofgeriht, wo denn die Frage von deren Behandlung, 
insbefondere aber davon entftand, wie ed mit dem Reftitu- 
tiongeide zu halten fey ? 

Der Reftitutionsfläger hatte den Vorfchriften der neuen 
Proceßordbnung $. 1259. in fo fern Folge geleiftet, daß er 
fi in der Klage zum Neftitutiongeibe erboten und Special: 
vollmacht dazu mit feiner eigenhändigen Namensunterfchrift 
eingereicht hatte. 

Es kam aber darauf an, ob über dieſe Klage ſogleich 
Verhandlungen zugelaſſen werden ſollten, oder ob zuerſt der 
anerbotene Reſtitutionseid auszuſchwoͤren ſey? — Fuͤr die 
letzte Anſicht ſchien zu ſprechen 1) der Wortlaut des gedach— 
ten $. 1259. „fehlt es daran Can dem Erbieten zum Eide 
‚über die Nechtszeitigfeit), fo wirb die Klage angebrad- 
„termaßen verworfen.’ 

Voraus man etwa fchließen koͤnnte, daß der Reftitutiong- 
Eid mwefentlih zur Begründung der Wiederherftellungsflage 
erfordert werde. 2) Der frühere Gefchäftsgang unter der 
vormaligen Dbergerichts-Drdnung, wo über den Reftitutiong- 
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- Kibell referirt ward, und ehe der Gegentheil ſich darauf 
einzulaffen brauchte, der Reftitutiongeid ausgefchworen wer: 
ben mußte. Endlich erwog man 3) daß die weitern Ber: 
bandlungen alsdann unnuͤtz werden fönnten, wenn ber 
Reftitutionskläger, fobald es zu der wirklichen Ausſchwoͤrung 
des Eides fomme, fein Anerbieten zu demſelben zuruͤcknaͤhme. 

Ohngeachtet diefer Gründe nahm man doc die Anficht 
an, daß erft nach zugelegten Verhandlungen der Eib abzu- 
nehmen fey ; weil nach dem Geifte der neuen Proceßorbnung 
fein Erfenntniß in einem Punkte ergeben koͤnne, ehe ber 
Gegner darüber gehört fey. Weil dermalen ein Vortrag, 
welcher die Zuläßigfeit der Neftitution und des zu ihrer Be- 
gründung anerbotenen Eides prüfe, nicht mehr vorausgehen 
fönne, und weil der Reftitutionsbeflagte. bei der mündlichen 
Verhandlung auch feine Widerfprüche gegen ben Eid vor⸗ 
bringen dürfe, fo daß die Abnahme beffelben bis nad) ges 
ſchloſſenen Verhandlungen beruhen müffe. 

Es warb demnad) .beichloffen: Die Wiederherftelungss, 
Klage mit Frift von 28 Tagen dem Gegentheil zur fchrifts 
lichen Vernehmlaſſung zugeben zu laſſen, mit einjiweiliger 
Ausfegung des Reſtitutions⸗Eides. 

—————⸗ꝰ 


Ob die Fatalien der Appellation von der Zeit 
an zu laufen anfangen, wo der Richter erſter 
Inſtanz ſein Urtheil unmittelbar an das 
Großh. Fiscalat eingeſendet hat? 
(Großh. Fiscus gegen den Domainen-Verwalter Klett.) 


In der bemerkten Sache erging vom Amte am 2. Octo⸗ 
ber 1832. ein Exkenntniß, gegen welches die Appellation 
vom Großh. Fiscus binnen der geſetzlichen Nothfriſt nicht 
angezeigt ward; ebenſo wurde die Appellations⸗Rechtfertigung 
erſt nach Ablauf der Legalfriſt von 42 Tagen bei Großh. 
Hofgerichte eingereicht. 
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Es hatte nämlich das Amt Abfchriften feines Urtheils 
und der Entfcheidungsgründe, unter ber Adreffe des Großb. 
Fiscalats nach Carlsruhe gefchidt, wo fie am 12. October 
1832. eintrafen. Der Fiscal-Anwalt reichte nun bei dem 
Hofgerichte der Seeprovinz eine Rechtfertigungsfchrift ein, 
in welcher er zugleih, in Bezug auf $. 1203. der Proceß⸗ 
Ordnung, um Reftitution nachſuchte, in fo fern die Schrift 
nach dem 23. November einfommen follte. Diefe Appella- 
tion ward vom Hofgerichte ald unftatthaft verworfen, 
wogegen die Oberberufung eingeführt wurde. 

Der fiscalifche Anwalt ftellte den Sat auf, daß das 
Hofgericht die Appellation nicht einmal für verfäumt hätte 
erklären fönnen, weil am 12. October 1832. nad) der im 
Regierungsblatte Nr. 55. Seite 445. publizirten Verordnung 
vom 20. September deffelben Jahres, das Großh. Fiscalat 
rechtlich und factifh gar nicht mehr beftanden hätte, die 
Sinfinuation alfo gleihfam an einen Todten gejchehen, und 
als ungültig zu betrachten fey. 

Ferner wollte behauptet werben, daß, wenn eine Sit 
finnation gültig anders, ald an den Fiscal-Procurator (nad) 
$. 264. der Proceßordnung), oder den Finanzminifter hätte 
gefchehen koͤnnen, doch der am 24. Auguſt 1832. erfolgte 
Tod des Fiscalatd-Directord F. das Fiscalat in eine ſolche 
Lage verjetst habe, welche der $. 1205. im Auge habe. 

Das Oberhofgericht beftätigte das Urtheil zweiter Ins 
ſtanz, in Erwägung: daß die Appellationd » Rechtfertigung 
erft nach Ablauf der Legalfrift von 42 Tagen bei Großh. 
Hofgerichte eingereicht worden. — Daß das zugleich mit 
vorgebrachte Reſtitutionsgeſuch auf Feine der gefeßlichen 
Verhinderungsurſachen des Proceßrechted $. 1205. gegründet 
worden, indem darunter ber Tod des Fiscals Directors irri⸗ 
gerweife fubfumirt werben wolle, da doch nad) deffen Tode 
das Fiscalat, ald ein moralifcher Körper nach wie vor fort- 
beftanden habe; — daß auch der weitere Neftitutionsgrund, 
wie das Großh. Fiscalat zur Zeit ber Zuftellung des Er- 
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fenntniffes erfter Inftanz an das Großh. Fiscalat, rechtlich 
und factifh gar nicht mehr eriftirt habe, - die Infinuation 
daher ungültig und unwirkſam ſey, als unrichtig erfcheine, 
weil zwar durch eine Verordnung vom 20. September, vers 
fündet den 2. October 1832. das Fiscalat für aufgehoben 
erflärt worden, dagegen aber durch weitere Verordnung vom 
20. Detober beffelben Jahres die Verfügung getroffen fey, 
daß folche erft mit dem 1. November 1832. in Vollzug ges 
fegt werben folle. 


Bemerk. Ueber die Stellung des Großh. Fiscalats 
zu Großh. Finanzminifterinm, ob naͤmlich Erfteres ald Ger 
fchäftsträger des Letztern dergeftalt anzufehen ſey, daß Die 
Inſinuation gültig an daffelbe gefchehen könnte, und ob 
nicht daher die Zuftellung des Amtsbeſcheides an ben be: 
treffenden Fiscalprocnrator oder an Großh. Finanzminiftes 
rium hätte gefchehen müffen, wurden von der Minorität 
Zweifel erhoben. Sie wurden jedoch befeitigt, theild durch 
die in den Entfcheidungsgründen enthaltenen Momente, . 
theils durch die Bemerfungen, daß der Fiscalprocurator 
beim Hofgerichte der Seeprovinz, nicht in gleicher Eigenfchaft 
beim AmteUeberlingen, welches fein Erfenntniß dem Großb. 
Fißcalate zufchicte, functionirt habe. 





Unterfchied zwifchen einem eigentlichen Vor— 
mund oder Pfleger minderjähriger Kinder, 
und einem vormundfchaftlichen Beiltande, hin- 
fidtlich feiner Verantwortlichkeit aus 8, NR, 
Satz #50. 
(Eonvert gegen Dürr.) 


Dürr warb in der angeblichen Eigenfchaft eines Vor⸗ 
mundes des Jacob Convert um beswillen gerichtlich be- 
langt, weil er gewiffe Gleichftellungsgelder , welche bei dem 
ältern Bruder, der die väterliche Mühle übernommen hatte, 
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ausgeſtanden, nicht in das Grund⸗ oder Pfandbuch habe 
eintragen laſſen, wodurch es geſchehen waͤre, daß dieſer 
Poſten, bei der über das Vermoͤgen des Bruders ausgebro⸗ 
chenen Gant, verloren gegangen ſey. 

Der Beklagte laͤugnete, jemals Vormund des Jacob C. 
geweſen zu ſeyn; in den Theilungsacten von 1817. erſcheine 
er zwar als Vormund der minderjaͤhrigen Convert'ſchen 
Kinder, allein es ſey ihm keine Vermoͤgens-Verwaltung 
uͤbertragen worden, und er waͤre eigentlich nur vormund⸗ 
ſchaftlicher Beiſtand der Convert'ſchen Wittwe, als geſetzli⸗ 
cher Vormuͤnderin ihrer Kinder, geweſen. Er habe nie die 
Verbindlichkeiten eines Vormundes gehabt, daher ihm auch 
nicht einmal die Theilungszettel uͤber die Erbtheile der Kinder 
zugeſtellt worden. Erſt 1823. waͤren ſie ihm eingehaͤndigt, 
und er habe alsdann nicht geſaͤumt, den Eintrag der 
Gleichſtellungsgelder zu beſorgen. 

Weiter excipirte derſelbe, es ſey ihm die zur Sicherung 
des Vermoͤgens der Pupillen noͤthige und uͤbliche Inſtruction 
nicht ertheilt worden; welches haͤtte geſchehen muͤſſen, wenn 
er wirklicher Vormund geweſen waͤre. Um ſo mehr, als 
die Vorſchrift des L. R. Satzes 2109. zu den ſingulairen 
Beſtimmungen gehoͤre, mit welchen der ſchlichte Landmann 
nicht vertraut zu ſeyn pflege. 

Der Kläger blieb dabei ſtehen, daß nach dem Verpflich⸗ 
tungs » Protocoll vom 9. April 1817. der Beklagte als Pfleger 
ber minderjährigen Kinder beftellt fey, und daß die Wittwe 
fi den Accifor ©. zum Beiftande erwählt habe. Er hätte 
als Pfleger für die Aushändigung der Xheilzettel forfen, 
und fich eine Belehrung über feine Pflichten vom Amtsrevi- 
forate einholen follen. Erſt als der Berluft bei dem älteften 
Sohne fchon vorhanden gewefen, babe er die Unterpfänder 
eintragen laſſen. — Vom Bellagten warb darauf erwiebert, 
daß, da die Wittwe noch einen Gefchlechts » Beiftand gehabt 
hätte, er fich nur als den vormundfchaftlichen Beiftand der- 
felben habe anfehen koͤnnen, da ihm ber Theilungs- Com- 
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Mutter als Nusgnießerin, die Verwaltung des Vermögens 
befomme. Demnad babe er ſich weder für berechtigt noch 
für verpflichtet gehalten, die Auslieferung der Theilungszets 
tel zu fordert, und babe er gefehlt, fo habe er ſich im eis 
nem. verzeiblichen Srrtbume befunden. 

Die erfte Juſtanz legte bierauf dem Kläger ben Beweis 
auf, daß Bellagter im Sabre 1817. mit Einwilligung ber 
Wittwe, als wirklicher Pfleger, mit der Verbindlichkeit zur 
fofortigen Verwaltung des Vermögens für ihn, den Kläger, 
und nicht blos. zu feiner Vertretung bei der Erbtbeilung, der 
eigentlichen Bormünderin gegenüber , aufgejtellt würden ſey. 

Um diefen Beweis zu führen, warb aus dem Berpflich- 
tungs » Protocolle vom 1% April 1817. die Stelle vorgelegt: 

„Wurde Martin Dürr als Pfleger für die Kinder des 
‚„‚verftorbenen Convert — verpflichtet.‘ 

Und aus dem Vermoͤgens-Verzeichniß, aud Erb: und 
Abtheilung des Friedrich Convert, folgende Stelle: 

„Die Wittwe des Erblaffers bat fih zum Beiſtand den 
‚‚biefigen Bürger, Accifor ©. erwählt. — Für die vier 
„minorennen Kinder des Erblafiers iſt als Pfleger der bies 
„ſige Bürger Martin Dürr anfgeftellt, und bat M. Dürr 
„die Erbichaft für die Kinder angetreten.’ 

Ferneriwurden mehrere amtlicheActen beigebracht, in welchen 
Martin Dürr ald Pfleger der E.fchen Kinder aufgeführt war. 
Daß derfelbe fih auch als Pfleger diefer Kinder gerirt 
babe, wollte ans mehreren vorgelegten amtlichen Acten 
und einzelnen darin enthaltenen Fällen nachgewiefen werben, 

Daraus ſuchte der Kläger abzuleiten, daß fein Gegner 
wirflider Vormund gewefen ſey, indem zwar nad L. 
R. Satz 390. den überlebenden Ehegatten kraft Geſetzes die 
Bormundfchaft zufomme, jedoch die Mutter nicht ſchuldig 
ſey, nah L. R. Satz 394. die Vormundſchaft anzunehmen. 
Wenn die Mutter Vormuͤnderin ihrer Kinder bleibe, und 
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der Vater ihr feinen Bormundfchafts -Beiſtand beftellt habe, 
fo müffe das Gefeß ihr einen folchen fegen, und als vor- 
mundfchaftlichen Beiftand, nicht als Pfleger verpflichten, nach 
dem 2. EinführungssEdicte zum Landredhte Nr. 16. und 17. 

Das Landamt Carlsruhe bielt den gelieferten Beweis 
nicht für hinreichend, und erfannte: „daß der angetretene 
„Beweis für mißlungen anzufehen, und Kläger mit feinen 
‚erhobenen Anfprüchen abzumweifen ſey.“ 

Sn der Appellationg-Inftanz ward, neben Wiederholung 
manther früher vorgefommenen Momente, insbefondere Der 
Satz aufgeftelt, daß die Wittwe wenigſtens ftillfchweigend 
die Vormundſchaft abgelehnt habe, indem fie eingemwilliget 
hätte, daß Dürr zum Vormunde beftellt worden, jtatt 
daß fie, wenn fie die Bormundfchaft hätte behalten wollen, 
einen vormunbdfchaftlichen Beiftand hätte haben müffen. 

Zwar babe die Wittwe eine Verwaltung des Vermögeng 
anzufprechen gehabt, weil ihr im Inventar die Nusnießung 
eingeräumt worden, aber nur eine folche, welche nothwen⸗ 
dig geweſen, um ihr Recht auszuüben, d. h. um die Früchte 
aller Art zu beziehen, welche der Gegenftand der Nutznie⸗ 
fung abwerfe. Daraus, daß die Wittwe Nusgnießerin und 
Bermwalterin des Vermoͤgens geweſen, folge noch keineswegs, 
daß ſie Vormuͤnderin geblieben ſey. — 

Dagegen wollte vom Appellaten behauptet werden, daß es 
nichts relevire, ob die Wittwe die Verpflichtung des Duͤrr 
habe geſchehen laſſen oder nicht, weil jeder Vormund, auch 
der nicht verwaltende, verpflichtet werde. Vormund und 
Pfleger ſeyen die allgemeinen Bezeichnungen, ſowohl fuͤr 
den tutor gerens, als für den tutor honorarius; unerwie—⸗ 
fen wäre es geblieben, daß Bellagter die Eigenfchaft bes 
erftern gehabt habe. | 

Das Hofgericht änderte den amtlichen Befcheid dahin ab: 
„daß Beflagter fchuldig und verbunden fey, dem Kläger 
„die Summe von 539 fl. 14 fr. mit Zinfen von bes Lebtern 
„Bolljährigfeit an zu 5 pCt. zu bezahlen.’ 
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Sn der OberberufungssInftanz wurden zwei Zeugen dar⸗ 
über vorgefchlagen, daß dem Dürr bei. dem Theilungs- 
geichäfte im Jahre 1817. die Belehrung ertheilt worden, 
wie er nicht als verwaltender Pfleger aufgeſtellt ſey, ſondern 
die Verwaltung der Mütter, als gefeßlicher Vormuͤnderin, 
zu uͤberlaſſen habe⸗ Ed: ward ſich auf die Lifte der verwal⸗ 
tenden Vormuͤnder, welche vom Amtsreviſorate geführt fey; 
und in weldyer ‘der Name des Dürr nicht vorkomme, be 
rüfen.. Endlich erbot der Dberappellant ſich nody “zum 
Erfülfungs s Eide. 

Nachdem in dieſer Sache auf Anfuchen beider » Theile 
fchriftliches Verfahren zugelaffen worden, erkaunte der hoͤchſte 
Gerichtshof am 13. Juni d. J. 

„daß hinſichtlich des Klagpoſtens ad 539 Fl. 14 fr. das 
„‚bofgerichtliche Urtheil aufzuheben, und das amtliche: wieder 
„herzuſtellen ſey.“ 


Entſcheidungsgrunde. 


1) Wenn ſchon Martin Duüͤrr am 9. April 1817. als 
Pfleger für die minderjährigen Kinder des am 14. Maͤrz 
1817. verftörbenen Friedridd Convert verpflichteriworden, 
jo kann er Body nur als vormundſchaftlicher Beiſtand 
angefeben werden; welcher bei: bem Theilungsact von 1817. 
das Intereſſe der minderjährigen Kinder gegen jenes ber 
Mütter zu wahren gebabt, weil dig uͤberlebende Mutter 
kraft Geſetzes Vormuͤnderin ihrer Kinder iſt, und dieſe die 
ihr geſetzlich zuſtehende Vormundſchaft nicht. ausdrücklich 
abgelehnt bat. 

2) Bent "gleich Martin D. feit dem Jahre 1819. bie 
1823. ſich als" Pfleger der minorennen Convert "chen 
Kinder gerirt Bat,’ fo koͤnnen Doch dieſe nachherigen Hand: 
lungen auf ein früberes Verſehen, auf eine im Sabre 1817. 
vorzunchmende, aber unterbliebene Handlung nicht bezogen 
werden, als wegen welcher Kläger fidy vielmebr an feine 
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eigentliche Vormünderin, wenn er damit auszureichen ges 
benft, zu halten bat. 


Bemerf. Diefe Anfiht war nur die der Mehrheit, 
der Nefpicient und mit ihm die Minderzahl wollten das 
bofgerichtliche Erfenntniß beftätigen, indem fie erachteten, 
daß Martin D. im Jahre 1817. als Pfleger oder Bormund 
für die Eo.nvert’fchen. Kinder beftellt jey; nicht als Ge 
genvormund oder blos vormundfchaftlicher Beiftand, und 
zwar koͤnne dieſes Lettere um fo weniger angenommen wer⸗ 
den, als er bis zum Jahre 1830. die Gefchäfte eined Bor; 
mundes beforgt. So habe auch die Wittwe vom Sahre 1817. 
an bis zur Volljährigkeit ihres Sohnes Jacob nichts ge- 
than, was fie nicht in der Eigenfchaft als Nugnießerin bes 
Bermögend ihrer minderjährigen Kinder zu thun berechtigt 
gewefen wäre; nichts woraus fich fchließen laſſe, daß fie die 
ihr Kraft Gefetes zuſtehende Vormundſchaft über ihre Kin- 
der habe behalten wollen. 

Man glaubte ferner, daß wenn auch 2. blos als Ge: 
genvormund ober vormundſchaftlicher Beiftand aufgeftellt 
und verpflichtet gewefen, er doch als folcher verbunden ger 
weſen wäre, binnen fechszig Tagen, vom Theilungstage an, 
die Eintragung der Gleichftellungsgelder für feine Pfleglinge 
in das Grundbuch zu bewirken, nah 8 R. Satz 2109. 
Es koͤnne ihm auch nicht zur Entſchuldigung gereichen, daß 
er die ſpecielle Vorſchrift jenes L. R. Satzes nicht gekannt 
habe, weil nach L. R. Zuſatz 1. b. das Nichtwiſſen von 
bekannt angenommenen Geſetzen, ſowohl im Verluſte als im 
Gewinn ſchade, auch nicht einzuſehen ſey, warum es dem 
Beklagten im Jahre 1817. weniger, als im Jahre 1823., 
möglich und Pflicht geweſen feyn follte, den Eintrag in das 
Grund »oder Pfandbuch zu bewirken. 
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II. 


Entſcheidungen unter der Herrſchaft 
des aͤltern Proceßverfahrens. 
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Kann ein Theil der Miterben auf die öffent: 
lihbe DBerfteigerung derjenigen Guͤterſtüuͤcke, 
welhe andern Miterben im Stüude vermadt 
find, zur Regulirung ihres Pflicht: 
theils dringen ? 
(8. Ackermanns Wittwe zweiter Ehe und deren Kinder 
gegen G. Ackermanns Kinder erfter Ehe. ) 


Georg Adermann, der im Sabre 1830. verftarb, 
hinterließ aus feiner erften Ehe fünf Kinder, aus ber zweis 
ten Ehe deren zwei. — Mit feiner zweiten Frau hatte er im 
Jahre 1825. einen Ehevertrag errichtet, worin er berfelben 
die lebenslaͤngliche Nutznießung von feinem Vermögen vers 
fchrieb, mit dem Beifage, daß, wenn etwa nach feinem 
Tode die Kinder ihren Pflichttbeil fordern follten, die Braut 
an dem ihr ausgeſetzten Freitheil vom Vermögen, die lebend» 
längliche Nutznießung ſeines Hauſes haben ſolle, und bei 
einer etwaigen Pflichttheilverkuͤrzung duͤrften die Kinder die 
uͤberlebende Ehefrau nicht aus dem Haufe vertreiben, fon- 
dern müßten fi) zur Ergänzung bes Pflichttheild mit Geld» 
aufzahlung begnügen laſſen. 

Im Jahre 1829. errichtete Georg Ackermann einen 
Öffentlichen legten Willen, worin er feine fämmtlichen Kinder 
erfter Ehe auf den Pflichttheil fegte, denen der zweiten 
aber ohne Unterſchied des Alterd und Geſchlechts, als Die 
ihnen kraft Gefebes und in Folge dieſes Teſtaments ges 
bührende Erbportion vermadhte: a. fein Haus fammt Zu- 
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behoͤr im Anfchlag von 1000 fl. b. einen Weinberg im An- 
fchlag von 300 fl. — Bon biefem Haufe und Weinberg 
follte die Wittwe den Iebenslänglichen Genuß haben. 

Die Wittwe und der Bormund der Kinder zweiter Ehe 
traten Flagend auf, und verlangten von den Kindern erfter 
Ehe, daß die zwei Fiegenfchaften, weldye ihnen der Erblaffer 
in feinem Teſtamente um einen findlichen Anfchlag vermacht 
babe, nämlich das Haus und der Weinberg, ohne eine Ver: 
fteigerung vorzunehmen, zwar nicht in dem Anfchlage von 
1000 fl. und 300 fl. welcher zu gering ſey, wohl aber 
um 1200 fl. und 337 fl. 30 fr. ausgeliefert werden follten. 
Indem Erfteres bei der gerichtlichen Taration zu 1600 fl., 
Legterer aber zu 450 fl. abgefchätt fey; davon aber ein 
Biertbeil abgehen müffe, weil das Teſtament ergäbe, daß 
der Erblaffer fie, gegen feine Kinder erfter Ehe, die er auf 
ben Pflichttbeil gefett, um ein Biertheil habe begünftigen 
wollen. Cie beriefen fi) auf die Verorbnung vom 23. 
März 1808. $. 11. 

Die beflagten Kinder erfter Ehe wiberfeßten fich dieſem 
Begehren, weil ihnen ihr Pflichttheil unbelaftet bleiben müfle, 
daher die Verfteigerung der fraglichen Liegenfchaften nöthig 
fey, welche durch die Vortheilsgerechtigfeit, für welche ohne⸗ 
bin fein Ortsgebrauch erweislich fey, nicht gehindert werde, 
weil eine ſolche nicht mit Hintanfeßung der gefeglichen Bor- 
fchriften über den Pflichttheil ausgeuͤbt werden koͤnne. 

Die erfte Inſtanz hielt das Begehren der Kinder zwei: 
ter Ehe für begründet, wieß den Antrag der Kinder erjter 
Ehe auf Berfteigerung ab, und erflärte fie für fchuldig, 
das Haus zu 1200 fl. und den Weinberg zu 337 fl. 30 fr. 
ihren Geſchwiſtern zu uͤberlaſſen. 

Die zweite Inſtanz wieß jedoch die Kinder zweiter 
Ehe mit ihrem Verlangen, das Haus ihnen um 1200 fl. 
und den Weinberg zu 337 fl. 30 fr. zu überlaffen, ab, und 
ordnete eine Öffentliche DVerfteigerung an. 
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Dagegen ward die Oberappellation ergriffen. 

Das Oberhofgeriht reformirte das Urtheil des Hofges 
richts theilweife dahin: „daß baffelbe, in fo meit es die 
‚Kläger mit ihrem Antrage auf Ueberlaffung des fraglichen 
„Wohnhauſes um den Anfchlag von 1200 fl., und des Weins 
„berges um den Anfchlag von 337 fl. 30 kr. abweiſet, zu 
„‚beftätigen ; in fo weit baflelbe aber bie öffentliche Verſtei⸗ 
„gerung diefer Riegenfchaften zuläßt, dahin abzuändern 
„ſey, daß ber Werth beider Liegenfchaften durdy von beiden 
„Seiten zu ernennende Sacjverftändige unter amtlicher Lei- 
„tung auszumitteln, und diefer Werth demnächft bei Berech- 
‚mung des Pflichttheild der Beklagten zum Grunde zu legen - 
„ſey, mit Bergleihung der Koften.’’ 


Der oberhofgerichtliche Referent, deffen Ausführung das 
Sollegium beitrat, unterfuchte zuerft: ob der Vater befugt 
gewefen fey, feinen Kindern zweiter Ehe bie beiden fraglis 
chen Riegenfchaften in Natur oder im Stüd durch Teſta—⸗ 
ment zu vermachen? Diefe Befugniß wollte von den Be— 
Hagten in Bezug auf &. R. Sat 925. beftritten werben, 
weil der Vater bei Eingehung der zweiten Ehe, durch ben 
Heiratbövertrag von 1825. feine Kinder erfter Ehe auf ben 
Pflichttbeil geſetzt, und über ben Freitheil verfügt habe. 
Freigebige Verfügungen in Heiratheverträgen wirben aber 
nad den 2. R. Säten 1081., 1093. und 1098. zu den 
Schenkungen unter Lebenden gerechnet, und wenn fie ben 
Pflichttheil erfchöpften, fo wären nah Sat 925. alle wei: 
tern Verfügungen kraftlos, alfo auch die im $. 2. des Te; 
famentes zum Beften der Kinder zweiter Ehe getroffenen 
Derfügungen über Haus und Weinberg. 

Daraus würde freilich zu folgern gewefen feyn, daß 
diefe beiden Realitäten in die Erbmaffe gefallen wären, und 
der Verfteigerung unterlieget müßten. Allein. der Referent 
wollte diefem 8. R. Satze für den vorliegenden Fall Feine 
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Anwendung geben. Denn man Ffönne nicht fagen, daß 
der Werth der im Ehevertrag gemachten Schenfung das 
eine Viertel des Freitheils erfchöpft habe, indem ber Frau 
nichts weiter als bie lebenslängliche Nutznießung an diefem 
Freitheil — die Nutznießung des Hauſes — zugetheilt worden, 
und zwar in der Art, daß, wenn daburd die Kinder eriter 
Ehe in ihrem Pflichttheile verkürzt würden, fie zur Ergän- 
zung fi) mit einer Geldzahlung begnügen ſollten. Heber 
das Eigenthbum babe der Erblaffer immerhin verfügen fönnen, 
ohne Verfürzung bes Pflichttheild. Das Teftament beftätige 
nur ben Ehevertrag auf eine vollftändigere Weife, fo daß der 
legte Wille offenbar mit der Schenfung im Ehevertrage in 
Gegenftoß fomme; der Satz 925. unterftelle aber eine ſolche, 
die er jedoch nicht für ungültig erfläre, ſondern nur für 
kraftlos, weil fie nicht vollzogen werden koͤnne. 

Wären durch einen zu niedrigen Anfchlag die Bellagten 
in ihrem Pflichttheile verlegt, fo folge daraus nicht, daß 
das Vermaͤchtniß im Stuͤck ungültig fey, fondern nur, daß 
der Anfchlag nicht rechtlich beftehen koͤnne; diefes ergäbe fich 
aus 8. R. Satz 920. und 926. | 

Daraus folge, daß die Kinder erfter Ehe ſich der oͤffent⸗ 
lichen Berfteigerung der den Kindetn zweiter Ehe vermachten 
Liegenfchaft nicht als eined Mitteld bedienen könnten, um 
das an fich gültige Vermaͤchtniß unwirffam zu maden, fo: 
bald andere geſetzliche Mittel zur Erreichung ded wahren 
Werthes der Liegenfchaft vorhanden feyen. 

Der Zufaß 827. e. im Landrecht verordne, daß bie 
Berfteigerung wegfallen müfle, wenn ein Rechtstitel Einem 
der Erben ein Recht auf den Befig einer beftimmten fies 
genſchaft gäbe. 

Nun beriefen fi zwar die Beklagten, um in den Be: 
fit des fraglichen Haufes und Weinberge zum Zwede ber 
Berfteigerung zu gelangen, auf die L. R. Säbe 826. u. 827. 
Allein dieſe Geſetzesſtellen handelten von Erbfchaftstheilungen 
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unter Sntejtaterben, wo ber Berfteigerung feine teftamentas 
rifche Dispoſition entgegen ftehe. : Sie fpräcen nicht von 
dem Falle, wo ein einzelner Rechtstitel — ein vaͤterliches 
Teftament — Einem der Kinder einen Anfprud auf eine 
beftimmte. Liegenfchaft im Stud gäbe, die alſo folgemweife 
nicht weräuffert werden bürfe. 

Auch der L. R. Sat 866., auf welchen bie Beklagten 
fich ſtuͤtzten, könne nicht in Anwendung kommen, weil die 
Einwerfung nicht erlaſſen, fondern vom Befchenfgeber und 
Teftirer beſtimmt ſey, daß er, wie der Mehrempfang,. zur 
Befriedigung der Pflichttheilgerben berichtigt werben ſolle. 

Unter biefer Vorausſetzung, daß auf einfeitiges Verlan⸗ 
gen der Beflagten Feine Verfteigerung der Guͤterſtuͤcke vorge⸗ 
nommen werden dürfe, erörterte der Neferent. die weitere 
Frage: ob die Kläger verlangen fönnten, daß man ihr Ges 
bot als einen richtigen Anfchlag annaͤhme? — Dieſe Be: 
hauptung — fagte er — wolle auf die &. R. Saͤtze 827. 
e. u. d. geftügt werden. Das Haus und der Weinberg 
follten bei der Vermögens » Aufnahme zu 1600 fl. und 450 fl. 
angefchlagen ſeyn, wovon drei Viertheile 1200 fl. und 
337 fl. 30 fr. betrügen. Diefes fen alſo der erlaubte An- 
fchlag, da. der Bater ein BViertheil unter dem. wahren laus 
fenden Verkaufswerth bleiben dürfe, und er den Anfchlag 
des Ganzen weit geringer gemacht babe. 

Der Referent verwarf dieſe Anficht, weil das Gebot der 
Kläger eine Verlegung des -gefeglichen Erbtheild der Beklag— 
ten in fich faffen würde, Der Bermögenstheil, woräber der 
Bater nicht hätte verfügen koͤnnen, babe, bei der Zahl: vor 
fieben Kindern, in drei Viertel feines ganzen Vermögens be— 
fanden, alſo einſchleßlich des beftrittenen Haufe und 
Weinberges in ihrem vollen wahren Werthe. Werde nun 
aber von dieſem vollen wahren Werthe ein Viertbeil von 
den Klägern ab⸗ und zu ihrem Erbtheile gezogen, fo liege 
darin eine Verfürzung des Pflichttheils, welche die Beflag- 
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ten um ſo weniger ſchuldig ſeyen, ſich gefallen zu laſſen, 
als ſie ſchon ohnehin auf den Pflichttheil geſetzt worden, 
und die Klaͤger auch noch von jenen drei Viertheilen, uͤber 
welche der Vater nicht disponiren duͤrfe, zwei Siebentheile 
bezoͤgen. — Die von der Vortheilsgerechtigkeit ſprechenden 
L. R. Saͤtze litten keine Anwendung auf den auſſerordentli⸗ 
chen Fall, wo Kinder durch ein Teſtament auf den Pflicht⸗ 
theil geſetzt worden, und der nach L. R. Zuſatz 827. d. 
den Eltern erlaubte Anſchlag von ein Viertel unter dem 
wahren Werthe, den Pflichttheil verletze. Der Pflichttheil 
ſolle nach ven Geſetzen ungeſchmaͤlert bleiben, und man 
duͤrfe nicht annehmen, daß jener Zuſatz von dieſer allge 
meinen unverleglichen Borfchrift habe abgehen wollen. 

Endlich fragte es fi noch: ob die bei der Berlaffen- 
fchafts » Aufnahme erhobene Abfchäsung des Haufes und 
MWeinberges zu 1600 fl. und 450 fl. genuͤge, um den Pflicht- 
theil audzumitteln, oder ob man auf eine weitere Abſchaͤtzung, 
wie fie die Bellagten in eventum verlangten, zuruͤck⸗ 
fommen müffe ? | 

Die Kläger hatten ih, um die Schäßung aufrecht zu 
erhalten, auf den L. R. Sa 466. berufen und auf die 
Verordnung. über den Vorzug am untheilbaren liegenfchaft- 
lichen Erbe im Reg. Blatt von 1808. ©. 93. $. 11. *) mit 
ber Bemerfung, daß der Anfchlag durch die vom Amte be: 
ftellten ftändigen Baugefchwornen gefchehen fey.- 

Die vorliegende Abfhägung ward jedoch nicht für rechte- 
genügend angefehen. Denn die angezogenen Gefege ſpraͤchen 
nur von freiwilligen Theilungen, im Gegenfaße von con: 

*) „Der Anfchlag, in welhem der Vortheilsberechtigte das Gut 
„zu übernehmen bat, wenn er nicht durch Verordnung des 
„Erblaflers oder durch Erben gleich gemacht ift, muß durd 


„Schägung des Waifengerihts, oder der fonft jeden Drts 
„dazu verordneten Perfonen beftimmt werden.‘ 
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tentiöfen. Werbe. ber Werth des zu vertheilenden Gegen: 
ftandes contentids, fo fomme der 8. R. Sat 824. zur An 
wendung, welcher vorfchreibe, daß die Abfchägung durch 
Sachverſtaͤndige gefchehen folle, welche die — 
zu waͤhlen DATEN, 


Bemert. . Anderer Anfiht war ber Referent zum Li-⸗ 
belle, dem jedoch die Mehrheit damals nicht auf Verwer⸗ 
fung der Oberberufung beitrat. Er ftellte die Säte auf: 

1) Der gefesliche Vorbehalt an der Berlaffenfchaft des 
Baters, da er mehr als drei Kinder hinterlaffe, oder der Pflicht: 
teil, beftehe in drei Biertheilen des gefammten Vermögens. 

2) Sn Anwendung bed 8. R. Satzes 917. müffe ber 
Grundfaß feft ftehen, daß nachdem G. Adermann feine 
Kinder erfter Ehe auf den Pflichttheil gefett gehabt, ihm 
feine ‚weitere Befugniß zugeftanden babe, weitere Verfuͤ⸗ 
gungen zu treffen, wodurch diefe in dem ihnen geſetzlich 
gebührenden Erbtheil hätten verfürzt werden koͤnnen. 

3) Die Beflagten wären daher nicht ſchuldig, fich mit 
der bei ber Inventur erhobenen Taxation jener Liegenfchaften 
zu begnügen, da jchon darin ihre Verfürzung liege, indem 
allein eine Sffentliche Verfteigerung der Liegenfchaften das 
gefegliche Mittel zur Beftimmung des wahren Werthes der⸗ 
felben fey, auf defien Anwendung jeder Theilhaber an fols 
chen Liegenifchaften beftehen koͤnne. 

Wolle man auch die Anwendung ded 2. R. Satzes 925. 
bezweifeln, weil er nur von Schenfungen unter Lebenden 
rede, fo ſey doch zu berüdfichtigen, was Zaharid fr. 
Civ. Recht B. 4. ©. 293. Not. 16. fage, daß naͤmlich ders 
felbe in der Regel auch auf die Schenfungen auf den To⸗ 
besfall anmendbar fey, ber Grund, warum ber Artikel 
nur der erjtern erwähne, wäre, weil bei den leßtern bie 
Regel allerdings Ausnahmen leiden koͤnne. 
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Das Begehren, die Realitäten oͤffentlich zu verfteigern, 
rechtfertige fich aber noch insbefondere durch L. R. Zuſatz 
577. b. g. & R. Saͤtze 826. und 827. und die Zufäße 
801.a u. b. | 

4) Den Einwand der Kläger, daß ihr Vater von der 
Verordnung vom 23. März; 1808. Gebrauch gemacht habe, 
nad; welcher der wahre Werth der an die Vortheildberechtig- 
"ten zu überfaffenden Liegenfchaften nicht durch öffentliche 
Berfteigerung, fondern durch Schägung des Waifengerichte 
ermittelt werden follte, bielt der erfte Referent für uner- 
heblih. Die L. R. Saͤtze 827. a. u. folg. wären eine Sin⸗ 
gularität: des Badiſchen Rechts, gegen die man nicht auß all: 
gemeinen Grundſaͤtzen des franz. Rechts argumentiren koͤnne. 
Er gab zwar zu, baß das Badiſche Landrecht das In⸗ 
ftitut der Vortheildgerechtigfeit aufgenommen babe, und daß 
insbefondere die Berfügungen dest. R. Zufates 827. e. u. d. 
zu beachten feyen, erinnerte aber, daß ed die Abficht des 
Geſetzgebers nicht geweſen feyn Fünne, die Lehre von dem 
Pflichttheil,, in. fo weit Beide nicht neben einander beſte—⸗ 
ben koͤnnten, auffer Kraft und Wirfung zu ſetzen. Davon 
finde ficy feine Spur, und von der andern Seite ſey es rich: 
tig, daß derjenige , den ber Erblaffer auf den. Pflichttheil 
geſetzt habe, dieſen Theil ungefchmälert erhalten müfje, wel 
ches im vorliegenden Falle nicht gefcheben könne, wenn 
die Kinder erfter Ehe auch noch den vierten Theil des Werths 
jener Liegenfchaften zuruͤcklaſſen müßten. Da nun der volle 
Erloͤß derfelben mit dem’ Übrigen liegenden und fahrenden 
Vermögen zufammengenommen werben müffe, um daraus 
ben Pflichttbeil auszumitteln, und vortheildberechtigte Erben 
mit ſolchen, welche auf den Pflichttheil gefebt worden, con⸗ 
currirten, fo koͤnnten die Leßtern fordern, daß die Güter: 
ſtuͤcke, an welchen die Erftern eine Bortheild + Gerechtigkeit 
hätten, Sffentlidy verfteigert würden. Ohne diefes zuzulaſſen, 
würde Einer der Mittheilnehmer einen größern Antheil er- 
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balten, als die Gefete erlaubten. Eine Begünftigung eines 
oder einiger Erben um ein Biertheil, koͤnne in einer elter- 
lichen Theilung nur in fo weit für rechtsbeſtaͤndig angefehen 
werden, als der Freitheil nicht ſchon durd andere Ber: 
fügungen erfchöpft fey. 





Ob die Trunfenheit einen gültigen Rechts: 
grund zur Annullirung eines 
Vertrages abgibt? 


(Seraphin Schmitt gegen Kno ' l.) 


Schmitt und Knoll ſchloſſen am 25. Februar 1829, 
einen Kaufs Contract mit einander ab, worüber eine fchrift- 
liche Urkunde verfaßt und jedem Theile ein Exemplar zuger 
ftellt ward. Bald darauf zeigte der Käufer bei Amte an, 
daß fein Verkäufer den Vertrag nicht halten wollte, und bei 
der mündlichen Verhandlung brachte K. unter Anderm vor; 
der Handel fey in der fpäten Nacht im Wirthshaufe vor 
fi) gegangen, und er könne allenfalld durch Zeugen bewei⸗ 
fen, daß er betrunfen gewefen fey, und faum gewußt habe, 
was für einen Handel er eingehen wolle. Der Kläger wider⸗ 
ſprach dieſer Angabe der Trunkenheit, und es wurden deßhalb 
mehrere Zeugen vernommen, welche darin uͤbereinſtimmten, 
daß K. am Abend, wo der Handel abgeſchloſſen worden, 

ziemlich betrunken geweſen ſey; uͤber den Grad der Trun⸗ 
kenheit hatten ſie verſchiedene Anſichten. 

Das Amt erkannte hierauf am 14. Auguſt 1829. „es 
„ſey der unter dem 25. Hornung 1829. abgeſchloſſene Kauf — 
„als gültig und zu Necht beftehend zu erflären, und daher 
„der Beklagte verbunden, ſolchen ſeinem Inhalte nach, uͤber 
„jeden Vertragspunkt zu halten und zu beachten.“ 


— 208 — 


In der Appellations⸗Inſtanz ward vertheidigt, daß die 
Trunkenheit ein rechtlicher Grund der Vertragsunfaͤhigkeit 
ſey, und man berief ſich auf die Ausſagen der abgehoͤrten 
Zeugen daruͤber, daß K. zur Zeit des abgeſchloſſenen Handels 
wirklich betrunken geweſen. Dagegen behauptete der Appellat, 
daß keiner der Zeugen einen ſolchen Grad von Trunkenheit 
bei dem Beklagten wahrgenommen haben wolle, welche ihn 
zur Einwilligung unfaͤhig gemacht habe. Er behauptete, 
daß vor Abſchluß des Handels im Wirthshauſe nichts ges 
trunfen, erſt nachher wäre gezehht worden. Es wurden 


Gegenzeugen vorgefchlagen, von denen der Eine auf feinen - - 


Eid verficherte, daß K. zwar Wein im Kopf gehabt, und bie 
zur Unterfchrift des Contracts fehr befoffen geweſen ſey, 
doch nicht fo arg, baß er nichts von ſich gewußt habe. 
Der andere Zeuge wollte gar feine Trunfenheit an K. be- 
merft haben, ehe er in das Wirthshaus gefommen. Bor 
der Niederfchreibung des Kaufes fey freilich getrunfen wor⸗ 
den, aber nicht fo, baß fie nicht gewußt hätten, was fie 
tbäten; da er 8. nicht genau kenne, fo wife er nicht, in 
welchem Grabe berfelbe betrunfen geweſen ſey; ebenjo des 
ponirte der dritte Zeuge. 

Es erging bierauf vom Hofgerichte am 15. Jänner 
1831. ein dad Amtserfenntniß lediglich beftätigendes Urtheil, 
worauf die Sache an die dritte Inftanz fam, in welcher 
wegen des Nichtigfeitögrundes, der aus der Trunkenheit 
bergenommen werden wollte, nichts Neues vorkam. 

Nach dem Antrage des erften Referenten wurden Pros 
ceffe erfannt ; dieſer drüdte fi) über die Trunfenheit, als 
Nichtigfeitsgrund des Handels, fo aus: 

„Wenn glei durd- die Zeugen nicht ein folcher 
„Grad der Betrunfenheit des K. bewiefen ift, daß ihn bie 
„selbe ganz bemußtlos gemacht habe, fo ift doch fo viel 
„gewiß, daß KR. in Freiburg auf dem Viehmarfte war, daß 
„er von da ſchon betrunken in das Wirthöhaus Fam, dort 
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‚wieder die Zeit von 6 bi 10 Uhr in einem Trinkgelage 
„‚zubrachte, bei der Abfchliegung des Vertrags fi in einem 
„hoben Grade von Betrunkenheit, und daher bei feinem 
„ohnehin vorherrſchenden Hange zur Verſchwendung fid) 
‚nicht in einem folchen Zuftande befand, um mit reifer 
‚Meberlegung einen nicht unwichtigen Güterfauf abſchließen 
„zu können,‘ 

Sn ber Einwendungefrift Aufferte fih Oberappellat 
über die angebliche Trunkenheit feines Gegnerd dahin. EB 
fey nirgends im Gefege einem Betrunfenen die Vertrages 
fähigfeit entzogen worden, unb da es viele Grade ber 
Trunfenheit gäbe, fo könne nur der die Willengfreiheit aufs 
hebende Grad eine ſolche Unfähigkeit zur Folge haben, weil 
Verträge nur durch Willensfreiheit zu Stande kaͤmen. Ein 
folcher Grad der Betrunfenheit wäre aber hier nicht erwieſen, 
und bei dem Berfäufer, dem das Trinken fehr zum Beduͤrfniß 
geworden, nicht zu unterftellen. Er babe noch nad) ber 
Unterzeichnung fortgezecht, und bei feinen Einreden auf die 
Klage recht gut die nähern Umftände anzugeben gewußt, 
welche bei ber Unterzeichnung der Urfunde vorgefallen 
wären. 

Der Erfolg biefer Verhandlungen in dritter Inſtanz 
war ein reformatoriſches Erkenntniß dahin: „daß der un⸗ 
term 25. Februar 1829. abgeſchloſſene Kauf — als nicht 
„uu Recht beftehend zu erflären, und baher Kläger mit 
„feiner Klage auf Erfüllung diefes Kaufs abzumweifen ſey.“ 

Diefes Urtheil gründete fich auf die Anficht der Majoris 
tät, welche mit den beiden Hauptootanten annahm, daß ber 
Beflagte fi) zur Zeit des abgeſchloſſenen Rechtsgeſchaͤfts 
nicht in einem Zuftande- der Bertragsfahigkeit befunden 
babe. Der Referent hatte ſich darüber RGHDETMAIEN 
geäußert :: 

„Wenn gleih ber L. R. Satz 1124. die Betrunfenen 
„nicht unter Diejenigen rechnet, welche Verträge abzuſchlie⸗ 
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„ßen unfähig feyn follen, fo folgt doch daraus keineswegs, 
„daß der Vertrag, weldyen ein bis zum Grabe der Be- 
„wußtloßigkeit beraufchter Menjcyseingegangen -ift, nicht als 
‚ungültig angefochten werben fönne; denn für das Eine er- 
„waͤhnt der L. R. Satz 1124: ber Betrunfenen darum 
„nicht, weil das Geſetz blos die in einem bleibenden Zu- 
„ſtande der Vertragsunfähigfeit fih Befindenden anführen 
‚wollte, der Zuftand bed Betrumfenen-aber, fo wie ber eis 
‚mes Schlafenden oder Traͤumenden, blos vorübergehend 
‚ii. Für das Andere aber ift nah 8. R. Sab 1108. 
„Einwilligung desjenigen Theiled, der verbindlich werben 
„ſoll, ein weſentliches Erforberniß der Bertragsgültigfeit, 
„und eine folche Einwilligung Iäßt fi) ohne Bewußtſeyn 
„desjenigen, worin man einwilligen fol, nicht denken.“ 

Aus den Zeugen » Ausfagen erörterte nun ber Referent 
weiter, daß K. ein Gewohnbeitstrinfer, ſchon beraufcht von 
Freiburg nach Lehen gefommen, und bort unter fortwäbh- 
rendem Trinken von 6 bis 10 Uhr Abends ben Handel mit 
dem Kläger abgefchloffen habe: Daß nad) eines Zeugen 
Ausfage die Unterhandlung zwifchen dem Käufer und Ber- 
Fäufer fo verwirrt gewefen, daß man nicht habe verftehen 
fönnen, was fie eigentlich gewollt. Daß endlich feiner ber 
Zeugen habe behaupten Finnen, daß KR. zu einem fo wich⸗ 
tigen Handel die nöthige Geiftesgegenwart gehabt habe ; dem 
noch hinzukomme, daß nach der Abſchaͤtzung des Ortsvorſtan⸗ 
bes, die für 420 fl. verkaufte Kiegenfchaft, einen Werth 
von 600 fl. babe. Da es num auf jeden Fall nad) den Zeus: 
genausfagen zweifelhaft bleibe, ob KR. bei Abfchließung bes 
Handeld bis zur Bewußtloſigkeit beraufcht gemwefen, ober 
nicht, fo müffe Bei diefem Zweifel die Nechtöregel eintreten: 
melior est eonditio ejus, qui certat de damino vitando, . 
quam ejus, qui de lucro captando certat. — 

Bemerf. Die Minorität, welche auf Beftätigung des 
hofgerichtlichen Urtheils antrug, hatte dazu folgende gewich⸗ 
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tige Gründe. Betrunfene feyen im 2. Abf. des 2. Kapi- 
teld 3. Tit. 3. Buchs des Landrechts nieht für Vertragsun- 
fähig erklärt, es koͤnnten alfo im Zuftande der Trunkenheit 
geichloffene Verträge nicht ſchon darum von demjenigen 
Paciscenten, der fih in diefem Zuftande befunden babe, als 
ungültig angefochten werden, wenn nicht etwa biefer Zu⸗ 
ftand von dem andern Theile benugt worden ſey, um ei- 
nen Betrug zu fpielen; dann aber werde der Vertrag we⸗ 
gen des gefpielten Betrugs angefochten. Sehr viele Verträge 
würden in bem Zuftande der Trunfenheit des einen oder 
andern Theils gefchloffen, insbefondere fey es bei den öffent: 
lichen Verfteigerungen auf dem Lande üblich, daß babei viel 
getrunfen werde, und dennoch würden folche, ungeachtet der 
Trunkenheit der Steigerer, nicht für ungültig erklärt werben 
können. Die Ausfagen der Zeugen wären im vorliegenden 
Falle fehr ſchwankend, daß fi der Beklagte in einem Zus 
ftande der Bewußtlofigfeit befunden, fey von ihnen beabreber, 
dagegen aber behauptet worden, daß beide Gontrabenten 
betrunfen geweſen feyen. 

Diefer Anſicht ward indeffen entgegengefeßt: Wenn der 
Sat 1124. die Betrunfenen nicht unter diejenigen Perfonen 
rechne, welche DVertragsunfähig feyen, fo fpreche doch der 
Abfchnite, in welchem der Sag. vorkomme, nur von jenen 
Fällen, wo zwar eine freie Einwilligung vorliege, dieſe 
Einwilligung aber entweder fraft Gefeged unzureichend, 
oder in beftimmt genannten Fällen, wegen befondern 
Berbältniffen ungültig ſey; nicht aber von jenem Falle, 
wo es am Wefen des Vertrags, d. h. an einer freien Eins 
willigung felbft fehle. Einwilligung erfordere Erkennt; 
niß des Objects, welches der Wille begehre, und Freiheit der 
Willensbeftimmung felbft. Beides wäre in dem Zuſtande 
eines in hohem Grabe Betrunfenen nicht vorhanden. Es 
bedürfe nämlich nicht einer Trunfenheit bis zur Bewußtlo- 
figfeit d. h. bis zur gänzlichen Aufhebung des Verſtandes 
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und Willens, fondern es genäge, daß diefer ober jener in 
feiner Selbftthätigfeit bis zu jenem Grade gehindert gewe⸗ 
fen fey, der ein nad) Zwecbegriffen beitimmted Begehren 
nicht mehr unterftellen Iaffe. Letzteres fey aber in gegenwär, 
tigem Falle offenbar vorhanden. 

Es it wohl faum nöthig, zu erwähnen, daß die Anficht 
der oberhofgerichtlichen Majorität nur mit großer Borficht 
und feineswegs ausdbehnend anzuwenden fey. Denn zu wie 
vielen Proceffen würde der Sat führen, daß die Trunfen; 
beit, wenn auch nicht zur Bemwußtlofigfeit gefteigert, doch 
den freien Willensgebrauch hindere, und daher ein rechtli- 
cher Grund zur Aufhebung eines Vertrags jey! Wird. doch 
auch in Griminalfällen nicht jede Trunfenheit zur Entſchul⸗ 
digung des Inquiſiten zugelaffen, fondern nur eine folcye, die 
zur Zeit ber That feinen freien Willen hemmte, oder mit 
andern Worten ihn zurechnungsunfähig machte. Auch bleibt 
es immer auffallend, wenn der eine Theil aus einem felbft- 
verfhuldeten Zuftande der Willensbefhränfung Vor⸗ 
theile für fih in Anfprucdh nehmen könnte — Ob der Be- 
weis eines foldhen Grades der Trunfenheit im concreten 
Falle nachgewiefen war, blieb allerbings zweifelhaft, doch 
bat das Gollegium diefed angenommen, wenigſtens in fo 
fern, als e8 den freien Willen bed Beflagten durch feinen 
trunfenen Zuftand für gehemmt anſah; auf den Sag felbft 
kann diefes weiter feinen Einfluß haben. 


III. 


Gegenftände des peinlichen Rechts. 
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Majeftätsverbrehen und attentirter Hoch— 
verrath. 
(Unterſuchungsſache gegen den praftifhen Arzt Herr von Her 
bolöheim und den Rechtöpractifanten Buſch von Riegel.) 


1. 


Der praftifche Arzt Herr zu Herboldheim, von Achern 
gebürtig, 28 Sahre alt, ward bed Attentat zum Hoch⸗ 
verrath, ſo wie des Verbrechens der beleidigten Majeſtaͤt 
beſchuldigt. Gruͤnde zu dieſer Anklage gingen nicht nur 
aus ſeinen in Beſchlag genommenen Papieren, ſondern auch 
aus den eidlichen Ausſagen mehrerer in dieſer Unterſuchungs⸗ 
ſache vernommenen Zeugen hervor. 

Daraus ſchien ſich zu ergeben, daß der Angeſchuldigte 
a. mit Individuen in Verbindung geftanden ſey, welche ihr 
Ziel auf nichts Geringeres ald die Revolutionirung Deutſch⸗ 
lands gerichtet hatten. b. Daß er ald Mitglied diefer Ver 
bindung, in feiner naͤchſten Umgebung zu Herbolsheim, 
feldft einen Verein geftiftet und fid) an beffen Spige geftellt 
hatte, um die dortigen Gemeindöglieder für die Grundſaͤtze 
des Ultra » Liberalismus vorzubereiten und zu gewinnen. 

1} 


Die den Inculpaten gravirenden, hei ihm vorgefundenen 
Papiere beftanden 1. in einem Schreiben bed befannten 
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HarrosHarring d.d. Stradburg den 28. April 1832. 
nebft einem Pack ungebundener Bücher. Das Schreiben 
lautete: 

„Deutfhen Gruß zuvor ! 

„Mein Freund K-i übergab mir Ihr vortreffliches Gedicht 
„Aufruf,“ welches ich mit Freuden in meine Sammlung 
„ähnlicher Lieder „Männerftimmen zu Deutſchlands 
„Einheit“ aufnehme, die fchon in der Prefle if. Sobald 
„als moͤglich fende ich Ihnen einen Probebogen, und dann 
„etwa 100 Eremplare zur Berbreitung in Ihrer Gegend. 
„Hierbey, beutfcher Freund, 50 Eremplare „Gedanken 
„über Wahrheit” zu 9 fr. Sphrer I em⸗ 
„pfehlend ꝛc.“ 

2. Weiter fand man bei Herr ein Schreiben des 
Rechtspractikanten Buſch d.d. Freiburg den 19. März 1832. 
an ihn, des Subaltes: ‚Freund, fiche dich mit Pulver 
„und Blei vor und halte dich Marfchfertig; in Furzer Zeit 
‚wird der Gallifche Hahn kraͤhen. Mögen dann die Mäns 
‚mer Deutichlande nicht unvorbereitet feyn und fchlafen, 
„wie im Suli! Es find bier aus Frankreich fehr gute 
„Nachrichten eingelaufen ; die neue Revolution zur Errichtung 
‚einer Republif kann unmöglich lange ausbleiben. Die Kar: 
„liſten haben ſich mit den Republifanern zum Umfturz des 
„jetzigen Koͤnigthums vereinigt. Verſchwoͤrungs-Acte wer⸗ 
„den der Empoͤrung wenigſtens großen Vorſchub geben. 
„Darum freue dich, deutſcher Mann, und ſey getroſt, es naht 
„der Tag der Freiheit, und du wirſt dein Volk in ſeinem 
„Glanze ſehen, oder wenigſtens den Glanz zu erobern Ge— 
„legenheit finden. Scheue feine Mühe, ſuche ununterbros 
„chen und unverdroßen durch neue und gute Rekruten zu 
„verſtaͤrken. Ich glaube, der junge W. iſt ein tuͤchtiger 
„Kaͤmpe, der fi) auf Leben und Tod ung ergeben bat u. ſ. w. *) 


*) Den Kath, fih mit Pulver und Blei zu verfeben, fcheint 
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Es fand ſich 3. unter den Herr’fchen Papieren vor: 
ein Schreiben des Stubiofus Herold von Frankfurt, d.d. 
Lörrach und Bafel vom 20. März 1832. an Nechtspractis 
fant Buſch, in welchem unter andern die Stelle vorfam : 

„Der Freifinnige enthält die erfhredlidhe Kunde von 
„einem K. Baierfhen Feldzug gegen unfer Preßgeſetz, 
„‚Benn alle Säfte, was fie jest befchloffen, auch fünftig be- 
„haupten wollen, fo führen wir bald einen Krieg für Frei: 
‚beit und Vaterland im Namen der Ehre unferd beutfchen 
„Volkes. *) R. und G.L begeifterten fi) an dem Gedan⸗ 
„ken an deutfches Volksthum, und fcheinen die Gewißheit 
„zu haben, daß Hefler, Franken, Schwaben und bie 
„Rheinlande, zum Theil auc Ober» und Nieberfachfen an 
„unferm Kampfe Theil nehmen würden c. — Bergiß nicht, 
„nach Herbolsheim zu fchreiben, bie Lörracher kennen ben 
„Herr, und erinnern fich feiner gern ꝛc.“ 

Ein anderes Schreiben deſſelben an benfelben d.d. Loͤr⸗ 
rad den 19. März 1832. fagte: ‚Schon 3 Tage auf 
‚Reifen, mit mehreren hundert Menfchen gefprochen «habend, 
„nenne ich dir blos zwey. Einen bier, den Karl W., und 
„Einen in Müllheim, ben Apothefer V., und doch ift es 
„ſchoͤn. Tauſend Berzagte machen mich nicht jo Fleinmüthig, 
„als ein freier Mann mich freudig aufrichtet. Laß ung im- 
„mer fefter an einander halten.’ 

4. Ein Schreiben des Studenten 7. an Herr vom 9. 
May 1832., welches ſich auf die von Schüler, Savoye 
und Geib in Zweibruͤcken projectirte Bildung des deutſchen 


Inculpat nicht unbeachtet gelaffen zu baben. Man fand 
nämlich in feiner Wohnung 30 Stück fharfe Patronen, welche 
er jedod nur, um fie auf der Jagd zu gebrauhen, angefer: 
tigt haben wollte. Ueber diefen Umftand verbreitete fi 
die Unterfuhung nicht weiter. 

*) Diefe Stelle des Briefe bezieht fih auf ein Gelas, bei 
welchem Herold mit Andern verſammelt war. 
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Baterlande » Vereind zur Unterftügung der freien Preſſe be- 
zieht, und worin Dr. Herr aufgefordert wird, fo viel als 
möglih zur Organiſtrung der beffallfigen Local » Com: 
mitee beizutragen. 

5. Ein Schreiben ded Studenten Schultheiß von St. 
Georgen d.d. Tübingen den 7. May 1832. an Dr. Herr. 
Er Magt, daß im Würtembergifchen noch ber Servilismus 
berrfche, daß der Liberalismus dort ald eine Rächerlichfeit be- 
trachtet werde, baß in feinem Wirthshauſe der „Freiſinnige,“ 
vielweniger der „Waͤchter am — anzutreffen 
ſey ic. 

6. Ein Schreiben des prattiſchen Arztes B. in Ruſt 
an Herr d. d. Freiburg den 21. März 1832., worin 
Folgendes vorfommt : 

„Die Herrn Ariftofraten, wenigſtens einige von ihnen, 
„werben bier feit einiger Zeit recht impertinent. So hatte 
„man bie Prefle des Freifinnigen verftegelt; Herr von Rot: 
„tet aber riß das Siegel ab, und warf es ihnen vor bie 
„Füße ꝛc. Das Schaaf (Stadtdirector) nimmt fogar den 
„‚Freifinnigen vom Mufeum weg, wird bafür zu Rechen⸗ 
„schaft gezogen. — Man vermutbet fehr, daß biefes Alles 
„mit Blut endigen werde; ift auch recht. Noch Eine. 
„Herold kam vergangene Woche wieder hierher, er wollte 
„einige Zeit bier bleiben; ich fagte ihm, baß bu gerne 
„seine Adreſſe wüßteft.‘ 

7. Ein Brief des Stud. med. M. an Dr. Herr, 
Freiburg ben 9, Suni 1832. „Mein Freund Scultheiß 
„ſchreibt mir von Tübingen, ich möchte Ihnen das Gedicht 
über die Preßfreiheit, das neue Evangelium, fehiden, 
„was Sie biermit erhalten. — Werden Sie oder Ginige 
„von den Shrigen das Feft in Badenweiler befuchen? Bon 
„Rottef, Welfer u. f. w. werden ed mit ihrer Anmwe- 
„ſenheit verberrlichen, und feierliche Reden halten, tro des 
„Verbots der freien Öffentlichen Rede, nicht achtend jenes 
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„ſchandbaren Edicts, und zwar um zu zeigen, baß man 
„es nicht achte.“ | 

8 Ein Schreiben von Philipp E. von Durlach d.d. 
Kork den 25. May 1832. 

„Wollen Sie fo gefällig feyn, und mir fraglicye Flug- 
„ſchriften, wenn Ihnen foldye von Zweibräden aus für 
„mich zutommen, per Poft fchiden. Es nennen ſich bier 
„und in der Gegend: noch viele Leute. liberal; aber die Er- 
„fahrung bat mich gelehrt, daß diefe guten Leute vor jeg- 
„lichem Zumutben zum Antheil an Rheinbaierifchen Blättern 
„ganz gut Sandesfindlich zuruͤck bebten. Unter Landlenten 
„habe ich noch mehr Sinn für jene Tendenzen gefunden, 
„es haben fi fogar 18 mit mir in einem Schreiben au 
„Siebenpfeiffer unterfchrieben, und find mit monatlis 
„Shen Beiträgen in den DBaterlandsverein getreten. Mit 
„Hand und Herz Erwiederung auf Ihren bdeutfchen Gruß. 
„Bäre Hambad nicht fo weit won bier! Aus Ihrem 
„Briefe merke ih, daß auch in Shrer Gegend es ein Feft 
„geben fol. Ich :ergreife auch diefe Gelegenheit, Ihnen 
„drei ber in Strassburg gebruften Haustafeln zuzufchiden ; 
„der Zeichner bin ich.’ 

Außer diefen Briefen wurben bei dem Angefchuldigten * 
folgende verdaͤchtige Scripturen gefunden. 1. Ein von ihm 
verfaßter Aufſatz, worin gegen den nicht liberal gefinnten 
und gegen bie Preßfreiheit eingenommenen Pfarrer St. zu 
Riegel losgezogen wird, und welcher beginnt: „die ſchon 
‚Aeit Jahrhunderten beftehende Verſchwoͤrung des Abfolutie- 
„mus gegen bie Freiheit der Völker gibt wieder deutliche 
„Spuren ihrer heillofen Eriftenz, und es iſt wohl Pflicht 
„jedes deutfchen Mannes, mit ehrlichen Waffen dagegen zu 
„kaͤmpfen, und das erwachte Volk zu unterftüßen gegen die 
„geheimen und offenen Angriffe, fowohl durch liftige Vor: 
„ſpiegelungen, ald Erwecken von Furcht, wodurd gewoͤhn⸗ 
„lich die noch für gut geltende Regierung befchimpft und 
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„verdaͤchtiget werbe, ald im Widerfpruch ſtehend mit ſich 
„ſelbſt.“ 

2. Ein Geſetzesentwurf für eine in Herbolsheim zu bil- 
dende Bürgergefellichaft, beftehend aus 11 Paragraphen und 
mit 38 Unterſchriften verfehen. 

3. Ein Manufeript mit der Auffhrift: „Der Her: 
„bolsheimer Gefellfchafter,‘ beftehend aus fieben 
Nummern, datirt vom Februar 1832. 


Dr. Herr ſuchte ben Verdacht, den jene Scripturen 
gegen ihn erregt hatten, in feinem Verhöre dadurch zu bes 
feitigen, daß er binfichtlich der vorgefundenen Briefe behaup⸗ 
tete. Zu 1. dem Schreiben bed Harro-Harring. Er 
muͤſſe zwar den Brief anerkennen, allein er fenne den Freund 
Kei, deffen der Brieffteller erwähne, überall nicht, begreife 
auch eben fo wenig, wie derfelbe ein Gedicht von ihm er- 
halten haben wollte, das er gar nicht gemacht habe. Harz 
ring babe ihm auch Feine 100, fondern nur 5 Eremplare 
zugeſchickt. 

Zu 2. das Schreiben des Rechtspract. Bnich betreffend, 
erkannte Herr daſſelbe zwar gleichfalls an, erklaͤrte aber, 
daß er fuͤr dasjenige, was ein Anderer an ihn ſchreibe, 
nicht verantwortlich ſeyn koͤnne. Er ſey mit Buſch in 
feiner befondern Berührung geſtanden. Am 4. März wäre 
er in Riegel zur Feier ber Preßfreiheit auf einem Fefte 
zugleich mit Bufch anmwefend gewefen, unb in der Folge 
babe ihm biefer jenen Brief ohne alle Beranlaffung gefchries 
ben; er könne darüber, was 3. in dem Schreiben habe 
fagen wollen, feine Ausfunft geben. 

Zu 3. dem Schreiben ded Herold, fagte Herr: Er 
babe den Herold, der ihn einigemale-bei feiner Durchreife 
in Herbolsheim befucht hätte, bort im Bierhaufe kennen 
gelernt. Er läugne nicht, baß ihn Herold öfters bejucht, 
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auch ſich bei ihm aufgehalten habe; er hätte ihn wegen ſei⸗ 
ner Talente und feiner Kenntniffe gefhäßt. Er fey aber 
fein Gendarme, um ihn wegzuweiſen, und eben fo wenig 
. wäre ihm befannt, baß berjelbe Reden revolutionären ns 
halts gehalten babe. Wahrfcheinlich habe Bufch bei einem 
Befuche den Brief bei ihm liegen laffen. 

Zu 4. und 5. Das Schreiben des Studenten T. beziehe 
fih auf die Bildung bed Preßvereins, der aber, ba bald 
darauf folche Vereine verboten worden, in feiner Gegend 
nicht zu Stande gekommen fey. Den Brief des Studenten 
©. betreffend, fo babe diefer Gedichte in Kenzingen 
liegen laſſen, die er zurüd zu erhalten gewuͤnſcht, er hätte 
ihm bei dieſer Gelegenheit feine Beobachtungen auf einer Reife, 
fo wie über den Geift der Wiürtemberger mitgetheilt, in 
Gorrefpondenz habe er aber nicht weiter mit ihm geftanden. 

6. Auch das Schreiben des praftifchen Arztes B. ers 
fannte der Angefchuldigte zwar an, behauptete aber darüber, 
und insbefondere über die Stelle beffelben : „daß dieſes Al- 
les mit Blut endigen werde‘ Feine Auskunft geben zu koͤn⸗ 
nen. Eben diefed war ber Fall mit den Schreiben unter 7. und 8. 

Sn Hinficht des vorgefundenen Aufſatzes eines Geſetzes⸗ 
Entwurfs für eine Gefelfchaft in Herbolsheim, erfannte 
Inculpat ihn für feine Arbeit; gab jedoch an: Er habe 
bei Begründung diefer Gefellfhaft Feinen andern Zweck ges 
habt, als einen gefelligen, und daß ſich über bie Angele- 
genheiten des damaligen Landtages befprochen werben koͤnne. 
Es habe der öffentliche Geift erweckt werden follen, welches 
in Herboleheim um fo nothwendiger gemwefen, als die mehr- 
fien der bortigen Bewohner fih in öffentlichen Angelegen- 
heiten theilnahmlos bewiefen, einzelne Bürger” ſich jedoch 
in einem aͤhnlichen Sinne ausgefprochen gehabt hätten. 

Auch die 7 Nummern des „Herbolsheimer Gefell- 
ſchafter s“ erfannte Herr für fein Machwerf an. Er be 
bauptete, weil in Herbolsheim ed den mehrften Mit: 
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gliedern der Gefellfhaft an der nöthigen Kenntniß zum Zei- 
tungslefen, und namentlid an Geographie gemangelt habe, 
fo wäre er auf den Gedanfen gerathen, ein gefchriebenes 
Blatt zu redigiren und ed der Gefellfchaft vorzulefen. — So⸗ 
dann bemuͤhte fih H., mehreren Stellen in den Nummern 
diefes „Geſellſchafters“ eine für ihn vortheilhafte 
Dentung zu geben. — Co enthält der Auffa Nr. 2. über 
Staatshaushalt folgende Stelle: 

„Der ‚Familienvater unternimmt, von Natur und Recht 
„verpflichtet, die Sorge. für Herbeifchaffung des Nöthigen. — 
„Auch der Staat ift eine Familie, deren Oberhaupt ber 
„Fuͤrſt ift. Gleich dem Familienvater fagt er: ich will für 
„Such forgen 5; aber die Bebürfniffe, die der Familienvater 
„in der. Familie durch Fleiß und Arbeit zu decken fucht, diefe 
„Bebürfniffe im Staat, in der großen Familie, deckt nicht 
„der Fürft,. der Bater diefer großen Familie, wie er 
„Sollte, durch eigenen Fleiß: und felbft errungene Mittel, 
„sondern: er. nimmt von jedem feiner Kinder des Schweißes 
„zu Handen, zur Dedung feiner eigenen Bedürfniffe,. zur 
„Fuͤhrung göttliher Pracht. Und feine fetten Roſſe gläns 
„zen vom erpreßten Fette der am Wege lagernden hohlwan⸗ 
„gigen Bettler , die der pausbadigte Leibkoſak mit der gnäs 
„digſten Peitfche zur berrfchaftlichen Freude kitzelt, bis zu 
„Schwielen, wenn ihre Ohnmacht ihnen nicht erlaubt, fich 
„ſchnell genug aus ber heiligen Nähe zu entfernen. Dieſes 
„iſt der große 'Unterfchied zwifchen Privat: und Staatshaus⸗ 
„haltung.“ — - | | 

„Die demofratifche Nepublif verlangt von ihren Bürs 
„gern Fleiß und Rechtſchaffenheit, Tapferkeit, fonft Tugend 
„geheißen, BVaterlandsliebe, Achtung und Gehorſam dem 
„Geſetze. Sm der Monarchie wird es fchon fchlimmer ; bier 
„gelten Anſehen, Würde, Ehre, Reichthum; Adıte Tugend 
‚und. Baterlandsliebe ftehen tief im Hintergrunde, und 
„Schmeichelei und hoͤſiſche Falſchheit treten hervor.’ 
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Der Beklagte behauptete, dieſer Aufſatz ſey ganz objec⸗ 
tiv und allgemein gehalten, er habe damit nicht ſeinen Fuͤr⸗ 
ſten, auch keine auf conſtitutionelle Inſtitutionen begruͤndete 
Monarchie, ſondern die abſoluten Staaten im Auge gehabt. 
Er ſey damals damit hervorgetreten, weil er in die Zeit 
gefallen, wo die ungluͤckliche polniſche Nation ſo furchtbar 
mißhandelt worden. Er verlange keine Republik, halte aber 
eine Republik fuͤr die beſte Regierungsform. 

Es enthielt weiter der Aufſatz unter Nr. 6. — uͤber die 
Pflichten des Buͤrgers gegen den Staat die Worte: „Ihr 
„ſolltet wohl geprüft haben Eure Handlungen uud die 
„Handlungen derer, die eigentlich Feine Herrn find, fondern 
„ſie nur fpielen. Ihr ſolltet laͤngſt fchon die Karten erra- 
„‚tben haben, die man Euch gemifcht hat. Hinterlift naͤm⸗ 
„lich, und bad an ber Nafe Herumgiehen hat man zum 
‚Trumpf gemacht im Spiel gegen Euch, wo Ihr nie ges 
„innen werdet. Habt Ihr die Pflichten bed Bürgers ver- 
‚standen, fo werdet Shr auch jetzo — es ift die höchfte 
„zeit — nach denfelben wiſſen zu handeln.’ 

Darüber äußerte fih Herr: er habe zu deutfchen Bauern 
gefprochen, die nod nicht den Grad der Ausbildung erreicht 
hätten, der nöthig fey, um eine milbere Sprache zu ver: 
fteben ; bloß. durch ſtark aufgetragene Bilder habe ihnen bag 
wahre Verhältniß vor Augen geftellt werben koͤnnen. Er 
glaube, daß in jenem Auffate nichts vorfomme, was ges 
gen feine BVerpflihtung als Staatsbürger und Unterthan 
ſpreche. 

Endlich fand ſich noch in dem Aufſatze Nr. 7. „uͤber die 
Preßfreiheit“ folgende Stelle: „die Wahrheit reden iſt ſchoͤn, 
„iſt maͤnnlich, und daruͤber iſt nur eine Stimme, aber die 
„Wahrheit hoͤren und ſehen muͤſſen in den Zeitungen, das 
„iſt nicht Allen angenehm, nicht für Alle ſchoͤn.“ 

Nachdem dann bie Fabel von dem Löwen erzählt warb, 
ber ben Bären zerriffen babe, weil berfelbe auf Befragen ge- 
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äuffert habe, es rieche übel bei dem Löwen, und von bem 
Fuchſe, der ſich mit der Entfhuldigung geholfen hätte, er 
habe den Schnupfen; fuhr der Auffak in der Anwendung 
diefer Fabel fort: Der Bär, mit welchem man fonft bie 
Deutſchen verglichen habe, fage in feiner Gutmuͤthigkeit bie 
Wahrheit heraus. Am Fuchfe hätten wir bie pfiffigen Hoͤf⸗ 
linge eines Herrn, einen Metternih, Talleirand, 
die den Mantel nady dem Winde drehten, dba, wo Sammer 
und Gehen! fey, und Petitionen geftammelt würden, Ohren⸗ 
weh hätten, und wo Elend und Noth fey, kurz⸗ oder 
ſchwachſichtig wären. 


Die Befhuldigungen gegen Dr. Herr. wegen bed Ber: 
brecheng der beleidigten Majeität, berubten auf den eidlichen 
Ausfagen mehrerer Zeugen. Darunter waren die bedeutend- 
ften: 41. bie Depofition bes Foͤrſters Alois K., welcher 
ausfagte, daß," als er ungefähr im Juni 1832. in einem 
Bierhaufe zu Herbolsheim gewefen, Dr. Herr auf einmal 
das Wort genommen, und fi über das erlaffene Verbot 
ber. Bolföverfammlungen bahin erflärt habe: „er begreife 
„nicht, wie der Großherzog ein ſolches Verbot erlaffen könne, 
„er ſey Fein braver Mann. Sn 14 Tagen werde eine 
„Revolution ausbredhen, und dann würben wohl die Fürz- 
„ſten die erften fegn, welche zum Teufel gejagt werden 
„müßten. — Ein andermal habe Herr gefagt : „es wird 
„eine Revolution ausbrechen, dann werden die Fürften bie 
„erſten feyn, welche davon laufen.’ 

2. Ausfage des Handeldmanns B. von Herbolsheim. 
„Stwa 14 Tage vor Ausbruch der Revolution zu Paris, 
„wo er gegen Dr. Herr geäuffert, daß das Verbot ber 
„Volksverſammlungen ganz in der Ordnung fey, babe dieſer 
„geſagt: die Verordnung tauge nichts, der Großherzog fey 
„kein braver Mann, daß er feine Unterthanen fo befchrä- 
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„ken wolle. Indeſſen erfolge in Kurzem eine Revolution, 
„in 14 Tagen ſtuͤnden wir einander gegenuͤber, und es 
„wuͤrden die Fuͤrſten die erſten ſeyn, welche davon liefen.“ 

3. Geometer K. ſagte das Naͤmliche aus; die uͤbrigen 
abgehoͤrten Perſonen wollten wegen Laͤnge der Zeit ſich der 
Aeuſſerung des Herr gegen den Großherzog nicht mehr 
erinnern. 

Der Angefchuldigte erflärte zum Protocol. Er habe 
das auf den 29. Zuli 1832. ausgeſchriebene Felt zu 
Ettenhbeimmänfter allerdings beſucht, auf die Auffor: 
derung bed Beamten aber, den Plaß zu verlaffen, wäre 
er mit vielen Andern, tbeild Studenten, theild Bürgern 
von Herbolsheim, in ein Wirthehaus zum Eſſen gegan— 
gen, und nachher auf ben Tanzplatz, wo Lieder gefungen 
und von einem gewiffen Ra uſchenblatt und noch einem 
Zweiten Reden gehalten worben. Als ihnen gemeldet wor: 
den, daß das Militär im Anzuge ſey, wäre die Rede ba; 
von gewefen, ſich bewaffnet zu widerfegen, welches er 
aber abgerathen babe. 

Als Bürger eines conftitutionellen Staated ftche ed ihm 
"allerdings zu, einzelne Regierungsacte zu beurtbeilen ; er 
dürfe feine Weberzeugung ausſprechen, wenn auch noch fo 
viele Schärfe darin liege. Er habe ſich nicht gegen bie 
böchfte Perfon des Regenten, fondern gegen bad Verbot 
der Volksverſammlungen ausgeſprochen. Diefes halte er für 
einen Eingriff in die perfönlichen Rechte der Staatsbürger 
und fogar für Verfaſſungswidrig, aber er wiſſe, daß bie 
Derfon ded Regenten in conflitutionellen Staaten heilig und 
unverleglih , und daß bei Beurtheilung der Regierungs- 
Mansregeln die Regierung von der Perfon des Regenten 
zu trennen fey. Bei den Ausfagen des Förfters K. und 
Handeldmanns B. liege nothwendig eine TAufhung vor. Er 
geſtehe, damals heftig geworben zu ſeyn, und erflärt zu 
haben: daß jenes Berbot unrecht ſey, und daß derjenige, 
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der fo etwas billigen koͤnne, fein braver Mann wäre; als 
lein diefes babe fich mehr auf den Handelsmann B. und auf 
die Regierungsmitglieder bezogen, ald auf den Großherzog. 

Foͤrſter 8. und Handelsmann B. deffen Schwiegerfohn, 
feyen fervile Leute, und bätten ihn mittelbar denuncirt. Die 
Ausfage des Geometer K. erfläre er für eine reine Lüge. 
Er möge wohl in der böchiten Aufregung gefagt haben: wenn 
foldye Verordnungen erfcheinen, fo feye ed Fein Wunder, 
wenn am Ende Revolutionen -entftänden, und da würden bie 
Fürften wohl bie erſten ſeyn, welche davon liefen. 

Daß er bei dem Fefte zu Riegel, wovon K. deponire, 
gefagt babe: es muͤſſe Gewalt mit Gewalt vertrieben wer 
den, fey eine Rüge. Genau erinnere er fich zwar ber 
Sache nicht mehr, er mwiffe aber gewiß, daß, als er ge 
feben, wie 8. zu feiner Rede ein langes Geficht gemacht, 
er diefem Angftlichen Menfchen gefagt babe: „Alles, was 
ich bier fage, berührt den Großherzog nicht.” Wenn er fid) 
geäuffert habe: „es geht los, es bricht eine Revolution 
aus,“ fo fey damit nicht gefagt, daß diefes wirklich gefche- 
ben, oder daß er Theil daran nehmen werde. 

Er geftand, bei der Rüdfunft von der VBolfsverfammlung,' 
von denen im Wirthshauſe auf dem Tiſch gelegenen Liedern, 
mehrere den Kindern gegeben zu haben. Anlangend bie 
Iithographirten Adreffen, Proteftationen gegen die Bundess 
befchlüffe enthaltend, die er ausgetheilt habe, fo fen es ja 
in der ganzen Welt erlaubt, zu bitten, und etwas Anderes 
als eine Bitte enthielten diefe Adreffen nicht. 


Das Großh. Hofgericht des Oberrheins  erfannte durch 
Urtheil vom 18. Mai d. 3. „es fey der Inculpat, practis 
„ſcher Arzt Herr, der Schmähung des Staatsoberhauptes 
‚und ber attentirten Bolfsaufreigung für ſchuldig und über- 
„wieſen zu erklaͤren, und deßhalb zur Erſtehung einer feche- 
„monatlichen Correctionshaus⸗Strafe zu verfaͤllen.“ 
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Das Großh. Juſtizminiſterium erachtete jedoch dieſe 
Strafe fuͤr zu gelinde, und uͤberſandte die Sache an das 
Oberhofgericht zur weitern Pruͤfung und Entſcheidung, in 
Gemaͤßheit des F. 31. des Org.⸗-Edicts vom Jahre 1809. 
Anl. he 1. 

. men cv 

Bei der oberhofgerichtlichen Deliberation ftellte der Re— 
ferent zuerſt folgende allgemeine Saͤtze auf: 1) durch Die 
Erfahrung bewähre ſich das befannte Axiom: „ſage mir, 
„mit wen bu umgeht, und ich will dir fagen, wer du biſt.“ 
2) Diefer Erfahruugsſatz fey auch ſchon in unferer Strafs 
gefeßgebung, und namentlich im $. 79. lit, b. des Straf: 
Edictd aboptirt worden. Wenn nun 3) ein urfundlicher 
Beweis darüber vorliege, daß Dr. Herr Männer, die mehr 
oder minder fich in den Kopf gefegt hätten, Deutjchland zu 
- revolutioniren, zu Umgangsgenoffen gehabt babe, fo werde 
4) dem Inculpaten wohl um fo weniger dadurch Unrecht 
gefcheben,, daß man ihm ähnliche Gefiunungen und ähnlicye 
Abfichten zutraue, als er nach feinem eigenen Geſtaͤndniſſe 
in feiner Gegend in dem Nufe eines Ultraliberalen ſtehe, 
auch in der Unterfuchung offen von ihm befannt wurde, 
er halte eine Republik für die befte Negierungsform. 

Wenn ferner 5) Inculpat in feiner nächften Umgebung 
zu Herbolsheim einen Verein gebildet habe, worin er nicht 
nur aus der „deutſchen Tribune“ den verſammelten 
Vereinsmitgliedern die Grundſaͤtze des Ultraliberalismus 
vorgeleſen und erlaͤutert, ſondern auch Aufſaͤtze und Reden 
von gleicher Tendenz geliefert und gehalten habe, und in 
dieſen Vortraͤgen die democratiſche Regierungsform als die 
beſte herausgehoben und dagegen die monarchiſche als verab⸗ 
ſcheuungswuͤrdig zu ſchildern bemuͤht geweſen; ſo ſey dabei 
eine ſtrafbare Abſicht um ſo weniger zu verkennen, als er 
geſtaͤndigermaßen zu deut ſchen Bauern geſprochen, de⸗ 
ren politiſcher Verſtand wenig ausgebildet war, und die er 
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wohl nicht zu ſpeculativen Philoſophen oder Staatsrechts⸗ 
Gelehrten werbe haben ausbilden wollen; wenigitens koͤnne 
er dem Richter nicht zumuthen, ihm dergleichen zu 
glauben. 

Wenn endlich Inculpat eingeftehe: bie in Ettenheims 
münfter ftatt gehabte Volksverſammlung befucht, und 
nachdem biefelbe auf obrigfeitlihe Aufforderung den Ort 
verlaffen hatte, die Austheilung revolutiondrer Lieder mit 
bewirkt zu haben. Wenn er fih in Wirthshäufern über das 
Verbot Öffentlicher Neben bei Bolfsverfammlungen nicht nur 
heftig ausgelaffen, fondern ſich auch bei der Unterfuchung 
dahin erflärt habe, er halte died Verbot für einen Eingriff 
in die perfänlichen Nechte der Staatsbürger und für ver- 
faffungswidrig. Wenn er endlich durch bie eidliche Ausfage 
dreier Zeugen überführt worden, ſich im Wirthshauſe ſchmaͤ⸗ 
bend gegen die böchfte Perfon des Großherzog geäußert 
und ben Ausbruch einer Revolution verkündet zu haben; fo _ 
müffe, alled diefes im Zufammenhange betrachtet, der Ins 
culpat nicht bloß des Verbrechens der beleidigten 
Majeftät, fondern auch der Theilnahme an der Vorbes 
reitung des Umſturzes aller ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe in 
Deutfchland, oder des attentirten Hochverraths 
fhuldig achtet werden. 

Ueber die Schuld des Angeflagten, wenn gleich nicht 
über den Character bed Verbrechens, waren bie Anfichten 
des hoͤchſten Gerichtshofes, welcher die Ausführung feines 
Referenten aboptirte, mit denen des Hofgerichts überein, 
ſtimmend. Weil fie aber in Abficht des Strafmaaßes ver- 
fhieben waren, fo ift es nöthig, auch darüber Einiges aus 
dem Bortrage bes oberhofgerichtlichen Referenten an⸗ 
fuͤhren. 

Er bemerkte, daß auf den Hochverrath, nach $. 65. des 
Straf-Edictd, in Verbindung mit dem Art. 124. ber. Caro⸗ 
lina, die Tobesftrafe ftehe, daß diefe jedoch nach $. 88. der 
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Erläuterungen ded Straf» Ebdictd von 1812. nur da eintres 
ten fönne, wo eine wirklich vollführte oder wenigſtens ver: 
meintlich volführte That vorliege. — Daß aber nad) $. 65. 
des Straf⸗Edicts, dasjenige fchon ald wirklich vollführte 
That gelte, woburd eine nahe Gefahr des Umfturzes ber 
Staatsverfaffung berbeigeführt werde. — Bon einer wirklich 
ober vermeintlich vollführten That könne bier zwar Feine 
Rede ſeyn; — allein dasjenige, was Inculpat mit feinen 
Genoffen getban habe, trage immerhin den Character einer 
vorbereitenden That an fi, welche — fo wenig auch zu 
beforgen fey, daß ihr heillofer Zwed erreicht werden möchte, 
doch die ganze Strenge des Geſetzes gegen ſich aufrufe, 
weil die Unternehmer ihrerfeits meiftend alles zu ihrem Zwecke 
getban hätten, und zu thun fortfahren würden, wenn man 
fie nicht auffer Stand feßte, zu ſchaden. 


Wenn nun nach $. 88. der erwähnten Erläuterungen 
ded Straf- Edictd, da, mo entweder eine gedrohte That, 
oder eine vorbereitende, oder eine begonnene unvollführte, 
oder eine zwar begonnene, aber verhinderte That vorliege — 
verhältnißmäßig von der ordentlichen Strafe abgegangen 
werben folle, und beziehe fich diefer Ausdrud auf das 
Strafmaafß, nicht auf die Strafgattungz; fo fönne 
auch von einer peinlihen Strafe, womit dad Gefek 
den Hochverrath belegt wiſſen wolle, bier nicht abgegangen 
und ftatt folcher eine blos bürgerliche Strafe erfannt werben. 


Vielmehr müffe Referent, ‚ftatt der vom Hofgerichte er: 
fannten Gorrectionshausftrafe, eine Zuchthausftrafe gegen 
den Inculpaten in Antrag bringen. 


Und bedenfe er ferner, baß der Umſturz aller ſtaatsrecht⸗ 
lihen Berhältniffe in Deutfchland, ein Hochverrath von ber 
abfcheulichften Art fey, und nur durch das Blut von Huns 
berttaufenden erreicht werben könne, fo koͤnne er auch bie 
vom Hofgerichte. beftimmte Strafzeit nicht der Größe des 
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Verbrechens fuͤr angemeſſen halten, ſondern muͤſſe auf eine 
acht zehnmonatliche Zuchthausſtrafe antragen. 

Dieſer Ausfuͤhrung fuͤgte der en noch 
folgende Bemerkungen hinzu: 


„Unſer Straf» Edict bezeichnet zwar wörtlich nur jenen 
„Verrath, der an dem Regenten oder feinem aufferordent- 
„lichen Repräfentanten verübt wird, ald Hochverrath. 
„Aber fihon der Beifag: daß er, wenn ber Umfturz ber 
„Verfaſſung daraus entftanden, nad) der Strenge ded Ge 
„ſetzes gerichtet werben folle, zeigt, daß nicht gerade ein. 
„Attentat gegen die. Perjon des Fürften felbft unmittelbar 
„dazu erfordert werde, fondern daß fchon jede That, melde 
„den Umfturz der Berfaffung zum Zmwede bat, dahin zu 
„rechnen ſey. Noch deutlicher wird biefes aus dem $. 68., 
‚wo die Aufrubrftiftung, wenn fie vorbedachter Weife 
„geſchieht, und in Hochverratb übergeht, gleichfalls ber 
„Zodesftrafe unterworfen wird.’ 


„zudem ift Aufruhr, melder ben Umfturz ber Ber: 
„faſſung bezwect, immer zugleich Angriff auf das Staats: 
„oberhaupt, und es läßt fi) daher um fo weniger annch- 
„men, daß unfer Gefeßgeber, gegen den allgemeinen Bes 
„griff des Hochverraths, eine Ausnahme habe machen wollen.’ 

„Endlich zeigt die -Tenbenz ber Propaganda, wie fie 
„deutlich aus dem vorliegenden Falle, und den fchriftlichen 
„Urkunden hervorgeht, zur Genüge, daß mit dem Umſturz 
„der deutfchen Verfaſſung, wenigftend die Thronentfeßung 
‚der Fürften, wo nicht mehr, erfolgen follte.’ 

Diefes belegte der Votant mit mehreren bei den Acten 
befindlichen Liedern und andern Scripturen, glaubte aber, 
daß fie Faum nöthig feyn würben, um die Heberzeugung zu 
faffen, mie weit fih die Pläne diefer Freiheitsfchmwindler 
verftiegen und was ihr Zweck gewefen fey, nachdem das 
Hambader Feft fie ſchon aufgededt habe. 
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Herr habe auch thätigen Antheil an ben Umtrieben 
fremder Demagogen genommen, und ſey demnach als ihr 
Mitfchuldiger anzufehen. 

Auch die Schmähung des Negenten nahm ber Votant 
ald durch die Zeugen erwiefen an, indem fie in den Worten 
liege: wer biefed Verbpt gebilliget habe, ſey Fein braver 
Mann, da er habe wiffen müffen, baß jene Verordnung 
aus dem Staatsminifterium mit der Unterſchrift des Groß- 
herzogs ergangen und im Negierungsblatte verfündet wor⸗ 
ben fey. Wenn er daher von dem Regenten fage, er fey 
fein braver Mann, fo erfläre er ihn damit für einen un⸗ 
reblichen. 

Indeſſen, Aufferte der Inftructiv » Votant ‚weiter: „wird 
„dieſes Vergeben, obgleich ftrafbar an fih, durch ben ats 
„‚tentirten Hochverrath abforbirt; demungeachtet wird das— 
„ſelbe in das Urtheil aufzunehmen, und Herr als beflel- 
ben fchuldig zu bezeichnen ſeyn.“ | 

„Hinſichtlich des Strafmaaßes handelt es fich bier nicht 
„von einem bloß entfernten Attentate, fondern von einem 
„ſchon weit gediehenen, von einem folchen , welches der be: 
‚stehenden Staatöverfaffung und dem Negenten Gefahr 
„drohte, weldhe, wenn fie auch nicht für nahe anzuneh⸗ 
„men, doch nicht in ihrer Qualiftcation fo weit herabſteigt, 
„baß damit das Verbrechen aufhört, eine peinliche Strafe 
„nach fi) zu ziehen. Diefe ift um fo mehr zu erfen- 
„nen, ald $.65. des Straf- Edictd das Attentat des Hoch— 
„verraths, wenn daraus nahe Gefahr des Lebens und der 
„Freiheit des Negenten, oder des Umfturzes der Regierung 
„entſtanden, mit dem Tode beftraft wiffen will; durch 
„das Mehr oder Minder der Gefahr daher unmöglic die 
„Strafbarfeit fo weit berabfinfen kann, daß alle peinliche 
„Strafe wegfallen koͤnnte.“ 
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Nachdem die große Majorität des Gerichtshofes fich le⸗ 
diglich diefen Anfichten anſchloß, fo vereinigte man ſich auf 
folgendes Strafurtheil: 


„Bird zu Recht erfannt, daß der practifche Arzt Franz 
„Ludwig Herr von Herbolsheim bed Verbrechens der be- 
„leidigten Majeftät und des Hochverraths, wodurch jedoch 
„keine nahe Gefahr des Umſturzes der Verfaſſung entſtan⸗ 
„den iſt, fuͤr ſchuldig zu erklaͤren, und deßhalb zu einer 
„zu erſtehenden Zuchthausſtrafe von achtzehn Monaten zu 
„verurtheilen, und in die durch ihn veranlaßten Koſten zu 
„verfaͤllen ſey.“ 


Da auch das Hofgericht den Inculpaten gegen Caution 
ſeines Arreſtes entlaſſen hatte, fo warb, ſobald dieſes Ur- 
theil beſchloſſen war, dem Hofgerichte die Wieder⸗Captur 
des Inculpaten aufgegeben. Es ward auch derſelbe durch 
das Amt Kenzingen von Neuem arretirt, er fand aber 
Gelegenheit, dem ihn bewachenden Gendarme zu entfliehen, 
und begab ſich, dem Vernehmen nach, nach Frankreich. 


Die Unterſuchung gegen den Rechtspractikanten Carl 
Buſch ſtand mit der gegen Dr. Herr in ſo genauer Ver⸗ 
bindung, daß die Strafe gegen Beide beim Hof» und Ober: 
bofgerichte in dem naͤmlichen Urtheile ausgefprochen warb. 


Gegen biefen Inculpaten fprachen folgende Daten. 1) Der 
Brief vom 19. März 1832., welcher oben in der Unterſu⸗ 
chung gegen Dr. Herr vorgefommen ift, und welder fi) 
mit den Worten anfängt: Freund, verſieh dich mit Pulver 
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und Blei ꝛc. 2) Die beiden Schreiben an ihn von dem 
aus dem Großherzogthum verbannten Herold vom 19. 
und 20. März 1832., deren gleichfalls fchon in der Herr’ 
fhen Unterfuhung Erwähnung geſchah. In diefem ehr 
weitläufigen Schreiben mußten folgende Säte Aufmerkſam⸗ 
feit erregen. 1) Herold fchien dem Bufch zugumuthen, 
fih die Gewinnung des Actuard G. und bed Dr. med. R. 
für ihre Parthie angelegen feyn zu laffen, und 2) beffagte er fich, 
daß feine Anfichten in Rörrach gar feinen oder doch wenigen 
Anklang fänden, eröffnete aber 3) dem Buſch neue Aus⸗ 
fihten für die NRevolutionirung Deutſchlands. — Ferner 
fanden ſich beim Inculpaten zwei mit Kugeln geladene Ter- 
zerolen, ein Stocddegen, ein frummer Säbel und ber untere 
Theil eines geraden Saͤbels, welches alles, in Verbindung 
mit ber Aufforderung an Herr, fi Pulver und Blei an- 
zufchaffen, Verdacht erregen mußte, 

Nicht weniger ſprach gegen den Angefchuldigten fein ei- 
genes Geftändnig, fo fehr er ſich auch bemühte, dafjelbe 
zu feinen Gunften zu deuten und zu mobifiziren. Er nahm 
nämlich die ſich fchroff und feindlich gegenüberftehenden 
Grundfäße des Servilismus und des Liberalismus an, fo 
wie, baß für erftere Rußland, Defterreidh und Preußen, 
für leßtere aber Franfreid und die conftitutionellen Staaten 
Deutſchlands, namentlih Baden, kämpfen würden, weil 
in dieſen Staaten durch bie freifinnigen Snftitutionen, durch 
die Eonftitutionen, durch die Preßfreiheit oder die Milde 
der Genfur, die Freiheit fhon lange ftarfe Wurzeln gefaßt 
babe. Er hielt ed für Pflicht derjenigen, die der Sache der 
Freiheit zugetban wären, bei dem Volke die Liebe zur Freis 
heit zu begründen, zu mehren und zu verbreiten; er gab 
endlich zu, daß der Sieg des Liberalismus vieleicht einige 
Jahre zweifelhaft bleiben möchte, bielt jedoch den enblichen 
Sieg der Freiheit für eben fo gewiß, als irgend einen mas 
thematifchen Sag. — Diefe feine Erflärung fonute aber 
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nicht ald ausreichend angenommen werben, da, wenn auch 
Inculpat im März 1832. den Krieg zwifchen Rußland und 
Frankreich als gewiß vorausgejehen haben wollte, doch über 
den Anfchluß Badens und der übrigen conftitutionellen dent: 
fihen Staaten die fogenannten Liberalen um fo weniger zu 
entfcheiden hatten, als ihre Anzahl in Beziehung auf bie 
anders bdenfenden ruhigen Bürger nur gering und unbeben- 
tend war. Da ferner die unberufene Theilnahme des Bür- 
gerd an dem in Frage ftehenden Krieg eben fo wenig ge- 
rechtfertigt werben fonnte, als wenig die Anreizung und 
Vorbereitung des Volkes zur Theilnahme an einem folchen 
Kriege ſich rechtfertigen ließ. 

Eben jo wenig wollte des Inculpaten Audrede, daß er 
die Ausdrüde in feinem Briefe an Herr nur bildlid ges 
meint babe, genügen. Denn man erwog, daß ein bildli- 
cher Sinn der Worte ohne Noth und binreichenden Grund 
nicht anzunehmen ſey, und daß bei Flaren und bejtimmten 
Aenfferungen jede Nothwendigfeit zu einer, Auslegung, ſohin 
auch die Auslegung, welche der Schreiber oder Sprecher 
dem Richter aufbringen wollte, von felbft wegfalle. 


Als daher das oberrheinifche Hofgericht unter dem 18. 
März 1833. gegen den NRechtspractifanten Bufch erfannt 
batte: daß berfelbe bes entfernten Verſuchs zur Berbrei- 
tung eined Aufruhrs, mittelft Privatmittheilung an den 
practifchen Arzt Herr für fchuldig und uͤberwieſen zu er- 
fären, und befhalb, in Anbetradyt mildernder Umftände, 
zu einer viermonatlidhen Gorrectionshaugftrafe, und in bie 
durch ihn veranlaßten Koften zu verfällen ſey, fo ſprach 
das Dberhofgericht durch Urtheil vom 8. Juli, nachdem ihm 
vom Großh. Zuftiz - Minifterium das bofgerichtliche Erkennt⸗ 
niß, als zu mild, zu weiterer Prüfung zugeſchickt war, 
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aus: „daß Rechts »Practifant Bufch der entfernten Theil: 
„nahme an dem Berbrechen des Hochverraths, wodurch 
„jedoch feine nahe Gefahr des Umſturzes der Verfaffung 
„‚entftanden ift, für fchuldig zu erflären, und daher zu einer 
„Zuchthausſtrafe von ſechs Monaten zu verurtheilen fey.’ 

Die Gründe zu diefer Schärfung finden fi) in des Re⸗ 
ferenten Gutachten dahin zufammengefaßt: a. Aus den 
Briefen, welche Inculpat von Herold erhalten, fo wie 
aus demjenigen, ben er an Herr gefchrieben, und aus 
feinem eigenen Geftändnijfe, gehe hervor, daß er diefe beiden 
Theilnehmer an ber Vorbereitung bes Umſturzes aller ſtaats⸗ 
rechtlichen Verbältniffe in Deutfchland zu Umgangsgenoffen 
gehabt habe. b. Eben daraus zeige fi auch, daß er noch 
mit andern gleichgefinnten Freiheitöfreunden und Anhängern 
des Liberalismus Umgang habe. ec. Sinculpatend eigenes 
Schreiben an Dr. Herr laſſe über feine ftaatsgefährlichen 
Abfichten feinen Zweifel übrig, jumal wenn man damit in 
Verbindung feße, daß er den Rath, welchen er dem Herr 
gegeben, fich mit Pulver und Blei zu verfehen, für feine 
Perfon felbit befolgt babe. Wegen ber Gründe, warım 
nicht auf Corrections⸗ fondern auf Zuchthaugftrafe zu erken⸗ 
nen fey, warb fi) auf die Ausführung zur Unterfuchungs- 
ſache gegen Dr. Herr bezogen. 

Sndeffen fand ſich der oberfte Gerichtshof bewogen ‚ für 
Bufh auf Verwandlung der Zuchthaus - in Gorrectiong; 
bausftrafe im Gnadenwege bei Gr. Yuftizminifterium anzu: 
tragen. Indem man in Betracht zog, daß ber Inculpat 
nicht überwiefen ſey, mittelbar auf das Volf gewirkt, und 
daffelbe zum Umfturze der ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe in 
Deutfchland bearbeitet zu haben, und daß ferner berfelbe 
die beften Zeugniffe über- feinen frübern Lebenslauf für 
fi) babe. 

Se. Königliche Hoheit gerubete unter dem 18. Suli 1833., 
die erfannte ſechsmonatliche Zuchthaugftrafe in eine Correc— 


— 256 — 


tionshansftrafe von gleicher Dauer zu verwandeln, jedoch 
ſollte Buſch aus der Lifte der Rechtspractifanten geftrichen 
werben. 





Iſt das Superarbitrium des Medizinal-R efe— 
renten nothwendig, um bei Verwundungen, 
nad $. 71. des Straf-Edicts zu ermeſſen, ob 
fie zu den peinlihen Verbrechen zu zählen 
find? | 

(Unterfuhungdfache gegen €. von Rothweil.) 


Der Inculpat E. war vom Hofgerichte zu Freiburg ber 
Verwundung ber Sch⸗ſchen Ehefrau für ſchuldig erflärt, 
und zu einer vierwöchentlichen öffentlichen Arbeitshausftrafe 
verurtheilt ; gegen welches Erfenntniß er an das Oberhof⸗ 
gericht recurrirte. 

Die Verwundung follte durch einen Schlag mit einer 
Haue, oder wenigitend mit einem geflochtenen Seil, oder 
mit den Händen zugefügt feyn, bei der ärztlichen Beſichti⸗ 
gung ward jedoch Feine offene Wunde an ber Beichäbdigten 
wahrgenommen, fondern ed zeigten fih nur am Kopfe 
einige leichte Gontufionen und eine ſolche auch am Tinfen 
Borderarm. Dagegen Hagte fie über Schwindel und Brech⸗ 
reis, über Reifen im Kopfe und über Schmerzen in ber 
Bauchgegend. — Auf den Grund dieſes Befunde ſtellte 
das Phyſikat folgendes Ärztliche Zeugniß aus: 

„Die Symptome von Schwindel und Brechreiz deuten 
„zwar auf eine leichte Hirnerfchätterung bin, allein es 
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„fehlen durchaus die Symptome einer ſchweren, z. 8. 
„Schlummerfucht, Unempfinblichkeit oder erhöhte Empfind- 
„lichkeit für das Licht u. f. w., fo wie jene eined Drucks 
„auf das Gehirn. Die Verlegungen find daher nicht als 
„gefährlich zu betrachten, und es ift von ihnen fein Nach⸗ 
„theil für die Frau zu erwarten, jedoch erheifchen fie Arzt- 
„liche Hülfe, und da die Frau bereits drei Monate 
„ſchwanger ift, fo läßt fidy nicht mit Beftimmtheit voraus⸗ 
„eben, ob fie nicht allenfalls auf die Leibesfrucht einen 
„machtheiligen Einfluß ausüben koͤnnten.“ 

Am neunten Tage nad der Mißhandlung abortirte bie 
Sch⸗ſche Ehefrau, warb jedoch vollfommen wieder hergeftellt. 

Da in der Recursſchrift das Phyfifats - Gutachten an- 
gefochten und behauptet ward, daß nicht von einer Ver⸗ 
mwundung im gefeßlichen Sinne, fondern nur von einer 
Mißhandlung die Rede fey, — auch die hofgerichtliche Com⸗ 
petenz um beßwillen beftritten ward, weil die Aburtheilung 
der Mißhandlung vor das Amt gehört hätte; — fo Fam 
es beim Oberhofgerichte zur Frage: ob ein Superarbitrium 
des Mebizinal » Referenten erforderlich ſey? worüber die An⸗ 
ſichten getheilt waren. 

Der Referent Aufferte ſich über diefe Frage dahin: „dar⸗ 
„uͤber, in welchen Strafſachen, wobei e8 auf ein Arztli- 
„ches Kunftgutachten ankommt, zugleich auch das Superar⸗ 
„‚bitrium des hofgerichtlichen Medizinal » Referenten einzuho⸗ 
„len fey, herrſcht bei den Hofgerichten Feine gleichförmige 
„Praxis. Die Hofgerichte zu Freiburg und Meersburg bes 
„ſchraͤnken die Einholung eines folchen, bloß auf ſchwere 
‚‚peinliche Verbrechen, während fie in geringfügigen derar⸗ 
„tigen Strafiahen, wie 3. B. bei nicht gefährlichen, mit 
„ſchaͤdlichen Inſtrumenten zugefügten, ohne Schaden vorüs 
„ber gegangenen Verwundungen, ihren Erfenntniffen bloß 
„die Gutachten der Phyfifate zum Grunde legen. Das hies 
„ſige Hofgericht hingegen holt in allen. und jeden foldyen 
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„Strafſachen das Superarbitrium ſeines Medizinal⸗Refe—⸗ 
„renten ein. Welche Obſervanz in dieſer Beziehung bei 
„dem Hofgerichte zu Raſtatt herrſche, iſt mir unbekannt.“ 
„Unſere Geſetzgebung laͤßt den Richter daruͤber, ob die 
„Einholung eines ſolchen Superarbitrii vor Faͤllung ſeines 
„Erkenntniſſes in allen und jeden Fällen für ihn Obliegen- 
„beit ſey, oder ob nicht defien Einholung feinem Ermeflen, 
„nach der Wichtigkeit oder Verwidlung des einzelnen Falles 
„anheim geftellt bleibe, — in gänzlicher Ungemißheit,’ 
„Bir haben hierüber nichts, als einen, vermuthlich von 
‚dem ehemaligen Geh. Rathe » Eollegium ausgegangenen 
„Beihluß vom 11. Map 1809., welcher nachmals in die 
„Erläuterungen zum Straf» Edicte vom Jahre 1812. Nr. 
„64. übergegangen ift, der nur Beftimmungen darüber 
„enthält, in welchen Faͤllen, bei eintretender Verſchieden⸗ 
‚beit der Meinungen der Nerzte und Wundärzte, welche 
„den unterfuchenden und den urtheilenden Richter zu berathen 
„haben, — den Anfichten der erfteren oder der letzteren der 
„Vorzug zu geben if, Da diefe Verordnung die eigentliche 
„Frage, worauf es bier anfommt, ganz unberührt laͤßt, 
‚vielmehr nur den Fall unterftellt, wo der urtheilende Rich⸗ 
„ter fich) veranlaßt gefunden bat, auffer dem Gutachten des 
„Phyſikats, noch ein weiteres Arztliches Gutachten einzuho⸗ 
„len, fo läßt fi aus bderfelben nicht die Nothmwendigfeit 
„der jedesmaligen Einholung eines Superarbitriüi ableiten.’ 
„Unſere Legalinfpectiond » Ordnung vom Jahre 1803., 
„ſo wie ihr Nachtrag, übergeht ebenfalls dieſe Frage mit 
„Stillſchweigen. — Bei dem Mangel eines beftimmten Ge⸗ 
„ſetzes, weldyes die Einholung des Superarbitrüi in allen 
„und jeden peinlichen Fällen, wobei ed auf ein Arztliches 
„Kunſtgutachten anfommt, ald wefentliche Form vorfchreibt, 
‚wird ſich daher nicht behaupten Iaffen, daß einem Straf: 
„urtheile, welches bloß auf den Ausſpruch des Phyflfats 
„gefällt wurde, eine weſentliche gefeßliche Grundlage ab⸗ 
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„gehe, es wird ſich vielmehr mit Recht die Anſicht verthei⸗ 
„digen laſſen, daß die Frage uͤber die Zweckmaͤßigkeit der 
„Einholung eines Superarbitrii dem Ermeſſen des urthei-⸗ 
„lenden Richters anheim gegeben ſey, und daß fie in ges 
„ringfuͤgigen, nicht verwickelten Sraſſage⸗ ganz umgan⸗ 
„gen werden koͤnne.“ 

In Anwendung dieſer Saͤtze, hielt ber Referent ein 
Superarbitrium in dieſem Falle nicht fuͤr noͤthig, da das 
Phyſikats-Gutachten eine befriedigende Entwicklung ber 
Gründe, aus welchen ed dad Vorhandenſeyn einer zwar 
nicht Iebensgefährlihen, jedoch einer ſolchen Verlegung an⸗ 
nahme, welche Arztliche Hülfe erfordert habe, enthalte, und 
da dieſer fein Ausſpruch durch den eingetretenen Erfolg, ale 
richtig unterftügt werde. | 

Der Inſtructivvotant vereinigte fi) jedoch in Diefem 
Punkte nicht mit der referentifchen Anſicht. Er vermeinte, 
daß es fchon in der Natur der Sache liege, und in ber 
Anftelung der Medizinal- Neferenten bei den Gollegien, daß 
ein Superarbitrium von ihnen einzuholen ſey. — Ohne daffelbe 
würde nicht felten der Inquiſit gefährbet werden; der Arzt und 
Wundarzt, der einmal die Kur übernommen gehabt, fey 
es, um fich damit ein Verdienſt zu machen, ober weil er 
die Sache anfangs für wichtiger nahm, ald er fie nachmals 
erfannte, koͤnnte leicht verführt werben, auf feiner Anficht 
zu beharren. Und dieſes dürfte wohl der Hauptgrund ges 
weſen feyn, warum die hohen Staatsbehörden die Beiziehung 
der Medizinalreferenten zu den hoͤhern Juſtiz⸗— « Eollegien für 
räthlih und nothwendig angefehen haben. 

Die Mehrheit des Pleni erachtete, daß es micht gefeglich 
vorgefchrieben fey, in folhen Fällen immer das Super» 
arbitrium des Mebizinal» Referenten einzuholen, fondern 
daß biefes in der einzelnen ee von bem Ermeſſen des 
Collegii abhaͤnge. 


— 20 — 


In substrato ward jeboch die Einholung beliebt, vor⸗ 
nehmlich aus dem Grunde, weil der Recurrent fie ausdruͤck⸗ 
ih in diefer Inſtanz verlangt hatte. — Bei biefer Gele- 
genheit ward von einigen Stimmführern die Anficht aufge- 
ftelt, daß der Mebizinalreferent ald ein Mitglied ded Gol- 
legii anzufeben ſey, und als folches gehört werden muͤſſe, 
die Majorität aber betrachtete ihn nur als einen berathen- 
den Kunftverftändigen, den das Eollegium nach Umftänden 
zuziehen könne, oder nicht. 


IV. 


Miscellen und Nahträge, 
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Berfhiedene Anfichten des Dberhofgerichts 

und des niederrheinifchen Hofgerichts über die 

Auslegung ber $). 131. und 1190. der Prozeß 
Drdnung. ._ 


(In Sachen Lorenz Gerner und Sonf. gegen Lauer und Eonf.) 


Das genannte Specialfache in Gemäßbeit des $. 385. der 
neuen Prozeßordnung, der zweiten Injtanz zur weitern Ber: 
handlung zuruͤckgeſendet wurde, darüber ift bad erfte Heft 
der neuen Folge oberhofgerichtlicher Jahrbuͤcher ©. 10. nad): 
äufehen. 


In den damaligen Entfheidungsgränden und im Bor» 
trage des Nefpicienten waren unter andern bie Gäße ent— 
halten: 1) da Advocat 8. Hofgerichts » Advocat ift, fo 
brauchte er zur Einführung der Appellationg » Rechtfertigung 
feinen Procurator, biefer Grund zur Ruͤckgabe der Appel: 
lationgfchrift an denfelben zeigt fi) daher ald unrichtig. 


2) Nah $. 1190. der Prozeßordnung fängt die Ans 
meldungsfrift der Appellation und Oberappellation jeder 
Partbie erft von der Zeit zu laufen an, wo ihr felbft das 
befchwerende Erfenntniß verfündet oder zugeftellt worden ift. 

16 * 
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Dagegen trug das Hofgericht ſeine Zweifel dem Ober⸗ 
hofgerichte in Folgendem vor: 

Zu 1)., nad $. 248. der O. ©. Ordnung babe Adv. 
K. zur Einreihung feiner Schrift zwar allerdings Feines 
Procurators, aber doch eines Subftituten beburft. 
Daran fcheine nun der $. 131. der neuen Prozeß - Ordnung 
nichts geändert zu haben, welcher durch den Ausdrud: 
Gewalthaber fomwohl den Procurator ald den Subftituten 
bezeichne, und unter dem: beim Gerihtshofe aufge 
ftellten Obergerichts-Advokaten nur die am Sitze | 
bes Gerichts anmefenden verftehen koͤnne. Nach Einführung 
des mündlichen Verfahrens fey es nämlich viel mefentlicher, 
als früher, daß jede Parthie einen in loco mwohnenden 
Bevollmächtigten aufftelle, indem der Verkehr des Gerichte- 
bofes mit den Anwälten nunmehr häufiger und genauer als 
früher fey, und die Zumuthung, mit auswärtigen Advofaten 
in Correfpondenz zu treten, nur zu Verzögerungen im Bers 
fahren führen muͤſſe. — Wie wäre e8 5. B. thunlich, die 
Firation der Tagfahrt in sffentlicher Sitzung vorzunehmen, 
oder einen in Wertheim wohnenden Anwalt, in Gemäßbeit 
bed $. 1214. der Prozeß - Ordnung, in die naͤchſte Gerichts⸗ 
Sitzung zur Nachweifung der Appellationg » Statthaftigfeit 
vorzuladen ? *) 

Das Hofgericht erflärte ſich demnach dafür, auch ferner- 
hin darauf halten zu wollen, daß Fein Schriftfag angenom- 
men werde, der nicht von einem am Drte anmwefenden Aıts 
malte als Gewalthaber überreicht worden, und glaubte da⸗ 
durch die Ruͤckgabe der Nechtfertigungsichrift, unter Ver: 





*) Beim Oberbofgerichte, wo dermalen mehrere öffentlihe Si: 
sungen find, als beim Hofgerichte, und wo alfo die Zeit für 
den Refpicienten und den Anwalt, um ſich für die Sache zu 
präpariren, zu fur; fallen würde, wird der $. 1214. nur von 
einer der nähften Sitzungen verſtanden. 


— 215 — 


weifung auf $. 131. der Prozeß Ordnung, gerechtfertiger 
zu haben. 

Zu 2)., wenn die oberhofgerichtliche Auslegung des 
$. 1190. der Pr. Ordnung richtig ſeyn follte, fo müͤſſe 
das Hofgeriht eine Aenderung in der Art und Weife der 
Berfündung feiner Urtbeile vernehmen , indem folche nur 
den in der öffentlichen Sitzung anmejenden bevollmaͤchtigten 
Anwälten, und nur in deren Ermanglung der Partbie felbft 
publicirt würden ; ein Verfahren, melches, fo viel das 
Hofgeriht wife, auch vom Oberbofgerichte eingehalten 
werde. Welche Weiterungen ‚Übrigens daraus entſtehen 
‚würden, wenn jeweils die Urtheile auch der Parthie ſelbſt 
verfündet resp. inſinuirt werden muͤßten, werde das Ober⸗ 
hofgericht eben ſo ſehr ermeſſen, als die Unzweckmaͤßigkeit 
eines ſolchen Verfahrens einleuchtend ſey. 

Auch ſcheine dieſes vom Geſetze nicht vorgeſchrieben zu 
ſeyn. Betrachte man zwar den F. 1190. einzeln, fo erhoͤ⸗ 
ben ſich allerdings Zweifel über deſſen Sinn; dieſe müßten 
jedoch fehwinden, wenn man ihn mit andern Beftimmungen 
der Prozeß »Drdnung, insbefondere mit $. 380. zufammen« 
balte. Diefer Paragraph enthalte die allgemeine und für 
alle Inftanzen geltende Vorfchrift, daß die Urtheile entweder 
den Parthieen oder ihren Bevollmächtigten mündlich zu er- 
oͤffnen, oder fchriftlich zu behaͤndigen ſeyen. Nah $ 386. 
wäre den Parthieen oder- ihren Anwälten bie Appellationgs 
Belehrung zuzuftellen. Endlich feße der $. 388: die Folgen 
feft, wenn demungeachtet die Appelfationsfrift fruchtlos ums 
laufen ſey; nur bei Verſaͤumungs-Erkenntniſſen fchreibe 
der $. 567. Ausnahmsweiſe vor, daß foldye nicht blos den 
Bevollmächtigten, fondern in jedem Falle der Parthie feldft 
zu behändigen feyen ; eine. Beſtimmung, die ganz überflüfz 
fig wäre, wenn jeded Erfenntniß der Parthie felbit bebän- 
diget werben müßte. Gerade aus biefen Ausnahmen folge 
daher die Richtigkeit der vom Hofgerichte aufgeftellten Regel. 
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Man glaube daher, baß unter dem Ausdrucke „Parthie“ 
des $.1190., nicht ausfchließlich die Parthie felbit verftanden 
werde, jondern darunter auch ihr Bevollmächtigter, ihr 
alter ego begriffen werden muͤſſe. 

Nach $. 142. der Prozeß» Ordnung bebürfe nämlich der 
Anwalt zur Anhörung der Urthelöverfündigung feiner Spe- 
cial⸗Vollmacht, und mit Recht ſey daher fchon in den ges 
mwöhnfichen Vollmachts⸗Formularien bierwegen die geeignete 
Beftimmung aufgenommen worden. 

Da das Hofgeriht wuͤnſchte, die oberbofgerichtlicdye An 
ficht über diefe beiden Punfte zu erfahren, um fich entwes 
der mit denfelben zu conformiren , oder nach eigenem Er: 
meſſen fernerbin zu verfahren, fo famen diefe beiden Gegen; 
ftände zu einer weitern Beratbung im Plenum. 

Es Aufferte fi der oberhofgerichtliche Votant darüber 
folgendermaßen. 

Zur erften Frage: Der $. 131. der Pr. Ordnung 
verordnet: 

‚Bei den Obergeridhten müffen die fhriftlihen Borträge 
„der Parthieen von Gewalthabern überreicht werden, welche 
„aus der Zahl der bei dem Gerichtshofe aufgeftellten Ober— 
„gerichts » Advofaten zu wählen find.’ 

Die Prozeß »Drdnung gebt davon aus, daß Fünftig 
alle Anwälte eines Obergerichts an dem Site des Gerichte 
wohnhaft fenn follen ; denn nur unter diefen Bedingungen 
find verfchiedene Vorfchriften der Prozef- Ordnung ausführs 
bar. Auf das factifche Verhältnig, daß mehrere Hofgerichts» 
Advofaten, wie dieſes namentlich bei den: mittels und un 
terrbeinifchen Hofgerichte der Fall ift, nicht am Sitze bes j 
Gerichts wohnen, nimmt die Prozefordnung feine Nücdficht. 
Diefen Anwälten kann man ihr Anwaltſchaftsrecht nicht 
nehmen, und doch paßt jene ältere Einrichtung zur neuen 
Prozeß +» Ordnung nicht. Mit dem $. 248. der Obergerichte- 
Ordnung kann bier nicht geholfen werden, weil diefe ganze 
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Verordnung auf das nene Verfahren Feine Anwendung 
findet. F 
Bei Einführung der neuen Prozeß - Ordnung hätte alſo 
hierüber die geeignete Anordnung ergeben follen ; welches, 
nach ded Votanten Anficht, entweder daburch hätte gefche- 
ben können, wenn man ſaͤmmtlichen, anfjerhalb des Sites 
der Hofgerichte wohnhaften Hofgerichts-Advokaten aufge: 
geben haͤtte, bei Verluſt des Anwaltſchaftsrechtes an dem Sitze 
des betreffenden Hofgerichts ihren Wohnort zu nehmen; oder 
daß man eine tranſitoriſche Verordnung erlaſſen haͤtte, wo— 
nach den dermaligen, auſſerhalb des Hofgerichtsſitzes wohn- 
haften Hofgerichts » Advofaten zwar die Beibehaltung ihres 
bisherigen Wohnfiged geftattet, aber zugleich aufgegeben 
worden wäre, zur Einreichung ihrer fchriftlichen Vorträge, 
und zum Empfange der hofgerichtlichen Verfügungen, Sub» 
flituten aus der Zahl der am Hofgerichtsfige wohnhaften 
Anwälte aufzuitellen. 

Keined von beiden ift jedoch geſchehen. Nach dem Wort: 
laute des $. 134. der neuen Pr. Ordnung baben alle bei 
dem Gerichtshofe aufgeitellte Obergerichts » Advofaten, alfo 
auch die dermalen mit Erlaubniß auſſerhalb ded Gerichts: 
fites wohnhaften, das Recht, fchriftliche Vorträge bei den: 
Hofgerichten einzureichen. Die durch das Hofgericht ver: 
fügte Zuruͤckgabe der Nechtfertigungsfchrift an Adv. K. und 
das daraus hergenommene Berfäumungs » Erfenntniß war 
alfo nicht nur hart für die Parthie, fondern auch dem Ge- 
fee nicht gemäß, weil K. ald Hofgerichts - Advofat zur 
unmittelbaren Einreihung der Schrift beim Hofgerichte be: 
rechtigt war. 

Dem Hofgerichte dürfte dieſes zu eröffnen ſeyn mit der 
Bemerkung , baß dem Oberbofgerichte der Mipftand Feines» 
wegs entgangen ſey, welcher für die Prozeßleitung dadurch 
entitebe, daß mehreren Hofgerichts » Advofaten erlaubt ſey, 
aufferhalb des Gerichtsfiges zu wohnen, daß man aber die 
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Art nicht billigen koͤnne, mie dieſer Mißſtand in dem ges 
genwaͤrtigen Falle habe beſeitiget werden wollen. — 

Zu dem zweiten Gegenſtand, die Auslegung des $. 1190. 
ber Prozeßordnung betreffend, trug der Botant vor: 

Der gedachte Paragraph verordnet: 

„Die Anmeldbungsfrift Cder Appellation) läuft jeder Par⸗ 
‚thie von der Zeit an, wo das Urtheil derfelben mündlich 
„verkuͤndet, ober ihr oder ihrem für den Empfang der Eins 
„haͤndigungen aufgeftellten Gewalthaber fchriftlich behaͤndigt 
„worden iſt.“ 

In dieſem Paragraph ſteht Fein Wort von der Berfün- 
dung oder Zuftellung berslirtbeile an die Anwälte, fon; 
‚ bern nur von ber Zuftellung oder Berfündung an bie 
Parthieen felbft, oder die bei Ausländern, nad) 88. 279 — 285. 
an ihre Stelle ‚tretenden Gewalthaber zum Empfange aller 
Einhändigungen, — weldye durchaus nicht mit den Anwäls 
ten vermwechfelt werden dürfen. — 

Nach dem Wortlaute der Pr. Ordnung ift daher bie 
Anmeldungsfrift der Appellation nur von der Zeit der Ver⸗ 
Fündung oder Behändigung der Urtheile an die Parthieen 
felbft,, oder für Ausländer an die zum Empfang aller Ein» 
händigungen aufgeftellten Gewalthaber zu rechnen. — Wenn 
nun das Hofgericht das Geſetz gegen feinen Wortlaut dahin 
verftehen will, daß die Appellationd « Anmeldungsfrift auch 
von der Berfündung der Urtheile an die Anwälte gerec)- 
net werden müffe, fo fanır Votant den Grund diefer Ins 
terpretation nur darin finden, daß das Hofgericht ſich noch 
zu fehr an die VBorfchriften des alten Verfahrens halten will. 

Es fuchte weiter Der Proponent folgendeSaͤtze zu vertheidigen: 

1) Daß die in dem bofgerichtlichen Berichte angeführ- 
ten Paragraphen ber Prozeß» Ordnung mit der mörtlichen 
Auslegung des $. 1190. fehr wohl vereinbarlich fegen. Zu 
dem Ende bemerkte er: die Verfünbung der Urtheile ges 
ſchieht, nad $. 380. der Pr. Ordnung, allerdings eben 
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fo gültig an die Anwälte, ald an die Partbieen felbft, und 
zwar mündlich ; und wenn auch der nicht erfcheinenden Pars 
thie oder ihrem Anwalte, nach $. 383,, das Urtheil fehrift- 
lich behändiget wird, fo gilt daſſelbe doch gleichwohl vor 
ber zur mündlichen Berfündung anberaumt gemefenen 
Tagfahrt an, in der. Beziehung für eröffnet, daß die nach 
Inhalt des Urtheils von feiner Eröffnung an laufenden Fri⸗ 
ften zur Antretung eines Beweiſes, Ablegung eines Eides 
und Erfüllung anderer urtbeildmäßigen Auflagen, von eben 
dieſer Tagfahrt an zu berechnen find. 

Bon diefer Regel geftattet der $. 380. da eine Aug» 
nahme, wo wegen zu weiter Entfernung ber Parthieen oder 
ihrer Anwälte vom Gerichtöfige, die muͤndliche Eröffnung 
mit zu großen Koften verbunden wäre, und wo alddaun 
ſchriftliche Eröffnung des Urtheild an die Stelle der muͤnd⸗ 
lichen tritt, und alle urtheildmäßigen Friften erft vom Tage 
ber fchriftlichen Behändigung zu laufen anfangen; — ein 
Fall, der übrigens nur bei Untergerichten vorfommen kann, 
weil bei den Obergerichten die Parthieen durch beim Gerichte 
aufgeftellte Obergerichts-Advofaten vertreten feyn müffen. 

Eine andere Negel ald für die Berechnung ber urtheils⸗ 
mäßigen Friften gilt für den Anfang ber Rechtöfraft; diefe 
nimmt nad) $. 383. bei denen einem weitern Rechtszuge 
unterworfenen Urtheilen ihren Anfang: 

‚Bon Ablauf der zur Anzeige der Appellation geſetzlich 
„‚beftimmten Frift.’ 

Bann aber diefe abläuft, fagt der $. 1190., naͤmlich in 
14 Tagen von ber Zeit an, wo der Parthie oder dem fie 
vorftellenden Inſinuations⸗Mandatar das Urtheil eroͤffnet 
oder ſchriftlich behaͤndigt worden iſt. 

Der zweite vom Votanten vertheidigte Satz war: 

„Die Vorſchrift des 6. 1190. führt durchaus Feine 
„Mothwendigfeit herbei, in ber biöherigen Art der Urtheils- 
„verkuͤndung irgend etwas zu Ändern.’ | 
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Zur Ausführung biefer Behauptung bdeducirte ber. Bo» 
tant: der Beltimmung jened Paragraphen ungeachtet, 
muß das Hofgericht feine Urtheile fo verfünden, wie ed ber 
$. 380. ber Proceßordnung vorfchreibt. Es ift durchaus 
feine Nothwendigkeit vorhanden, eine andere VBerfündungs- 
weife einzuführen. Wer den franzöfifchen Proceß Fennt, 
welcher unferer Proceßordnung rüdfichtlih der Formen 
größtentheild zum Mufter gedient hat, der weiß, baß dort 
die Urtheile den Anwälten eben fo mündlich eroͤffnet werben, 
wie bei und, und daß dennoch der Anwalt, dem daran ges 
legen ift, daß die Appellationgfrift zu laufen anfange, ber 
Gegenpartbie das Urtheil behändigen läßt. Den Hofgerich- 
ten kann es gleichgültig ſeyn, ob ihre Urtheile rechtöfräftig 
werben oder nicht; dafür mag bie Parthie forgen, welche 
ein Intereſſe dabei hat, daß das Urtheil die Nechtsfraft be- 
ſchreite. Diefes hindert jedoch nicht, daß die Parthie, ber 
an Befchleunigung des Appellations=Procefled gelegen tt, 
bie Appellation anzeige und rechtfertige, eher, als ihr die 
Gegenpartbie das Urtheil hat infinuiren laſſen. 

Drittens hatte der Votant den Sat aufgeftellt: 

„Die Proceßordnung enthalte noch andere Vorfchrifter, 
„welche deutlich zeigten, daß die Friſt zur Appellationd- 
„Anmeldung nicht von der. Verfündung der Urtheile an die 
„Anwälte abbänge, fondern nur von ihrer Verfündung an 
„die Parthie felbft, oder ihren Snfinuations-Mandatar ger 
„rechnet werben duͤrfe.“ 

Diefen Sat motivirte derfelbe dadurch: der Ablauf der 
Frift zur Appellationd-Anzeige bat eine ganz ähnliche Wirkung, 
wie der Ablauf der Wiederherftellungs-Frift bei Verſaͤumungs⸗ 
Urtheilen. Wenn dazu noch der Ablauf der 42tägigen Recht—⸗ 
fertigungsfrift fommt, fo findet nad) $. 1205. eine Wieder: 
berftelung nur noch auf den Grund und auf den Beweis 
von Krankheit, Abweſenheit oder höherer Genfult- ftatt, wie 
diefed ber $. 661. bei der Wiederherſtellungs⸗Friſt gegen 
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Verfäumniß-Erfenntniffe verordnet. Ganz confequent hat 
deßhalb die Proceßordnung im $. 657. und 1190. verorbnet, 
daß zu Hervorbringung gleicher Wirfung, die Berfündung oder 
Zuftellung des Urtheild an die Parthie felbft gefchehen muͤſſe. 
- Eine Betätigung ber vom Votanten angenommenen wörtlis 
chen Interpretation des $.1190. gibt der $. 1192., welcher fagt, 
daß ed Sache der Parthie fey, durch Zuftellung des Urtheils 
an den Gegentheil zu bewirken, daß die Frift zur Appellationg- 
Anzeige zu laufen anfange. Eine gleiche Beftätigung findet 
fi in der, nad $. 1191. immer nad) der Entfernung ber 
Parthie vom Gerichtsfige gefchehenden Berechnung der Zuſatz⸗ 
tage, welche bei Appellation oder Oberappellation gegen Urs 
theile der DObergerichte entweder niemals ftatt finden Fünnte, 
weil der Anwalt, dem das Urtheil eröffnet wird, immer am - 
Site des Dbergerichts anmefend iſt; oder ed würde doch, 
wenn man den $. 658. mit dem $. 1191. vergleicht, eine 
Inconſequenz in Berechnung der Zufagtage bei der Appellationd- 
Anzeigefrift darin liegen, daß in einem wie in dem andern 
Falle,. die Zufagtage nad) der Entfernung des Wohnfiges des 
Appellanten, wie besjenigen, der Wiederherftellung gegen 
ein Berfäaumniß-Erfenntnig nachfucht, berechnet werden fol 
Ien. Während doch, wenn die Appellationd-Anzeige von- der 
Zeit der Urtheild-Eröffnung an den Anwalt zu laufen an— 
finge, die Gorrefponden; zwilchen dem Anwalt und dem 
Appellanten über die zu ergreifende Appellation, ben Weg 
zwifchen dem Gerichtsfige und dem Wohnorte des Appellans 
- ten doppelt zu machen bat; indem eine fürforgliche Appellas 
tions » Einlegung, wie ſolche nach dem $. 189. der ©. G. 
Ordnung geſchehen mußte, nah dem neuen Verfahren 
„nicht mehr ftatt findet. 
Diefed Gutachten ward dem Großh. Hofgerichte bes Nieder: 
rheind mit dem Bemerfen mitgetheilt, daß das Oberhofgericht 
mit benen darin aufgeitellten Anfichten einverftanden ſey. 
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Behandlung der Ehrenfränkungen bei dem 
Dberhofgerichte. 


Die verfchiedenen Anfichten des biefigen Hofgerichts und 
des Oberhofgerichts in einer reinen Injurien⸗Sache, d. h. 
einer folhen, welche nicht mittelft ber Prefie zugefügt 
war, veranlaßte R 

I. 


Eine Differenz darüber, ob dergleichen Sachen in öffent: 
licher Sitzung verhandelt werden folten ? 

Der Anwalt beim Hofgerichte hatte den Sat aufgeftellt: 
daß, wenn gleich das durch das Preßgefeß vorgefchriebene 
Verfahren bier feme Anwendung finden fünne, doch, nad 
$. 3. der Inſtructiv-Verordnung vom 17. Februar 1832., 
nach $. 14. des Geſetzes über die Ehrentränfungen, und 
weil Injurien⸗Sachen jetzt Civil-Sachen feyen, nothwendig 
das Öffentlidye Verfahren eintreten muͤſſe. 

Das Hofgeriht war nicht dieſer Anficht, weil bie 
Snftructiv» Verordnung nicht auf diejenigen Paragraphen 
bed Preßgefeked vermweife, welche öffentliches DBerfahren 
vorfchrieben, weil mit der Beftimmung,, daß über Ehren 
fränfungen nur gerichtliches Verfahren ftatt finde, nicht 
gefagt fey, daß dabei die Civil-Proceßordnung zur Richtſchnur 
dienen müffe, fondern nur foviel, daß dabei fein Verfahren 
im polizeilichen Wege mehr Platz greifen fole, — und 
weil endlich die neue Proceßordnung, welche nach ihrem 
$. 1. nur für rein bürgerlidhe Nechtsftreitigfeiten bes 
ftimmt ſey, der Injurien-Sachen gar nicht erwähne, darauf 
auch um fo weniger berechnet feyn koͤnne, als fonft eine 
Inftruetio = Verordnung ganz überflüffig geweſen feyn 
würde. 

Anderer Meinung war jedoch das Oberhofgericht, und 
drücte in einem Erlaffe an das biefige Hofgericht feine 
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Gründe dahin aus: „die Injurienklage ift ihrer Natur nach 
‚eine Privatklage. Nach unferer frühern Gefeßgebung hatte 
‚aber bei einer folhen Klage nur polizeiliches Verfahren 
„statt. — Durch das Geſetz vom 28. December 1831. über 
‚Die Ehrenfränfungen $. 14. ift das gerichtliche Verfahren 
„wider bergeitellt worden.’ 

„Allein durch bie Bollzugs- Verordnung vom 17. Febr. 
„1832., nach welcher bei der Snjurienflage mehrere Bes 
„ſtimmungen des Preßgejeßed in Anwendung fommen, ijt 
„ein gemifchtes Verfahren entftanden, zufammengefeßt aus 
„dem Anflageproceß und dem reinen Gipilproceß. 
„Der Leßtere tritt in der Appellationg -» Inftanz unbedingt 
„ein, bier koͤnnen alfo nur die Vorfchriften der Civil⸗ 
„Proceß-Ordnung in Anwendung fommen, ſo weit das 
„SnjuriensGefeg und die dazu gehörige Vollzugs» Ordnung 
„nicht ansdrüdlich etwas Anderes verordnet. Dieſes iſt 
„aber der Fall nicht, daber e8 bei der Regel zu verbleiben 
bat, weldye oͤffentlhiches Verfahren vorfchreibt.‘ 

Das Hofgericht berichtete nun an das Großh. Juſtiz⸗ 
Minifterium, und einen gleichen Bericht erftattete auch das 
Dberhofgericht, dazu aufgefordert. 

Nachdem diefer Gegenftand an dad Großh. Staats; 
Minijterium gelangt war, fo erging von dieſer hoͤchſten 
Stelle unterm 28. November 1832. eine Erflärung dahin: 

„Shrenfränfungen und Berläumdungen find nad ben 
„fruͤhern Gefegen polizeilich unterfucht und entfchieden wor⸗ 
„den, wenn nicht eine befondere Qualification die “gericht: 
„che Behandlung begründete.’ 

„Rad dem Gefe vom 28. December 1831. findet 
‚über Ehrenfränfungen und Berläumdungen unbe- 
„dingt nur gerichtlidhes Verfahren ftatt. Diefes 
‚‚Derfahren bat aber feine nähere Beftimmung erhalten, 
„außer dag nah $. 12. nur auf Klage des Beleidigten 
„oder des Staats⸗Anwaltes eingefchritten werden fann, daß 
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‚mach S. 14. die Berufung an das Obergericht zugelaffen 
tt, und daß in eben diefem Paragraphen einige Borfchrifs 
„ten über den Gerichtsftand gegeben find.’ 

„Das frühere Verfahren hat alfo nur in denjenigen 
„Punkten eine Abänderung erlitten, in welchen das neue 
„Geſetz eine Abänderung ftatuirt hat, und aus dieſem' Ge- 
„ſichtspunkte hat die Vollzugsverorbnung vom 17. Febr. 
‚1832. nur auf diejenigen Paragraphen des Preßgefetes 
„‚bingewiefen, welde zu Hülfe zu nehmen waren, um bie 
„neuern Snftitutionen der Anklage der Staatsanwaltſchaft 
„und ber Appellation in Bollzug zu feßen, und nebenbei 
„wurben die Regeln über die Recufation mit aufgenommen, 
„weil fie jedem Proceß-Verfahren, es fey ein bürgerliches 
„ober ein Strafverfahren, gemeinjchaftlich find.“ 

„Hieraus ergibt fi), daß das frühere Unterſuchungs⸗, 
„beziehungsweiſe Befchuldigungs » Verfahren und die nach— 
„folgende. Entfheidungsmweife in Allem unveräns 
„dert bleibt, worin eine Abänderung durch das neue Gejet 
‚und die VBollzugsordnung nicht geboten ik.” 

„Namentlich leidet die Deffentlichfeit des Verfahrens 
„weder nad; Borfchrift der bürgerlichen Proceßordnung 
„F. 1097. noch nad) jener des Preßgeſetzes $. 58. auf das 
„Verfahren über. Ehrenfränfungen und Verläumdungen Ans 
„wendung. Vielmehr bleibt es ſowohl in erfter ald zweiter 
„Inſtanz bei der Entſcheidungsweiſe, wie fie früher über: 
„haupt in Straffachen ftatt gefunden hat und noch ftatt 
‚findet, nämlich in nicht öffentlicher Situng, und auf 
„Vortrag des Referenten aus den Unterfuchungs » Acten, 
„beziehungsweiſe über die Befchwerdefchrift.” 

Damit war alfo die Frage über das öffentliche Verfah⸗ 
ren in Chrenfränfungen und Berläumbungen entfchiebden, 
und zwar nad) ber hofgerichtlichen Anficht. 
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Aufferdem aber famen noch einige nähere Beltimmungen 
über die Procedur in ſolchen Sachen in der Appellations⸗ 
Inſtanz in Frage; namentlih die: da ohngeachtet bei 
Snjurienflagen in der Negel nur zwei Inſtanzen ftatt fins 
den, doch Fälle denfbar wären, wo gegen Verfügungen des 
Hofgerihts als Richter zweiter Inſtanz Befchwerben bei 
dem Oberhofgerichte zuläffig find, — ob in diefen Fällen 
eine Befchwerde an das Oberhofgericht gelangen könne ? 

Ueber die gerichtliche Behandlung der Ehrenkränfungen, 
in Bezug auf das Reſcript des Großh. Juſtiz-Miniſterii 
vom 28. Dec. 1832. und den Erlaß des Großh. Staates 
minifterii vom 28. Nov. 1832. ward im oberhofgerichtlichen 
Gollegio ein umfaflender Vortrag erftattet, derſelbe bem 
Großh. Zuftiz » Minifterium eingefendet, und anheim ges 
ftellt, entweder mittelft unmittelbarer Eröffnung das Nds 
thige an die Obergerichte, oder mittelft Ermwirfung eines 
proviforifchen Gefeted aus Großh. Staatsminifterum — das 
Verfahren bei Ehrenfränfungen zu reguliren. 

E83 ward demnädhft vom Großh. Zuftizminifterium dem 
Dberhofgerichte durch Befchluß vom 23. April d. 3. zu ers 
fennen gegeben : 

„Nachdem durch höchfte Staatsminiſterial⸗ Entſchließung 
„vom 28. Nov. v. J. der Grundſatz ausgeſprochen wor⸗ 
„den, daß Injurienſachen lediglich als (buͤrgerliche) Straf⸗ 
„ſachen zu betrachten, und nach den fruͤher beſtandenen 
„Geſetzen zu behandeln ſeyen, in ſo weit nicht durch das 
„Shrenfränfungs » Gefeg und die Inftructiv » Berorbnung 
„Dazu, eine ausbrüdliche Aenderung gemacht worden, jo 
„kann unter diefer einmal beftimmten Vorausſetzung Fein 
„Zweifel barüber obwalten, daß nur die in der Inſtructiv⸗ 
„Verordnung ausdruͤcklich erwähnten 66. 78. — 80. bed 
„Preßgeſetzes, Feineswegs aber auch die meitern Borfehrifs 
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„ten befjelben, bei den Recurfen in Injurien » Sachen zur 
„Anwendung fommen; vielmehr in allen übrigen Punften 
„auf die für Necurfe in andern Strafſachen überhaupt be= 
„ſtehende gefetliche Vorfehriften zurüdgegangen werden muß, 
„nach welchen von Reftitutionen gegen Fatalien und von 
‚Appellationen, fo wie überhaupt vom Necurfe im dritten 
„Rechts zuge um fo weniger die Rebe feyn kann, ald dem 
„Verurtheilten immer noch der Recurs zur Gnade an dies— 
„ſeitiges Minifterium offen fteht, welches fchon felbit aus 
„Rechtsgruͤnden, eine Milderung der erfannten Strafe ein⸗ 
„‚teeten zu laffen, und aus andern Gründen eine Begna- 
„digung mittelft Antrags an Se. Kin. Hoheit zum Staats⸗ 
„‚minifterium zu erwirfen befugt iſt.“ 

Da bdiefer J. Minifterial- Befchluß dem Oberhofgerichte 
aufgab, feine etwaigen Bedenken in einem umfaffenden, 
durch das Plenum zu beurtheilenden gutachtlichen Vortrag 
zur Sprache zu bringen, fo warb, nad vorgängiger Be: 
ratbung im vollen Rathe, dem ©. Juſt. Minifterium ein 
Entwurf zu einem Publicandum, dieſen Gegenftand betref- 
fend, vorgelegt, der aber nur theilweife die Genehmigung 
des &. Staatsminifterii erhielt. 

Am 31. Juli d. J. referibirte nämlich das G. Staates 
minifterium an G. Zuftizminifterium, auf einen von letzterm 
erftatteten Vortrag: es koͤnne nicht aus ber Entfchliegung 
vom 28. Nov. 1832. gefolgert werden, baß bie Procedur 
in Sinjurienfachen bei einfachen Injurien wie bei Preßvers 
gehen gleich fey. Die damalige Anfrage habe ſich lediglich 
auf die einfachen, nicht durch die Preffe begangenen 
Ehrenfränfungen bezogen, und in diefer Befchränfung fey 
auch die hierauf ergangene Entſchließung zu verftehen. 
Während alfo bei einfachen Injurien das gewöhnliche Strafs 
verfahren Cunter ben in der Verordnung vom 17. Feb. v. J. 
enthaltenen Mobificationen) fortbeftehe, behalte es nicht 
minder bei Injurien, die durch die Preſſe begangen mürben, 
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bei dem Verfahren des Preßgeſetzes, inſofern es nicht durch 
die Verordnung vom 28. Juli v. J. abgeaͤndert ie 
fein Bewenden. 

Dann ward zu ben einzelnen Paragraphen des vom Ober: 
bofgerichte vorgefchlagenen Publicandums folgende Erinne- 
rung gemadt : 

Was die $$. 1. 2. 5. enthielten , fand feine binlängliche 
Beftimmung bereits in der Verordnung vom 17. Feb. v. 3. 

(Diefe Paragraphen enthielten Vorſchlaͤge zur gerichtlihen Ver: 
handlung der Ehrenkraͤnkungſachen.) 

Die $$. 3. 4. fo wie der Schlußfat des $. 2. wurde 
nicht für angemeffen erachtet, indem die Regeln des ge- 
wöhnlichen Strafverfahrens ftatt fanden, daher die Etellung 
des Privatflägers feine andere fey, als die des Denuncian— 
ten im Denunciationgprozefle, nad) $. 8. des DOrganifatione- 
edicts, und eben deßwegen nuch jo wenig ein fchriftliches 
Berfahren ftatt finde, als es der Beifügung der Entſchei— 
dungegründe im Urtheile bedürfe. 

(An diefen Etellen batte das Publicandum, ein mündliches aber 
nicht Öffentliches Schlußverfahren, die Einrückung der Entſcheidungs— 
gründe in das Urtbeil u. f. w. vorgeſchlagen.) 

Die 66. 6. 7. 8. beträfen das Appellations-, beziebungs- 
weife Gaflationsverfahren; welches jedoch für einfache In— 
jurienfachen feiner andern Beftimmung bedürfe, als jener, 
welche theild im Allgemeinen für das Straf- und Recure- 
‚verfahren beftänden, oder insbefondere durch die $$. 1. 3. 
der Verordnung vom 17. Feb. gegeben feyen. 

(In den allegirten $$. waren Vorfchläge enthalten über die In— 
ſtruiruug der Sache im Appellationsverfabren,, und indbefondere, 
wann die oberhofgerichtliche Entfcheidung Derfelben aus dem Plenum 
oder aus dem Genate erfolgen folle.) 

Als unter dem 20. Aug. d. I. dieſes Refeript dem Ober: 
bofgeriht vom G. Zuftizminifterium zugefandt ward, ließ 
daſſelbe folgendes Publicandum zur Nachachtung der Advos 
faten anfchlagen : 

17 
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„1) Sn Klagſachen wegen Ehrenkraͤnkungen , bie nicht 
„durch die Preſſe verübt werden, ſoll das im $.8.des achten 
„organifationgedictd v. 1803. vorgefchriebene Verfahren des 
„Beſchuldigungsprozeſſes ftatt finden, fo weit nicht dag Ges 
„ſetz über Ehrenfränfungen v. 28. Nov. 1831., oder bie 
„Suftructiv » Verordnung vom 17. Feb. 1832. eine Aendes 
‚rung vorfchreibt.’’ 

„»D Die Appellation gegen das erftinftanzliche Erkennt⸗ 
„niß if, wenn ed von einem Bezirksamte ertheilt wird, 
‚bei diefem in der Negel mündlich zu Protocol, gegen hof 
„gerichtliche Erfenntniffe aber beim Hofgerichte ſchriftlich zu 
„rechtfertigen.“ 

„3) Es wird in der Regel der appellatiſche Theil über 
„die Rechtfertigung nicht vernommen; dem Referenten bleibt 
„aber unbenommen, in Faͤllen, wo er die Vernehmlaſſung 
„deſſelben erforderlich haͤlt, bei dem oberhofg. Collegio 
„auf deren Erhebung anzutragen.“ 

„4) tc. 

„5) Die achttaͤgige Friſt zur Appellationsrechtfertigung 
„kann aus erheblichen Gruͤnden erſtreckt, und eben ſo im 
„Falle ihrer Verſaͤumniß vom Appellationsrichter ertheilt 
„werden.“ 

„6) Gegen hofgerichtliche Urtheile zweiter Inftanz findet 
„ein dritter Rechtszug nur wegen unbeilbarer Nichtigkeit 
„ſtatt.“ 


Iſt ein Miterbe ſchuldig, ſich den Anſchlag von 
einem heimgefallenen Erblehngute als Vorem— 
pfang anrechnen zu laſſen? 

(Maria Anna Buſam gegen Maria Anna Haas.) 


Bei dem Ableben der Großmutter, der Bufam, der 
im Sabre 1831. verftorbenen Wittwe des Michael Bu ſam, 
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war im Inventar der Maria Anna Buſam, nachherigen 
Klägerin, ein Vorempfang von 2500 fl. in Aufrechnung 
gebracht worden. Davon wollte fie aber 2000 fl. in Abzug 
gebracht wijfen, welcher Betrag in dem Anſchlage eines 
Lehngutes beftand , welches die Großmutter bereits burch 
Vertrag vom’'24 December 1806. mit mehreren ‚andern 
Grundftüden, im Gefammtanfchlage von 6000 fl. ihrem 
Sohne Joſeph, dem Bater der Klägerin, übergeben hatte, 
und welches, nad) dem im Sabre 1808. erfolgten Tode bes 
Joſephs, von dem Freiherrn von Shauenburg, als ein 
eröffnetes Mannlehn , eingezogen war. 
Es erfannte die erfte Inftanz, fo viel dieſen Klagpunft 
betraf: „daß die heimgefallenen Erblehngüter im Anſchlage 
„zu 2000 fl. der Marta Anna Bufam nicht ald Vorem- 
„pfang aufgerechnet werden dürfen, fondern als Verluſt in 
„Abgang kommen.“ 

Diefes Erfenntniß ward im fraglichen Gegenftande, vom 
mittefrheinifchen Hofgerichte durchaus beftätigt, und als die 
Beklagte dagegen die Oberappellation rechtfertigte, erfolgte 
auch vom hoͤchſten Gerichtshofe ein confirmatorifches Er: 
kenntniß. 

In der Oberappellations-Inſtanz warb das Urtheil der 
jwei vordern Inſtanzen vornchmlid aus den Gründen ans 
gefochten, weil a) der Anfchlagpreis für das Erblehngut 
längit abgetragen fey, es ſich folglich nicht von einer Ein- 
werfung gefhenfter Gegenftände, fondern nur um 
Umftoßung oder Aufrechthaltung des Bertraged vom 24. 
December 1806. handle, weßhalb die Klage im ſchlimmſten 
Falle, angebrachtermagen abzumweifen ſeyn würde. b) Die 
Anfechtung Ddiefes Vertrages fey aber um befwillen uns 
ftatthaft, weil der Nechtsvorfahr der Klägerin, Jeſeph 
Buſam, denſelben nicht habe anfechten oder Entfchädigung 
fordern koͤnnen, indem er wohl gewußt babe, daß feine 
Mutter über das im Bertrage ausdrüdlih als Lehngut be> 
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zeichnete, und nach Inhalt des Lehnbriefs ihm uͤbergebene 
von Schauenburgiſche Lehen, kein Dispoſitionsrecht 
haben koͤnne. c) Am allerwenigſten aber würde der Klä- 
gerin felbft die Anfechtung jenes Vertrages erlaubt feyn, 
da fie nicht bloß NRechtönachfolgerin ihres Vaters Joſeph 3. 
fondern auch des andern Gontrabenten, ihrer. Großmutter, 
ſey. Sie dürfe alfo die Handlungen diefer beiden Perſo— 
nen, nachdem fie deren Erbfchaft angetreten, nicht anfechten ; 
insbefondere nicht, nachdem fie die Erbichaft ihrer Groß- 
mutter sine beneficio inventarü angetreten babe. 

Wie wenig jedoch dieſe und andere Argumente der Ber 
flagten bei dem Oberhofgerichte Eingang fanden, ergibt ſich 
aus folgenden Entfcheidungsgründen : 

„Es handelt fih in gegenwärtigen Nechtsftreite, infos 
‚weit er den Poften von 2000 fl. betrifft, lediglich von der 
„Frage: ob rüdfichtlih derfelben eine Einwerfungspflicht 
„für die M. 4. Bu ſam gejeglich begründet jey?’ 

„Dieſe Frage mußte aus folgenden Gründen verneint 
‚werden. Das befragte Lehn kann fchon darum nicht Ge: 
‚„‚genftand einer Einwerfung in die großmütterliche Verlaf- 
„ſenſchaft feyn, weil daſſelbe, als Mannlehn, ohne Zweifel 
„von dem Großvater, Michel Bufam, berrührt, und fol- 
„ches alſo einen Beftandtheil des großväterlichen Nachlaffes 
„gebildet bat. 

„Sollte indeffen audy bei dem Tode bes Großvaters eine 
„Erbauseinanderſetzung zwifchen feinen Erben und deſſen 
„Wittwe nicht ftatt gefunden haben, und daher die Theis 
„lung von Sabre 1831. fowohl das großväterliche ald groß- 
„‚mütterlihe Vermögen umfaffen, fo ift dennod eine Eins 
‚‚werfungspflicht rücfichtlich des Anjchlags befagten Lehngutes 
„necht begründet.’ Ä 

„Die Klägerin fo wenig als die Beklagte haben in Be: 
„ziehung auf das befragliche Lehn, bei deſſen Eigenfchaft als 
„Mannlehn, Erbberechtigungen. So. wenig alfo daffelbe, 
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„waͤre die Großmutter bis zu ihrem Tode in deſſen Beſitze 
„und Genuß verblieben, im Stuͤck zu ihrem Nachlaß 
„haͤtte gezogen werden koͤnnen, eben ſo wenig kann eine 
„Einwerfung ſeines Anſchlags gefordert werden. Denn, 
„faͤnde die Einwerfung der Abſchlagsſumme von 2000 fl. 
„statt, jo würde auf diefe Weife die Beklagte, ihrer eigenen 
„Lehensunfaͤhigkeit ungeachtet, dennoch am befagten Lehn im 
„Theil geben; fie würde diefes auf Unfoften und mit dem 
„Schaden der Klägerin thun, welche nad) dem Tode ihres 
„PVaters nie zum Befite des Lehns gelangt ift, und welde 
„daher daffelbe eben fo wenig jest im Stüde einzuwerfen 
„im Stande ift, als ihr die Einwerfung des Anfchlags zu— 
„gemuthet werben kann.“ 

„Nach den Beſtimmungen der L. R. Saͤtze 858. bis 860. 
„geſchieht bei vorempfangenen Liegenſchaften die Einwerfung 
„im Stuͤck, wenn die Liegenſchaft noch vorhanden iſt, oder 
„durch Zuruͤckſtehn in der Theilung, wenn das Grundſtuͤck 
‚vor dem Erbanfall veräußert worden tft. Daraus 
„folgt, daß, wenn zur Zeit des Erbanfalld, eine vorem- 
„pfangene Liegenfchaft ſich weder im Befite des Empfaͤn⸗ 
„gers, oder beffen Erben mehr befindet, noch auch von ih— 
‚men veräußert worden ift, fondern vielmehr ein Dritter, in 
„Folge eines ihm fchon früher zugeftandenen Rechtes, ſolche 

‚jet inne bat, feiner der im Gefeß unterftellten File, in 
„welchen die Einwerfung einer vorempfangenen Liegenfchaft 
„auf die eine oder die andere Weife ſtatt findet, vorhanden . 
„ſey, mithin auch eine ſolche Einwerfung nicht begehrt 
„werden könne.’ 

„Segen die Schuldigfeit zur Einwerfung einer folchen 
„‚vorempfangenen, aber von einem Dritten an fich gezogenen 
„Liegenſchaft fpricht insbefondere die Vorfchrift des 8. N. 
„Sate8855., nad) welchem Liegenfchaften, welche durch Zu: 
„fall, ohne Schuld des Gefchenfgebers, zu Grunde geben, 
„frei von der Einwerfung find. Als ein folder Zufall 
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„iſt es aber anzuſehen, daß der Gutsuͤbernehmer Joſeph 
„B., bereits anderthalb Jahre nach dem Uebergabsvertrag 
„vom Jahre 1806. mit Tod abgegangen, und das Gut dem 
„Lehnherrn angefallen iſt, waͤhrend die Vertragsſchließenden 
„Theile, bei Eingehung des erwaͤhnten Vertrags, ſicher von 
„der Vorausſetzung ausgingen, daß Joſeph B. maͤnnliche 
„Erben erhalten, und das Lehngut bei der Familie bleiben 
„werde.“ 

„Wenn endlich, nach L. R. Satz 884., die Miterben 
„wegen ſolcher Stoͤrungen und Entwaͤhrungen, die aus 
„einer der Theilung vorbergegangenen Urſache entſpringen, 
„ſich gegenſeitige Gewaͤhrleiſtung ſchuldig ſind, ſo folgt 
„wiederum daraus, daß eine vorempfangene Liegenſchaft, 
„welche den Miterben ſchon vor der Theilung, in Folge 
„des Rechtes eines drittern entzogen worden iſt, fein Ges 
„genſtand einer Einwerfung mehr ſeyn koͤnne, indem eine 
„ſolche entwaͤhrte Liegenſchaft, geſchehe nun dieſe Entwaͤh— 
„rung ſchon vor oder nach der Theilung, gerade ſo anzu— 
„ſehen iſt, als hätte ſie niemals zum Nachlaß des Erblaſ— 
„ſers gehoͤrt.“ | 
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Die Schwan: und Gögifche Hofbuchhandlung im 
Mannheim, welde zu allen literarifchen Aufträgen ſich beftens 
empfiehlt, hat die Ehre, den Herren Rechtögelehrten anzuzeigen, daß 
fie fehr .haufig Eendungen der neueften,vorzüglihften Werke uͤber 
die franzöfifche Gefepgebung aus Frankreich und den Niederlanden 
erhält, und überhaupt alle franzöfifche Bücher uͤber Nechtöwiffenfchaft 
in furzer Zeit und zu billigen Preifen liefert. Sie fiigt hier ein Vers 
zeihniß von einigen der neueften Ausgaben zur gefälligen Durchſicht 
an, welche großentheild bei ihr ftetd vorräthig find. 
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Anfechtung mehrerer Teftamente aus verſchie— 
denen Nichtigfeitsgründen. 


(Advofat Faifoul gegen die Teftamentderben und Vermaͤchtniß—⸗ 
nehmer der A. Maria Faifoul.) 


Di im ledigen Stande verftorbene A. Maria Faifoul 
errichtete in Zeit eines Monates drei verfchiedene Tefta- 
mente, ein geheimes und zwei üffentliche. Diefes geſchah 
im December 18295 fie ftarb am 30. deffelben Monates. 

In dem erften Teftamente, einem geheimen leßten 
Willen vom 16. Dec. 1829., waren unter andern zu Erben 
eingefegt, des Amtsrevifors Ganter’s Ehefrau, die Frau 
des Rarbebürgermeifters Schäfer u. f. fe. — Der nad) 
berige Kläger erhielt ein Vermaͤchtniß von 25 fl. 

Der zweite legte Wille, vom 24. Dec. beffelben Jah— 
res, aufgenommen vom Theilungs-Commiſſair Earl Reif, 
unter Zuziehung von 4 Zeugen, hob das frühere Teftament 
auf, und befiimmte mehrere Perfonen zu Erben an Geld 
und Güterftüäden. — Dem Advokat Faifoul wurden 
darin 100 fl. ausgeworfen, die aber auf 10 fl. reducirt 
wurden, nnd welche Bürgermeifter Schäfer zur Aufbes 
wahrung behalten und davon, nad gutdünfendem Bedürfniß, 
die Behändigungen ertheilen follte. 

18 * 
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Endlich erklaͤrte das dritte Teſtament, vom 26. Dec. 
1829., von Theilungs-Commiſſair Schellenbauer vor 
4 Zeugen aufgenommen, den zweiten legten Willen auf> 
gehoben, und das früher errichtete geheime Teſtament 
für gültig. 

Nach dem 4. $. diefer Urkunde follte aber jener geheime 
legte Wille nur in der Art in Wirkung treten, daß, wenn 
das baare Geld und die Legate verabfolgt ſeyn würden, die 
Schäfer’fche und Ganter’fche Ehefrauen zu Univerfals 
erbinnen zu dem Reſte des fämmtlichen Vermögens einge- 
ſetzt ſeyn follten. Der nachmalige Kläger, Adv. Faifoul, 
ward von der Erbſchaft gänzlich ausgeſchloſſen. 

Diefer, der Brudersfohn und nächte Verwandte der Te— 
ftirerin, trat im März 1830. mit einer Klage auf, in 
welcher er bat, bie teftamentarifchen Anordnungen der 4. 
Maria Faifoul für ungültig und nichtig zu erflären, und 
dagegen bie Snteftaterbfolge eintreten zu Iaffen. Diefes Ge⸗ 
ſuch wollte er dadurch begründen: 1) baß ber Teftirerin 
wegen Schwad) = oder Blödfinnd die Fähigkeit zu teftiren 
gemangelt babe. 2) Daß fie durch falfche Vorfpiegelungen, 
Ueberredungen, Gefährde und Zwang beftiinmt worden. 3) 
Daß der Fertiger des legten Teſtamentes, Theilungs⸗Com⸗ 
miffair Schellenbauer, zur Teftamentsaufnahme nicht 
berufen, fondern unaufgefordert erfchienen fey, und eigens 
mächtig gehandelt habe. 4) Daß derfelbe bei diefer Geſchichte 
nicht ohne Sntereffe gewefen, indem feine Braut mit deren 
Mutter, ingleichen die Frau und Tochter feines Principas 
len, Amtsreviſors Ganter, in dem Teftamente bedacht 
worden. 5) Daß die Erblafferin ihren legten Willen nicht 
vorgefprochen, ehe er niebergefchrieben worden, und daß 
das Niebergefchriebene ihr nicht vorgelefen fey. 6) Endlich, 
daß die Teftamentshandlung durch den Eintritt des Arztes 
unterbrochen worden, und daß die Teftamentszeugen nicht 
von Anfang an zugegen gewejen wären. — Diefe behaup- 
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teten Nichtigfeiten follten größtentbeild durch vorgefchlagene 
Zeugen erwieſen werden. 

Nachdem dad Amt die Zeugen abgehört hatte, deren 
Ausfagen theilweife in den Entjcheidungsgründen vorkommen, 
erkannte es am 21. April 1831.: 

„daß die Nichtigkeitsklage als ungegruͤndet zu verwer⸗ 
„fen, und Klaͤger in die Koſten zu verfaͤllen ſey.“ 

Auf ergriffene Appellation aͤnderte das Großh. Hofge⸗ 
richt des Mittelrheines am 9. Januar 1833. Pe Erfennt: 
niß theilmweife dahin ab: 

„daß das von der A. Maria Faiſon oul unter dem 26. 
„Dec. 1829. vor dem Theilungs-Eommiſſair Schellen—⸗ 
„bauer und vier Zeugen errichtete öffentliche Teitament für 
„michtig zu erflären, jedoch jenes, welches dieſelbe am 
„24. Dec. deſſelben Jahres vor dem Theilungs-Commiſſair 
„Reif und vier Zeugen, ebenfalld in öffentlicher Form 
‚errichtet bat, noch zur Zeit aufrecht zu erhalten ſey.“ 

Adv. Faifoul ergriff gegen dieſes Urtheil die Oberap- 
pellation an den hoͤchſten Gerichtshof, welcher, nach ge: 
pflogenen fchriftlichen und mündlichen Verhandlungen, er- 
kannte: 

„daß das bofgerichtliche Urtheil vom 9. Januar 1833. 
„aufzuheben, und der oberamtliche Befcheid vom 21. April 
‚1831. wieder berzuftellen ſey, unter Berfällung des Kld- 
„gers in ſaͤmmtliche Koften.’’ 

Die Entfheidungsgründe waren folgende: 

1) Die vom Theilungs » Sommiffair Schellenbauer 
aufgenommene Urkunde über die letztwillige Verfügung der 
A. M. Faiſoul vom 26. Dec. 1829. hat feinen fichtbaren 
Fehler, und es ift demnach alles beobachtet, was zur 
Gültigfeit eines oͤffentlichen Ießten Willens unfer Landrecht 
in ben Sägen 971. bie 975. vorfchreibt. Darum und weil 

2) öffentliche Urkunden überhaupt, nah 8. R. Satz 
1320. vollftändig für diejenigen beweifen, zu deren Guns 
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ften fie lauten, muß derjenige, welcher die Unguͤltigkeit 
derfelben behauptet, nicht nur die Gründe dieſer Ungültigs 
feit namentlich) angeben, fondern fie auch beweiſen. Ers 
fieres hat | 

3) Kläger gethan, indem er behauptet zc. 

(Es folgen nun die vermeintlihen Nichtigkeitsgründe unter 6 
Nummern von a. bis f., welche fhon bei der Klage bemerkt wurden.) 

Was aber 

4) den Beweis ber aufgeftellten Behauptung angeht, fo 
bat zwar ad a). Dr. Rehberger ausgefagt: „die A. M. 
„Faiſoul war eine Perfon, die mit den gewöhnlichen 
„‚Lebensverhältniffen und den Menfchen wenig vertraut, ich 
„kann fagen, Menfchenicheu war. Wenig Berftand hatte 
„fie, aber einen blöden Geift, oder was man eigentlich 
‚„‚blödfinnig nennt, bemerkte ich nicht an ihr. Aus dem, 
„was ich zu beobachten Gelegenheit gehabt, fchließe ich, daß 
„ſie ſich nicht fo leicht durch andere a in ihren 
„Handlungen babe beftimmen laſſen.“ 

Auch Aufferte fi) Negimentsarzt Diehl, der fie ın 
ihrer Krankheit 3- bis 4 mal befucht, früher aber nicht 
‚ gefannt haben will, über fie dahin: 

„Ich babe wahrgenommen, daß die A, M. Faifoul 
„dumm war, über ihren Stand in der Welt und ihre Vers 
„haͤltniſſe fein beftimmtes Urtheil fällen, alfo leicht bald zu 
‚‚Diefem, bald zu Jenem bewogen werden fonnte; ihr ganz 
„zes Wefen war ängftlih, eingefhüchtert und faſt Mens 
„ſchenſcheu zu nennen.‘ 

Allein, nah L. R. Sat 901. joll derjenige, welcher 
letwillig verfügen will, blos bei geſundem Verftande fen, 
das Gefeß fordert nicht auch, daß er viel Berftand babe, 
daß er niht dumm fey. Weshalb aud) die gutachtliche 
- Yeufferung des Dr. Rebberger, daß die A. M. Faiſoul 
wenig Berftand gehabt, und die des Dr. Diehl, daß fie 
dumm gewefen, um fo weniger etwas fchaden fann, ale 
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Dr. Rehberg er ausdrüdlich beiſetzt, daß er einen blöben 
Geift, Bloͤdſinn an ihr nicht bemerkt habe, und Dr. Diehl 
dadurch ſchon genugſam zu erfennen gegeben bat, daß er 
den zur Teftamentserrichtung erforderlichen gefunden Vers 
ftand bei der A. M. Faifoul nicht vermiffe, daß er ihr 
zugeredet haben will, den Advokat Faiſoul doc in ihrem 
Teftamente nicht zu vergeffen. Nicht zu gedenken, daß nad 
EN. Sab 504. ber legte Wille der Erblaflerin wegen 
Blödfinn nicht mehr angefochten werben koͤnnte, weileweder 
vor ihrem Ableben die Entmündigung ſchon erkannt ober 
nachgefucht worden, noch der Beweis bed Bloͤdſinns fich 
aus dem angefochtenen legten Willen felbft ergibt. 
ad b) Bezeugen zwar bie Fuchs’fchen Eheleute und 
Zaver Wefferer: „daß die Erblafferin an bem Teftamente 
„vom 14. December, welches ihr ber Theilunge - Sommif- 
„fair Schellenbauer aufgefegt, feinen Wohlgefallen ge- 
„babt, und daß es des Zuredens bedurft babe, um fie, 
„als e8 unterm 16. December in bie Form eined geheimen 
testen Willens gebracht worden, zur Unterfchrift zu bes 
„Stimmen. Daß, nahdem das Teftament unterfchrieben 
„and fertig gemweien, fie bald wieder Einleitung zur Er⸗ 
„richtung eines neuen Teſtamentes getroffen, und zu dem 
„Ende verlangt babe, daß der Amts» Revifor ihr den 
„Theilungs » Sommiffair Reif — ba fie zu bem Theilungs⸗ 
„Sommiflair Schellenbauer fein Vertrauen babe — 
„ſchicken möge, der denn auch gefommen und das Teſta⸗ 
„ment vom 24. Dec, 1829. gefertigt babe. Daß aber — 
„nachdem Theilungss Commiffair Schellenbauer ben 
„Inhalt des Teftamentes von dem ſolches auffeßenden Theis 
„lungs-Commiſſair Reif erfahren: gehabt, Eriterer am 
„25. December zu ber Erblafferin in's Zimmer getreten 
„ſey, und ihr im barfchen Ton daruͤber, daß fie das Te— 
„stament vom 24. Dec. gemacht und ben Armen fo viel 
„vermacht babe, Vorwürfe gemacht und gefagt habe, er 
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„wolle morgen kommen und einen Nachtrag zu dem Reif’s 
„Shen Zeftamente machen ; welches denn auch am 26. Dec. 
„geſchehen ſey.“ 

Allein für das Eine find die Fuchs' ſchen Eheleute, 
welche in dem Teſtamente vom 26. Dec. befler bedacht find, 
als in jenem vom 24. befielben Monats, und der Zaver 
Wefferer, melder in dem Teftamente vom 26. Der. 
nicht, wohl aber in jenem vom 24. deſſelben Monates be- 
dacht iſt, Feine zuläffigen Zeugen. So wenig folde, nad) 
ER. Satz 975. zu dem Teflamente vom 24. Dec. 1829. 
ald Zeugen hätten zugelaffen werden fönnen, fo wenig 
fönnen fie durch ihre eidliche Ausfage die urfprüngliche 
Gültigkeit des Teflaments vom 24. Dec. — welches in 
Folge des Teftamentes vom 26. beffelben Monats aufge- 
bört bat — wieder aufleben machen; fie verdienen, als 
Zeugen in eigener Sache, feinen juridifchen Glauben. 

Für das Andere geht aus den Ausfagen diefer Zeugen 
der Zwang, bie Gefährde und falfche Vorfpiegelung, wo⸗ 
durch die Teftamente vom 24. und 26. Dec. 1829. ihre 
Entjtehung erhalten haben follen, um fo weniger hervor, 
ald Dr. Rehberger wahrgenommen haben will, daß die 
Erblafferin ſich nicht fo leicht durch andere Perfonen in ih— 
ren Handlungen babe beftimmen laffen, und als für das 
dritte Theilungs-Commiſſair Schellenbauer ſchon in 
der Zeit, als fie ſich noch lange der Gefundheit erfreute, 
der Gefchäftsverwalter der A. M. Faiſoul geweſen feyn 
fol A. A. p- 260), und fich vielleicht in diefer Eigenfchaft 
zu einer Aeufferung veranlaßt gefehen hat, die ihm jegt fo 
übel gedeutet werden will. u 

ad e) jagen zwar Zaver Wefferer und 9. Fuchs 
aus: Die A. M. Faiſoul habe den Theilungs - Commiffair 
Schellenbauer zur Fertigung des legten Teftamenteds vom 
26. Dec. 1829. nicht berufen; folcher fey aus freien Stüden 
und ohne ihr Willen und Willen gefommen. Allein für 
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das Eine ift biefer Nichtigfeitsgrund an ſich unerheblich, 
weil fein Gefeß befteht, welches fordert, daß der Staats⸗ 
fchreiber zur Fertigung des Teſtamentes, bei Strafe der 
Nichtigkeit, beigerufen ſeyn müfle; für dag Andere 
fteht den beiden Zeugen das ad b) Bemerkte auch hier ent> 
gegen. Für das Dritte bemerft A. Fuchs, ob und 
was bie A. M. Faifoul mit Schellenbauer geredet 
babe, als er und Wefferer abtreten mußten, wiſſe er 
nicht. Auch fagt die A. Fuchs'ſche Ehefrau: am 25. 
Dec. fey Commiſſair Schellenbauer ungerufen gefom= 
men, ob die Faiſoul ihn auf den andern Tag beftellt 
babe, wifle fie nicht. Fuͤr das vierte, werben die 
Zeugen fchwerli) vom 24. bis 26. Dec. 1829, fo unaus⸗ 
gefegt und ſtets um die Erblafferin gewefen feyn, um 
etwas Mehreres bezeugen zu Finnen, als daß ihnen nicht 
befannt ſey, baß die Erblafferin den Theilungs-Commiſ— 
fair Schellenbauer zur Fertigung des Teftamentes vom 
26. Dec. babe rufen laſſen; als welches die Erblafferin 
jedenfall in dem gedachten Teftamente urkundlich, ſohin 
auf eine vollbeweifende Art einbefannt bat, 

ad d) Wenn dem Teftamente vom 26. Dec. 1829. feine 
Gültigkeit zugeftanden werden will, weil 1) die damalige 
Geliebte und nachherige Ehefrau des Theilungs-Commiſſair 
Schellenbauer, fo wie deren Mutter, dann 2) bie 
Frau und Tochter des Amtsreviſors Ganter darin bedacht 
feyen, fo bat dieſes darum feinen Grund, weil zu 1) 
der 8. R. Sag 911. — weldye die zu Gunften eines Unfaͤ⸗ 
bigen (mas nach 2. R. Zufaß 909. a. Theilungs » Gommif- 
fair Schellenbauer bier allerdings war) durch eine un: 
terfchobene Perfon gefchehene letztwillige Verordnung quoad 
passum concernentem für ungültig erflärt, und bie Eltern, 
Kinder und Abfömmlinge, dann den Ehegatten des Un- 
fähigen für unterfchobene Perfonen geachtet haben will, non 
welchem Allem die Barbara Schäfer und deren Tochter in 
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Bezug auf den Theilungs- Gommiffatr Schellenbauer 
nichts waren. Und weil zu 2) ber Theilungs - Sommiffair, 
nach Art. XI Nr. 2. des erſten Einführung » Edicted zum 


Landredht vom 3. Feb. 1809., nady der Nechtöbelehrung im . " 


Negierungsblatt von 1811. Seite 42., im Rggs. Blatt von 
1812. Seite 99. und im Rggs. Blatt von 1814. Seite 71. 
als felbftftändiger Staatsfchreiber amzufehen ift, und in 
feinem Falle die unitas persone zwifchen ihm und dem 
Amtsrevifor fo weit ausgebehnt werben Tann, baß bie Frau 
und Tochter des Amtsreviſors auch für die Frau und Tody- 
ter des Theilungs » Commiffairs zu halten und anzufehen ſey. 

ad e) Wenn fchon die Teftamentszeugen Hebr, Eller, 
Beyerle und Keilbach bei ihrer Einvernabme vom 9. 
Suli 1830 das, was fie in dem Teftamente vom 26. Dec. 
1829. mit beurfundet, nicht beftätigt, fondern theils beab- 
redet, theild bezweifelt haben, fo ift dadurch body das 
Gegentheil von dem, was bie Teftamentsurfunde enthält, 

fo weniger dargethan, ald, für das Eine, der aus 
ihrer und des Theilungs-Commiſſairs fchriftliher Beurkun⸗ 
dung bervorgebende Beweis nicht minder vollftändig if, 
als e8 der Beweis ift, welcher aus ihren eidlichen Aus- 
fagen hervorgeht. Als, für das Andere, in ihrer eid- 
lichen Ausfage das Befenntniß liegt, dem Xheilungs- Com: 
miffair eine Unwahrheit mitbeurfunden geholfen zu haben ; 
ald, für das Dritte, bei der fpätern mündlichen Ein—⸗ 
vernahme der Zeugen eher ein Irrthum auf Seiten derſel⸗ 
ben möglich und denfbar ift, als ſich folche bei ber früher 
ſchriftlichen Beurfundung denfen läßt; als endlich, für das 
Vierte, der aus ber Unterfchrift der Teftamentsurfunde 
durch die Xeftirerin felbft, fo wie durch den Theilungs- 
Commiſſair Schellenbauer hervorgehende Beweis für 
den Inhalt der Teftamentsurfunde durch das, mas die Te> 
ſtamentszeugen, ibrer- fchriftlichen Beurfundung zumibder, 
muͤndlich ausgefagt haben, nicht entfräftet if. 
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Endlih ift ad f) der Zwoifchen- Eintritt ded Arztes 
während des Teftamentsacted darum unerheblich, weil die 
Nichtunterbrechung des Acted nur bei geheimen legten 
Willen vorgefchrieben ift, und dieſer Zwifcheneintritt des 
Arztes auch für Feine Unterbrehung im Sinne des Geſetzes 
anzuſehen ift. 

Aus diefen Gründen, und weil alfo Kläger feinen 
Klaggrund in feinem Punkte erwiefen hat, mußte das hof⸗ 
gerichtliche Erfenntniß aufgehoben, und der Beſcheid bes 
Dber s Amtes B. wieder bergeftellt werden. 


Bemerk. Manche der oben angeführten Entjcheidungs- 
gründe rechtfertigen fich durch die Ausfagen der abgehörten 
Zeugen von ſelbſt. Nur die unter d. e. und f. berubten 
auf Rechtsfragen, welche zum Theil ald zweifelhaft ange- 
fehen werden koͤnnen. 

Zum Entfheidungsgrundb d). Ueber die Bers 
bältniffe des Theilungs » Commiffaird zum Amtsreviſor, und 
über deren Einfluß bei Errichtung eines Teftamentes, kom⸗ 
men in den oberhofgerichtlichen Sahrbüchern die verſchiedenen 
Anſichten des hoͤchſten Gerichtshofes umftändlid vor. Es 
gehört diefe Frage einigermaßen zu den zweifelhaften. 

in Sachen Francisfa Schleicher gegen ben Stabs⸗ 
Amtmann Handtmann (Oberhofg. Sahrb. 6. Jahrg. ©. 9) 
fam unter mehreren Gründen, aus welchen ein Teftament 
als nichtig angefochten ward, auch ber zur Sprade, daß 
der Theilungs⸗ Sommiffair ein Teftament, in welchem fein 
Principal, der Amts-Reviſor, zum Univerfals Erben ein 
gefest ward, aufgenommen hatte. Damals nahmen ber 
Referent und der Snftructiv » Botant die Einheit der Per- 
fon nicht an, erachteten aber, daß der Theilungs « Commijs 
fair nur ein Mandatum generale vom Amtörevifor babe, 
wodurch Letzterer als Mandant zwar für feinen Mandatar 
verantwortlich bleibe, womit aber nicht gefagt fey, daß er 
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in jeder Hinfiht mit dem Zheilungs - Commiffair eine und 
biefelbe Perfon vorftelle. 

Ungeachtet — wie auch in den Sahrbichern bemerkt 
iſt — bie Beurkundung ber collegialifchen Anficht zu ‚den 
einzelnen Nichtigfeitsgründen fehlt, fo mag doc) dieſer Satz, 
dba ein reformatorifches Erfenntniß erfolgte, damals für 
richtig angenommen ſeyn. 

Im Jahre 1832. Fam folgende Frage beim Oberhofges 
richte zur Deliberation: Kann ein Amts »Revifor, der 
bei der Aufnahme eines öffentlichen Teſtamentes als Zeuge 
auftritt, für zwei Zeugen gezählt werden? (J. ©, ber 
A. M. Steiert gegen bie Zeftaments » Erben des 4. 
Steiert. O. H. Geridtl. Jahrb. 7. Jahrg. ©. 280. folg.) 

Damald ward jedoch nicht. definitiv gefprochen, und 
felbft die Erkennung der Prozeffe nur mit der Majorität 
von einer Stimme beliebt; ed Fonnten alfo nur die Ans 
fichten des Referenten und der Votanten in ben Sahrbis 
chern vorgelegt werben. Erfterer nahm gleichfalls die uni- 
tas persone nicht an, wogegen aber von einigen Stimm⸗ 
führern erinnert ward, daß Mandant und Mandatar im 
rechtlichen Sinne für eine Perfon anzufehen feyen ; folg- 
lich ſey andy der Theilungs » Commiffair, als Mandatar 
des Amtsreviford, mit ihm für eine und die nämliche 
Perſon anzufehen. - - 

Die Definitio » Entfcheidung diefer Sache erfolgte aus 
dem oberhofg. Plenum im Laufe diefes Jahres, nnd ift in 
der 2, Rubrik dieſes Heftes nachzufehen. 

Auch bei der geheimen Berathung über ben Fall: Fai— 
foul gegen Faifoul’fhe Xeftamentserben, blieb jene 
Anfiht, daß der Theilungs⸗-Commiſſair blos der Manz 
datar bed Amtsreviſors fey, daß er nicht Die naͤmliche 
Perfon mit ihm vorftele, und daß, wenn er ein Ge 
[haft zum Vortheil des Amtsreviſors verrichte, er nicht 
als Functionair in eigener Sache zu betrachten fey, — 
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nicht ganz unbeftritten. Nahm man aber als richtig an, 
daß die im Entfcheidungsgrunde d) angezogenen L. R. Säge 
911. und 909. a) auf die Frau und Tochter des Amtöre- 
vifors nicht ausgedehnt werden koͤnnten, fo mochte freilich 
jene Gontroverfe zur Entjcheidung des Falles nicht von di- 
recter Einwirfung feyn. 





Zum Entfheidungsgrunde e). Die nidht weniger 
zweifelhafte Frage: ob Teftamentözeugen zum Beweiſe der 
Falſchheit oder Nichtigkeit eines Teſtaments, welches fie felbft 
unterfchrieben haben, zugelaffen werden können? — fcheint 
in diefem Entfcheidungsgrunde umgangen, oder doch nur 
furz berührt zu feyn, da er ſich hauptfächlih nur auf Die 
Relevanz der Ausfagen befchränft. | 

Früher neigte fi) das Oberhofgericht zu der Meinung 
bin, daß Teftamentszeugen nicht blos solemnitatis gratia 
zugezogen würden, daß fie, wenn fie nachmals Die Falſch⸗ 
heit des von ihnen unterſchriebenen Teſtaments bezeugen 
wollten, ſich zwar keines Meineides, aber doch einer 
Luͤge ſchuldig machen wuͤrden und ihre eigene Schande ein⸗ 
geſtehen muͤßten. Es ward ſich auf den juͤngſten Reichs⸗ 
Abſchied, und auf Thib aut Syſtem ber Pandecten Th. 3. 
$. 1169., bezogen. (Bergl. Oberhofgerichtl. Jahrb. 3. Jahrg. 
S. 71) Die Note (6) zu dieſem Aufſatze ©. 75. beruft 
fih zwar auf eine andere Deliberation in Sachen Gärtner 
gegen Gärtner; indeſſen ift diefer Nechtöftreit nachmals 
verglichen, und daher nicht definitiv entfchieden worden. 

Der oberhofgerichtliche Referent hatte, ald von einer 
abgefchlagenen Ladung appellirt war, folgenden Sag auf 
geftellt, der denen früher von der Majorität angenommenen 
entgegen lautete. — Die Zeugen find befugt, ihr Zeugniß 
zu widerrufen. Sie fönnen in errore verfirt, ober in der 
Nebereilung gehandelt haben, indem fie ben Staatsjchreiber 
beim Vorlefen bed Teſtaments nicht recht verftanden ; auch 
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wäre ed möglih, daß ein Staatsfchreiber etwas anderes 
vorläfe, als er niederfchrieb. Wenn daher die Zeugen ihr 
Beugniß widerrufen, befennen fie nicht ihre eigene Schande. 
Können fie ed aber gültig widerrufen, fo kann audy den 
Richter nichts abhalten, fie auf Begehren der Parthie eid- 
lich darüber vernehmen zu laffen, zumal Art. 2. der Nota— 
riats⸗Ordnung folches ausdruͤcklich geftattet. 

Im Jahre 1829. nahm das Oberhofgerichtliche Plenum 
den nämlihen Sag an, in Bezug auf den jüngften Reichs: 
Abſchied $. 53., wobei bie Frage: ob es die eigene 
Schande der Teftanentszeugen jey, wenn fie eidlich etwas 
als nicht gefchehen behaupteten, was fie früher durch ihre 
Unterfchrift ald gefchehen beurfundet hatten? — zur Prüs 
fung fam. Man nahm an, daß immer ein Berfhulden 
der Zeugen in der Mitte liege, und daß, wenn dieſes auch 
nicht ein erimen oder eine turpitudo im gewöhnlichen Sinne 
fey, es doch fehr nahe daran gränze Wenn fich auch nicht 
eine abfolute Untauglichfeit der Teftamentd » Zeugen be: 
baupten laſſe, fo wäre fie doch relativ vorhanden, da 
wo fie gerade das Gegentheil von dem ausfagen follten, 
was fie beurfunder hätten. Auf jeden Fall trete eine nicht 
zu duldende Gollifion zwifchen einer vom Geſetze für foͤrm— 
Ih erklärten Beurfundung und zwiſchen einer eidlichen 
Verfiherung ein. — Oberhofgeridhtl. Jahrbücher 6. Jahrg. 
©. 11. folg. 


Zum Entfheidungsgrunde f. Der Saß, daß 
bei einem öffentlichen Teſtamente die Unitas actus nicht ges 
feglich vorgefchrieben fey, und daß die Vorfchriften des L. R. 
Zufaßes 976. b. und des Gates 1035. nur den geheimen 
legten Willen angehörten, ward fchon im Jahre 1826. im 
Dberhofgerichte angenommen. O. H. Gerichtl. Jahrbücher 
4. Sabre. © 9. — Das Nämlihe ward auch in der er- 
wähnten Sache „Gärtner gegen Gärtner’ ftatuirt. 
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Verbindlichkeit des Staats zur Entſchaͤdigung 
eines vormals grundherrlichen Dieners, welcher 
durch die Iandesherrlihen Verordnungen vom 
20, Mai 1809. und 14. Mai 1813. an feinen 
Sporteln und Gebühren verkürzt warb. 


( Hoſgerichtsrath Reihard gegen Gr. Civil = Fidcus.) 


Der Hofgerichtsrath Reichard verlangte, mittelft einer 
bei dem Mannheimer Hofgerichte eingegebenen Klage, die 
Vergütung von 5876 fl., ald dem Betrage der Amtsrevi- 
forats »Sporteln und Rechnungs »Revifionsgebühren,, welche 
fih von 1814. bis 1823. einfchließlich in mehreren zum ehe⸗ 
maligen grundberrlihen Amte Dbergimpern gehörig ger 
wefenen DOrtfchaften ergeben hätten, nebft Zinfen vom 
10. Januar 1817.; -ald dem Tage der Anforderung, und 
von der fpätern jeweiligen Berfallzeit. 

Als Klaggrund wurde Folgendes angeführt; 

1) daß Kläger als Juſtiz-Amtmann und Amtsrevifor in 
den genannten Orten angeftellt geweſen, und durch die von 
den. betreffenden Grundherrn ihm ertheilten Anftellungs- 
Decrete die Amtsreviforats-Sporteln und Gebühren in par- 
tem salarii angewiefen erhalten habe. 

2) daß durch die Verordnung vom 20. Mai 1809. die 
Grundherrn genöthiget worden feyen, die Juſtizverwaltung 
von dem Amtsreviforate zu trennen, und demnach für Die 
Amtsreviforats » Gefchäfte den Rentamtmann Zöller anger 
ſtellt hätten, wodurd ihm die Sporteln entzogen wären. 

3) Daß er durch biefe Staatseinrichtung in feinem 
Dienftvertragsmäßigen Gehalte verkürzt, der Staat aber 
ſchuldig ſey, den aus feinen organifchen Einrichtungen für 
einen Dritten entftehenden Schaden zu vergüten. Dazu 
fomme 

4) baß der Staat im Jahre 1813. die Gerichtöbarfeit 


; — 230 — 


ber Grundherrn mit Vortheil und Laften an ſich gezogen 
babe, fomit fogar dann Entfchädigung leiften müßte, wenn 
diefe auf den Grundherrn gehaftet hätte. 

Noch ward in der Klage angeführt, daß Kläger nur bie 
1823. Entfhädigung fordere, weil er durch feine vom 
23. Sinner 1823. an laufende Befoldung für feine An: 
fprüche pro futuro zufrieden geftellt fey; in der Replik aber, 
daß für 1809. bie 1813. eine Entſchaͤdigung deshalb nicht 
eingeflagt wäre, weil Kläger zur Zeit außer Stand ſey, 
ben in jenen Jahren erlittenen Schaden liquid zu machen. 

Bom Großh. Fiscus ward, der Klage in quali et quanto 
wiberfprochen, insbeſondere 

ad 1., daß Kläger durch feine Anftellungs - Decrete ein 
Recht auf die Amtsrepiforats - Sporteln erworben habe. 
Denn, wenn gleich nachmals zugegeben warb, daß Kläger 
von feinen Grundherrn theild auf firen Gehalt, theild auf die 
Sporteln der Patrimonial-Gerichtsbarfeit angeftellt geweſen 
fey, fo laͤugnete body der beflagte Fiscus, daß Kläger damit ein 
Recht auf den Bezug der’ Amtsreniforatsfporteln erworben 
habe, weil derfelbe verpflichtet gewefen fey, fich allen Dama- 
ligen und Fünftigen Anordnungen über die Gerichtsbarkeit 
zu unterwerfen, und weil der Umfang feines Sportelbezugs 
von der Wandelbarfeit der Suftizverfaffung und Sportels 
Ordnung abhängig gemwefen fey. 

ad 2. Ward angeführt, daß Kläger fi) im Jahre 1809. 
die Amtsfchreibereiftele von feinen Grundherrn babe .ents 
ziehen und einem Andern übertragen laffen, ohne damals 
die mindefte Einſprache dagegen zu erheben, obgleich bie 
Trennung ber Amtsfchreiberei ohne feinen Sportelverluft 
nicht habe vollzogen werben Finnen. Man gab zu, daß 
diefe Trennung der Amtöfchreibereigefchäfte eine Folge der 
Verordnung vom 20. Mai 1809. geweien fey; ed ward 
aber widerfprochen, daß dieſe Verordnung eine abjolute 
Nothwendigkeit jener Trennung erzeugt habe, indem ein 
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bald darauf erfolgtes Geſetz eine Difpenfation habe eintreten, 
und das Drganifationg » Edict von 1809. diefe Trennung 
fogar bis zum allmähligen Abfterben der damaligen grund- 
berrlihen Beamten babe ausgeſetzt ſeyn laſſen. 

ad 3. Es ward widerfproden, daß Kläger durch diefe 
Trennung einen wirklichen Berluft.in feinem Dienfteinfom- 
men erlitten babe, indem einestheild durch die Organijation 
von 1809. ber Geſchaͤftskreis ber grundherrlichen Be;irfe- 
Beamten erweitert, und damit auch ihr Sportelbezug ver- 
mehrt worden. ſey; anderntheild die Amtsreviforate einen 
viel weitern Gejchäftsfreis hätten, als die vordem von den 
grundherrlihen Beamten verwaltete Rechtspolizei; daher 
der Ertrag der Amtsreviforats - Sporteln nicht zum Maaß— 
ftab dienen koͤnne, um darnach zu berechnen, wie viel Kläger 
durch die Trennung der — von ſeinem Amte, an 
Gebuͤhren verloren habe. 

ad 4. Ward zugegeben, daß im Jahre 1813. die grund⸗ 
herrliche Patrimonial-Gerichtsbarfeit aufgehoben und an den 
Staat gezogen worden ſey, zugleich aber widerſprochen, daß 
der Staat damit die Verbindlichkeit übernommen habe, den 
Kläger für feine im Jahre 1809. verlorne Amtsfchreiberei: 
gebühren zu entfchäbigen. Es habe der Staat im Sabre 
1813. den Kläger ald damaligen Juſtizbeamten, und ebenfo 
den grundherrlichen Amtsfchreiber Zöller, jeden in dieſer 
feiner Eigenfchaft, in ben Staatsbienft übernommen, und 
damit dem Geſetz gemäß behandelt, durch welches bie 
grunbherrliche Zurisdiction aufgehoben worden ſey. — Zus 
gleich ward angeführt, daß, infofern Die Klage darauf ges 
richtet werde, daß die Staatsregierung durch Aufhebung der 
PatrimonialsFurisdiction unrecht gehandelt habe, die Beur- 
theilung dieſes angeblichen Unrechts nicht vor das Forum 
des Givilrichters , fondern in das Gebiet des Staatsrechts 
gehöre. 
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Am 26. April d. J. erkannte das niederrheiniſche Hof⸗ 
gericht: „Daß nach vorgaͤngiger Wiederherſtellung des 
„Beklagten gegen das am. 7. Januar d. J. ergangene Vers 
„ſaͤumungs⸗Erkenntniß, der Kläger mit der gegen ben Fis— 
„us erhobenen Klage abzumeifen, und zur Tragung der 
„Koften, jedoch mit Ausnahme der durch das Verſaͤumungs⸗ 
„Erkenntniß veranlaßten, welche dem Bellagten zur Laft 
‚bleiben, zu verurtbeilen ſey.“ 

Diefed Erfenntnig warb vom Oberhofgerichte dahin abs 
geändert: „daß bie erhobene Klage infofern für wohlbes 
„gründet zu achten fey, als ber beflagte Gr. Fiscus ſchuldig 
„ſey, dem Kläger die ihm in Folge der hoͤchſten Verordnung 
‚vom 20. May 1809. entzogenen Gebühren und Sporteln 
„von den Gefchäften ber willführlichen Gerichtsbarkeit, für 
„die Periode vom 1. April 1814. bis 23. Januar 1823., 
„mebft 5 pCt. Zinfen vom Tage der erhobenen Klage an 
‚zu leiften; daß aber das Quantum dieſes Erfages zum 
„‚befondern Riquidationsverfahren vor das Erftinftanz « Ge- 
„richt auszufegen, und von biefem darüber, vorbehaltlid) 
„weitern Recurſes beider Theile hierher, zu erfennen, die 
„bis dahin aufgelaufenen Koften erfter und zweiter Inſtanz 
‚von dem Kläger zu Y, und von dem beklagten Theile zu %; 
„zu tragen ſeyen.“ 

Entfheidungsgründe. 

1) Der Kläger, welcher früher als grumdberrlicher 
Beamter zu Dber- ımd Untergimpern, auch Wazen- 
bad, dann Helmftadt, Michelbach, Schwanheim und Flins- 
bady angeftellt war, und in biefer Eigenfchaft nebit der 
fireitigen, auch bie willführliche Gerichtsbarkeit zu verwal⸗ 
ten, und die von beiden fallenden Sporteln zu beziehen 
hatte, — mußte in Folge der höchiten Verordnung vom 
20. May 1809., unter Beibehaltung des Richteramtes, die 
Beforgung der Staatsfchreiberei, oder fonft fogenannten 
Amtsfchreiberei - Gefchäfte, einem von ben Grundherrn be- 
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ſonders aufzuſtellenden Amtsſchreiber uͤberlaſſen, wodurch 
ihm denn auch die von den letztgedachten Geſchaͤften abfal⸗ 
lenden Sporteln und Gebuͤhren fuͤr die Zukunft entgüngeit, 

2). Nocdy ehe hiefuͤr dem Amtmann R. eine Entſchaͤdi⸗ 
gung: ausgeworfen worden. war, erging die weitere hoͤchſte 
Verordnung vom 14. Map, 181835 wornach von aller 
Obrigkeit in Criminal⸗ und Eivib⸗, auch Rechts Kirchen⸗ 
gemeinen», Polizei⸗ und Regierungsſachen die Verwaltung 
mit Bortbeil und Laften vom 1.Juni 1813: ar, won den 
Standedss und Grundherrn an Deut Staat uͤberginge. 

3) Dieſes bewog nun den im Jaͤnner 1823: zum Hof⸗ 
gerichtsrath befoͤrderten Amtmann R.— "welchem. hierbei 
feine Beſoldung pro faturo regulirt ward — auf den Er- 
ſatz der ibm vom 1. April 1814: bis 23. Januar 1823. 
entzogenen Gebühren und Sporteln von den: Amtäreviforats- 
oder ſonſt fogenannten Amtsfchreiberei = Gefchäften, unter 
dem 4 Nov. 1832. fürmlihe Klage gegen: den Großb: 
Fiscus zu erheben. 

4) . &8 fragt: ſich daher: 

a) ob dem Klaͤger überhaupt Erjats für’ die im feinen 
ehemaligen Amtsbezirk erfalfenen Sporteln, von ben "dort 
vorgekommenen Amtsrepiforats oder‘ ſogenannten Amts- 
fchreiberei = Gefihäften, während: des gedachten" Zeitranmes 
gebühre ? — ſodann 

b) ob ihm dieſer Erſatz insbefondere von dem Gr. Fis⸗ 
cus gebühre? — Endlich 

ec) ob ihm diefer Erfag dermalen fchon in dem angefpro- 
denen Betrage zuzuerfennen jey ? 

Zu a) Iſt es nach den in dieſer Snfanz vorgelegten 
Urfunden nicht weiter beftritten, ‚daß Kläger, auffer der 
fireitigen, auch die willführliche Gerichtöbarfeit zu admini— 
firiren, und die von Diefer, wie von jener, abfallenden 
Sporteln ald Befoldungstheil zu beziehen gehabt babe. Be- 
fteht num aber das Recht, welches aus dem Dienfivertrag 
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zwiſchen dem Staatsdiener und dem. Staate beſteht: — aa) 
anf Seiten des Staates darin, daß er nicht nur die im 
Dienftvertrage namentlich verzeichneten Dienftleiftungen, fonz 
dern überhaupt Dienftleiftungen, welche den Kenntniffen 
und dem: Character des Dieners angemeffen find, von bies 
fem zu’ verlangen berechtigt, und Iegterer ſolche zu leiften 
fchuldig tft ;>weil der Staat durch Anftellung eines Dieners 
fich gewiß nicht verbindlich machen will nod) kann, Die dem 
Diener: urſpruͤnglich zugewiefenen Dienftverrichtungen ſich 
auch dann noch von demfelben leiften zu laffen, wo er jol- 
cher nicht mehr bedarf, oder wo er es nicht mehr zweckmaͤ⸗ 
Big findet; fich folche von demfelben fernerhin leiſten zu laſſen, 

bb) Auf Seiten. des Staatsdienerd darin: daß ihm ber 
ausgeworfene Gehalt nebft rechtmäßigen Dienft - Emolnmen- 
ten — als welche einen 'integrirenden Theil des Gebaltes 
bilden — unabgekuͤrzt und ungefchmälert verbleibe, — fo 
muß die. aufgeworfene erfte Frage bejaht werben. Und ſo 
. wie ber Diener ſich eine Erweiterung feines Gefchäftsfreifes, 
welche der Dienftherr nöthig oder zwedmäßig erachtet, gefals 
Ion Iaffen muß, ohne darum auf eine größere Bejoldung 
ein Recht zu erlangen, eben fo kann die Dienftherrichaft, 
welche den Gefchäftsfreis des Dienerd zu vermindern und 
ihm einen Theil der bisherigen Gefchäfte abzunehmen für 
zweckmaͤßig erachtet, darum dem Diener fein Dienfteinfoms 
men nicht fehmälern. Die Dienftverrichtungen, zu welchen 
der Diener erbötig und bereit ift, welche ſich aber der Staat 
von ihm nicht mehr will leiften laffen, gelten in Bezug auf 
die dem Diener dafür zugeficherte Belohnung, für wirklich 
geleiftet ; der Staat kann wohl auf fein Recht der Dienft- 
feiftungen des Dieners verzichten, nicht aber auch dadurch 
ſich der dieſem Recht correfpondirenden Berbindlichfeiten 
entziehen. | 

Zu b). Kläger trat allerdings durch feine urfprüngliche 
Anftelung als grundherrlicher Beamter in Vertragsverhält- 
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niffe zu den betreffenden Grundherrn, welche feine Dienft- 
berrfchaft, fo wie er, ihr Diener wurde. Und dieſe Ber- 
tragsverhältniffe wurden auch Feinesweges durch die hoͤchſte 
Verordnung vom 20. May 1809. alterirt, welche es den 
Grundherrn zur Pflicht machte, die Rechts⸗ und Staats⸗ 
ſchreibereigeſchaͤfte von einander zu trennen, und fuͤr dieſe 
wie fuͤr jene eigene Beamten aufzuſtellen. Gedachte Verord⸗ 
nung ging die grundherrlichen Beamten nichts, ſondern die 
Grundherrn ſelbſt an, weßhalb jene dagegen zu recurriren 
nicht noͤthig hatten; ſondern es dieſen uͤberlaſſen Fonnten, 
ihre Intereſſe wegen der Vertragsverhaͤltniſſe, worin ſie 
zu ihren Beamten ſtanden, zu wahren, und letztere Fonn- 
ten daher auch aus jener Verordnung kein Klagrecht gegen 
den Großh. Fiscus herleiten. Als aber durch die weitere 
hoͤchſte Verordnung vom 14. May 1813. die bis. dahin den 
Grundherrn zugeſtandene ſtreitige und willkuͤhrliche Gerichts: 
barkeit mit Vortheil und Laſten auf den Staat uͤbergingen, 
und von da an Se. Koͤnigl. Hoheit der Großherzog eben ſo 
die Dienſtherrſchaft des Klaͤgers wurde, wie vordem die 
betreffenden Grundherrn es waren; fo erwuchs dadurch 
dem Kläger das Recht, die Erfüllung feines: Dienjtver- 
trags nun eben fo an den Großb. Fiscus zu verlangen, wie 
er ſolche vordem am feine frühere Dienſtherrſchaft, Die 
Grundherrn, anzufprechen berechtiget gewefenr. Wäre jene 
Uebernahme ber den Grundheren bis dahin. zugeftandenen 
Jurisdiction von ‚Seiten ded Staats nicht erfolgt, ſo müßte 
ſich Kläger, ‚wegen ber. ihm: feit dem 1. April 1814. ent⸗ 
zogenen Dienſtemolumente an ſeine Grundherrn halten, die 
ihm ſolche zugeſichert, und es dieſen uͤberlaſſen, — ihren 
Regreß — wenn ſie damit durchzulangen glaubten, an den 
Staat zu nehmen. Dadurch aber, daß Letzterer die Eigen— 
ſchaft, aus welcher ihm die Grundherrn verpflichtet waren, 
uͤbernahm, und ſeine Dienſtherrſchaft wurde, hat er ſich 
auch wegen Haltung ſeines Dienſtvertrages nur an ihn zu 
halten, und den Erſatz der ihm ſignaturmaͤßig gebühren- 
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den, aber ſeit dem 1. April 1814. entzogenen Beſoldungs⸗ 
theile nur vom Staate zu fordern. 

Zu ©) Hat zwar Kläger durch beigebrachte Zeugniſſe 
von den Amtsreviſoren zu Neckarbiſchoffsheim und Neckarge⸗ 
muͤnd den Betrag der ihm in der fraglichen Periode eut⸗ 
gangenen Amtsreviſorats a Gebühren und Sporteln nachzu⸗ 
weiſen geſucht, allein dieſe ſowohl in dem Einredeſatz vom 
W. Jaͤnner, als in der Duplik vom 3. März d. J. wider⸗ 
ſproͤchenen Zeugniſſe, koͤnnen blos als ein sine relato nichts 
beweiſendes referens angeſehen werden; weßhalb, und 
weil auch bie. ſeitherigen Verhandlungen ſich hauptſaͤchlich 
auf die Frage: ob dem Klaͤger der -angefprochene Erſatz 
gebuͤhre 2 beſchraͤukten, die weitere Frage: wie viel ihm 
Erfaß: gebuͤhre? in ein beſonderes Liquidationsverfahren 
verwieſen werden mußte. — Uebrigens und 

5) zerfallen nit deriad Lu: b. ausgeführten Klagbegruͤn⸗ 
dung, Die beklagter Seits obmovirten Einreden von felbft; denn 

a) fann darnach von dem Mangel der Paffiv > Legitima- 
tion zur Sacher darummı feine Nede ſeyn, weil nah 8. R. 
Sag. 112%; Verträge nicht blos. die Daciseenten, fondern 
auch ihre Erben und Rechtöfolger binden. 

b) Es .ftand dem Kläger nicht zu, gegen die hoͤchſte 
Berorbnung von 20. May 1809. Einfprade zu machen, 
noch kann es: ihm nachtheilig feyn, daß die Grundherrn 
von: der ihnen. durch die Verordnung vom 7. Juni 1809. 
und durd den 5. 34. der Beil. C. zum Org. Refcripte 
vom 26. Nov. 1809, eingerdumten Befugniß, um Diepen- 
fation gegen die Berorbnung vom 20. May einzufommen, 
feinen Gebrauch gemacht haben. 

c) Wenn: Kläger, welcher aus feinen urfprünglichen 
Dienft » Signaturen ein Recht auf den Sportelbezug von 
Amtsreviforatsgefchäften bis zu dem Zeitpunfte hatte, wo 
er für die Zufunft darauf wergichtete, für die erſten Jahre, 
wo ihm dieſe Sporteln entgingen, naͤmlich von 1809. bie 
1514., den Erſatz gegen feine Damalige ürfprängliche Dienft: | 
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berrfchaft gerichtlich zu verfolgt ſich nicht bewogen fand, 
fo folgt daraus nicht, daß er folden aud gegen feine 
nachherige Dienftherrfchaft, für die nachfolgenden Jahre, von 
1814. bis 1823., gerichtlich zu verfolgen rechtlich gehindert fey. 

d) Es iſt eine irrige. Unterftellung ,. daß Kläger, wel: 
cher- in Folge der Verordnung. vom 20. May 1809, eines 
Theild-der ihm urſpruͤnglich zugewiejenen Dienftverrichtun- 
gen enthoben worden, im Jahre 1813. ‚nicht: mehr activer 
Beamte und’ zum unabgefürzten: Bezug ber ihm ausgewor- 
fenen ganzen Befoldung berechtiget, geweſen. Endlich kann 

e) auch dem Kläger nicht "entgegen gehalten werden, daß 
der Staat den im Folge det. Verordnung vom 20. May 
1809. für das combinirte Amt. Obergimpern neu anges 
ftellten Amtsreviſor Zöller‘, bie bier in Anſpruch genom⸗ 
menen Amtereviforats » Sporteln habe fort beziehen laſſen; 
weil der Staat in Folge der hoͤchſten Verordnung vom 14. 
May 1813. den grundberrlichen Beamten nicht minder, als 
den grundherrlichen Amtsrevifor, mit feinem. unabgefürzten 
ganzen Gehalt und rechtmäßigen Dienftenolumenten bat 
übernehmen muͤſſen. 

6) Die Zinfen fonnten dem Kläger nur vom Tage der 
erhobenen Klage an zugefprochen werben, weil dadurch, daß 
Kläger fi in den Jahren 1817. und 1823. mit einer Bor- 
ftellung an das Großh. Finanzminifterium. gewenbet bat, 
der bier von dem Großh. Minifterium bes Innern zu vers 
tretende Fiscus nicht hat in Verzug gefegt werden koͤnnen. 


Bemerf. Diefer Fall, der wenigſtens hinſichtlich ber 
Frage: ob hier Großh. Fiscus ber rechte Beklagte ſey? — 
nicht ohne Zweifel ſchien, auch für den. beklagten Großh. 
Fiscus von einiger Bedeutung ift, ward gegen bie Anficht 
des oberhofgerichtlichen Nefpieienten entfcyieben ; daher es 
von Intereſſe feyn mag, deſſen Gründe für bie Beſtaͤtigung 
des hofgerichtlichen Erfenntniffes Eennen zu lernen. 
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Es richtete berfelbe ſeilen Haupt » und Directen Antrag 
dahin : das hofgerichtliche Urtheil Tediglich, unter Verfällung 
des Appellanten in bie Koften, zu beftätigen. 

Diefen Antrag wollte er folgendermaßen begründen: 
Wenn das Hofgericht die Klage, wegen fehlender Paffiv- 
Legitimation bed Großh. Fiscus verworfen habe, fo müffe 
er diefem Sate beiftimmen. Kläger leite feine Anſpruͤche 
lediglich aus feinem Dienſtvertrage ab ; Verträge erzeugten 
aber blos Rechte und Berbindlichkeiten unter den Vertrages 
perjonen, mithin fünne die Klage nur gegen die betreffen- 
den Grundherrn Statt: finden. Sollte dem Fiscus eine 
Entfchädigungspflicht obliegen, fo müffe diefe entweder aus 
L. R. Sat 1382. (wenn die Staatsregierung durch Erlaf- 
fung des Edicted vom 20. May 1809. eine unrechte That 
begangen babe) oder aus L. R. Satz 545. (wenn der Staat 
das Eigenthum bed Klägers des Öffentlich Nutzens wegen 
an fi) gezogen habe) abgeleitet werden. 

E8 habe aber die Regierung dadurch, daß fie im $. 14. 
des Grundherrlichkeitd - Edictes von 1807. den Grundherrn 
die erftinfianzliche bürgerliche Gerichtsbarkeit in Streitſa— 
chen und die Nechtspolizei übertragen, ſich überall nicht des 
Rechts begeben, den Grundherrn die Art und Weiſe vor: 
zufchreiben, wie fie diefes Regale ausüben follten. Dieſes 
vorbehaltenen Rechts hätte fi) die Regierung im. Edict vom 
20. May 1809. bedient, und es liege überdem auffer der 
Sphäre des Civilrichters, die Gerechtigkeit oder Billigkeit der auf 
verfaffungsmäßigem Wege ergangenen Gefege zu beurtheilen. 

Daß der Staat, wenn er, ded Öffentlichen Nutzens we: 
gen, über Privateigenthbum verfüge, ben Eigenthümer 
entfhädigen müffe, fey gewiß; allein durch das Edict vom 
20. May 1809. babe der Staat die Gebühren, für melde 
Kläger Entfhädigung fordere, nicht an ſich gezogen, ba 
die Grundberrn und ihre Beamten nach wie vor im vollen 
‚Bezuge der Früchte der mwillführlichen Gerichtsbarkeit blie- 
ben. Für einen mittelbaren Berluft, der für Privat: 
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perſonen aus Staatsanordnungen entſtehe, ſey der Staat 
keine Entſchaͤdigung ſchuldig. 

Die Entſchaͤdigungsverbindlichkeit waͤre, auch nicht durch 
das Edict vom 14. May 1813. auf den Staat uͤbergegan⸗ 
gen, weil diefer nirgends die Verbindlichkeit übernommen 
babe, den Kläger für die 1809. verlornen rechtöpolizeilichen 
Sporteln zu entfchädigen. Er wäre im Sahre 1813, nur 
activer Juſtizbeamter gewefen, und in biefer Eigenfchaft 
ſey er vom Staate übernomnten, als. activer Rechtspolizei: 
Beamter oder Amtsrevifor aber, der Anno 1809. angeftellte 
Beamte -Zöller. DerAnfprud des Klägers ſey im Grunde 
nichts anders, als ein Anſpruch auf eine wegen Entziehung Der 
Amtsichreiberei ihm  gebührende Penfion, und dieſer Anz 
fpruh, wäre er auch gut begründet, koͤnnte dem Kläger 
fein weiteres Recht gegen den Staat geben, als die wirf- 
liche. Penfion, wenn er eine folche erhalten hätte: 

Wenn der Kläger das Gefeb vom 14. Mai 1813. als 
eine unrechte That darftellen wolle, fo fuche er eine Frage 
zur richterlichen Entfcheidung zu bringen‘, bie ſich nicht da> 
bin eigne; weshalb ſich auf eine‘ frühere oberhofgerichtliche 
Entfeherdung, in Sachen Großh. Fiscus gegen Earl und 
Ernſt von Menzingen, berufen warb. 

Es erfcheine daher die Klage, fo weit fie auf die Edicte 
vom 20. Mai 1809. und 14. Mai 1813, geftügt werde, als 
an und für fich unbegründet, fo weit fie aber auf die grund- 
berrlichen Anſtellungsdecrete gebaut werde, fey fie durch die 
Einrede der fehlenden Paffiv-Legitimation. elidirt. 


Eventuell ward jedoch in Antrag gebracht, dem Kläger 
durch Zwifchen-Befcheid mehrere Beweisauflagen zu machen. 

‚Die erfte Zeweißauflage follte dahin geben: daß Rent: 
Amtmann Zöller vor dem 17. Sänner 1809. ald Amts: 
fhreiber zu Obergimpern angeftellt gemefen fey? — 
Diefe Auflage ſtuͤtzte fi) auf die fiscalifche Behauptung, 
daß Die Grundheren zu der Trennung der flreitigen und 
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willführlichen Gerichtsbarkeit gar nicht gezwungen feyen, 
indem®er anfangs auf den 21. Juni 1809. zum Vollzug 
des Edicts angefebte Termin bis zum 23. Auguft hinausges 
feßt und den Grundberrn geftattet fey, um Dispenfation 
für die Fortdauer ber bisherigen Vereinigung der Juſtiz⸗ 
Berwaltung und Amtsfchreiberei, bis nach dereinftiger Aen- 
derung in ber Perfon der jesigen Diener, nachzufuchen. 
Hätten nun die Grundberrn die Trennung fpäter vorge 
aommen, fo wollte der Referent dieſes für eine rein will- 
führliche Handlung der Grundherrn halten, weldye nur fie, 
und nicht den Großh. Fiscus, zur Entſchaͤdigung verbinde. 

Eine weitere Bemweisauflage ward eventuell dahin vor- 
geichlagen: was dem Kläger die fignaturmäßig gebührenden 
Amtöfchreiberei- Sporteln der zu feinem grundberrlichen 
Amtsbezirk gehörig gewefenen Orte Obergimpern ıc. in 
den Jahren 1805 bis 1808. ertragen hätten? — Denn 
Großh. Fiscus fee dem Kläger, welcher feine Entfchädigung 
durch Borlegung der DVerzeichniffe von den Amtsreviſorats⸗ 
Sporteln aus den Jahren 1814 bis 1823. liquidiren wolle, 
entgegen, daß der Gefchäftsfreis der nachmaligen Amtsre⸗ 
viforate viel ausgedehnter gewefen fey, ald der der grund 
berrlichen Amtsjchreiberei zu Obergimpern. Notoriſch 
fey es nun, daß die jekigen Amtsreviforate erft aus der 
Drganifation vom November 1809. hervorgegangen feyen, 
während boch die für Kläger günftigfte Entfcheidung nicht 
weiter geben koͤnnte, ald ihm eine Aufbefferung bis zum 
Betrage der frübern Amtsfchreibereigebühren zuzuerfennen. — 
Der Maaßſtab für feine Entfchädigung müßte daher aus ber, 
der Trennung ber rechtspolizeilichen Gefchäfte von dem Amte 
Dbergimpern vorbergegangenen Zeit entnommen werden, 
wozu eine 3jährige Durchfchnittsberechnuung genuͤgen würde. 
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Iſt die Ehefrau verbunden, für die Hälfte 

der von ihrem Ehemann während der Ehe ge— 

machten Schulden zu haften, in Folge der 
Errungenfhafts-Gemeinfhaft? 


(Michael März gegen die Joſeph Buttenmäller’fde Ehefrau.) 


Das Factiſche dieſes Rechtsſtreites iſt fehr einfach. — 
J. Buttenmuͤller hatte am 28. Juli 1819. eine Urkunde 
darüber ausgeſtellt, daß er dem Lorenz Knebel in Frei—⸗ 
burg für baar gelichenes Geld und Naturalien 2000 fl. 
fchuldig geworden ſey. Es waren 5 Procent Zinfen und 
vierteljährige Auffündigung bedungen. Diefen Schuldfchein 
hatte Michael März ald Bürge und Zähler unterfchriebert. 

Nachdem biefe Forderung durch Geffion auf ben Bier- 
brauer ©. zu Freiburg übergegangen war, warb bald da- 
rauf gegen den Schuldner Buttenmüller Bermögensuns 
terfuchung und nachmald die Gant erkannt. 

G., welcher nad ber Verweiſung bed Amtsreviſorats 
nur 122 fl. 15 fr. befommen follte, Flagte bie verlorene 
Summe: zur Hälfte gegen die Buttenmuͤller'ſche Ehefrau ein, 
und bezog ſich zu dem Ende auf den $. 4. eines Ehever- 
trage vom 14. Nov. 1815., wonach die Buttenmuͤller'ſchen 
Eheleute in Errungenfchaftsgemeinfchaft ftänden, und auf 
ben 2. R. Sat 1521 a. 
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Der Anwalt der Beklagten erklaͤrte, daß die weitern 
Verhandlungen uͤber die Klage nicht eher geſchehen koͤnnten, 
ale bis der Buttenmuͤller'ſche Gantprozeß zu Ende 
ſey. Denn aus dieſen Acten ergäbe fih, daß das einge- 
Hagte Kapital die gegenwärtige Ehe gar nicht berübre, fon 
dern nur aufgenommen ſey, um Schulden der erften Ehe 
damit zu bezahlen. Daß die Beflagtin die fragliche Schuld» 
urfunde weder anerkannt, noch unterzeichnet babe, und daß 
fie endlich fich der Gütergemeinfchaft entfchlagen und: nicht 
nur ihre Einbuße ſchon erlitten habe, fondern fogarı um 
ihr liegenſchaftliches Einbringen ‚gebracht fey. Endlid ward 
fi auf einen Vergleich‘ berufen, laut welchem die Gläubi- 
ger auf alle Anfprüche an die Beklagtin verzichtet Hätten. 

Das Amt erließ folgendes Erkenntniß: „iſt Kläger mit 
„Seiner Klage abzumweifen, bis eine förmliche Einbußberech— 
„nung zwifchen der Joſ. Buttenmüller’schen Gantmafle 
„und der Bellagtin über das eingebrachte und crrumgene 
„Dermögen gefertigt, und als rechtsbeftändig anerkannt 
„oder erflärt feyn wird.’ 

Auf gegen dieſes Urtheil ergriffene Appellation erfannte 
das Hofgericht des Oberrheins unter dem 2. Nov. 1831, 
in pejas: daß ber Appellant mit der erhobenen Klage, unter 
Verurfheilung in die Koften beider Inftanzen, abzuweiſen ſey— 

Beim Oberhofgerichte ward die gegen dieſe Erfenutnifie 
zur Hand genommene Oberberufung zugelaffen, und es er⸗ 
ging demnaͤchſt ein reformatoriſches Urtheil dahin : | 

„Die Beflagtin ſey fihuldig, dem Kläger binnen 4“ 
„Wochen, bei Vermeidung des Gerichtszugriffes, die Hälfte 
„jenes Verluſtes mit Zinfen zu bezahlen, den Kläger als 
„Buͤrge und Zähler an ber. Lorenz Knebel'ſchen, resp. 
„Bterbrauer Grammiſchen Forderung in der Gant ihres 
„Ehemannes wegen VBermögensunzulänglichfeit - erleiden 
„mußte; auch habe die Beklagte fämmtliche Roten der brei 
„Inſtanzen allein zu tragen.’ 
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Die Gründe zu dieſem abaͤndernden Erfenntniffe finden 
fid) in dem Deftnitiv » Bortrage dahin zufammengeftellt : 

Um beurtheilen zu fönnen, ob die Klage auf Erfaß ber 
Hälfte des Verluſtes, welchen Kläger in der Gant bes 
Ehemannes der Bellagten erlitten hatte, und folgemweife, ob 
feine Befchwerde gegen die Erfenntniffe der beiden vordern 
Snftanzen begründet fey? ftellte ber Referent folgende 
Fragen auf: 1) Vefteht unter den Buttenmüller’fcher 
Ehelenten, nad) Mandgabe ihres am 14. Nov. 1815. ers 
richteten Ehevertrags, eine Errungenfchaftsgemeinfchaft ? 
2) Sf die beflagte Ehefrau, in Folge diefer Errungen- 
fehaftsgemeinfchaft, verbunden, den Gläubigern ihres Man⸗ 
nes für die Hälfte der von letterem während ihrer Ehe ge- 
machten Schulden zu baften? und 3) ift gemügend ermwie- 
fen, daß die Darlehensforderung bes Klägers, erft nah 
der Verheirathung des J. Buttenmüller mit feiner je- 
tzigen Ehefrau entftanden ift ? 


Zur erften Frage, warb ein Auszug aus dem Ehe— 
vertrage der Buttenmüller’fchen Eheleute geliefert. In 
beffen $. 4. war feftgefegt : 


„Beide Theile jegen eine Errungenfhafts-Gemeins 
‚haft feft, und beichränfen biefelbe dahin, a) es fol 
„denen aus diefer Ehe erzeugten Kindern ein Biertbeil 
„der ehelichen Errungenfchaft bei einer dereinftigen Theilung 
„als Voraus zugefichert werden, die übrigen drei Viertheile 
„hingegen follen nach dem Grundſatz der gefeßlichen Errun⸗ 
„genfchaft vertheilt werben. Sollten feine Kinder aus bie: 
„ſer Ehe gezeugt werben, fo bleibt die ganze Errungenfchaft 
„‚balbtheilig, und obiger Voraus fällt fodann weg. b) 
„Behaͤlt ſich die Wittwe jährlich 100 fl. ihres teſtamenta⸗ 
„riſchen Nießbrauchs zur freien Dispofition bevor, jo zwar, 
„DaB fie der Verwaltung ihres Mannes gänzlich entzogen 
„ſind.“ 
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Ungeachtet dieſer deutlichen Worte, wollte doch der Anz 
walt. der Beflagten ed bezweifeln, daß darin eine Erruns 
genſchafts⸗ Gemeinfchaft bedungen worden, ‚weil er. einen 
MWiderfpruch zwifchen Diefer Stelle und ben 66. 3. und 4. 
des Ehevertrags behauptete, und mit Beziehung auf die 
L. R. Säbe 1530. und.1531., das Daſeyn einer Nichtger 
meinjchaft, im Sinne der allegirten Gefete behaupten wollte. 

Es führte jedoch der Referent aus: daß, um die ches 
lichen Berbältniffe der. B.⸗ſchen Eheleute nad) den erwähn- 
ten Gefegen beurtheilen zu können, der Ehevertrag das Ger 
ding enthalten müßte, daß unter ihnen gar feine 
Gütergemeinfchaft ftatt finden folle, und daß fie ſolche 
völlig ausſchloͤſſen. 

Nun aber ſtehe ber $. 3. des Ehevertrags nicht im 
Widerſpruche mit deſſen $. 4., indem er befage:: | 

„dieſes weibliche Beibringen erklärt die Wittwe — als 
„ebeweibliches Sondergut, zu welchem Ende auch die größ- 
„tentheils in Geld beftehenden 3000 fl. ald Liegenfchaftsgut 
„angenommen werben follen.’’ 

Diefe Worte dienten nur als Einleitung zu dem $. 4. 
bes Ehevertrage. Es habe nämlidy im $. 3. in DVerbin- 
bung mit $. 4. nicht anders gefagt werden follen, als daß 
dad gefammte Einbringen der Frau, einſchließlich ihres 
Fahrnißvermögend, nicht in die Gütergemeinfchaft fallen, 
fondern daß biefe ledigliy nur die Errungenschaft umfaflen 
ſolle. Dieſes Geding ſey mit dem im Sinne des L. R. 
Satzes 1530., wodurch die Guͤtergemeinſchaft ausgeſchloſſen 
worden, durchaus unvereinbar, weil bei dieſer Nichtge— 
meinſchaftsart die Einkuͤnfte aus den Guͤtern der Frau als 
dem Mann zur Beſtreitung der Ehelaſten gehörig, be. 
handelt würden, mithin auch eine bei der Eheauflöfung ſich 
ergebende Errungenfchaft dem Mann allein zugeböre. 

Wenn baber die erfte Frage dahin zu beantworten ey, 
daß die Joſ. Buttenmüller?’ fchen Eheleute allerdings eine 
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Errungenfchaftsgemeinfchaft unter ſich bedungen hätten, fo 
firche der oberappellatifche Anwalt in der dritten Stanz 
noch den befragten Ehevertrag für feine Glientin dadurch 
unfchädlich zu machen, daß er ſolchen als nichtig anfechte. — 
Diefe verfuchte Umftogung des Ehevnertrags hielt jedoch der 
Referent für längft verfpätet, und die im gegenwärtigen 
Prozeß darauf gegründete Einrede der Nichtigkeit für ver- 
fäumt. — Denn, was das leßtere anlange, fo wäre bie 
Dberappellationg » Einwendungs » Schrift nicht der geeignete 
Drt dazu, fondern die Einrede hätte ſchon in erfter Inſtanz, 
bei Einlaffung auf die Klage vorgebracdht werden follen. 
Die Behauptung ded Oberappellaten, daß es in der Pflicht 
des Nichterd gelegen babe, die formelle Beſchaffenheit dee 
Ebevertrags von Amts wegen zu prüfen, und, wenn er 
Nichtigkeiten darin finde, fie zu berüdfichtigen, obne von 
den Parthieen dazu aufgerufen zu feyn, wiberftrebe durchaus 
der dem Babdifchen Altern Prozefje zum Grunde liegenden 
Berbandlungemarime, und jtebe mit dem Grundfag, daß 
der Richter Einreden nicht von Amtd wegen fuppliren dürfe, 
durchaus im Widerfprud). 


Zur zweiten Frage: ob die Ehefrau verbunden fey, in 
Folge der Errungenfchaftsgemeinfchaft, den Gläubigern 
ihred Mannes für die Hälfte der von ihm während ber 
Ehe contrabirten Echulden zu haften ? — ward ausgeführt. — 


Nach dem 8. R. Sage 1498. wären bei ber bloßen Er- 
rungenfchaftsgemeinfchaft die beigebradhten und Fünftigen 
eigenen Schulden eines Jeden, und alle ihre beiderfeitig 
‚ beigebradhte und Fünftige Habe von der Gemeinfchaft aus: 
geichloffen. Der franzöfifche Urtert bediene fich der Worte: 


«Lorsque les &poux stipulent, qu'il n’y aura entre eux 
«qu’une communaute d’acquets, ils sont cense exclus de 
«la communaut& et les dettes de chacun d’eux actuelles et 
«futures, et leur mobilier respeectiv et futur.* 
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Demnach gäbe es, bei der urfprünglichen frangöfifchen 
Gefeggtbung, bei der Errungenfchaftögemeinfchaft feine 
ehegemeinſchaftliche Schuld, im Sinne des L. R. Satzes 
1409., fondern blos befondere Schulden ded Mannes und 
der Frau — Allein dieſes fey im Babifchen abgeaͤndert, 
und der nad alt» Badiihem Mecht beftehbende Grundfagß, 
daß bei einer Errungenfchafts + Gemeinfcyaft, die Ehefrau 
in eben dem Berbältniffe für die errungenen Schulden, auch 
über den Werth des errungenen Vermoͤgens hinaus, beſte⸗ 
muͤſſe, ſey in die Geſetzgebung aufgenommen. 

Dieſes wäre geſchehen: a) dadurch, daß in bie beutfäpe 
Ueberfegung des 8. R. Satzes 1498., nad den Worten 
„jetzige und Fünftige” nod das Wörtchen „eigene 
(Schulden) eingerüdt worden, wodurch, wie Brauer in 
ben Erläut. 3. IH. ©. 384. lehre, angedeutet werden folle, 
baß alle Ehefchulden oder gemeinfchaftliche Schulden aufs 
börten, von der Gemeinfhaft ausgefchloffen zu ſeyn. 
Sodann b) durch die Borfchrift des 8. R. Sabes 1521. a: 
Diefem Zuſatze gebe naͤmlich die Beltimmung des 8. R. 
Satzes 1521. voraus, wodurch das Gebing. für ungültig 
erklärt werde, welches einen Ehegatten oder deſſen Erben 
verbinden wollte, einen größern oder Fleinern Theil der 
Schulden zu übernehmen, als welcher feinem Antheile am 
Vermögen entfprehe. e) Durch ben folgenden Zuſatz: 
„Ja, wo bloße Errungenfchaftsgemeinfchaft ift, kann auch 
„kein Ehegatte fich frei machen, den Antheil an den Schul 
„den, ber ihn trifft, fo weit er aus bem errungenen Ders 
„mögen nicht bezahlt werden kann, aus dem ruͤcknehmenden 
„Einbringen den Gläubigern zu bezahlen.’ 

Rad den Faren Beltimmungen dieſes Geſetzes koͤnne 
alfo bei einer Errungenfchafts » Gemeinfhaft, die Ehefrau, 
felbft wenn fle fi) der Gütergemeinfchaft entfchlage, ihr 
Einbringen nie frei von der Haftungsverbindlichkeit für ih⸗ 
ren Antheil an den Gemeinfchaftsfhulden zurüdziehen, ſo⸗ 
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bald das Gemeinfchaftsvermögen zu deren Zahlung nicht 
hinreiche, fondern fie fey vielmehr verbunden, diefen ihren 
Antheil aus ihrem rücnehmenden Einbringen zu bezahlen. 

Wenn nun bei der Tandrechtlichen Geſetzgebung es auch 
“bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft, ehegemeinſchaftliche 
Schulden gaͤbe, ſo frage es ſich, worin dieſelben beſtaͤn— 
den ? Erwaͤge man, daß nah L. R. Satz 1528. bie be— 
dungene Gütergemeinfhaft in allen Fällen den Regeln der 
gefeglichen folge, jo beantworte fich diefe Frage dahin, daß 
auch bei der Errungenfchaftsgemeinfchaft insbefondere, alle 
jene Schulden ald chegemeinfchaftliche zu betrachten ſeyen, 
welde der L. R. Sat 1409. Nr. 2. als foldye bezeichne, 
nämlich diejenigen, welche während der Gemeinjchaft vom 
Mann, oder von der Frau mit Bewilligung des Mannes, 
gemacht worden jeyen. 

Frage man weiter: in welchem Verbältniffe die. Ehefrau 
an den Gemeinfchaftsichulden Antbeil zu nehmen babe, fo 
beantworte fich dieſes nah Maaßgabe bed 8. R. Satzes 
1528. in Verbindung mit 8. R. Sag 1482. dahin, daß 
davon die Hälfte auf die Frau falle. 

Es batte inzwifchen der bofgerichtliche Legent, nad) deſ— 
fen Anficht die hofgerichtliche Majorität den Fall entichied, 
dem 8, R. Sat 1521. a. eine weit befchränftere Auslegung 
gegeben, indem er glaubte, daß derjelbe nur von dem 
Falle zu verftchen fey, wenn bie Frau fi der Güterge- 
meinſchaft theilhaftig made. — Dagegen erinnerte der 
oberbofgerichtliche Referent, daß, nad dem Geſetze, ſich 
ein Ehegatte. bei einer Errungenfchaftsgemeinfchaft von der 
Verbindlichkeit frei machen fönne, aus dem rüdnehmenden 
Einbringen feinen Antheil an den Gemeinjhaftsjchulden zu 
bezahlen. 

Nach der Auslegung des hofgerichtl. Legenten wiirde es 
bingegen jederzeit in der Willführ der Ehefrau ftehen, ſich 
durch Entfchlagung der Gütergemeinfchaft von der Theil: 
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nahme au den Schulden frei zu machen, und ihr Einbrin« 
gen fchuldenfrei zuruͤckzuziehen. Eine folhe Auslegung, 
welche gerade zu dem entgegengefeßten Refultate von dem⸗ 
jenigen führe, welches das Geſetz, feinem deutlichen Ins 
balte nach beabfichtige, koͤnne unmoͤglich richtig feyn. Es 
würde, wenn man ihr folgen wollte, das Gefeg niemals 
zur Anwendung fommen, und baffelbe ald ein müßiger 
Zierrath im Gefegbuche ftehen, weil jede Ehefrau fich wohl 
hüten werbe, bie Gütergemeinfchaft anzunehmen, fobald 
fi bei ber Vermögensaufnahme feine Errungenfchaft, > 
dern vielmehr eine Verrungenfchaft herausftelle. 


Auch die Behauptung, daß, wenn man das Geſetz 
niht in dem vom bhofgerichtlichen Legenten unterftellten 
Sinne verftehe, ſich ein Widerfpruch zwifchen demfelben und 
bem 2. R. Sab 1453. ergeben würde, fuchte der oberhofs 
gerichtliche Neferent folgendermaßen zu widerlegen. ) 


Ein folcher Widerfpruch fände. ſich überall nicht, fondern 
es hätten nur die wegen Entfchlagung der geſetzlichen 
Gütergemeinfhaft, in den 8. R. Säten 1453. 1492. bie 
1495. gegebenen Regeln, in Beziehung auf die Errungens 
ſchaftsgemeinſchaft, durd den 8. R. Sat 1521. a. eine 
Beichränfung erlitten. - 


Auch bei der Errungenfchaftsgemeinfchaft behalte die 
Frau, welche ber Gütergemeinfchaft entfage, nah L. R. 
. Saß 1493. dad Recht, ihr im Sage 1470. befchriebenes 
Beibringen zuruͤckzunehmen, und zwar könne fie desfalls 
nah 8. R. Sag 1495. ſowohl das Gemeinſchaftsvermoͤgen, 
als die eigenen Güter des Mannes angreifen. 


ALENR. Sag 1453.: „Wenn die Gütergemeinfhaft aufgelöft 

„wird, fo fteht der Frau frei, ſich derem theilhaftig zu ma- 

„sen, oder zu entfchlagen ; jede Uebereintunft, melde bie: 
„fer Freiheit zuwider läuft, iſt ungüftig.” 
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Beſchraͤnkk wäre dagegen das Entſchlagungsrecht ber 
Ehefrauen in feinen Wirkungen dadurch, daß fie nicht mehr, 
wie 8. R. Sat 1494. vorjchreibe, unbedingt von den Ges 
meinfchaftsichulden frei würden, fondern daß fie vielmehr 
nach L. R. Satz 1521. a. den fie daran treffenden. Antheil 
ans ihrem Einbringen bezahlen muͤſſen. 

Was ſich mit Grund. gegen die Vorfchrift dieſes letztern 
L. R. Satzes fagen ließe, beftebe darin, daß foldye in das 
Spitem, welches das franzoͤſiſche Civil-Recht über eheliche 
Guͤtergemeinſchaften und über das Verhaͤltniß der Ehe⸗ 
frauen zu denfelben aufſtelle, nicht fuͤglich paſſe, und die 
fonderbare Folge berbeiführe, daß die Errungenfchafts » Ge- 
meinfchaft, welche unter allen Gemeinfchaftsarten eigentlid) 
die vortheilbaftefte für die Frau feyn follte, nun die allernad)- 
theiligſte (etwa mit. Ausnahme der allgemeinen Güterge- 
meinfchaft), im Falle der Infolvenz des Mannes, für fie 
werben würde, Allein dieſe Betrachtung berühre den Ge- 
feßgeber , nicht den Richter, welcher letztere nur die beftes 
benden Gefeße anzuwenden habe, - 

Endlich wied der Referent noch zur Dritten Frage aus 
den Acten nach, daß die zur Hälfte an die Ehefrau ges 
machte Forderung. während ihrer Ehe mit dem J. Buts 
tenmitller entftanden feg, und concludirte auf das oben 
angeführte reformatorifche Urtheil. 

Ale Stimmen des Pleni, bis auf eine no‘, traten 
diefer Ausführung ded Referenten bei. 





Berantwortlichfeit des Gewalthabers auß ei- 
nem ll, oder Vergehen, nad gemeinen 
Rechte. 

(Obervogt Frech gegen Franciska Geyer.) 


Im Sahre 1803. hatte der Bicar Abbe Eifenmann ber 
Vogteiverrechner F. um ein Anlchen von 40 Louisd'or, ans 


Geblich fir den Amtsſchultheiß Fiſſcher angeiprodyen. Er 
erhielt daſſelbe, und fiellte einen Schuldfchein in den Wors 
ten aus: „ich Uinterzeichneter befenne, daß ich von Herrn 
F. für Herrn Amtsfchultheig F—r. 444 fl. erhalten m 
Eifenmann, Vicar.“ 

Erft im Jahre 1816. erhielt F. auf mehrfaches Andrins 
gen bei feinem vermeintlichen Gläubiger F—r. die Antwort, 
in einer, von bemfelben bei Amte abgegebenen Erflärung 
babin: baß ihm von bdiefem Anlehen Feine Sylbe befannt 
ſey, und daß ſich nirgends eine Handſchrift von ihm vor⸗ 
finden werde. 

Vicar E. ſtarb im Elſaß, und hatte die Wittwe S. 
zu ſeiner Univerſalerbin eingeſetzt. Dieſe, nachdem ſie ſich 
von der Aechtheit des von ihrem Erblaſſer ausgeſtellten 
Schuldſcheines uͤberzeugt hatte, ſchloß mit dem Darleiher 
F. einen Vergleich dahin ab, daß fie für Kapital und Zins 
jen binnen einem Vierteljahre 500 fl. bezahlen wolle, womit 
die ganze Schuld getilgt ſeyn follte. Diefe Vergleichsſumme 
ward auch wirflid ausgezahlt. 

Indeſſen fanden die Erben des Abbe Eifenmann ums 
ter feinen binterlaffenen Papieren einen Schein des Altfchults 
heiß $—r. vom 28. Juli 1803. auf, woburd der Ems 
pfang der 40 Louisd'or durch Hrn. Abbe Eijenmann 
atteftirt war. \ 

Darauf geftügt, forderte die Witwe Seyer jene be 
zahlten 500 fl., anfangs mittelft einer Klage gegen Amts⸗ 
ſchultheiß F—r., und als fie damit abgewiefen ward, ver- 
langte fie die, zufolge Vergleiche vom 1. März 1816. dem 
Frech bezahlten 500 fl. zuruͤck. In der deßhalb angeftellten 
‚ Klage bat fie um die Auflöfung jened Vertrags, weil es 
ſich jegt zeige, daß die Urfunde vom 29. Februar 1816., 
die Veranlaflung zu dem Vergleiche, falfch fey. 

Im Laufe ber damaligen Verhandlungen genehmigten 
beide Theile die Aufhebung des Vergleihe vom 1. Mär; 


— 303 — 


1816., ber damalige Kreisrath F. warb von der erſten Sins 
ſtanz für ſchuldig erklaͤrt, die fraglichen 500 fl. zuruͤckzu⸗ 
zahlen, und dieſes Erkenntniß in zweiter und dritter In— 
ſtanz beſtaͤtigt. 

Damit hatte der damalige proxe ſein Ende — 


Beinahe fuͤnf Jahre nachher lebte jedoch dieſe Sache 
wieder auf, indem der damalige Obervogt Frech bei Amte 
vortrug, da die Seyer ſeit vier Jahren nichts an ihn ges 
fordert, fo müfle er wiffen, wie er mit ihr ftehe, und 
bitte, fie einzuvernehmen, ob fie auf die fragliche Forbe> 
rung verzichtet habe, oder nicht ? ALS aber diefelbe erflärte, 
daß fie fhon vor 7 Jahren biefe Forderung an einen ges 
wiffen Sylveſter Weber abgetreten babe, und Diefer zu 
Protocol gab, daß er auf biefelbe beftehe, fo warb am 
4. September 1829. eine neue Klage gegen fie bei Amte 
überreicht. 

Nachdem — fagte der Kläger — er zur Herauszahlung 
der vergleichsmaͤßigen 500 fl. verurtheilt und ihm überlaf- 
fen worden, . feine Klage gegen die Seyer fortzufegen, fo 
feyen die Älteren Rechtsverhaͤltniſſe wieder eingetreten, welche 
vor dem Vergleiche beftanden hätten, und er wieberhole feine 
Klage von 1816., welcher er noch beifüge. — Die beim 
Amte D. gepflogenen Berhandlungen in Sachen der Beklagten 
gegen Fiſcher wiefen bie ftreng rechtliche Wahrheit nach, daß 
Birar Eifenmann demfFifcher felbit 40 Louisd'or ſchuldig geweſen 
ſey, und mit bem, von ihm Kläger erhaltenen Gelbe feine 
eigene Schuld bezahlt habe. — Da inzwifchen Fiſcher aus 
einer gewiflen Gantmafle Geld zu erheben gehabt, auch ihm 
eine Penſion ausgeworfen worben, fo babe Kläger die 40 
Louisd’or gegen ihn eingellagt, und zugleich einen Beichlag 
auf feine Forderung gelegt. Indeſſen wäre er auch mit 
diefer Klage abgewiefen, weil Abbe Eifenmann aus bes 
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nen, von ibm angeblich für Fiſcher entlehnten und ihm 
anvertrauten. Geldern, feine eigene Schuld an diefen ges 
tilgt habe, und Fifcher von dem Borgeben Eifenmanne 
bei Obervogt Fredy nichts gewußt habe. Er. hätte. diefes 
Erfenntniß rechtskräftig werden laflen, weil die Seyer ihn 
wicht habe vertreten wollen; ed wäre daher gegen fie Beide 
rechtskraͤftig entfchieden: daß Vicar Eifenmann die ihm 
anvertrauten Gelder in feinen eigenen Nugen verwendet- 
babe. Daber wäre die Beflagte, als deſſen Rechtsnachfol⸗ 
— ſchuldig, ihm, auſſer den bezahlten 500 fl., noch 

226 fl. an Kapital und Zinſen zu verguͤten. Er bat, fie 
zur Zahlung diejer Reſtforderung anzubalten. 

Die Beklagte berief fi) darauf, daß die Sache — 
kraͤftig erlediget ſey; Klaͤger moͤge uͤbrigens ſeinen Regreß 
nehmen, an wen er wolle. 

Dieſer Rechtskraft widerſprach jedoch der alager. Die 
Richterſtellen haͤtten in den fruͤhern Prozeſſen ſeine Einwil⸗ 
ligung zur Aufhebung des Vergleichs von 1816. als pure 
geſchehen angenommen, ihm aber die Ausfuͤhrung ſeiner 
Anſpruͤche an die Beklagte vorbehalten; die naͤmlichen 
Rechtsverhaͤltniſſe, welche vor dem Vergleich beſtanden haͤt⸗ 
ten, wären nach Aufhebung deſſelben wieder eingetreten. 

Die erſte Inſtanz wies die Klage, als laͤngſt durch 
rechtskraͤftiges Erkenntniß erledigt, ab. Su der Appella⸗ 
tions⸗Inſtanz ward aber dieſe Rechtskraft beſtritten, indem 
über die Materialien der Sache noch nichts entſchieden, 
und dem Kläger vorbehalten fey, gegen jeine mit 
einer befondern Klage aufzutreten. 

m. Uebergange. auf die Materialien ward vom Appels 
lanten behauptet: es fey erwiefen und anerfannt, daß 
Kläger dem Rechtsvorfahrer der Beklagten 440 fl. für 
Fiſcher gegeben habe. Ob nun Eifenmann feine eigene 
Schuld bei Fiſcher bezahlt habe ? dieſes ſey eine Streit: 
ſache zwifchen ber Beflagten und Fifcher. Klaͤger fey nur 
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der Mittelemann, und es könne ihm gleihgältig feyn, wer 
in jenem’ Streite obfiege; denn in dem einen Falle jey 
Fifher, in dem andern aber die Bellagte ihm haftbar. 

. Obgleich die Verhandlung mit Fifcher dem Kläger nicht 
ſchaden koͤnne, fo möüfle fie doch die Bellagtin gegen den 
Kläger verbinden. Es werde nämlid Niemand widerfpres 
chen, daß, fobald Fiſcher's Behauptung richtig fey, dem 
Kläger das NRüdgriffsrecht auf die Beflagtin zuftehe, daß 
diefe daher, wenn er gegen Fiſcher lage, ihn zu ver- 
treten, und ihm im Unterliegungsfalle Erfaß zu leiften habe. 

' Bon ber Gegenfeite ward barauf beitanden, baß bie 
Rechtskraft in der Mitte liege. Die Behauptung, daß in 
eriter Inſtanz die Reconvention vorbehalten wäre, fey uns 
gegründet, da die Urtheile der beiden hoͤhern Inftanzen das 
Urtheil des Amts abgeändert hätten. In allen drei Inſtan—⸗ 
zen wäre über die Klage und Widerflage weit und breit 
verhandelt und gefproden worden. — 

Als das amtliche Urtheil vom Hofgerichte lediglich be- 
ftärigt ward, fo verfolgte ber Kläger dagegen die Oberaps 
pellation, welche aber nur ale Revifion angenommen wurde. 

Der Revident wollte das bofgerichtliche Urtheil nicht 
anerfennen, fondern bat: die Sache als nicht entſchieden 
anzufehen und dieſelbe an das Hofgericht zuruͤckzugeben, mit 
der Weifung, den zu entjcheidenden 6 Richtern einen vor⸗ 
figenden Rath beizugeben. Diefe Anficht gründete ſich auf 
einige Ausftellungen, die er gegen das Deciſiv-Votum 
des Präfidenten machte. 

Hinfihtlich der Materialien ward in der Reviflong - ns 
‚tanz nicht viel vorgebracdht, was nicht fehon in den frühern 
Inſtanzen zur Sprache gefommen wäre. — Ob Eijiens 
mann der Mandatar des Fifcher gewefen, wille man 
nicht ; Erfterer babe ſich dafür ausgegeben, Letzterer wiber- 
fpreche ‚diefer Behauptung. Bei diefen Verhältniffen muͤſſe 
Beklagtin bie Richtigkeit ded Mandate beweifen. Dagegen 
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involvire die von Eiſenmann dem Klaͤger ausgeſtellte 
Beſcheinigung, nach welcher Jener das Geld fuͤr Fiſcher 
erhalten habe, ben Auftrag, ſolches auch an dieſen zu übers 
bringen. — Kläger babe das Geld dem Eifenmann als 
Fifher’ihem Mandatar anvertraut, es habe fich aber 
gezeigt, daß er dieß nicht geweien fen, fondern daß er 
vielmehr den Kläger getäufcht und: das Geld für ſich vers 
wendet habe. — Es verfuchte Revident weiter, - mehrere 
bei dem Hofgerichte gefallene Abftimmungen zu miderlegen. 

Rach. gefchloffenen Revifionsverhandlungen erfannte das 
Oberhofgericht in pleno abAändernd: „es fey, unter Aufhebung 
„des amtlichen und bofgerichtlichen Erfenntniffes, dabin zu 
„ertennen, daß Bellagte NRevifin fihuldig fey, die einges 
‚‚Hagte Reftforderung von 226 fl. fammt Zins zu 5 pEt. 
„vom 1. Suli 1826. an, binnen 4 — an den Atäger 
‚zu zahlen.’ 


Der oberhofgerichtliche Referent, ‚welcher auf dieſes Ur⸗ 
theil antrug, batte feine Gründe dahin zufammengefaßt. 
Frage man zuerft: ob die Klage begründet ſey ? — jo koͤnne 
es fih nad dem ausgeftellten Scheine. des Bicar Eifen- 
mann nicht wohl bezweifeln laſſen, daß diefer, indem er 
ben Schein ausftellte, die Verbindlichkeit übernommen babe, 
das Geld in bed Revidenten Namen an Fifcher abzuliefern, 
und daß Eifenmann fo lange dem Obervogt Fred ver- 
haftet bleibe, bis er fich ausweife, daß er ber Manbatar 
Fiſcher's gemefen ſes, und BAM das Geld ausgeliefert 
babe. 

Müpte man nun als — annehmen, daß Eiſen— 
mann ſich faͤlſchlich fuͤr Fiſcher's Mandatar bei dieſer 
Gelderhebung ausgegeben, oder daß er feine gehörige Em- 
pfangsbefcheinigung  fich von Fiſcher hätte ausftellen laſ⸗ 
fen ; — fo würde darnach die Klage, welche ſich auf ein 
Vergeben ober Verſehen gründe, als fundirt erfcheinen. 


u U 


Da von Seiten Eifenmann’s nicht nachgewiefen 
worden, baß er von Fifcher einen Auftrag gehabt babe, 
fo müffe angenommen werben, daß, beim Mangel eines 
ſolchen Auftrages nur Erfterer dem Revidenten für bie Schuld 
babe verbindlich werben koͤnnen. Uebrigens würde er ihm 
auch immer wegen Verfehens verhaftet bleiben, weil er ſich 
von Fifcher feinen zur Rüdforberung bes Geldes geeigne- 
ten Schein babe ausſtellen Taffen. Der von Fifcher am 
28. Zuli 1803. ausgeſtellte Schein reiche dazu nicht bin, 
weil er des Nevidenten nicht erwähne, und nichts davon, 
daß F. die 40 Louisd'or burh Eifenmann vom Reviden⸗ 
ten erhalten habe; er koͤnne alfo nicht dazu binreichen, um 
diefe Summe von if cher zurädzufordern. Da nun Ei» 
fenmann fih von Fifcher feinen gehörigen Schein habe 
ausſtellen laſſen, fo babe er fi) eine grobe Nachlaͤſſigkeit, 
ein Verſehen, zu Schulden fommen laſſen, wofür er haften 
muͤſſe. Er fey bezüglich auf den Revidenten in eulpa, und 
müffe für den Nachtheil einfteben, der durch fein Saiyal 
den entitanben. 

Denn in biefem Falle, der nach gemeinem Rechte zu 
entfcheiden fey, indem es fih von einem Gefchäfte von 
1803. handle, muͤſſe biftinguirt werben : ob die culpa aufs 
fer einem Gontracte vorfomme, oder ob Jemand mit dem 
Andern in vertragsmäßigen Verhaͤltniſſen ſtehe. — Eigent⸗ 
lich wuͤrde in dem zu entfcheidenden Falle nur von ber leß- 
tern culpa die Rede ſeyn fönnen, ba durch den Schein ein 
vertragsmäßiges Verhaͤltniß zu dem Revidenten entftanden 
fey ; da inzwifchen der Revife ein ſolches Verhaͤltniß laͤugne, 
fo muͤſſe aud der Fall einer culpa auffer dem Eon- 
tracte, in Betracht gezogen werden. In dieſem Falle 
müffe jeder ben hoͤchſten Fleiß anmenden, er muͤſſe ben 
durch feine Nachläffigfeit zugefügten Schaden erfegen, bie 
eulpa möge lata, levis ober levissima ſeyn, beſonders 
wenn aus einem vorhergehenden yofitiven Factum, die Ber- 


— 308 — 


bindlichfeit entfprungen fey, die nachtheiligen Folgen des, 
felben abzuwenden — Thibaut, Syſtem der Panberten, 
5. Ausg. $. 254. 

‘ Hier dürfte ein folches Factum in doppelter Hinficht 
vorhanden ſeyn, einmal, weil Eifenmann fih für 
den Gewaltbaber des Fifher ausgegeben, und dann 
beftehe diefes Factum in der Uebernahme des Geldes vom 
Revidenten für Fifher. — Er hätte dag Geld nicht fo 
abliefern dürfen, daß der Geber deſſelben unbefannt oder 
zweifelhaft geblieben, und dadurch in Gefahr gefommen 
wäre, jein Darlehen zu verlieren. Eifenmann müfle alfo 
für den Schaden haften, wenn man auch mit dem revi⸗ 
ſiſchen Anwalte annehmen wollte , daß” er nur zu Fifcher, 
nicht aber auch zum Revidenten in einem Vertragsverhaͤlt⸗ 
niffe Heftanden fey. 

Zufolge des Scheines bes Eifenmann wuͤrde fid 
aber eher annehmen laffen, daß er dadurch vertragsmäßig 
bie erwähnte Verbindlichkeit übernommen babe, jo daß bier 
nur von ber Leiftung der eulpa im Falle eines vertrags- 
-mäßigen Verbältniffes die Rede ſeyn koͤnne. — In diefem 
Falle würden folgende 2 Beltimmungen eintreten: 1., daß 
- ber, dem eine obligatio faciendi obliege, eben fo unbes 
dingt den hoͤchſten Fleiß anwenden müffe, als 2., derje— 
nige, welcher fich zu einem Gefchäfte aufdringt, er möchte 
nun einen Beflern verdrängen, ober nicht. 

Beide Beftimmungen kämen bier in Anwendung. Bis 
car ©. babe fich durch feinen Schein zur Leiſtung eines 
Facti verbindlich gemacht, nämlich zur Ablieferung des für 
Fiſcher empfangenen Geldes. Er hätte daher den hoͤchſten 
Fleiß bei der Ablieferung anwenden müffen, oder habe 
body wenigftend culpam levem zu leiften gehabt. Auch bie 
zweite Bellimmung würde bier eintreten, denn fo lange 
nicht nachgewiefen werben koͤnne, daß €. zur Geldauf: 
nahme von Fiſcher einen Auftrag gehabt, ftelle er ſich als 
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einen Solchen dar, der fih zu dem — ERBE 
gen babe. | 

Das revififche Argument, wie der Schein von Fif her 
darum gelten müffe, weil er die nämlihe Eumme und den 
nämlichen Datum enthalte, wie der Eifenmann’fche, 
fönnte hoͤchſtens eine richterliche Vermuthung dafür begrüns 
den," daß dad Frech' ſche Gelb an Fifcher- abgegeben 
worden. Daraus mwürbe aber noch überall nicht folgen, 
daß ibm das fraglihe Geld, ald von Obervogt Fred 
fommend, gegeben und uͤberſchickt ſey. Nur dann möchte 
aus dieſem Umftande eine Vermuthung für die Bellagtin 
entftehen , wenn erwiefen worben wäre, daß Eifenmann 
von Fiſcher wirflid einen Auftrag zu einer ‚folchen Geld⸗ 
aufnahme gehabt habe. 

Ueberdem habe die Beklagtin verſucht, den fraglichen 
Schein durch eine befondere Klage gegen Fifcher vor dem 
. Amte D. geltend zu machen ; fie fey-aber rechtsfräftig mit 
diefer Klage abgemwiefen worden, und das Amt fage in 
feinen Entfcheidungsgründen: Der Empfangfchein, welchen 
Fifcher über die 40 Louisd'or ausftellte, fey offenbar fein 
Schuldbekenntniß, fondern eine fimple Quittung. Unter 
biefen limftänden Fönne die Eifenmann’fche Erbin bie 
Verbindlichkeit oder Schuld ihres Erblaffers durch Abtretung 
bed Fifcher’fchen Scheines nicht tilgen oder zahlen, weil 
fie, nad jener Entfcheidung, feine EREM aus biefem 
Scheine habe. 

Ferner habe Fred eine Klage gegen Fif der, unter 
Aufforderung der Bellagten zur Vertretung angeftellt, wel 
cher Rechtsſtreit fi) damit geendigt habe, daß von Fiſcher 
ein Eid dahin ausgefchworen fey, daß er mittelft ber er- 
baltenen 40 Louisd’or nur denjenigen Betrag zurüd erhal 
ten babe, den Eifenmann ihm fchuldig geweſen, und 
daß er ihm feinen Auftrag gegeben habe, eine Geld —— 
von 40 Louisd'or fuͤr ihn zu negotiiren. 
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| Da auf diefe Art der Referent die Klage für begründet 
bieft, fo kam es auf bie beiden berfelben entgegengefeten 
Einreben nicht an. 

Die erfte derfelben, die der rechtskraͤftigen Entſcheidung 
der Sache, bielt er für verwerflih, indem er nachwieg, 
daß weder das Amt noch das Hofgericht über den Recon, 
ventionspoflen, welcher jebt in Frage fen, erfannt habe, 

Die zweite Einrede, bie ber Berjährung, welche ſich 
nur auf einen Theil der Zinfen erftredte, fand ber Nefes 
rent theild nur unbeftimmt hingeworfen, tbeild auch unbes 
gründet. Ä 

Andere Anfiht hatte das Spnftructiv «Votum, jedoch 
nur lediglich hinſichtlich der erften Einrebe der Rechtskraft ; 
womit ſich noch eine weitere Stimme bed Senats auf Bes 
ftätigung des hofgerichtlichen Urtheild vereinigte, fo daß bie 
Sache zur Entfheidung an das Plenum abgegeben werben 
mußte. Saͤmmtliche Stimmen des Pleni traten dem Nefes 
renten auf ein reformatorifches Urtheil bei. 





Kann ein Amtsrevifor, der bei einem öffent- 
lichen Teftamente als Zeuge auftritt, für zwei 
Zeugen gezählt werden? — Ergänzung des 
Auffaßes im 7. Theile der oberhofgerichtlichen 
Jahrbuͤcher ©. 280. folg. | 


(Steiert gegen , Steiert.) 


Jener Auffag ging nur bis zur Erkennung ber Prorefle ; 
fhon bei der damaligen Deliberation erfchien die Sache als 
fehr zweifelhaft, nur eine Stimme gab den Ausfchlag für 
bie Zulaffung der Oberberufung, Nach gefchloffenen Ver⸗ 
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bandlungen kam der Rechtsſtreit, da auf ein reformatori- 
fches Erfenntniß gegen zwei gleichlautende Urtheile ber 
Untergerichte angetragen ward, zur Entſcheidung des Pleni. 

Bei ber Prüfung: ob die Klage begründet ſey? — 
batte der. Deftnitin-Referent folgende beide Fragen aufge 
worfen: 1) ob es eine Nichtigkeit bed Teſtamentes begrüns 
ben fönne, daß das fragliche Teftament von feinem Staats» 
fchreiber, noch aus Auftrag eines folchen, fondern nur von 
einem Theilungs-Commiffair in eigenem Namen aufgenoms 
men worden fey? 2) Ob ber letzte Wille darum nichtig 
fey, weil es an der erforderlichen Anzahl tauglicher Teſta⸗ 
mentszeugen fehle ? 

Die erfte Frage kann bier mit ber Bemerkung abergan⸗ 
gen werden, daß der Referent in dieſem Verhaͤltniſſe keinen 
Nichtigkeitsgrund auffinden wollte, weil der Theilungs⸗ 
Commiſſair, welcher das Teſtament aufnahm, in dieſer 
Eigenſchaft bei dem Land⸗Amtsreviſorat F. angeſtellt gewe⸗ 


fen, und darin ſchon feine praͤſumtive Ermaͤchtigung zur 


Vornahme der Staatsſchreiberei gelegen habe. Ueberdem 
waͤre ſein Principal, der Amtsreviſor, bei der Teſtaments⸗ 
Verfaſſung ſelbſt anweſend —— und haͤtte daſſelbe mit 
unterſchrieben. 

Die zweite Frage ward naͤher dahin beſtimmt: 
durch die bloße Mitwirkung des Amtsreviſors S., 
Theilungs⸗Commiſſairs G. und noch eines Zeugen, die * 
mellen Erforderniſſe eines oͤffentlichen letzten Willens erfuͤllt 
ſeyen? — Sie ward vom Referenten dahin beantwortet: 
Wenn zwei Zeugen bei einem öffentlichen letzten Willen ges 
nügen follten, fo müßten, nad 2, R. Sat 971. bei deſſen 
Aufnahme zwei Staatsfchreiber concurriren. 

Die nähere Berrichtung berfelben beftimme der 2. R. 
Sat 972. 

Diefen Erforderniffen ſcheine das angefochtene Teftament 
nicht zu entfprechen. Indem das Gefeg ausdrüdlid zwei 
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functionirende Staatsfchreiber erforbere, koͤnne es nicht ges 
nügen, baß ber Staatsfchreiberei » Gehülfe bloß mit feinem 
Principalen functionire, 

Zwar koͤnne man nicht verfennen, daß. der erftere, indem 
er die vices feines Principalen vertrete, da er in beflen 
Namen und Auftrag ein StaatsfchreibereisGefchäft werrichte, 
eine Selbftftändigfeit aus fremder Machtvolllommenheit ers 
halte, und in folder Stellung, für das in Frage liegende 
Geſchaͤft, ald wirklicher Staatsfchreiber angefehen werben 
müffe, weil er die Perſon feines Principalen repräfentire, 
und alfo fingirt werben müfle, daß biefer felbft mit fremder 
Feder beurfunde, aud daß er durch einen zweiten und 
dritten Gehülfen gleichzeitig Staatöfchreiberei - Geſchaͤfte in 
ſeinem Bezirke verrichten laſſen koͤnne. 

Dagegen aber laſſe es ſich rechtlich nicht denken, daß er 

bei einem und demſelben Geſchaͤfte doppelt handeln koͤnne, 
daß er als zweifacher Staatsſchreiber auftreten duͤrfe, ein⸗ 
mal in Perſon, und einmal repraͤſentirt durch einen 
Gehuͤlfen. 
Die Amtsgewalt ſey bekanntlich, wie ber Buchſtabe des 
Geſetzes, ein todtes Weſen, beide müßten erſt durch Mens 
ſchenhaͤnde ins Leben gerufen werden. Sn ihr, welche ber 
Amtörevifor bei Staatsfchreiberei » Verrichtungen in's Leben 
zu rufen oder rufen zu laffen, die Beltimmung babe, lege 
die Beweiskraft feiner Beurkundung. 

Sie fey aber nur eine Einheit, fie könne alfo bei einem 
und demfelben Gefchäfte nicht Doppelt wirken. Daher koͤnne 
der Amtsreviſor und fein Gehülfe bei einem Gefchäfte, zu 
welchem fie zum Behufe der Beurfundung concurrirten, nur 
als eine Perfon betrachtet werden, fie fönnten nur die ber 
Amtögewalt ded erftern anflebende Beweisfraft einfach in 
Anfpruch nehmen. Soldyergeftalt ſcheine ed Far, daß, wo 
das Gefeß zwei Staatsfchreiber zur Beurfundung der Ge 
wißheit eines letzten Willens fordere, demſelben durch den 
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"Amtsrevifor und feinen Gehülfen nicht genügt ſey, weil der 
erftere gleichzeitig bei einem Act feine Amtsgewalt nicht 
übertragen und fie felbft üben, fomit ein ibm nicht verlic- 
henes boppeltes Beurkundungsrecht an ſich ziehen koͤnne. 

‚Die Nichtigkeit diefer Anſicht ergäbe ſich auch aus dem 
Nachtrage zur Notariatd-Ordnung zu $.4., indem dort ver: 
fügt fey, daß ein wirklicher im Bezirfe wohnender Staats- 
fchreiber, wenn er auf Erfuchen ded Bezirks - Staatsfchrei- 
bers , zu einem Gefchäfte mitwirfe, nur in der Eigenſchäft 
eines ſtatt zweier Zeugen auftreten koͤnne. 

Saͤhe man nun auf die drei einzeln aufgeführten Nich— 
tigfeitögründe bes Teftamente, fo fönne zu. 4) der letzte 
Wille des Andreas Steiert nicht zu Recht beftehen,, weil 
er zwar angeblicd) durch zwei Staatsfchreiber, in Gegenwart 
von zwei Zeugen errichtet feyn folle, diefes aber keineswegs 
der Fall jey. Sogar der Inhalt des Teſtamentes wäre 
diefer Behauptung entgegen, denn darin fey der Amtsrevifor 
S. ausdrüdlidy unter den Zeugen genannt, jedody für zwei 
Zeugen geltend, und er habe fi ald Zeuge. unterfchrieben, 
nicht als Staatsfchreiber. 

Da er aber mit. dem Berfaffer des Teltamentes rüdficht- 
lich der Beurkundung, nur eine Perfon vorftelle, jo koͤnne 
er zu 2) für feine eigene Perfon als ©. nur im beften 
Falle als ein einfacher Zeuge angefehen werden ; es feble 
alfo dem Teftamente an einem vierten Zeugen. 

Daber könne zu 3) auf die Zeugenfähigfeit des Theilungs- 
Commiſſairs G. nicht mehr anfommen. Wäre diefed aber 
auch, wenn vielleicht der Gerichtshof den Amtsrevifor ©. 
ald zweiten fuuctionirenden Staatsjchreiber, neben feinen 
Theilungs⸗Commiſſair wollte gelten laſſen, fo müßte doch 
das Teftament auf den Grund. des 2. R. Satzes 975. für 
nichtig angeſehen werden, weil es Feine zur Staatsjchreibe- 
rei berechtigte Theilungs-Gommiffaire in dem Sinne, wie fie 
der oberappellantifche. Anwalt bezeichne, gäbe, fondern viel- 
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mehr. alle Theilungs-Gommiffaire blos vom Staate geprüfte“ 
und recipirte, von ben Amtsreniforen aber angeftellte 
Schreiber feyen, welche, da fie nad dem Gefallen ihrer 
Principalen angeftellt und entlaffen wuͤrden, und nur in 
ihrem Namen Gefchäfte verrichten fönnten, in einem Sub⸗ 
jectiong » Berhältniffe zu den Amtefchreibern als Staate- 
fehreiber ftänden, welche ihre Zeugenfäbigkeit bei Teftamen- 
ten ausfchlöffen. — Da nun der Neferent, nad biefer 
Ausführung, die Klage für wohl begründet anfab, fo prüfte 
er noch die beiden berfelben entgegenftehenden Einreden, 
nämlid die Erflärung des einen der Miterben, daß er 
gegen die Förmlichfeiten des Teftaments nichts zu. erins 
nern babe, und die weitere des Verzichts auf "die Klage 
und Anfechtung des legten Willens bei einem früher ftatt 
gefundenen Proceffe. 

Nachdem der Referent diefe beiden Einreben für. uner- 
heblich erflärt hatte, welche Ausführung nicht in Diefen 
Aufſatz gehört, fo trug er auf ein reformatorifches Erfennt- 
niß an, welches weiter unten folgen wird, 


Bei der Deliberation im Senate waren die Anfichten 
über die gefegliche Stellung der Theilungs » Commiffaire zu 
den Aıntsreviforen fehr verfchieden. 

Es warb erinnert: nach Art. XL $. 2. des erften Ein- 
führungsedictes zum neuen Landrecht, hätten bie Theilungs- 
Commiſſaire Staatsfchreiberei-NRechte. . Die Notariatsorbnnung 
und das zweite Einführungs-Edict derogirten Diefer frühern 
gefeglichen Beftimmung nicht. Denn, wenn erftere verordne, 
baß Theilungs » Sommiffaire zu Staatsfchreibern ernannt 
werden fünnten, fo ſey dieſes nur fo zu verſtehen, daß fie, 
wenn fie ihr Commiſſariat aufgeben wollten, ald Staats⸗ 
fhreiber ernannt werben koͤnnten. Letzteres, das zweite 
Einführungs-Ediet nämlich, ſage nicht, daß bie Theilungs⸗ 
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Copnmiſſaire nicht ſchon an ſich Staatsfchreibereirecdht hätten, 
fondern nur, daß fie zur Ausübung deſſelben von den 
Amtsreviforen veranlaßt werden müßten. Man könne die: 
felben hierin den episcopis in partibus infidelium vergfeichen, 
welche auch alle biſchoͤflichen Rechte hätten, und nur eitter 
Gelegenheit zu ihrer Ausübung beduͤrften. — Wenn fo: 
nach der das Teftament aufnehmende Theilungs⸗Commiſſair 
der eine, und der Amtsreviſor, ber bei deffen Errichtung 
gleichfalls zugezogen worden fey, der andere Staatsfchreiber 
Wäre, und auffer diefen noch 2 Zeugen, (1 Zeuge) gegen: 
waͤrtig gewefen feyen, fo wären die im &, R. Sat 971. 
vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten beobachtet. Nach diefem Ge- 
feße gelte nämlich ein Staatsfchreiber für zwei Teitaments- 
zeugen. 

Ein anderes Votum war gleichfalls der Meinung, daß 
Theilungs-Commiffaire durch ihre Aufnahme als Scribenten 
bie Fähigkeit zu Staatsfchreibereis®efchäften erlangten, und 
nur zur Ausübung diefes Rechts einer Anftellung bei einem 
Amtsrenifor bebürften. Dann. aber handelten fie bei jedem 
von ihnen vorzunehmenden Gefchäfte der Art als felbfiftän- 
dige Staatsfchreiber , ohne durch Inſtructionen des Amtsre⸗ 
viford, fondern Iediglich nur durch die Vorfchriften der Ge— 
feße beftimmt zu werden, und wenn der Amterevifor fie 
anweifen wollte, das Gefchäft anders zu verrichten, ald es 
nach den im Gefege enthaltenen Borfchriften, ihrer Meinung 
nach, verrichtet werben müßte, fo feyen fie an feine Anwei⸗ 
fung nicht gebunden, fondern könnten und müßten frei ihrer 
eigenen Nechtsüberzeugung folgen. — Wäre daher Amts— 
revifor ©. bei der Aufnahme bes fraglichen letzten Willens 
als zweiter Staatöfchreiber, und nicht blos ald Zeuge zuges 
zogen worden, „fo würde Votant dieſes ald gültig anjehen 
und für Beftätigung des hofgerichtlichen Urtheils ſtimmen. 
Da dieſes aber nicht der Fall geweſen ſey, fo trete er dem 
Antrage auf ein abaͤnderndes Erfenntniß bei. 
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Ein fernered Votum bielt dafür, daß es bei der Beur⸗ 
theilung der gegenwärtigen Streitfrage gar nicht auf das 
erfte, fondern lediglich auf das zweite Einführungs » Edict 
anfomme, weil zur Zeit des erftern noch feine Amterevifo- 
ren beitanden hätten. Das zweite Edict aber fage ausdrüd- 

lich, daß die Amtsreviforen als Staatsfchreiber erflärt feyen, 
und wie Theilungs- Commiffaire nur in ihrem Namen und 
aus ihrem Auftrage Staatsfchreiberei » Gefchäfte beforgen 
fönnten. Wenn nun bei dieſer flaren Beftimmung des 
fpätern Geſetzes ber fragliche legte Wille, ald von dem 
Amtsrevifor S. aufgenommen, angefehben werden müffe, fo 
babe derfelbe ald zweiter Staatsjchreiber zu beflen Er— 
rihtung nicht beigezogen werden fönnen; baber feyen bie 
beiden vorinftanzlichen Urtheile abzuändern. 

Gegen die Anficht, daß Theilungs-Commiffaire als felbit- 
ftändige Staatsfchreiber zu betrachten ſeyen, ward bei ber 
Discuffion vom Referenten noch erinnert: es fey den 
Amtsreviforen die Befugniß, formelle Mängel, welche ſich 
bei Revifion der von ihren Theilungs » Commiffairen vor; 
genommenen Staatsfchreiberei » Gefchäfte entdeckten, zu ver- 
beffern, — nod niemals beftritten worben; fie fey fogar 
nach der Organifation von 1809. Lit. C. IL $. 39. in vie: 
len dort bezeichneten Gefchäften eine gefeßlihe Pflicht. 
Auch lehre die Erfahrung, daß ſolche Abänderungen N 
die Amtsreviforen gar nichts Seltenes feyen. 

Da alle Stimmen des Pleni dem vom Referenten vor⸗ 
geſchlagenen reformatoriſchen Erkenntniſſe beitraten, ſo erging 
folgendes oberhofgerichtliche Urtheil: 

„Daß die unter dem 16. Sept. 1827. errichtete letzte 
„Willenserklaͤrung des Andreas Steiert fuͤr nichtig zu 
„erklaͤren ſey, und daher, unter Verurtheilung der Beflag- 
„ten in ſaͤmmtliche Koften aller drei Inftanzen, die gefeß- 
„liche Erbfolge und Erbvertheilung über deſſen Nachlaß, for 
„weit folcyer die Klägerin betrifft, einzutreten babe.’ 
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Bemerfung Es leuchtet ein, baß ber in Ddiefem 
Proceſſe mehrmals allegirte Fall „Franziska Schleier 
gegen Staabsamtmann Han dt mpann“ „Oberhofgericht⸗ 
liche Jahrbuͤcher 6ter Band S. 8. folgende,“ nicht wohl 
hierher paßt, weil dort der Theilungs-Commiſſair allein 
functionirte, und der Principal dem Geſchaͤfte gar nicht 
beimohnte, wo alfo die Unitas persone in der vormwürfigen 
Beziebung gar nicht zur Sprache und Entfcheidung kommen 
fonnte. — Uebrigens finden ſich in den Annalen der Großh. 


Badifchen Gerichte von 1833. Nr. 23. und in dem Archive 


für Gefeßgebung ıc. Ir Bd. 38 Hft. ©. 450. Nr. XXXVIL. 
verfchiedene Aufjäße, welche die Verbältniffe der Amtsrevi— 
foren zu den Theilungs = Gommiffairen näher aus einander 
fegen. 





Defraudationsfall. In wie weit ift es 

als Defraudation zu betrachten, wenn Weine 

in einem Privatfeller, der in der Nähe des 

Wirehfchaftsfellers fich befindet, unveraccist 
eingelegt werden ? 


Denuntiations⸗Sache gegen den penfionirten Zollinſpector R.) 


Der Garbift S. machte die Anzeige, daß Infpector R. 
eine Quantität neuen Weined in das Wirthichaftsgebäude 
feines Tochtermanns D. eingelegt habe, ohne davon Accis 
und Ohmgeld zu bezahlen; gleich darauf ward noch denunz 
cirt, daß R. 3 Ohm Obftwein in daffelbe Gebäude unveraccist 
niedergelegt habe. — Der Denuntiat behauptete, den Wein in 
einem Gebäude niedergelegt zu haben, welches von jeinem 
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Wirthſchaftsgebaͤude durch die Straße getrennt ſey. — Die 
je8 gab der Denunciant zu, behauptete aber, das Gebäude 
jey zu nahe au dem Wirthſchaftsgebaͤude, ſo daß den Uns 
terfchleifen nicht vorgebeugt werden könne. ! 

Nach zugelegten Verhandlungen erfaunte der Richter 
erfter Inſtanz den Denuntiaten für fehuldfrei, weil ed ganz 
deutlich verordnet fey, daß nur Die Einfellerung frember 
Weine in Wirtbfchaftsfeller, und in folche, welche zu nahe 
damit verbunden feyen, als verboten betrachtet werbe. 
Der fragliche Keller fey aber fein Wirthſchaftskeller, liege 
nicht in dem Bereiche des Wirthfchaftsgebäubes, ſondern 
über ber Ortsftraße, und es fünne daher von einer Ohm⸗ 
gelds⸗ und Accis-Pflicht des Denuntiaten nicht die Nede 
ſeyn. 

Die Kreisregierung aber erkannte in zweiter Inſtanz 
den Zollinſpector der Defraudation für ſchuldig, aus fol 
genden Gründen: Es fchreibe die Verordnung der Großh. 
Steuerdirection vom 7. December 1827. verbunden mit ber 
Verordnung vom 9. October 1827. unter Bezug auf bie 
Verordnung des Großh. Finanz» Minifterrums vom 6. Oc⸗ 
tober 1820.,erläuternd vor, daß, da man wahrgenommen, 
daß durch Einlegung von Weinen in Privatfeller, melde 
mit Wirtbfchaftsfellern zu nahe verbunden feyen, bäuftg 
Unterfchleife gefchähen, zur Verhütung derfelben Fünftighin 
eine Einlagerying mit Obmgeldöbefreiung in folchen Kellern 
nur dann ſtatt finde, wenn bierzu ausdrüdliche Ermaͤch— 
tigung von Geiten der Steuer = Direction gegeben worden 
fey. Diefe Verordnung wäre dem Denuntiaten wohl bes 
fannt gewefen, und indem er dagegen gehandelt, ſey er als 
Defraudant zu betrachten. 

In der dritten Snftanz bob aber das Oberhofgeriht das 
Urtheil der Kreisregierung auf, und ftellte den Amtsbe⸗ 
fcheid, unter VBerfällung der Zollkaſſe in die Koften, wieder 
ber, aus folgenden Gründen: 
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1) Die Berorbnung der SteuersDirection vom 7. De: 
cember 1827., auf melde fich die Kreisregierung,, in Ber: 
bindung mit jener vom 9. Det. beffelben Jahres, unter 
Beziehung auf die Finanz» Minifterials Berorbnung vom 6. 
Oct. 1820. geftügt habe, koͤnne auf ben vorliegenden Fall 
nicht angewenbet werben. Denn 

a). fey zugegeben worben, daß der Wein nicht in einen 
Wirthfchaftsfeller, fondern in ein durch die Straße davon 
getrenntes Haus eingelegt fey. 
> b) Abgefehen davon, daß die Beftimmung ber Berord- 
nung, wie ber Keller, in welchen der Wein accisfrei einge: 
than werben dürfe, dem Mirthfchaftsgebäude nicht zu nahe 
ftehen dürfe, ſchon an und für fich etwas hoͤchſt ſchwanken⸗ 
bes und willführliches enthalte, fo würde man doch von 
einem Keller, der burch die Ortsſtraße getrennt fey, nicht 
wohl fagen koͤnnen, daß er dem Wirthfchaftsgebäude zu 
nahe ‚ftehe, indem die Verordnung feinen andern Zwed und 
Sinn babe, ald daß megen der Nähe Feine Unterfchleife, 
denen nicht leicht vorzubeugen fey, gefchehen fönnten. Bei 
einer Rocalität wie im gegenwärtigen Falle, ſey aber eine 
heimliche unbemerfte Verbringung der Weine in ben Bey 
fchaftsfeller nicht Leicht möglich. 

ec) Der von ber Obereinnehmerei aus der Nähe bes 
Kellerd, in welchen der Wein gelegt worden, mit dem 
Wirthfchaftsfeller des Denuntiaten bergeleitete Grund, 
würde zu weit führen, denn auf diefe Weife Fönnte e8 auch 
der Steuerdirection einfallen, den nächiten Nachbarn bei 
Wirthfchaftsgebäuden, die Accis- und Ohmgeldfreie Einfelle- 
rung ihrer Weine in ihre Privatkeller zu unterfagen. 

Wollte man aber auch annehmen, daß der gegenwärtige 
Fall fi) unter die Verordnung ber Steuerdirection vom 
7. December 1827. fubfumiren laffe, fo wäre doch 

2) Auf ben Grund diefer Verordnung, fo wie der das 
mit in Verbindung ftehenden vom 9. October beflelben Jah⸗ 
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res, fo wenig als auf die Finanz Minifterial » Verordnung 
vom 6. Detober 1820., welche für bloße Erläuterung der 
erſtern ausgegeben würde — der Denuntiat zu verurtheilen ; 
indem Feine diefer Verordnungen durch das Negierungsblatt 
den Unterthanen befannt gemacht worden ſey. An diefen 
Grundfag babe fidy bisher das Collegium feftgehalten. 

Noch ward. bemerft, daß die Verordnung vom 9. Det. 
1827. jo wie die folgende vom 7. December des naͤmlichen 
Sahres, für dem vorliegenden Fall nicht anwendbar ſeyen, 
da fie auf die Einlegung in die auf die bemerkte Weife die 
Defraudation erleichternde Keller, nicht einmal die Defraus- 
dationsftrafe beftimme, fondern nur dem Auffichtsperfonale 
die befondere Beobachtung berfelben anbefohlen habe. 


IH. 


Gegenſtaͤnde des peinlichen Rechts. 
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Muthwillige Toͤdtung, ſchwere Vermundung 
und Beraubung, verübt an zwei Perſonen 
durch einen 17 jährigen Purſchen. 


(Unterfuhungs = Sache gegen Joh. 9.) 


Johann H. ward beſchuldigt, und geſtand auch ein, am 
Abend des 9. Dec. 1832. den Nicolaus W. und feine Tod 
ter, welche vom Wirthshauſe nach ihrer- eine Stunde davon 
gelegenen Wohnung gingen, mit einem biden Prügel auf 
den Kopf gefchlagen zu haben. — Der Thäter fagte aus, 
daß beide Leute auf dem erften Streich, den er ihnen an bie 
rechte Seite des Kopfes gegeben habe, zu Boden geftürzt 
ſeyen. Damit fie fidy nicht wieder aufrichten und fortfprins 
gen koͤnnten, wie fie ed verfucht, babe er ihnen noch einige 
Streiche auf den Kopf verfeßt. 

Nachdem W. und feine Tochter auf dem Boden lagen, 
und nad) bed Inculpaten Angabe nur noch fehnauften, nahm 
er ihnen das Geld und alle Effecten, die fie in ihren Säden 
bei ſich trugen. 

Die Tochter W. ftarb an ben Folgen ber durch dieſe 
Mißhandlung ihr zugefügten. Schäbelfnochen- Brüche, und 
dadurch entftandenen Blut-Ergießungen auf das Gehirn ; 
der Bater aber ward ohne zuruͤckbleibenden Schaden geheilt. 

Die Gerichtsärzte erflärten die der Ehriftina W. zu- 
gefügten Verlegungen für abſolut tödtlich. 
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Als Urfache diefer Mißhandlung gab der Verbrecher an, 
daß Ehriftine W., mit welcher er im Sommer 1831. einmal 
auf einer Hochzeit habe tanzen wollen, ihm den Tanz mit 
der Erflärung verweigert habe, daß er ihr zu ſchlecht fey ! 

Als er diefelbe erblict babe, fey ihm wieder ein Zorn ans 
gefommen, und .er hätte gedacht, daß er ihr eind geben 
wolle. Den Bater, der ihm nie etwas zu leid gethan, habe 
er nur gefchlagen, damit er ihm nicht verrathen koͤnne. 

Diefe ganze Angabe blieb indefjen nicht nur unerwiefen, 
fondern ftellte fi) auch als Huchft unglaublich dar; theils 
deßhalb, weil diefe Perfon ſchon 40 Jahre alt, zu öffentli- 
chen Tanzen gar nicht, und zu Hochzeitstängen nur fehr 
felten ging, insbefondere aber, weil erwiefen wurde, daß 
fie auf der Hochzeit, wo fich jener Vorfall ereignet haben 
follte, gar nicht war; theild aber, weil nicht angenommen 
werben konnte, daß nach länger als anderthalb Jahren der 
Anblick der Ehriftine W. auf den Inculpaten bis zu einem 
fo hohen Grade von Mißhandlung habe einwirken Finnen. 

Da nun auch Fein fonftiger Grund denkbar, war, der 
den H. zu dem Verbrechen hätte verleiten koͤnnen, als die 
Beraubung des W. und feiner Tochter, welche auch wirklich 
in das Werk gefett war, fo nahm das Gericht feinen Ans 
ftand, den Inculpaten eincd an diefen Perſonen begangenen 
Raubes für fchuldig zu erflären. 

Es entitand aber die weitere Frage: ob ſich berfelbe 
einer bloßen Tödtung der Tochter W., oder eined Raub— 
morbes ſchuldig gemacht habe? — Die Mehrheit des Col: 
legii entfchied fich für die erftere Anficht, obgleich für das 
Dafeyn eines Raubmordes fehr große Wahrfcheinlichfeit in 
den Acten lag. Dahin war zu rechnen 1) der dicke Prügel, 
welchen ber Thäter aus einem Zaune riß, und der ihm beim 
Gehen mehr hinderlich feyn mußte, als daß er ihm zur 
Stüße hätte dienen können. 2) Daß fich unter einem ne- 
ben dem Wege ſtehenden Baum, deſſen Aeſte tief herabhin⸗ 
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gen, männliche Fußtritte vom Wege bis an den Baum unb 
wieder zurüd fanden, woraus man ſchließen fonnte, daß 
der Thäter fich unter diefem Baum verftect gehabt, bis W. 
und feine Tochter an ihm vorüber gegangen waren, worauf 
er ihnen nachſchlich, und ſie mißhandelte. 3) Das wieder: 
holte öftere Schlagen mit dem Prügel, nachdem die Mißs- 
handelten fchon auf den erjten Schlag zu. Boden geftürzt 
waren. 2 | 

Es nahm jedody die Majorität eine bloße Toͤdtung aus 
folgenden Gründen an: 1) weil nicht erwiefen fey, daß 9. 
fih an jenem Abend auf den Weg begeben habe, um Se 
manden zu mißhandeln und zu beranben. 2 Weil nicht 
erwiefen ſey, daß er in diefer Abficht den Prügel aus dem 
Zaune gerijfen habe, fondern ed immer möglich bleibe, daß 
er ſolches in der Abficht getban, um fid) auf dem mit Eis 
bedeckten Wege auf diefen Stod zu ſtuͤtzen. 3 Weil aud 
nicht als erwiefen angenommen werden koͤnne, daß H. bie 
Abficht gehabt habe, den W. und feine Tochter zu tödten, 
fondern aus dem Gebrauche des dicken Prügeld nur auf bie 
Möglichkeit einer Vorausſicht, daß daraus leicht der Tod 
erfolgen könne, gefchloffen werden dürfe. 

Da übrigens der Inculpat zur Zeit ber verübten That 
noch feine 18 Jahre alt war, fo trug ber oberhofgericht- 
liche Referent darauf an, Gr. Königl. Hoheit anheim zu 
geben, die Todesftrafe in eine lebenslängliche Zuchthausftrafe 
zu verwandeln ; die Majorität des Collegii ging aber auf 
diefen Antrag nicht ein. 

Es hatte nämlich der Referent bemerft: der $. 80. bes 
Strafs Edictes ſpreche ſich darüber nicht beftimmt aus, im 
wie weit überhaupt die Jugend des Verbrechers als gefegli- 
cher Milderungsgrund gelten folle. Denn er fage nur, daß 
gegen Verbrecher, welche nody nicht das 14. Jahr zuruͤck⸗ 
gelegt hätten, Feine peinliche Strafe erfannt werben folle. 
Wenn aber darin gefagt werde: wenn Diebe das viergehnte 
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Jahr zurücigelegt hätten, fo fey "Feine Milderung. im Rechte 
mehr ftatthaft, weil gegen fie die Todesſtrafe nicht mehr 
ftatt finde, fondern fie feyen, wenn fie noch nicht 18 Jahre 
alt wären, ber’ Landesherrlichen Gnade zu empfehlen, — fo 
koͤnnte man daraus den Schluß ziehen, baß bei Verbrechen, 
welche die Tobesftrafe nach fich ziehen, die Jugend bie nach 
zuruͤckgelegtem 18. Jahre auch noch ald ein rechtlicher Mil- 
derungsgrund betrachtet werden müfle. Diefer Auslegung 
würde man aber entgegen halten koͤnnen, daß, wenn ber 
Geſetzgeber eine folche Abficht gehabt hätte, er ſich eben fo 
beftimmt darüber ausgeſprochen haben würde, als ſolches 
bei der Beitrafung junger, noch nicht 14 Jahre alter Diebe 
gefchehen ift. 

Es möchte wohl — erachtete der Referent — bei ber 
Beltimmung der Strafe meiftentheild auf die individuellen 
Verhaͤltniſſe des Verbrechers, auf die mindere oder größere 
Bösartigkeit des Verbrechens im Allgemeinen, und ben Ort 
ber verübten That anfommen. 

Es warb aber nachgewiefen, daß Inculpat ein ausge: 
machter Böfewicht fey, bei dem fich Fein rechtlidher Grund 
finde, um von der orbentlichen Strafe herunter zu geben. 

Doch hielt der Referent die Jugend des Verbrechers für 
eine Veranlaffung, um auf eine Verwandlung der Todes⸗ 
in eine lebenslängliche Zuchthausftrafe bei dem hoͤchſten Re⸗ 
genten anzutragen, denn fo tiefe Wurzeln auch das Lafter 
fhon in feiner Seele gefaßt babe, fo bleibe doch bei einem 
fo jungen Menſchen nod immer eine Hoffnung übrig, daß 
e8 den Bemuͤhungen ber Borfteher der Strafanftalt, ber 
dort angeftellten Religionslehrer und ber zur Beflerung ber 
Sträflinge gebildeten Vereine gelingen werde, ben Inquiſiten 
feiner Zeit zu einem unfchädlichen Mitgliede der menfchlichen 
Geſellſchaft zu machen. — Unter Beruͤckſichtigung bes 
vm. Org. Edictes Art. 27. Abfchnitt „Altersreife“ 
ftimmte die Mehrheit dem Referenten dahin bei, baß gegen den 
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Inquiſiten das „ſchuldig“ der muthwilligen Tödtung 
ber Ehriftine W., der fhweren Berwundung des Nicolaus 
W. und der darauf erfolgten Beraubung diefer Beiden, 
auszufprechen ſey, wiewohl mehrere andere Stimmführer 
das Verbrechen, feiner Gattung nach, für einen n wirklich 
begangenen Raubmord anfehen wollten. 

Bon einem Antrage auf Begnadigung abftrabirte die _ 
große Mehrheit der Votanten, und fo warb das oberhofge- 
richtlihe, auf die Todesftrafe Iantende Urtheil Sr. Königl. 
Hoheit vorgelegt. — Höchftdiefelben geruheten zwar, baffelbe 
zur Verfündung zu beftätigen, die erfannte Tobesftrafe 
jedoch, aus Ruͤckſicht auf die Minderjährigkeit des Inquiſi⸗ 
ten, in lebenslängliche ſchwere Zuchthausftrafe zu verwandeln. 





Waarenfälfhung, nah $. 50. des Straf: 
| Edictes. 


C(Unterſuchungs⸗Sache gegen L. wegen Mehlverfaͤlſchung.) 


Der Buͤrgermeiſter zu R. machte dem Phyſicat zu P. die 
Anzeige, daß Elias L. an mehrere Einwohner zu R. Mehl 
verfauft habe, welches fie nicht genießen koͤnnten, und unter 
welches Eicheln gemahlen ſeyn follten. — Der Angefchuls 
digte ward artetirt, und. die. chemifche Unterſuchung des 
Mehles durch das Phyſicat angeordnet. Das Refultat diefes 
Gutachtens war a) daß dieſes Mehl fich beinahe wie ges 
woͤhnliches Schwarzmehl aus Korn und Gerfte. anfühle, aber 
fpecififch fchwerer fey. b) Sowohl mit kaltem ald warmen 
Waffer behandelt, gebe es einen fpecififchen ftarfen Geruch 
von fih, wie graue Bohnen, und errege einen Ähnlichen 
Geſchmack auf der Zunge, welche davon rauh werde — 
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Als etwas von dieſem Mehl mit kaltem Waſſer eingerührt 
wurde, feßte fich fchnell ein gröberer, grasbräumlicher 
Beftandtheil, welcher den Bohnengeruch in ftärferem Grabe 
hatte, als der übrige Theil bed Mehls. Das Phyficat 
erfannte in diefem Satze die Kleie von Linfen und Sauboh— 
nen. — "Eine Beimifchung mineralifcher Stoffe, als Gips, 
Kalf, Sand ıc. ließ fich nicht entdeden. 

Das Phyficat begutachtete, daß das von 2, verfaufte 
Mehl zwar feinen mineralifchen Stoff, wodurch deffen Ge- 
nuß nachtheilige Wirkungen auf den menfchlichen Organismus 
bervorbringen koͤnnte, enthalte, dagegen beftehe es wahr- 
fcheinlich zum größten Theile aus Linfen und Saubohnen, 
von ber fchlechteften Qualität. 

Da diefe Hülfenfrüchte — fagte das Phyſicat — zu den 
fchlechteften, fchwer verbaulichiten Nahrungsftoffen gehören, 
fo muß dieſes Mehl immerhin für hoͤchſt ungeſund, und 
wegen feines offenbaren Gehaltes an fehr wiberlich riechen 
dem und ſchmeckendem Stoff, für ungenießbar erflärt werben. 

Nah einer fpäter vom Phyſicate angeftellten Probe, 
follte diefe Frucht ein Gemiſch von Linfen, Wicken Hleinerer 
Art, von Gerfte, etwas Spelz- Kernen, Korn und Hafer 
enthalten. Die Linfen wären ber vorberrjchende Theil, und 
von ihnen folte der widerliche Gerudy herruͤhren. Der 
Hafer, von der fchlechteften Qualität und mit Schwindel- 
hafer verumreinigt , follte, nach der Meinung des Phyſicus, 
dem Mehl den Fragenden Gefchmad geben. 

Der Medicinalreferent hielt ed für fchwer, auszumittelt, 
ob der Frucht, aus welder bas Mehl gemacht worden, 
auch Saubohnen beigemifcht wären. — Die Linfen, zu 
Brod verbadfen, und ihres mäflerigen Auflöfungsmittels 
beraubt, fagten der Verdauung nicht zu. Solches Brod 
ſey im frifhen Zuftande, der darin enthaltenen Waffertheile 
wegen, ſchwerer, als gewöhnliche Brodarten, habe einen 
unangenehmen Nebengefchmad; es fey im trocenen Zuftande 
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fpröde, unſchmackhaft, und beläftige die Verdauung. — 
Der Genuß von dergleichen Brod bewirke zwar keine 
Lebensgefahr, weil die Natur ſich deſſelben bald durch Er- 
brechen oder Durchfall entiedige, allein bei Individuen von 
ſchwacher Körperbefchnffenheit, koͤnne der längere Genuß 
eine Störung der Gefundheit auf mehrere Tage herbeiführen, 
welche die Einwirkung des Arzted erfordere. 

Eine weitere, durch Baͤckermeiſter und Müller angeftellte 
Expertiſe ergab, daß unter dem Mehl fein Beſtandtheil aus 
dem Mineralreiche>zu erfennen war; die Erperten begutach- 
teten, daß Linfen den größten Theil des Mehles ausmachten, 
daß aber auch Widen, Gerfte und dergleichen darunter fey. 
Das Linſenmehl fey 30 Pfund ſchwerer, als gemöhnliches 
Serftenmebl, der Berfäufer babe an dem Malter von diefem 
Mehl 1 fl. 25 fr. ungebührlichen Profit gemacht. 

Der Sneulpat gab an: er babe 8 Malter Gerfte Tiegen 
gehabt, und da er fie ohne bedeutenden Verluſt nicht hätte 
verfaufen fönnen, fo habe er fie mit weiter erfauften 3 
Maltern Gerſte mablen laſſen. 

Die Gerfte fey rein, nur etwas ſpitz und hin und wieder 
ein Korn Hafer dabei gewefen, auch Linfen, indeffen mebr 
Gerfte als Linien. So werde die Frudt in E. und anderen 
Orten gebaut, gemengt und gemahlen, ohne daß man deß— 
halb von einer Kranfheit höre. Er babe dieſes Product 
unter dem Namen. Schwarzmehl verfauft, weldes nir- 
gends verboten fey. 6 

Er läugnete, daß dem Mehl irgend etwas Anderes beis 
gemiſcht gewefen ; überall verfaufe man dieſes gemifchte Mehl. 

Er meinte, daß die Frucht zu gleichen Theilen aus Lin—⸗ 
fen und Gerfte beftanden haben möge, und auf den Vorhalt, 
daß mehr Linſen als Gerfte darunter gewefen, ermiederte 
er, daß er fie nicht an dem nämlichen Orte gefauft habe, 
und daß vielleicht in dem einen Sade mehr Linſen geweſen 
ſeyn möchten, als in dem andern. — Um ben Grund be» 
22 
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fragt, warum er biffe Mifhung vorgenommen? gab er an: 
zur Zeit des Mehlverkaufes wäre die Gerfte im Preiße 
beruntergegangen, er würde alſo daran verloren haben, die 
Linfen wären gleichfalls beruntergegangen gewefen, und da 
diefe ſchwerer wögen, fo wäre natürlidy der Gewinn gro- 
Ber, ald wenn man bloßed Gerftenmehl verkaufe. 

Nachdem noch mehrere Käufer jenes Mehls abgehört 
waren, erfannte bad Hofgericht : 

„Daß Elias L. der Mehlverfälfchung für fehuldig zu er- 
„klaͤren, und befhalb zu ſechsmonatlicher gemeiner, in 
„Bruchfal zu erftehender Zuchthausftrafe, und zum Erfaß des 
‚den Damniftcaten zugefügten Schadens, fo wie in die Un- 
„terſuchungskoſten zu verurtheilen fey.’’ & 

Auf ergriffenen Recurs an das Oberhofgericht änderte 
dieſes das hofgerichtliche Strafurtheil dahin ab: 

„Daß fein Grund zur Fallung eines obergerichtlichen 
„Erfenntniffes vorhanden, und die Aburtheilung diefer Sache 
„dem Amte, als dorthin geeignet, zu überlaffen fey. 

Wenn daher das Oberhofgericht die That des Inculpa⸗ 
ten nicht für ein peinlich zu beftrafendes Verbrechen, fondern 
nur für ein Polizeivergehen anfab, fo erinnerte dagegen ein 
Votum: Daß der objective Thatbeftand einer Waarenverfäl: 
fhung, nady den gefeßlichen Erforderniffen, auch dann ale 
vorhanden anzunehmen fey, wenn der Waare ein im geringerer 
Quantität unfhäblicher Stoff, in größerer Quantität, in 
welcher er dann ſchaͤdlich fey, beigemifcht werde, alfo wenn 
im vorliegenden Falle ein allzugroßes Maaß Linfen ber 
Gerfte beigemifcht worden wäre; welchen Fall jedoch ber 
Votant in vorliegender Sache nit annahm. — Diele 
Ruͤckſicht hatte indeffen vornehmlich die hofgerichtliche Ent: 
fcheibung motivirt, wie weiter unten vorfommen wird. 

Der oberbofgerichtlichen Entfcheidung wurden folgende 
Betrachtungen zum Grunde gelegt: 

Nach den Worten bed $. 50. Strafs@bietd, mwürbe zum 
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Thatbeitande der Waarenverfälfhung, als peinliches Ber- 
bredyen betrachtet, erfordert, . A) in objectiver Hinficht, 
daß der Waare ein für die Gefundheit des Menfchen 
fhädlicher Stoff beigemifhht werde. B) In fubjectiver 
Beziehung, daß der Verfälfcher diefe Beimifchung aus Ge- 
winnfucht oder in der Abficht unternommen babe, die Käufer 
der Waare über deren Beichaffenheit zu täufchen, und fie 
zu veranlaffen, diefelbe für Achte, gute Waare zu Faufen. 

Ob dagegen der Urheber die fchäblichen Wirkungen des 
beigemifchten Stoffes gewußt, oder ob er fie wenigſtens 
babe wiſſen Fönnen und follen, oder enblih, ob nach den 
vorliegenden Umftänden anzunehmen fey, daß der Urheber 
gute Gründe zu der Vorausfegung gehabt habe, ber beige- 
mifchte Stoff werde feine ſchaͤdliche Wirfung Auffern, — 
alle dieſe Verhältniffe hätten mit dem XThatbeftande des 
Verbrecheng nichts gemein, fondern dienten blos als Maaß— 
tab für die Strafengröße. 

Man könnte zwar verfucht werden, die Worte des 
Geſetzes: 

„wo der Verfaͤlſcher gewußt hat, daß ſolcher Nachtheil 
„im Gebrauchsfall daraus entſtehe, oder es doch haͤtte 
„wiſſen koͤnnen und ſollen, ſoll — die Verfaͤlſchung den 
„indirect vorſaͤtzlichen, andernfalls aber den ſchuldhaften 
„Verwundungen oder Todtſchlaͤgen gleich beſtraft werden“ 
ſo zu deuten, daß, ſobald der Verfaͤlſcher die ſchaͤdliche 
Wirkung gekannt hat, die Verfaͤlſchung den indirect vor⸗ 
ſaͤtzlichen, wenn er ſie aber haͤtte wiſſen koͤnnen und ſollen, 
den ſchuldhaften Verwundungen oder Todtſchlaͤgen gleich 
geachtet werden ſolle. Wo hingegen in dem Falle, wie 
unter den gegebenen Umſtaͤnden, der Verfaͤlſcher gute Gruͤnde 
hatte, zu glauben, der beigemiſchte Stoff werde keine 
ſchaͤdliche Wirkungen hervorbringen, gar kein peinliches 
Verbrechen vorliege, ſondern der Fall, nad Hit. c. des 
Geſetzes, als bloßes Polizeivergeben zu behandeln ſey. 

22* 
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Es ſey inzwiſchen dieſes nicht die richtige Auslegung 
jener Geſetzesſtelle. Denn der erſte Theil derſelben, bis zu 
den Worten: „den indirect vorſaͤtzlichen“ beziehe ſich, wie 
ſchon die Wortſtellung ergaͤbe, nicht bloß auf das Wiſſen, 
ſondern auch zugleich auf das Wiſſen koͤnnen und ſollen. 
Es würden hier, wie dieſes der Regel nach in der vater- 
ländifchen Gefeßgebung geichähe, der dolus directus und 
indirectus (culpa dolo determinata) in ihren firafrechtlichen 
Folgen einander völlig gleich geftelt. — (Bergleiche Die 
Erläuterungen zum Straf-Edicte Nr. 89. lit. e. u. £) — 
Die weitern Worte des Geſetzes hingegen : „jedenfalls aber 
„die fehuldhaften Verwundungen“ bezögen fich gerade auf 
den dritten Fall, wo nämlich der VBerfälfcher die fchädlichen 
Wirfungen des beigemifchten Stoffes, nad) dem Grabe 
feiner Kenntnig und Bildung, nicht wohl wiſſen Fonnte, 
und wo ihm alfo feine grobe Verfchuldung, oder wie fi) 
die alfegirten Erläuterungen des Straf-Edicted ausdruͤckten, 
fein unmittelbarer Vorſatz zur Laſt gelegt werden koͤnnte. 

Sn diefem dritten Falle, würde die Handlungsweiſe 
des Berfälfcherd unter dem rechtlichen Gefichtspunfte. einer 
fräflihen Verfchuldung, wo nämlidy die firafbare That 
aus einer andern unerlaubten Handlung durd deren - 
unvorfichtige Begehung entftünde, zu ftehen fommen. Denn 
einige Unvorfichtigfeit, wenn auch nicht grobe Verfchuldung, 
bleibe e8 body immer, wenn Jemand eine ſolche der Ges 
fundheit nachtheilige Waarenverfälfhung vornäbme, ohne 
ſich zuvor über die Wirfungen, weldye der beizumifchende 
Stoff bervorbringen koͤnnte, die gehörige Kenntnig und 

Belehrung verfchafft zu haben. 
E8 dürfte hiernach der Saß feft ſtehen, daß bei jeder 
Waarenverfälfhung, welche mit der Geſundheit ſchaͤdlichen 
Stoffen gefchehe, das Wiffen, oder Wiffen können und 
follen in ihren ftrafrechtlichen Folgen einander völlig gleich 
ſtaͤnden, und nur in dem Falle, wo der Berfälfcher die 
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ſchaͤdlichen Wirkungen unter den gegebenen Umftänden nicht 
wohl vorherſehen könne, eine Strafmilderung einträte. 

Sm. Uebergange zu dem fpeciellen Falle, ward vom 
oberhofgerichtlichen Referenten, zum Erforberniffe in ob» 
jectiver Hinfiht A. daß der Waare ein für die Gefundheit 
nachtheiliger Stoff beigemifcht worden ſey — bemerft: der 
Müller, welcher das Mehl gefertigt, das Phyſicat und die 
Erperten flimmten darin überein, daß der größere Theil 
der verfauften acht Malter aus Linfen beftanden habe. 
Der Hauptbeftandtheil des Fleinern Theiles müffe Gerfte ge 
wefen feyn. Das darunter befindliche Unfraut wäre, be— 
fonders in naflen Jahren, wie Anno 1831., feine feltene 
Erfcheinung, und es fey nicht der entferntefte Grund zur 
Unterftellung vorhanden, daß cs abſichtlich beigemifcht 
worden. 

Daß Gerfte in Mehl verwandelt und zu Brod verbaden 
ein unfchädliches Nahrungsmittel ſey, wäre eine befannte 
Sache. Eben fo verhalte es fih mit den Linſen an fich; 
es koͤnnte fi) demnach nur fragen: ob Linfen, wenn fie 
mit anderer Frucht vermahlen und verbaden würden, ihre 
unſchaͤdliche Eigenſchaft verlören, und als ſchaͤdlicher Stoff 
für die Gefundheit der Menfchen erfchienen ? * 

Wenn das Phyſicat ſich für die Affirmative zu neigen 
fcheine, fo habe es ſich auf die Hypotheſe geftügt, daß das 
Mehl theilmeife auch aus Saubohnen beftanden habe, wo⸗ 
ran ed aber an allem Beweife fehle; ferner, daß der. größte 
Theil des Mehls aus Hülfenfrüchten bereitet worden, wel: 
ches jedoch auch nicht ald ermwiefen angenommen werden fönne. 

Wenn verjchiedene Einwohner zu R. von dem Genuffe 
des Mehls üble Folgen verfpärt haben wollten, fo fey Die 
fes bei mehreren andern Perfonen, die davon ohne Beis 
mifhungvon beſſerem Mehl genoffen hätten, nicht 
der Fall geweſen. Daher koͤnne die Verfahrungsart bei der 
Zubereitung des Taigs und dem Backen hauptſaͤchlichen 
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Antheil an biefen verfchiebenartigen Wirkungen haben ; wie 
denn der Müller B. ausgefagt hätte, daß das von Linfen 
und Gerſte gemachte Mehl von manchen Perfonen nicht 
vertragen werben Eönne, befonders wenn zum Baden fehr 
viel Waffer genommen werde. 

Aus dem Gutachten bes hofgerichtlihen Mebdicinals 
Referenten folge nichts weiter, ald daß ſolches Brod bie 
Berdauungsfraft mehr in Anfpruch nehme, und ein für bie 
Geſundheit weniger zuträgliches Nahrungsmittel fey, ald Brod 
von Roggen⸗ oder Spelzmehl. — Wollte man aber biefes 
Gutachten in dem Sinne nehmen, baß Finfenmehl in feiner 
Beimifchung mit Gerftenmehl einen abſolut ſchaͤdlichen 
Stoff abgäbe, fo fpreche Dagegen die in gegenmwärtiger 
Unterfuhhung hinlaͤnglich audgemittelte Thatſache, daß in 
vielen Gegenden ded Landes bergleichen Brod ein ganz ges 
mwöhnliches Nahrungsmittel der ärmern Volksklaſſe ſey. 

Ueberhaupt fcheine der $. 50. lit. a. und b. des Straf: 
Ediets nur den Fall der Beimifhung eines nicht als Nah— 
rungsmittel dienenden fchädlichen Stoffes, wie 3. B. Gips 
unter das Mehl, die Berfälfchung der Weine mit Bleizuder, 
des Bierd mit Tollförnern u. f. w. im Auge gebabt zu 
haben. Schwerlic dürfte ed dagegen in ber Abficht der 
Geſetzgebung gelegen haben, die Beimifchung eines ganz ge— 
mwöhnlichen, obgleich der Gefundheit weniger zuträglichen 
Nabrungsftoffes, für ein peinliches Verbrechen zu erklären. 
Das Gefeß erforbere vielmehr, feinen Worten nad), einen 
Stoff, welcher ſchon feiner Natur nad für die Gefund- 
beit des. Menfchen nachtheilig werben fönne, alfo gewiß ei- 
nen Stoff, welcher nicht als Nahrungsmittel tange. 

Die Beimifhung des Linfenmehls könne daher nicht als 
ein peinlicyes Verbrechen betrachtet werben, und es fehle an 
dem objectiven Thatbeftand der Waarenverfälfhung im 
peinlichen Sinne. 

Zu B. behauptete der vberhofgerichtl. Referent, daß — 
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bad Verbrechen der Waarenverfälfchung in fubjecti- 
ver Hinficht nicht hergeftellt fey. — Wenn dazu erfordert 
mwerbe, daß die Miſchung aus Gewinnſucht und in der Ab: 
fit unternommen worden, den Käufer über die Befchaffen- 
beit ber Waare zu täufchen, fo wäre es vorerft klar zu 
machen, ob der Inculpat wirklich die Frucht gemifcht, oder 
die acht Malter Gerſten- und Linſenfrucht ſchon gemifcht 
getauft habe? Das Legtere babe er ziemlich wahrſcheinlich 
gemacht, indem nachgewiefen ſey, daß er von zwei Perjonen 
fogenannte Linfengerfte gefauft babe, und daß in der Hei- 
matbgegend des Inculpaten diefe gemifchte Frucht üblich fey. 
Ferner wolle man diefe Verfälfhung darin auffinden, daß 
2. unter diefe Frucht noch drei Malter lautere Gerfte gemiſcht 
babe. Allein aus mehreren näher entwicelten Gründen, 
duͤrſte der wahre und eigenthuͤmliche Zweck der Beimifchung 
diefer drei Malter Gerfte wohl nur der gewefen feyn, die 
fchlechte Linfengerfte in beflere umzuwandeln, weil, went 
Inculpat die acht Malter Frucht allein hätte mahlen laſſen, 
er vielleicht dazu, bei dem großen Mißverhaͤltniß zwijchen 
Linfen und Gerfte, feine Käufer befommen haben würde, 
womit auch die eigene —— des Inculpaten uͤberein⸗ 
ſtimme. 

Ob aber derſelbe die Miſchung vorgenommen habe, um 
die Käufer zu taͤuſchen, und feine Waare in beſſerer Qua⸗ 
litaͤt anzubringen, daruͤber laͤgen Zeugniſſe fuͤr und wider 
vor, ſo daß es nicht leicht zu begreifen ſey, warum der 
Verkaͤufer die Beſtandtheile der Frucht verſchieden ſollte ans 
gegeben haben, da er doch den Preiß von allen 
Kaͤufern erhoben haͤtte. 

Allein, ſejbſt dieſe falſchen — — angenommen, 
ſo wuͤrde ſich daraus der Thatbeſtand einer Waarenver⸗ 
faͤlſchung als peinliches Verbrechen noch nicht ergeben. 
Denn da ed nirgends verboten ſey, verſchiedene Fruchtgat- 
tungen zufammen zu mifchen, und aus dem Daraus gewon⸗ 
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nenen Mehl Brod zu baden, — welches täglich gefchehe — 
jo koͤnne dieſe Bermifchung nicht dadurd zur Waarenvers 
fälfcyung werden, daß ber Verfäufer das Mehl fälfchkich 
für eine beſſere Qualität ausgäbe. Eine folche Taͤuſchung 
würde nur ald ein bürgerliched Vergehen erfcheinen, für 
welches, nach $. 4. b. das Amt competent ſeyn wuͤrde, ins 
dem die Summe bed Betrugs fi) nur auf etwa 8 fl. be 
laufen koͤnnte. — 

In einem weitern voto ward über die Schäbdlichfeit des 
beigemifchten Linſenquanti noch angeführt: 

„Bekanntlich find die Linfen eines der Alteften Nahrungs: 
‚mittel; wir finden fie als folches ſchon bei den Egyptern, 
„Griechen und Römern, und wenn man auch in Altern und 
„neuern Zeiten ihrem Gennffe das Entftehen mehrerer Krank; 
„beiten zufchrieb, wie 53. B. der elephanthiasis, was indeffen 
„problematiſch bleibt, fo Finnen fie doch keineswegs unter 
„die der Gefundheit abſolut nachtheiligen en ges 
„rechnet werden.’ 

„Was der alte Gattenhof in feinen Stirpes agri et 
‚‚hortus Heidelbergensis darüber bemerft, dürfte das Rich 
„tigfte, und mit dem Ausfpruch des Medicinafreferenten 
‚‚Dereinbarlichfte fepn, wenn diefer Schriftfteller fagt: com- 
„munis usus, præter fletulentiam, nulla incommoda sta- 
„tuit. — Dieſes kann noch mehr in Brodgeftalt, und ale 
„Hauptnahrungsmittel der aͤrmern Klaffe der Fall ſeyn. 
„Gin Gleiches gilt auch von den Saubobnen, nur in vers 
„ſtaͤrkterem Maaße. 

„Soviel erbeflet daraus, daß bie Linfen nicht unter 
„den Begriff von fchädlihen Mifchungen aufgenommen 
„werden fönnen, deren das Strafedict erwähnt, wodurch 
„eine Tödtung beabfichtigt oder culpos veranlaßt werden 
„kann; das Gefeß, wie feine ganze Faſſung Kgibt, verſteht 
„darunter nur ſolche, wie z. B. den Bleizucker bei Weinen, 
„Gips und Kalk bei Mehl, und dergleichen.“ 
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„Daraus folgt jedoch noch nicht ,, daß bes Inculpaten 
„Handlung für eine blos gewinnfüchtige, für Leben und 
„‚Sefundheit der Menfchen ganz unbedenkliche Wadrenver- 
„faͤlſchung zu nehmen fey, und daher bloß als Polizeivers 
„geben angefehben werben müffe, wie biefes z. B. bei dem 
„Bäder der Fall ift, der den vorgefchriebenen Stahl nicht 
„liefert, damit aber Feine der Gefundheit nachtheilige Waare, 
„Sondern nur eine wobhlfeilere um böhern Preiß, des Bor: 
„theils wegen, verfauft.’’ 

„Der Betrug, welden der Bäder ausübt, indem er 
„ſchlechtes Mehl für befferes ausgibt, unterfcheidet fih von 
„dem vorliegenden Fall dadurch, daß Inculpat ein Product, 
„welches in R. nicht ald Brodmehl-gebraucht wird, unter das 
„Öerftenmehl vermengte, in der Vorausſetzung, daß feine Ab- 
„nehmer um fo weniger die beabfichtigte Täaufhung ahnen 
„würden, als er ed für Kornmehl beclarirte, und folches 
„um einen Preiß verfaufte, ben es nur unter der vorge: 
„Ipiegelten Borausfegung haben konnte.’ 


Bemerf, Die entgegengefegte Anficht des hofgericht- 
Iihen Referenten, dem das Collegium einftimmig beitrat, 
ging von folgendem Gefichtspunfte aus; zum Thatbeitand 
der einfachen Maarenverfälfchung , weldye ohne nachtheilige 
Folgen fir die menfchliche Gefundheit geblieben ſey, gehöre 
auffer der möglichen Gefahr für die Geſundheit eines Mens 
jhen, erftens die Abfiht, einen Gewinn zu machen, 
dann werde audy zweitens vorausgefeßt, daß ber Thäter 
gewußt babe, daß die Verfälfhung ald Mittel zum Gemini, 
einen Nachtbeil für die Gefundheit zur Folge haben koͤnne; 
oder daß er doch in der Lage geweſen fey, diefes wiſſen zu 
können umd zu follen. Wogegen e8 drittens nicht erfor 
derlich fen, daß ſchon ein Schaden gefchehen. 
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Bei Anwendung biefer Säge auf den zu beurtheilenden 
Fall, wäre 1) bei dem zu K. und M. verfauften Mehl von 
einem Betruge oder Berbrecyen nicht die Rebe, ba feine Anz 
zeige in ben Acten liege, daß der Inculpat bort fein Mehl 
für guted Brodmehl ausgegeben babe, und es ungewiß fey, 
ob daffelbe aus den nämlichen Beftandtheilen zufammengefegt 
war, wie das zu R. verfaufte. 2) Was hingegen diefes Legtere be⸗ 
treffe, fo fomme es nicht durchaus darauf an, woraus Das 
zu G. gemahlene Mehl beftanden babe, ba von dem Mabhlen 
an bis zu dem Berfaufe eine weitere Vermiſchung mit 
ſchlechterem Mehl recht gut babe ftatt finden koͤnnen. — 
Wäre aber das verkaufte Mehl auch das nämliche gemefen, 
fo bleibe doch fo viel gewiß, daß Inculpat mit drei Maltern 
undermifchter Gerfte, ein unverbältmäßiges Quantum uns 
reiner Linſen, wobei ſich außer etwas Gerfte, Hafer und 
ein wenig Korn, auch Saamen von Unfraut und Uns 
rath befunden, vermengt habe, um daraus Mehl, meldes 
zum Genuffe der Menfchen beftimmt geweſen, mahlen zu 
laffen. 

Es Ieide ferner feinen Zweifel, daß der Angefchuldigte 
dieſe Mifchung aus Gewinnſucht unternommen babe, indem 
er felbft eingeftanden, daß er damit einen Mehrerloͤs bes 
zwedt hätte, auch das Malter um 2 fl. 55 fr. zu theuer 
verfauft, und ſich folchergeftalt eines Kornwuchers fchuldig 
gemacht habe — Wenn er nun ferner das Mehl für gus 
te8 Schwarzmehl, oder, wie aus einigen Ausfagen bervor- 
gehe, für gutes Korn» und Gerftenmehl ausgegeben habe, 
ba er doch als Getraidehändler hätte wiffen müflen, daß 
man zu R. dad Mehl aus Linfengerfte gar nicht zu Brod 
benuße, fo babe er feine Käufer zu R. offenbar inbueirt, 
und ed Fönne feinen Zweifel leiden, ihn des Betrugs für 
fhuldig zu erflären. 

Nah der Erflärung mehrerer Perfonen und der Ge- 
richtöärgte über die Wirkungen des aus obigem Mehl ge 
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backenen Brodes, träte auch die Vorausſetzung des Geſetzes 
bei dem Verbrechen der Waarenverfaͤlſchung ein: „daß nach 
„der Natur derſelben etwas der Geſundheit des Menſchen 
„Nachtheiliges damit wenigſtens bewirkt werden konnte.“ 
Es frage ſich daher nur noch, ob Inculpat die Moͤg⸗ 
lichkeit dieſes Erfolges eingeſehen, oder doch leicht habe ein—⸗ 
ſehen koͤnnen? — Daß das fragliche Mehl nicht allen 
Perſonen, welche davon genoſſen, geſchadet habe, entſcheide 
nichts fuͤr die Genießbarkeit dieſes Products; da die Kaͤu⸗ 
fer zum Theil gutes Gerſtenmehl darunter gemiſcht haͤtten, 
und da man nicht wiſſen koͤnne, ob zu K. und M. der An⸗ 
geſchuldigte das gleiche Mehl verkauft babe, mie zu R., 
weil erfteres. nicht unterfucht worden ſey. — Wenn aber 
berjelbe ſich damit entfchuldigen wolle, daß in feinem 
Mohnorte und der Umgegend dergleichen Linfengerfte ges 
mablen und verbaden werde, ohne daß Jemand Unbequem⸗ 
lichkeiten davon fpüre, fo möge diefes zwar feyn, es wäre 
aber alsdann vorauszufegen, daß das angemeflene Verhaͤlt⸗ 
niß zwifchen beiden Fruchtarten, Linfen und Gerfte jedes 
zur Hälfte, beobachtet werde, und dann daß dieſe Früchte 
rein gepußt und vom Unfraute frei ſeyen. Es hätte daher 
der Inculpat nicht vorausfegen bürfen, daß Brod aus fo 
ſchlechten und rauhen Mebhlftoffen für Menfchen ‚genießbar 
und unfchädlich ſeyn werde; zumal er fich durch die anges 
jtellte Backprobe vom Gegentheil hätte überzeugen müflen. 
Aus diefen Gründen bielt der bofgerichtliche Referent 
ven Inculpaten, ded Verbrechens der verfälfdhten 
Waaren, für uͤberwieſen. | 


Reicht die Ausfage des Vaters eines Inculpa— 
ten, verbunden mit mehreren Inzichten, hin, 
um gegen denfelben das „fchuldig” auszu— 


fprechen ? 
(Unterfuhungd- Sache gegen Jacob F. d. juͤng.) 


5. der Vater, fo wie deffen Magd, waren durch einen 
Schuß verwundet worden, e8 fanden ſich in ihren Schenfeln 
nur einige Hafenfchrote vor, fo daß die Verwundung 
durchaus nicht als eine gefährliche anzufeben war. — Zur 
Zeit der That war — fo weit aus den Unterfuchungsacten 
zu erſehen, — Niemand zu Haufe, als der Bater, bie 
Mutter, die Magd, und angeblich aud der Sohn. 


Da die Mutter während des Borfalles im Haufe ge 
weſen war, nur ben Schuß gehört, und den Sohn batte 
fortipringen fehen, fo fonnte fie direct über den Vorfall 
nichts ausſagen. 


Der Vater F. gab an: fein Sohn hätte, weil man 
demfelben Hinderniffe in der Ausübung feines Brauereige: 
fhäftes in den Weg gelegt habe, fi dem Muͤßiggange und 
dem Trunfe ergeben, auch mit einer frühern Magd in einem 
unerlaubten Berhältniffe gelebt, welche deßfalls aus dem 
Haufe entfernt worden; dieſer doppelte Grund fey bie 
Peranlaffung zu häuslichen Streitigkeiten gewefen. — Ines 
befondere gab er an, jene Magd habe eines Tages Ber: 
fuche gemacht, mit feinem Sohne eine Zufammenfunft zu 
balten, furz darauf wäre er den Letztern anfichtig geworden, 
als derjelbe, aus dem Keller kommend, an der Thüre 
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feiner Brauerei gejtanden ſey. Er hätte ibm nun Vorwuͤrfe 
darüber, fo wie wegen feiner Trunfenheit gemacht, und 
. ihn ausgefchimpft, der Sohn fey gleichfalls heftig gewor⸗ 
den, und da er ihn noch weiter ausgefchimpft, babe diefer 
plöglich eine Piftole unter dem Rode hervorgezogen, gegen 
ihn gefchoflen, und ihn, fo wie feine damalige Dienftmagd 
verwundet. Dann wäre er burch ben Schopfen davon 
gefprungen. 

Es Scheint jedoh, daß diefe Angabe nachmals den 
Vater gereut habe, denn er gab in einem fpätern Protocolle, 
gemeinfchaftlich mit feiner Ehefrau, folgende Erflärung ab: 

„ste glaubten zwar, daß fie bei der vorgenommenen 
„‚Unterfuchung, in den früheren Protocollen nur die Wahr⸗ 
‚beit angegeben hätten, allein fie feyen Beide vergeßlich, 
„und koͤnnten deßhalb auch nicht durch einen Eid beftätigen, 
„daß ihre frühere Angabe wirflidy die reine Wahrheit ent- 
„halte, denn fie Fönnten ſich jeßt des ganzen Vorganges 
‚nicht mehr erinnern.” Sie erflärten die ihnen angebotene 
Vorleſung der früheren Protocolle für überflüffig, weil fie 
nicht mehr darüber urtbeilen könnten, ob jene Protocolle die 
Wahrheit enthielten , oder nicht. 

Die verwundete Dienftmagb fagte aus: während fie 
über ‚den Hof gegangen, habe der alte $., vor der Stall» 
thüre ftehend, gegen feinen Sohn gefcholten, diefen letztern 
hätte fie aber weder gefehen noch gehört, und vermuthe nur, 
daß er in feiner Brauerei geftanden babe. Kaum bätte fie 
im ‚Stalle einen Kübel auf den Futtertrog niedergeitellt 
gehabt, als in dem Hofe ein Schuß gefallen fey, durch 
welchen fie zugleich mit ihrem Dienſtherrn verwundet worden. 
Als fie nachmals langſam aus dem Stalle in den Hof 
zurücfgefehrt fey, habe fie dort Niemanden gefehen, ald ihren 
Dienftherrn und feine Ehefrau, weldye gerade aus dem 
Haufe gekommen fey. Später hätte ihr der alte F. geſagt, 
daß er feinen Sohn zum Schießen aufgefordert habe. 
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Endlich wollte der Inculpat von Allem, was an dem 
Tage jenes Ereigniſſes vorgefallen war, von einer Piſtole, 
von einem Schuße u. ſ. w. durchaus nichts wiſſen, weil 
er ſich, wegen Trunkenheit, in einem Zuſtande voͤlliger 
Bewußtloſigkeit befunden habe. 

Anders lautete eine vom Inculpaten der Regierung des 
Oberrheines uͤbergebene Vorſtellung, von ihm ſelbſt unters 
ſchrieben, worin er ſagte: | 

„am 12. Auguft 1832. Abends gegen 7 Uhr, ſey ihm 
„in feiner Trunfenheit und Melancholie, wovon er jedoch 
„nichts wife, eine Piftole, die mit Schrot geladen gewejen, 
„losſsgegangen, und die Poften hätten feinen Bater und 
„deſſen Magd getroffen, die etwas leicht hierdurch verwun⸗ 
„Det worden ſeyen.“ 

Dagegen behauptete Inculpat, daß fein Vater bdiefe 
Schrift habe verfertigen laffen, er kenne ihren Inhalt nicht, 
babe ſolche nicht genau gelefen, oder bei feiner Unterfchrift 
nicht fonderlich darauf geachtet; denn es fey ihm von einem 
Schuſſe gar nichts erinnerlich. 

Es mußte auch der Inculpat gefiehen, daß er eine 
Piftole gehabt babe, und feiner Behauptung, daß fie ihm 
in der Neujahrsnacht gejprungen fey, widerſprachen nicht 
nur feine Eltern, weil er in jener Nacht gar nicht aus dem 
Haufe gefommen, fondern audy die Magd, welche fie noch 
in den legten Tagen über feinem Bette bängen geſehen 
baben wollte. 

Das Hofgericht erkannte den Inculpaten der Vermuns 
dung feines Baterd und der Dienftmagb desſelben durch 
einen Piftolenfhuß für ſchuldig und übermiefen, und vers 
urteilte ihn zu einer einjährigen leichten Zuchthausſtrafe; 
davon ergriff er den Unfchulde-Recurs an das Oberhofgeridt. 
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Der recurrentiſche Anwalt ſuchte auszuführen, a) daß 
nur die Ausſage eines einzigen Zeugen, des Vaters, den 
Inculpaten als den Thaͤter bezeichne. b) Wollte man dieſe 
aber auch als richtig annehmen, ſo fehle doch die Abſicht, 
zu toͤdten oder zu verwunden. Daraus, daß die Schrote 
groͤßtentheils in die untern Theile des Koͤrpers eingedrungen 
ſeyen, folge, daß die Piſtole entweder gleich beim Hervor⸗ 
ziehen losgegangen ſeyn muͤſſe, oder daß doch der Inculpat 
auf feinen Fall hezielt habe. Auch wollte deducirt werden, 
daß eine mit Haſenſchrot geladene Piftole Fein abfolut 
tödtliched Snftrument ſey. ce) Der Vater habe die Veran⸗ 
laffung zum Streite gegeben, ber Angefchuldigte fey durch 
feine Trunfenbeit ganz imputationsunfähig, auch hätten ber 
Bater und die Magd ihm feine That verziehen. 

Der oberbofgerichtliche Referent trug auf Klagfreierflä- 
rung an, meil er den Beweis ded fubjectiven Thatbes 
fandes nicht für bergeftellt hielt. Er führte nämlich aus ; 
1) e8 fey mit Gewißheit nicht anzunehmen, daß zur Zeit 
der verübten That Niemand im Haufe und Hof gewefen 
fey, als der Recurrent, feine Eltern und die Magd. Es 
fomme darüber in der Unterfuchung nichts fpecielles vor, 
und es bleibe immerhin möglih, daß ſich Jemand in der 
weitläufigen Hofraithe verftet gehalten, und den Schuß 
gethan hätte, ohne von Andern bemerft worden zu feyt. 
2) Der Inculpat fey der That durchaus nicht geftänbig, 
er wolle vielmehr von Allem, was damals vorgefallen, wegen 
Trunfenheit nichts wiſſen. 3) Wenn das Zeugniß der 
Eltern gegen den Sohn nicht rehtsbeftändig ſey, fo 

könne auch das Zeugniß der Magd, als einer einzelnen 
Zeugin, jenes Zeugniß nicht vervollftändigen, da foldyes bie 
Rechtsbeftändigfeit beffelben vorausfegen würde — Von 
einer Vervollftändigung ber elterlichen Depofitionen könne 
aber auch darum feine Rebe fenn, weil fie dieſelben im 
ihrer nachmaligen Erflärung zum Protocol gewiffermaßen 
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widerrufen hätten. Die Vervollſtaͤndigung durch die Ausſa⸗ 
gen der Magd müßte ſchon um defwillen wegfallen, weil 
diefe behauptet babe, aus eigener Wahrnehmung nichts 
ausfagen zu koͤnnen. | 

4) Der Umftand, daß Inculpat gleich nad) der That 
die Flucht ergriffen, und ſich einige Tage verborgen gebals 
ten habe, relevire nichts, da dieſes and Furcht vor den 
Gendarmen , welche ihn aufgefucht, hätte gefchehen koͤnnen. 

5) Aus des Angefchuldigten Geftändniffe, daß er früber 
eine Piftole gehabt, folge nichts für den fubjectiven That⸗ 
beftand des in Frage ftehenden Verbrechens, auch wäre er 
deffen weder durch die Ausfagen feiner Eltern, noch durch 
das Zeugniß der Magd überführt. 

Der Inſtructiv⸗-⸗Votant ging noch weiter, und bezweifelte 
fogar den objectiven Thatbeftand einer peinlich zu beſtra— 
fenden VBerwundung, nämlich, wenn man annehmen wollte, 
daß zur Rechtfertigung des hofgerichtlichen Urtheils eine 
wirfliche VBerwundung im materiellen Sinne wejentlich ſey, 
fo würde darüber die oberflächlih geführte Unterfuchung 
fein genügendes Nefultat liefern, indem die mediciniichen 
"Gutachten fich nicht beftimmt darüber ausſpraͤchen, ob die 
Verwundungen aͤrztliche Hülfe erfordert hätten. — Der 
Botant trug auf —— eines Superarbitrii des N 
nalreferenten an. 

Wollte man aber auch den objectiven <hatbeftand 
ald vorhanden annehmen, fo fey doch der fubjective 
nicht genugfam bergeftelt, um darauf ein peinliches Er: 
fenntniß bauen zu können. Die Ausfage der Eltern gegen 
ihren Sohn koͤnne Außerften Falls nur ald Inzicht gelten. 
Die Magd babe nur das Schimpfen vernommen und den 
Schuß fallen hören. Ihre Ausfage koͤnne daher nur. als 
ein das erftere verftärfendes Indicium gelten. Eben fo märe 
die Flucht des Inculpaten nur eine Anzeige. Der Umitand 
mit der Piftole, welche in ber Nenjahrsnacht . gefprungen 
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ſeyn follte, wäre vom Unterfucdjungsrichter wicht weiter er⸗ 
forſcht, und eben fo verhalte es ſich mit der Eingabe des 
Inculpaten an die Kreisregierung ; allem diefem fey fein 
weitered Gewicht beizulegen, ald dad von dringenden Indi⸗ 
cien. Solche Anzeigen fönnten aber, nad des Votanten 
Anficht, weder einzeln, noch in Verbindung mit einander, 
einen vollen, rechtlichen Beweis abgeben. Sobald man 
jedoch den ndicien » Beweis für hinreichend annehme, um 
das „ſchuldig“ auszuſprechen, jo dürfte diefed um fo mehr 
ohne Anftand feyn, als Inculpat ein Menſch fey, zu dem 
man fich einer folchen That, im Jaͤhzorne und in einer 
durch Beraufhung verfiärften Aufmallung, wohl verfehen 
fönne. Denn er fey bereits im Jahre 1824. . wegen fortge- 
fegten Diebſtahls, dann im Jahre 1827. wegen Mißhand- 
lung eined Andern, und felbft feines Vaters, befiraft wors 
den, und habe wegen verfuchter Toͤdtung ded Amtsdieners 
in Unterfuchung geftanden. Seit jenem  bofgerichtlichen 
Strafurtheile habe, wegen Widerfeglichfeit gegen die Obrig- 
feit, und ausgeftoßener gefährlicher Drohungen, ſchon wieder 
eine Unterfuchung gegen ihn eingeleitet werden muͤſſen. 
Nach gegenmwärtiger Lage der Sache richtete auch ber 
Inſtructiv-Votant feinen Antrag auf Klagfreierflärung. 
Indeſſen ward, gegen diefe Anficht, der Recurd durch 
große Stimmenmehrheit verworfen. Diefe Majorität hielt 
eine nähere Erhebung des Umftandes : ‚‚ob Ärztliche Hülfe 
nothwendig gemwefen fep ?’ nicht für nöthig. *) Die De: 
pofition des Vaters ſey als halber Beweis anzufehben, bie 
Magd babe das Schinpfen und auch den Schuß fallen ge 
hört, welches Letztere auch bei der Mutter der Fall gemwes 
fen. Der Iuculpat habe anfangs die Flucht genommen, und 





*) Wahrſcheinlich wegen der Ausnahme des $. 71. des Straf: 
Ediets: wenn bei einer Berwundung bejondere Verlegung 
ſchuldiger Ehrfurcht mit untergelaufen ift. 
= 23 
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ſich zuerſt blos mit ſeiner Trunkenheit entſchuldigt, in ſeiner 
nachherigen Vorſtellung an. die Kreisregierung aber ein eis 
gentliched Geftändnig abgelegt. Einen andern Thäter habe 
er nicht angegeben, nod) weniger dieſes, wie ed ihm obges 
legen, bewieſen. 

Auch ein an Großh. Zufkizminifterium ergriffener Res 
curd zur Gnade, hatte feinen beflern Erfolg, indem er 
unter dem 9. Suli d. 9, verworfen warb. 


IV. 


Miscellen und Nachträge, = 


Digitized by Google 


u — — 


Die Entfoheidungsgründe find jedesmal dem 
Unterrichter zugleich mit dem Urtheil 
mitzutheilen. 


Unter dem 9. Auguft 1833. erging vom Großh. Suftiz- 
Minifterium die Weifung an das Oberhofgeriht: In Ber 
ziehung auf den $. 1227. der Proceßordnung findet man 
ſich veranlaßt zu verfügen, daß überall, wo bem Richter 
der vorigen Inſtanz das in höherer Inſtanz gefällte Urtheil 
mitzutheilen fey, auch die Entfcheidungsgründe befjelben die- 
fer Abfchrift beizufügen feyen. 
(Dambacher gegen Freih. von Eihthal.) 





Die Vermeidung verfchiedener Entfcheidungen 
in den Senaten der Gerichtshöfe betreffend. 


Ueber diefen Gegenftand erging am 31. Suli d. J. eine 
hoͤchſte Entſchließung aus Großh. Staatsminifterium, in 
Gemäßheit welcher das Großh. Juftizminifterium unter dem 
3. September 1833. folgenden Befhluß an das Oberhofger 
richt und die fammtlichen Hofgerichte erließ : 

„Es kann zwar nicht in einer einzelnen Recht s⸗ 
„Sache, bei einem entftehenden Zweifel, betreffe er auch 
‚blos eine Gompetenz» oder fonft formelle Frage, in dem 
„für die Aburtheilung des Falls conftituirten Gerichte 
„ine Abänderung getroffen, und an die Stelle des Senats 
„das Plenum geſetzt werben,‘ 


‚Meberall aber, wo ſolche Verſchiedenheiten, welche bie 
„Rechtsſicherheit gefährden, bemerkbar werden, fann eine 
„Berathung bes vollen Gerichtshofes veranlaßt werden, 
„um über zweifelhafte Fragen, fie mögen das formelle oder 
‚materielle Recht betreffen, in ihrer allgemeinen Bezies 
„bung, entweder eine Vereinigung zu erzielen, oder wo biefe 
‚micht möglich ift, eine authentiſche Interpretation in An⸗ 
„trag zu bringen.“ 

„Die Gerichtsvorſtaͤnde werden insbeſondere angewieſen, 
„in allen Faͤllen, wo eine Meinungsverſchiedenheit unter den 
„Senaten des Gerichtshofes uͤber eine Rechtsfrage entſteht, 
„und durch weitere Berathung im vollen Rathe nicht geho— 
„ben werden kann, das Beurkundungs-Protocoll uͤber die 
„Abſtimmung mit gutachtlichem Antrag auf eine Verbeffe- 
„rung oder authentifche Erläuterung des Geſetzes hierher 
‚‚berichtlich einzufenden.’’ 
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Anfinuationen durch die Gerichtsboten, nach 
der neuen Proceß-Ordnung. 


Unter der Herrſchaft der Obergerichtsordnung wurde 
beim Oberhofgerichte die Inſinuation von der Expeditur 
aus beſorgt, welche die Taxen davon als Accidenzien bezog. 
Da aber die neue Proceßordnung die Behaͤndigung der Las 
dung ꝛc. an den Beflagten durch einen verpflichteten Ge: 
richtsboten in ihren $$. 261. u. folg. vorfchrieb, jo mußte 
darunter eine Abänderung getroffen, und die Infinnationen 
der oberhofgerichtlichen Befchlüffe den Katzledienern, als 
Gerichtsboten uͤbertragen werden. 

Nach Vorſchrift eines hoͤchſten Reſeripts aus Großh. 
Staatsminiſterium vom 5. Juni 1833. an das Großh. 
Juſtizminiſterium wurde die Art der Inſinuationen, und die 
Gebuͤhren dafuͤr, folgendermaßen feſtgeſetzt: 
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Weifung an die Kanzleiviener als Gerichts⸗ 
boten vom 29. Auli 1833. 


„Die Gerichtsboten haben Die Ausfertigungen, welche 
„fie zu infinuiren haben, aus ben Händen des oberhofge: 
„richtlichen Erpebitors zu empfangen. Es geichieht ſolches 
„in folgender Art: 

„Sobald der Secretair fämmtliche Verfügungen feiner 
„Serichtsfigung zu den Acten bemerft, und alle durch die 
‚Kanzlei gemachten Ausfertigungen contrafignirt, auch der 
„SportelsBerrechner die zu zahlenden Gebühren bemerkt 
„bat, läßt derfelbe die von den Boten zu infinuirenden Be: 
„ſchluͤſe dem oberhofgerichtlihen Präfidium zur Unter: 
„Ihrift vorlegen, von welchem, nad) gefchehener Unterfchrift 
„solche durch den Oberhofgerichts-Erpeditor den Boten zur 
„Inſinuation zugeftellt werden.’ i 

„Die Gerichtsboten haben nach $. 262. der Proceß- 
„Ordnung die ihnen zur Infinuation uͤbergebenen Augferti- 
„gungen entweder demjenigen, an ben fie gerichtet find, 
„oder an erwachjene Perfonen, die zu deſſen Familie oder. 
„Befinde gehören, abzugeben, und zugleich in dem Haufe 
‚‚derfelben auf die Ausfertigung den Tag der gefchehenen 
„Zuftellung zu beurfunden. Wenn in der nämlichen Pro- 
„ceßlache mehrere Ausfertigungen gemadt find, fo enthals 
„‚ten entweder diejelben Auflggen an fie alle, ober es wird 
„nur einem Xheile eine Auflage gemacht, wovon der andere 
„blos Nachricht erbält,. oder e8 erhalten die beiderfeitigen 
„Anwälte von einem VBorgange blos Nachricht.‘ 

„In dem erften Falle bat der Gerichtebote auf alle 
„‚Ausfertigungen die an alle Anwälte gefchehene Infinuas 
‚ton zu beurfunden. Sm zweiten Falle hat ber Ge 
„richtsbote zuerft jene Ausfertigung, welche eine Auflage enthält, 
„dem betreffenden Anwalt zu infinuiren, ſodann dem ans 
„bern Anwalt das Decret, wodurch ihm von jener Auflage 
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„an feinen Gegner Nachricht gegeben wird, zuzuftellen, und 
„darauf die an dieſen gefchehene Infinuation zu beurfunden. 
„Sm Testen Falle bat der Gerichtsbote bloß auf jede Aus- 
„fertigung die Zuftelung an den Anwalt, an welchen fie 
‚gerichtet ift, zu beurfunden. 


„Jede Sinfinuatione-Beurfundung muß den Tag bezeich⸗ 
„nen, an welchem die Einhaͤndigung geſchah, und die Per⸗ 
„ſon, an welche ſie geſchehen iſt.“ 

„Wenn in einer zu inſinuirenden Verfuͤgung eine oder 
„mehrere Beilagen, welche der Parthie oder dem Anwalte 
„zugeſtellt werden ſollen, angerufen ſind, ſo iſt in dem In⸗ 
„ſinuations-Schein ausdruͤcklich hiervon Erwaͤhnung zu thun.“ 


„Da nad $. 269. jede Inſinuation auch in den Ges 
‚richtsacten beurfundet werben muß, fo legt der Regiftrator 
„alle ihm von dem Secretariat aufgelieferten Acten, in wels 
„Sen Inſinuationen zu machen find, auf einen befondern, 
„für die Gerichtöboten beftimmten Tiſch, wo fie die Sn 
„‚finuationd =» Beurfundungen in diefelben zu notiren, und 
„wenn folches gefcheben ift, dem Regiftrator hiervon die Anz 
„zeige zu machen baben. Die Beurfundung muß zu den 
„Acten, wo möglid am nämlidyen Tage der Infinwation, 
„hoͤchſtens aber am folgenden gefchehen.‘ 

„Iſt in den Gerichtsacten nicht hinlänglich Ieerer Raum 
„vorhanden, um darin die gefchehene Infinuation in voll 
„ſtaͤndiger Art beurfunden zu Finnen, fo haben die Gerichts: 
‚boten eine eigene Infinuationds-Beurfundung, auf welcher 
„ſich die vollftändige Klagrubrif befinden muß, dem Ne 
„giſtrator zu übergeben, damit berfelbe fie den Acten beis 
„regiſtrirt.“ 

„Die Gebuͤhren der Gerichtsboten ſind nach der Taxord⸗ 
„nung vom Jahre 1807. folgende: 

„Fuͤr jede Zuſtellung einer gerichtlichen Ausfertigung, 
„einſchließlich der darauf zu beurkundenden Einhaͤndigung, 


— 353 — 


„erhält der Gerichtebote von dem Empfänger 12 Kreuzer. 
„Wenn aber die an den gegentheiligen Anwalt gefchehene 
„Inſinuation einer richterlichen Auflage zugleich beurfundet 
‚wird, fo bat der Anwalt, welchem diefe Beurfundung ges 
„geben wird, dafür noch weitere 6 Kreuzer, alfo im Gans 
„zen 18 Kreuzer zu zahlen. Den Boten ift unterfagt, 
‚dergleichen Beurfundungen da auszuftellen, wo es . nicht 
„möthig ift, oder wenn der Anwalt, dem folcye ausgeftellt 
„werben fol, ausdruͤcklich erflärt, daß er berfelben nicht 
„beduͤrfe.“ 

„Jede weitere Anrechnung, unter welchem Namen es 
„auch ſeyn moͤge, iſt den Gerichtsboten ausdruͤcklich unterſagt.“ 





Anwendung des $. 16. des Ehrenfränfungs: 
Geſetzes auf frühere Fälle, 


Das Großh. Suftizminifterium theilte dem Oberhofgerichte 
aus Veranlaffung einer im Gnadenwege von Großh. Staats: 
Minifterium nachgelaffenen Strafe, welche das Mannheimer 
Hofgeriht gegen gewiffe Denuntianten erfannt hatte, fols 
gende Stellen aus dem Vortrage an dieſes hoͤchſte Mini: 
ſterium mit: 

„Es fcheint und (dem Großh. Zuftizminifierium) dem 
„Sefuche ein nicht unerheblicher Rechtsgrund zur Seite zu 
„ſtehen.“ | 

„Das bofgerichtliche Erkenntniß beruht auf der Bor: 
„ſchrift der SS. 45. und 46. des Straf-Edictd, verbunden 
‚mit der Verordnung vom 28. Februar 1807., dem gemäß 
„Denuntianten, welche mit dem Beweife burchfallen, als 
„der' gerichtlichen Injurie fchuldig, mit polizeilicher Strafe 
„belegt werden jollen.’ 
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„Es entfteht daher die Frage, ob das Hofgericht, mels 
„ches auf diefe Strafe unter dem 13. April v. J., ſohin zu 
„einer Zeit, wo die beſagte Vorſchrift durch den -S. 16. 
„des am 1. Februar v. 3. in Wirkſamkeit getretenen neuen 
„Ehrenfränfungsgefeges bereitd aufgehoben war, gegen ben 
„Antrag feines Referenten erfannte, bieran Recht gethan 
„bat, oder nicht.’ 

„Ohne Zweifel ging daffelbe dabei von dem allgemeinen 
„Grundfage aus, daß Gefege nicht. auf das Vergangene 
„zuruͤckzuziehen, und daher die erwähnten Altern Gefege, 
„als noch in Kraft beftehend, vorliegenden Falls zur An 
„wendung zu bringen ſeyen.“ 

„Allein bei diefer Anwendung bat bas Hofgericht, wie 
„uns fcheint, nicht gehörig unterfchieden. Vergleicht man 
„nämlich den angeführten $. 16. des Ehrenfränfungsgefeges 
‚mit dem unmittelbar darauf folgenden $. 17., welder 
„sagt: „„daß das Ehrenfränfungsgefeß auf frühere Fälle 
„„nur dann Anwendung finde, wenn die darin enthaltenen 
„„Beſtimmungen milder jenen, ald die fruͤhern““, fo fcheint 
„der Sinn des Gefetes vielmehr der zu feyn,.daß, in fo 
„fern es fih nah dem 1. Februar 1832. von der Abur⸗ 
„‚tbeilung einer Ehrenfränfungsfache handelt, melde vor 
„dieſem Zeitpunfte ihre Entftehung genommen, bald bag 
„alte, bald das neue Gefeß zur Anwendung komme, je 
„nachdem das eine oder das andere Gefeß das mildere iſt.“ 

„Run ift aber das neue Geſetz gegen das alte darin 
„weſentlich milder,, daß es Ehrenfränfungen überall nicht 
„von Amtöwegen, fondern nur auf Antrag bed Beleidigten, 
„ahndet ($.14.), und daß, bingefeben auf den Begriff, den 
„der $. 3. deſſelben über Ehrenfränfungen aufftellt, febr 
‚zu bezweifeln ſteht, ob dafjelbe Denuntianten ſchon allein 
„darum, weil fie mit dem Beweiſe durchfallen, als Injus 
„‚rianten behandeln und beftrafen, Beziebungsweife, ob es 
„die Recurrenten, bei denen zwar ein leidenfchaftliches Ins 
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‚„‚tereffe, darum aber noch fein Animus injuriandi vorge 
‚„‚waltet hat, überhaupt für ſtraffaͤllig anſehen koͤnnte.“ 





Schriftliches Verfahren, nad $. 336. und 1126, 
der neuen Proceß- Ordnung. 


Dem Oberhofgerichte ward vom Großh. Zuftizminifterium 
ein über diefen Gegenftand erlaffened Nefeript vom 31. Juli 
d. J. mitgetbeilt. Darin heißt es unter andern: 

‚Man findet feinen hinlänglichen Grund, jetzt ſchon 
„eine Abänderung der $$. 336. und 1126. der Pr. Ordnung 
„vorzunehmen. — Den Parthieen wurde die Wahl zwijchen 
„müuͤndlicher und fchriftlicher Nechtsausführung, und felbit 
„der wöllige Verzicht hierauf, freigelaffen , weil überhaupt 
„Die Betheiligten am Beften urtheilen können, welche Weiſe 
„der Rechtsvertheidigung für fie die zweckdienlichfte fey, und 
„weil insbefondere bei dem Uebergange von einem gewöhns 
„ten zu einem ungewöhnten Verfahren, den Parthieen und 
„Anwälten mehr Freiheit gelaffen werden muß, ſich bes 
‚einen oder des andern zu bedienen.’ 

„Hierzu fommt der weitere Grund, daß, indem bad 
„Sihriftverfafjungsrecht noch in großer Ausdehnung beiteht, 
„bei der unbedingten Nöthigung zum mündlichen Verfahren, 
‚man entweder den Parthieen die ihnen zunächit liegende 
„Berathung entziehen, und damit zugleich bie bärteften 
„Folgen für eine große Klaffe Berechtigter berbeiführen, 
„oder die Parthieen zu doppelter und breifacher Berathung, 
„und damit zu vermehrtem Koftenaufwande nöthigen könnte.‘ 

„Auch kann der fchriftlihe Gerichtsvortrag für ben 
„Geſchaͤftsgang kaum nachtheilig feyn, wenn der Vortrag 
„nach der Beitimmung des $. 1127. nur bündige und ge: 
„drängte Faſſung enthält, worin ohne Zweifel die Refe— 
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„renten durch das in ber Mehrheit der Fälle ftatt findende 
„mündliche Verfahren, und durch die babei noch fürzer 
„gefaßte Entfcheidungsweife immer mehr Angemöhnung 
„erhalten werden, und wenn man ben Vortheil dagegen 
„hält, daß durch den fchriftlichen Vortrag des Referenten 
„der muͤndliche Vortrag der Parthieen erfpart, unb 
„dadurch die Zeit der Gerichtsfigung abgefürzt wird. 
„Ferner Fann nicht unbemerkt bleiben, daß ed niemals 
„einer Parthie allein überlaffen ift, das mündliche Ber: 
„fahren zu umgehen, indem nad $. 306. entweder beide 
„Parthieen darin übereinftimmen müflen, oder da, mo 
„eine Parthie es verlangt, das Ermeflen des Richters 
„hinzukommen muͤſſe.“ 


Richterliche Competenz bei Gegenſtaͤnden der 
Gewerbs- insbefondere der Muͤhlen-Gewerbs— 
Polizei. F 


(Muͤller Georg Haack gegen den Muͤller Johann Haack.) 





Es ſind die Muͤhlen dieſer beiden Bruͤder in geringer 
Entfernung von einander belegen, die des Johann oberhalb 
der andern. Schon vor laͤngern Zeiten, und als noch dieſe 
Muͤhlen andern Beſitzern gehoͤrten, entſtanden Streitigkeiten 
über die Waſſerleitung. Im Jahre 1809. warb ein Gut: 
achten von Kunftverftändigen erhoben, und nad) diefem der 
Streit entjchieden. Die Differenzien dauerten jeboch fort, 
und im Jahre 1831. entftand ein abermaliger Proceß über 
die Verlegung des Ueberfallswehres an der Mühle des Go: 
bann Haack, mogegen Georg Haad proteftirtee Vom 
Amte ward der Kläger mit feiner Proteftation: abgewieſen 
und diefes Erfenntniß vom Hofgerichte lediglich beftätigt. 
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Diefe Rechtsfprücde wurden in der Oberappellationg- 
Inſtanz ald incompetent angefochten, weil weder das Amt 
noch das Hofgericht als richterliche Behörden befugt gewe⸗ 
fen ſeyen, dem Beklagten eine Abänderung in dem Laufe 
feines Muͤhlbachs zu geflatten, da dieſer Gegenftand nad 
der Großh. Badiſchen Mübhlen-Ordnung lediglich zur Cog⸗ 
nition und Aburtheilung ber obern Polizei-Behoͤrde, d. h. 
der Kreisregierung gehört habe. Es warb daher das Ge- 
ſuch geftelt, die unterrichterlichen Beſcheide ald incompe- 
tent erlaffen, ganz aufzuheben, und die Sache an die Ober- 
polizeibehörde zu vermeifen. 


Es erging auch am 9. Juli 1833. ein oberhofgerichtlis 
ches Urtheil dahin: 


„daß unter Aufhebung des Erfenntniffes beider vorbern 
„Inſtanzen — die Sache fich zur Zeit zur richterlichen Cog⸗ 
„nition nicht eigne, ſondern zur Entfcheidung über die 
„Gewerbspolizeiliche Zuläffigfeit der von Johann Haad in 
„Antrag gebrachten Verlegung feines Weberfalldwehres an 
„die Großh. Regierung des Unterrheinfreifes zu vermweifen 
„ſey.“ 

Die Entſcheidungegruͤnde, ſo weit ſie den Punkt der 
richterlichen Competenz betrafen, beruheten in Folgendem: 


„Der vorliegende Rechtsſtreit wurde in den beiden erſten 
„Inſtanzen ſummariſch nach den Formen des alten Procep- 
„echtes verhandelt, und in zweiter Snftanz ‘von dem 
„Hofgerichte durch Refeript vom 18. Octob. 1832. entſchie⸗ 
„den. Sachen, weldye nach dem 1. Mai 1832. entjchieden 
‚wurden, richten ſich rüdfichtlich der neuen Inſtanz nach 
‚der neuen Proceßordnung Da nun nah $. 1241. der 
„Dr. Ordnung auch in fummarifchen Sachen ein dritter 
„Rechtszug ftatt findet, fo ift die oberhofgerichtliche Com⸗ 
„petenz für die gegen das hbofgerichtliche Nefeript vom 
„Kläger eingewandte Oberappellation begruͤndet.“ 
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Im 2ten und Iten Entſcheidungsgrunde ward gefagt, 
daß. die Sache fih zum ordentlichen Verfahren geeignet 
babe, und daß die Oberappellationg » Summe vorhanden 
fey, indem es fid von einer Dienftbarkeit handle, welche, 
nach dem Werthe des herrfchenden Gutes betrachtet, dieſe 
Summe erreiche. 


Dann bieß ed weiter: „4) Die Müblengewerbeöpolizei 
‚ft kein Gegenftand ber gerichtlichen Cognition, auch find 
„die Gerichte nah L. R. Sat 645. bei Streitigkeiten über 
‚die Benugung von zum Privat» Eigenthum gehörigem 
„fließenden Wafler ausdrüdlih zur Beobachtung der des— 
‚‚faltfigen Polizei » Verordnungen angewiefen. Nun macht 
„der $. 2. der Mühlenordnung die Veränderung Des 
„Muͤhlenuͤberfalls-Wehrs, welche bier in Frage ift, und 
„die davon abhängende Veränderung ber Wafferleitung und 
‚Mferbefeftigung von der Genehmigung der mittlern Polis 
„zei⸗Inſtanz Cjeßt der Kreisregierungen) abhängig. Es ift 
„alſo eine Präjudicials Frage, ob die Regierung die vom 
„Beklagten intentirte Veränderung für polizeilich zulaͤſſig 
„erkennen wird, oder nicht, und dann erft fann es fid 
„fragen, ob Kläger einen Privatrechtötitel aufweiſen könne, 
„aus dem er dad Vorhaben bed Bellagten zu hindern 
„vermöchte; der vorliegende Fall ift daher zur Zeit zur 
„‚richterlichen Entfcheidung nicht geeignet.” 


Diefen Entfcheidungsgrund unterftügte der Nefpicient 
durch folgende Betrachtungen, welche den Beifall des Col: 
legit erbielten. 


Nach der DOrganifation von 1809. gehöre die Gewerbs— 
polizei zum Gefchäftskreife der Aemter, unter Aufficht und 
Leitung der Kreis + Directorien (nun Kreis Regierungen) 
und dem Minifterium des Innern. Auch das Landrecht 
mache es im Saß 645. den Gerichten zur Pflicht, bei Be 
urtheilung von Gigenthumsanfprüchen in Beziehung auf 
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folche fließende Waffer, welche Gegenfiand des Privat » Eis 
gentbums find: 

„die befondern und srtlichen Anordnungen über den Lanf 
„und die Benugung der Waſſer“ alfo die einfchlägigen Pos 
lizei s Berordnungen zu beobachten. Die im März 1822. 
"von dem Minifterium des Innern erlaffene Mühlenorbnung 
gäbe nun die nähern Beftimmungen über den Gefchäftsfreis 
der einzelnen Berwaltungsftellen ruͤckſichtlich der Mübhlenpos 
lizei, und fchreibe in diefer Beziehung im $. 2. vor, daß 
die Veränderung, Erweiterung und Reparatur beftehender 
Mühlen in acht dort angegebenen Fällen, nur von ber 
mittlern Polizei » Snftanz, nad vorgängiger Unterfuchung 
der Berbältniffe und Vernehmung der Sntereffenten ver: 
willigt werben Eönne. 

Unter diefen Fällen wäre —— 1) jede Veraͤnderung 
der Ufer des Muͤhlbachs, welche nicht auf normalmaͤßige 
Saͤuberung deſſelben Bezug haͤtten. 2) Jede neue Aufdam⸗ 
mung oder Veraͤnderung einer beſtehenden derartigen Ein⸗ 
richtung an den Ufern der Muͤhlbaͤche. 3) Jede Veraͤnde⸗ 
rung des Einlaßwehres, des Ueberfallswehres und der 
Leerlaͤufe. 

Im vorliegenden Falle ſolle das Ueberfallswehr an eine 
andere, weiter unterhalb gelegene Stelle des Muͤhlbaches 
verlegt werden, was zugleich ruͤckſichtlich der Waſſerleitung 
und der Uferbefeſtigung nothwendige Veraͤnderungen nach 
ſich ziehe, und wozu daher in Gewerbs-Polizeilicher Hin⸗ 
ſicht vorderſamſt die Genehmigung der Kreisregierung ers 
forderlicy fey. | 

Das Amt hätte daber die Sahe, auf erhobene. Bes 
ſchwerde des Klägers, unterfuchen, und diefe Unterſuchung 
ber Kreisregierung zur Entfcheidung vorlegen follen.— Daß ſich 
in der Klage auch auf eivilrechtliche Gründe berufen werde, 
habe für das Amt Fein Motiv feyn Finnen, fogleich als Civils 
richter einzufchreiten, und bie Gewerböpolizeilihe Eroͤrte⸗ 
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rung der Sache zu umgehen. Immerhin haͤtte der Klaͤger 
auch der Polizeibehoͤrde ſeine Privatrechtstitel, aus denen 
er gegen die vorhabende Veraͤnderung des Beklagten am 
Waſſerbau Einſprache mache, anzeigen muͤſſen, damit dieſe 
die rechtliche Graͤnze ihrer Entſcheidung kennen gelernt, 
und in fo fern fie in Gewerbspolizeilicher Hinſicht das Vor⸗ 
haben des Beflagten zuläffig gefunden hätte, die Sache, 
zur Entfcheidung des Nechtspunftes, an den Eivilrichter 
hätte verweifen koͤnnen. 

Allein ed babe die polizeiliche Erörterung und Entjchei- 
dung vorangehen müffen, weil es davon abgebangen hätte, 
ob die Sache an den Givilrichter kommen koͤnne, oder nicht. 
Denn wenn bie zuftändige Polizeibehörde das Vorhaben des 
Sobann Haad für unzuläffig gehalten hätte, fo würde 
fhon dadurch die Civilklage des Georg Hand als über: 
flüffig weggefallen feyn. 

Bon diefen nämlichen Grundfägen gebe aud) der $. 25. 
der Mühlenordnung, in Beftimmung der Gränzen der ridys 
terlichen und polizeilichen Gewalt, rüdfichtlich der Muͤhlen⸗ 
gewerbe, aus; welcher Paragraph übrigens nicht ange: 
führt werben folle, als ob er dem Richter für feine Com—⸗ 
petenz zum Maaßſtab dienen müfle, indem die Mühlen; 
ordnung nicht vom Gefeßgeber ausgegangen, fondern nur 
eine Verordnung der oberſten Polizeibehörde fey ; allein die- 
felben Grundfäge flößen aus dem, dem bürgerlichen Richter 
durch die Gefeße, und namentlich durch die Organifation 
von 1809. Beil. C. $. 10. und durch bie $$. 1. und 2. der 
Proceß » Ordnung vorgezeichneten AIR NER, fo wie 
ans ber Natur der Sache. — 





T. 


Gegenftände des neuen Proceßrechts, 
| und 


Entſcheidungen unter deffen Derrfchaft. 
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Nichtigkeit eines mittelinftanzlichen Urtbeils, 
wegen eines in den Entfcheidungsgründen ans 
geblich enthaltenen falſchen Rechtsſatzes. — 
Ob es eine Befch werde über verletzte Vorſchrift 
des Verfahrens begründe, wenn von ber zwei: 
ten Inſtanz, vor dem Endurtheile, nicht: auf 
beifern Beweis interloquirt wurde? 


(Steyert gegen Kirner.) 


Der Kläger Steyert trug beim Lands Amte Freiburg 
vor: er habe dem Beflagten Kirner eine Matte um 400 fl. 
verfauft, dieſer Kauf fey vom Ortögerichte zu K. aufge- 
feßt, und fodann in ‘das Gontractenbudh zu 8. angemerkt 
worden. Der Bellagte wolle unter dem Vorwande den 
Kauf nicht halten, daß nicht vier, fondern zehn Jahress 
termine feftgefeßt worden jeyen. 

Der Bellagte behauptete, mit feinem Gegner feinen 
förmlichen Kauf abgefchloffen zu haben; er babe nur mit 
dem Kläger unterhandelt, und dabei erflärt, daß, wenn ber 
Kauf zu Stande kaͤme, er ihm zehn Termine bewilligen 
müffe. Es ſey nichts Schriftliches aufgefett worden, und 
ohne fein Wiffen habe der Kläger den Kauf beim Ortdge- 
richte zu 8. einſchreiben laſſen. 

Gm Fortgange der Verhandlungen producirte der Kläger 
einen Auffas vom 16. November 1831., nach deffen Inbalt 
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Steyert an den Kirner, fo wie an Georg Lenz die 
Hälfte eines Haufes um 600 fl. — unter verfchiedenen 
Bedingungen verkaufte. Am Echluffe diefer Urkunde hieß 
e8: „Ferner übernimmt Kirner von Steyert ein aus 
„chert Matten, bezahlt dafür 400 fl. Diefe Matte ftößt 
„an Wittwe Schuhler.“ — Der Aufjab war von Vogt 
L. gefchrieben, und von Eteyert, Kirner unb mehreren 
andern Perfonen unterfchrieben. 

Sn Bezug auf diefen Aufſatz räumte Kläger ein, daß 
darin zwar von Zahlungsterminen nichts gefagt fey, allein 
er bitte, den Fertiger des Aufſatzes und die ald Zeugen 
unterfchriebenen Perfonen darüber abzuhoͤren, daß wirklich 
vier Termine zur Abzahlung beftimmt worden feyen, und 
fey im Aufferften Falle bereit, dieſes eidlich zu erhärten. 

Der Beklagte behauptete dagegen, daß fpäter ein ande: 
rer Bertrag abgefchloffen worden, wie die Kaufurfunde 
des Amtereviforatd vom 9. December 1831. ergäbe. Im 
einer zu den Acten gebrachten Kaufurfunde vom 6. Jänner 
1832. fand ſich jedoch von einem Mattenverfauf nichts, 
fondern es war darin nur Die Rede von dem Berfaufe des 
dritten Theils eines Hauſes nebſt 2 REN Gemüßgarten 
um 400 fl. — 

Die vorgefchlagenen Zeugen wurden demnaͤchſt abgehört, 
und e8 erging ein Amtsbefcheid unter dem 9. May 1832. 
dahin: „wuͤrde Kläger binnen vier Wochen den Eid darüber 
‚ablegen, daß der Kauf über einen Jauchert Matten zii: 
‚Shen ihm und dem Beklagten vollftändig abgeſchloſſen, 
„Daß feine 10 Termine dem Beflagten verfprochen, fon- 
„dern von ihm Kläger vier Termine verlangt worden, und 
„daß auch fpäter beim Hausfaufsabfchluß von diefem Mat: 
„tenkauf nicht mehr abgegangen, fondern ſolcher als felbft- 
„ſtaͤndig angeſehen wurde — fo werde auf Abfchwörung 
„dieſes Eides der Beklagte für fchuldig erfannt, den Kauf 

„zu halten und.ben Kauffchilling‘ per 400 fl. in 4 Jahres⸗ 
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„terminen ſamt Zins zu zahlen und die Koften zu tragen. — 
„Würde Kläger diefen Eid nicht abſchwoͤren, fo folle der Kauf 
„aufgehoben und Kläger in die Koften werfällt werden.‘ 

. Appellation an das Hofgeriht von Geiten dee 
Beklagten. 

Zur Rechtfertigung . der ——— daß dem Klaͤger 
uͤber die factiſchen Umſtaͤnde ſeiner Klage der Eid auferlegt 
worden, ward die neue Einrede vorgebracht, daß der Kauf— 
Anſatz vom 16. November 1831. eine bloße Privaturkunde, 
und als ſolche ungültig ſey, weil fie nah L. R. Satz 1325. 
doppelt hätte ausgefertiget werden muͤſſen. Und da nach L. 
R. Satz 1341. in dieſer Sache kein Zeugenbeweis ſtatt finde, 
ſo habe nicht auf den Notheid erkannt werden koͤnnen. 

Auf eingekommene Vernehmlaſſung, und weitere öffent: 
liche Verhandlung der Sache erfilimte das Hofgeriht am 
24: September 1832. 

„on Erwägung, daß Kläger, Appellat durch die produ— 
„cirte Privaturkunde vom 16. November 1831. den bebaup- 
‚teten Mattenfauf nicht erwieſen bat, weil folde, als nur 
„einmal ausgefertigt, nad 2. R. Sat 1325. ungültig ift — 
„wird der Amtsbefcheid dahin abgeändert: . . 

„Klaͤger, Appellat ſey unter Verfaͤllung in die Koſten 
„erſter und zweiter Inſtanz mit ſeiner Klage lediglich ab— 
„zuweiſen.“ 

In einem vom Klaͤger gegen dieſes Erkenntniß beim 
Oberhofgerichte eingereichten Oberappellations-Libell, wollte 
dieſem Rechtsmittel, ungeachtet ſich die Streitſumme nur 
auf 400 fl: belief, gemäß des $. 1175. Nr. 3. und 4. der 
neuen Procegordnung, um, befwillen Eingang verichafft 
werben, weil der Grund der Befchwerde a) in verlegten Vor⸗ 
ſchriften des Verfahrens und b) in einem unmahren, in den 
Entfcheidungsgründen ausdrüdlich angeführten Rechtslage ſich 
finde. — Die: Befchwerden wurden darin: gefegt, 1) in 
Bezug auf $. 1175. Nr. 3., daß, wenn auch der fragliche 
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Mattenkauf zur Zeit als noch nicht erwieſen angenommen- 
wuͤrde, doch jetzt ſchon definitiv, und nicht etwa auf beſſeren 
Beweis erkannt wäre. Dann 2) in Bezug auf 6. 1175. 
Nr. 4., baß nicht nach den angetretenen und geführten Be- 
weifen, der fragliche Mattenfauf wenigſtens als ſchon fo 
weit erwiefen angenommen ſey, daß das erjtinftanzliche 
Urtheil beftätigt, oder gar ohne den dem Kläger in jenem Ur⸗ 
theile auferlegten Erfüllungseid, der Beklagte zur Haltung: 
des abgefchloffenen Mattenfaufes verfällt worden wäre. 

Die Bitte war dahin gejtellt: entweder zu erfennen, 
daß Bellagter für fchuldig erflärt werde, den unterm 
16. Nov. 1832. mit dem Kläger abgefchloffenen Mattenfauf 
per 400 fl. Kaufichilling zu halten, ober wenigſtens das 
auf den Erfüllungseid lautende erftinftanzliche Erfenntniß 
wieber berzuftellen. Oder, wenn auch diefes nicht gefchehen 
fönnte, das hofgerichtliche Urtheil wegen weſentlichen Ges 
bredjen des Verfahrens zu caffiren, und für diefen Fall ein 
anderes Hofgericht zur Aburtbeilung zu ernennen. 

Auf Anſuchen beider Theile wurde Ausnahmsweiſe 
fchriftliche® Verfahren verftattet, und als die Schriftſaͤtze 
eingefommen waren, erging in öffentlicher Sitzung vom 
26. September 1833., ein Urtbeil dahin: daß a)*die gegen 
das bofgerichtliche Urtheil erhobene Beſchwerde wegen eines 
in den Entfcheidungsgründen enthaltenen falichen Rechts— 
ſatzes ale unzuläßig, b) die weitere Beſchwerde aber, wegen 
vom Großh. Hofgerichte verlegten Vorſchriften ded Ber: 
fahrens, als unbegründet zu verwerfen fey. 


Entfheidungsgründe. 


Die aufgeftellte Beſchwerde gegen das hofgerichtliche Ur: 
theil, in fo weit fie auf der Behauptung beruht, baß das 
Hofgeriht fein Urtbeil auf einen unwahren, in ben Ent-. 
Icheidungdgründen ausdruͤcklich angeführten Rechtsſatz ges 
gründet babe, ift unzulaͤßig. Nah $. 1977. der neuen 
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Proceßorbnung findet bei mangelnder Oberappellationd- 
Summe ein dritter Rechtszug nur in drei Fällen ſtatt. — 
Bei dieſer ansdrüdlichen Beichränfung der oberhofgerichtli- 
chen Gompetenz auf diefe drei Falle fanın alfo, bei mans 
gelnder Oberberufungsfumme, niemals eine Rechtsſache ımter / 
dem Vorwande an ben höcften Gerichtshof gebracht wer: 
den, daß die Enticheidung des Mittelgerichts auf: einen un. 
rechten Rechtsſatz gebauet ſey. 

Der zweite Bejchwerdegrund, darın beftehend, daß dag 
bofgerichtliche Urtbeil gegen wejentlihe Borjchriften des 
Berfahrens anftoße, ift zwar nach $. 1177. verbinden mit 
$. 1175. der Procefordnung an fich zuläßig, jedoch nicht 
gegründet. 

Das den ftreitenden Theilen im $. 1221. eingeräumte 
Recht zur Beibringung neuer Beweiſe ift eine gefeßliche 
Bergünftigung, wobei ed in der Willführ der Partheien 
fteht, ob fie davon Gebrauch machen wollen oder nicht. 
Eine beſondere richterliche Anweifung dazu, fobald die ftrei- 
tenden Theile ihre neuen Bemweife nicht von freien Stüden 
gleich mit dem Appellationg + Libel oder der Vernehmlaffung 
antreten,. haben diefelben daher der Regel nad) nicht zu ges 
wärtigen, weil Rechtswohlthaten- nicht aufgedrungen werben. 

Die gefegliche Obliegenheit des Mittelgerichts in allen 
Fällen, wo baffelbe den, bereits in erfter Inftanz geführten 
Beweis für unzureichend hält, wor Faͤllung feines Endbe⸗ 
fcheids auf beffern Beweis ſelbſt alddann noch zu er; 
fennen, wenn ber beweispflichtige Theil in zweiter Inftanz 
gar feinen neuen Beweis freiwillig angetreten bat, läßt ſich 
mit den PVorfchriften der $. 1170. Nr. 4, respect. 1223. 
der Proceßordnung nicht begründen. — Zwar heißt ed im 
erſtgedachten Paragraphen, welcher von der Einrichtung 
des Befchwerbestibelld handelt, unter No. 4. folgender- 
maaßen: | 

„Die Anführung und Verzeichnung der neuern Beweis, 
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„mittel, wodurch fruͤher vorgebrachte, oder die aufgeſtell⸗ 
„ten neuen Thatſachen dargethan werden ſollen, wenn der 
„Beſchwerdefuͤhrer die Beweis-Antretung anticipirt.“ 

Allein dieſes Geſetz bezieht ſich unverkennbar nur auf 
ſolche Thatſachen, woruͤber erſt noch der Gegentheil gehoͤrt 
werden muß, bevor ſich ermeſſen laͤßt, ob ſolche uͤberhaupt 
nur des Beweiſes beduͤrftig ſind. Daß das Geſetz eigentlich 
nur die Beweiſe uͤber die in zweiter Inſtanz aufgeſtellten 
neuen Thatſachen im Auge habe, und alſo nur auf dieſe 
Weiſe, nicht aber auch zugleich auf die vorhergehenden 
Worte: Ffruͤher angebrachte Thatſachen“, zu beziehen ſey — 
dieſes ergibt ſich aus einer Vergleichung deſſelben mit $. 
1218. der Proceßordnung, worin von der, der ſchriftlichen 
Vernehmlaſſung zu gebenden Einrichtung die Rede iſt, und 
wo es No. 5. heißt: 

‚Die Ausführung und Verzeichnung der neuen Beweis— 
‚mittel, wodurch die aufgeftellten neuen Thatſachen darge: 
„than werben follen, wenn der Appellat die Beweisan- 
„tretung anticipirt. 

Diefes Geſetz ftimmt aljo mit dem $. 1170. No. 4. mit 
dem einzigen Unterſchiede wörtlich überein, daß im eriteren 
die Worte „fruͤher vorgebrachte Thatfachen  weggelaffen 
worden find, was doc; wohl nur zu dem Zwecke geſchehen 
ſeyn fann, um damit anzudeuten, daß das’ Wahlrecht des 
Appellaten rüdjichtlich der Beweisanticipation fi) blos Auf 
die Beweiſe über Die aufgeftellten neuen Thatſachen bes 
fchränfe. 

Noch deutlicher ergibt ſich dieſes aus einer Vergleichung 
des $. 1218. mit $. 1219. der Procefordnung. | 

In dieſem letzten Gefeß, welches von den Folgen dee 
Verſaͤumniſſes der fchriftlichen Vernehmlaffung. handelt, iſt 
der Punct No. 5. des $. 1218. ganz übergangen, und zwar 
aus dem natürlichen Grunde, weil es dem.freien Willen des 
Appellaten anbeim gegeben ift, ob er dig neuen Beweiſe 
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uͤber die aufgeſtellten neuen Thatſachen ſogleich mit antreten 
will, oder nicht. 

Dagegen ſoll der Nachtheil des Verſaumniſſes, in Bezug 
auf No. 3. und 4., naͤmlich bei dem Thatſaͤchlichen der et— 
waigen Beweiseinreden, fo wie der Einreden gegen die Ap- 
pellationsbefchwerbeh, im Ausfchluß befteben. — 

Es fann jedoch, wie ed am Schluffe des Geſetzes weiter 
beißt: „der Appellat in Bezug auf No. 3. und 4. das Ver- 
„ſaͤumte wieder gut machen, wenn er die Eihreben oder 
‚Beweismittel im der zur mündlichen —— beſtimm⸗ 
„ten Sitzung beibringt.“ 

Wenn alſo der Appellat die neuen Beweismittel, ſo fern 
ſie ſich nicht auf die von ihm aufgeſtellten neuen Thatſachen 
beziehen, laͤngſtens in der zur muͤndlichen Verhandlung be— 
ſtimmten Sitzung noch beibringen muß, ſollen ſie anders 
nicht als verſaͤumt gelten, ſo folgt daraus wiederum, daß 
keine geſetzliche Obliegenheit des Mittelgerichtes beſtehe und 
beſtehen koͤnne, dem Appellaten nach geſchloſſenem ſchriftlichen 
und mündlichen Verfahren, jetzt erſt noch durch Zwiſchenbeſcheid 
zur Beibringung ſolcher Beweiſe die Auflage zu machen. 

Muß aber der Appellat jene Beweiſe, welche ſich nicht 
auf die von ihm aufgeſtellten neuen Thatſachen beziehen, 
von freien Stuͤcken antreien, ohne erſt eine richterliche An— 
weiſung dazu zu gewaͤrtigen, ſo gilt auch das Naͤmliche 
vom Appellanten, und es ſind alſo die Schlußworte im 
$. 1170. der Proceßordnung: „wenn der Beſchwerdefuͤhrer 
„die Beweisantretung anticipirte““ — lediglich nur auf die 
unmittelbar vorhergehenden Worte: „oder die aufgeſtellten 
„neuen Thatſachen“ zu beſchraͤnken, weil im $. 1221. der . 
Procefordnung beiden Theilen auf gleiche. Weife das Necht 
zum Borbringen neuer Beweismittel und neuer Thatfachen 
in ber Appellationd » Inftanz eingeräumt, und nicht anzus 
nehmen ift, daß bie Geſetzgebung den Appellaten in eine 

ſchlimmere Lage habe verfegen wollen, als den Appellanten. 


—— 


Hiernach iſt es alſo keine Verletzung weſentlicher Proceß⸗ 
Vorſchriften, daß das Großh. Hofgericht, nachdem es die 
Klage für beweislog, und die bafür in. erfter Inſtanz beige: 
brachten Beweiſe für unerheblich bielt, nicht erſt vor Fäl: 
fung ſeines Endbejcheids noch auf einen Zwifchenbefcheid 
erfannt bat, ſondern e8 ift vielmehr, gemäß $. 1218, und 
1219. Sache des ‚Klägers, Appellaten geweſen, vonder 
Eideszufchiebung, oder, wenn ihm irgend noch ein fonftiges 
Beweismittel übrig geweſen fenn follte, von diefem wenig: 
ſtens eventuell in der fchriftlichen Vernehmlaſſung, oder 
laͤngſtens in der zur mündlichen Verhandlung: beitimmten 
Sitzung Gebrauch zu machen, wenn anders diefelben richter- 
liche Ruͤckſicht finden follten. 


Bemerf. 1) Zum nähern Berftändniffe der vom 
Oberappellanten aufgeftellten Behauptung, daß die hofge- 
richtlichen Entſcheidungsgruͤnde einen unwahren Rechtsſatz 
enthielten, wird aus der Ausführung deſſelben Folgendes — 
bemerken ſeyn. 

Er ging von der Vorausſetzung aus: wenn man im 
vorliegenden Falle aus den Entſcheidungsgruͤnden einen 
Rechtsſatz herausnehmen wolle, wie man dieſes thun muͤſſe, 
wenn nicht das ganze zweitinſtanzliche Verfahren a priori 
als nichtig über den Haufen fallen folle, jo müfle der Ent: 
feheidungsgrund eigentlich fo heißen: „in Erwägung, daß 
der Kläger Appellat den behaupteten Mattenfauf nicht er- 
wiefen bat.’ 

In dieſem Sinne genommen ſey aber ber Entſcheidungs⸗ 
grund offenbar falfch, indem der Vertragsaufſatz vom 16. 
November 1831. nicht als bloße Privaturkunde gelten könne, 
fondern den Charakter einer öffentlichen Urfunde babe ; daß 
fie ſonach auch nicht nach der Vorfchrift des L. R. Satzes 
1325. beurtheilt werden dürfe. . 
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Gefeßt aber, biefes wäre ber Fall, fo fey darum bie 
Klage nicht beweislos, weil Mläger nicht nur ein Geftänd- 
niß Des Beklagten im Protocolle vom 31. März 1832, 
fondern auch die Ausfagen der Zeugen für ſich habe. 

Die gänzliche Uebergebung diefer zwei Beweißmittel, jo: 
wob! im Urtheile ale in den Entfcheidungsgründen, müffe 
das hofgerichtliche Urtbeil zum unheilbar nichtigen jtempeln. 

2) Mit der Beichwerdeichrift hatte der appellantiiche 
Anwalt eine Pitits-Denuntiation an 5 Mitglieder des Freis 
burger Hofgerichts, welche zu dem Urtheile vom 24. Sept. 
1832. mitgewirkt hatten, verbunden. — Es erfolgte aber 
am 7.. December 1832. der Beichluß : a 

„Dem Dr. Zoeller wird bemerft, daß feine Bitte um 
„Beiladung der Mitglieder des erſten Senats des oberrheini— 
„ſchen SHofgerichtes in gegenwärtigem NRechtsftreite aus dem 
„Grunde als unzuläßig verworfen werde, weil dieſe Bitte 
‚‚eben fo jehr gegen die Vorjchrift des $. 112. der Procef 
„ordnung — wonad nur demjenigen das Recht der Streits 
‚‚verfündung zuftebt, welcher im Unterliegungsfalle wegen 
„des Streitgegenftandbes Gemährleiftung. oder Schad- 
‚‚(osbaltung an einen dritten fordern zu fönnen glaubt, — 
„ſtreitet, als die Beiladung des Nichterd der vordern Inſtanz 
„um der Proceßkoſten willen zum Streit, mit dem eigentlis 
‚„‚ben Zwede der Streitverfündigung im Widerfpruche ftebt, 
„indem es in der Natur der Sache liegt, daß der Richter 
„der vordern Inſtanz mit derjenigen Parthie, welche fein Ur: 
„theil in der hoͤhern Inſtanz als gefetwidrig angreift, nicht 
„‚gemeinschaftliche Sache machen, und die Beichwerden gegen 
‚sein eigenes Urtbeil mit begründen belfen kann.“ 
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Bon der nüßlichen Öejhäftsführung Da— 
neben von dem Begriffe eines allgemeinen 
Vergleichs nah 8. R. Sas 2057. und von der 
Zuläßigfeit eines neuen Beweifes in dritter 


Inftanz. 


(Burfhardifche Wittwe gegen Wittwe Winkens.) 


Nach dem Tode des Acciſors B. fand ſich eine Scriptur 
von ihm vor, in welcher unter Rubrik „Koſtenzettel fuͤr 
Auslagen der Wirth Win kens Wittwe“ ſich mehrere Poſten 
im Geſammtbetrage von 1011 fl. 50 fr. verzeichnet fanden. 
Diefe Summe klagte die Wittwe B. beim Stadtamte 
Karlsruhe ein; ed ward aber von der Beflagten nicht nur 
überhaupt der Empfang jener aufgezeichneten einzelnen Po- 
ften, fondern auch insbefondere, daß fie dieſelben als Dar- 
lehn empfangen babe, geläugnet. — Es fey nämlich der 
verftorbene Accifor B. ihr Beklagten ein Kapital von 900fl. 
aus einem Darlehn fhuldig gewefen. Als fie wenige Tage 
vor feinem. Tode. die Zahlung diefer Schuld oder Sicher: 
ftelung gefordert, hätten die B.-fchen Eheleute die nämlichen 
Forderungen, welde fie in der Klage angebracht, geltend 
machen wollen, und man fey endlich übereingefommen, die 
Forderung von 900 fl. auf 500 fl. herunter zu fegen, und 
über diefe Summe märe von ben B.sfchen Eheleuten ein 
Schuldſchein ansgeftellt, und dagegen der alte von 900 fl. 
zurüdgegeben worden. — Wenn in dem Schulöbriefe un; 
ter andern gefagt fey, daß alle weitern An =» und Gegen: 
forderungen hiermit aufgehoben feyn follten, fo beziehe fich 
biefes gerade auf diejenigen Gegenftände, melche jest Flag- 
bar gemacht werben wollten. — 

Dagegen ward von der Klägerin erinnert: der Vergleich 
fönne der Klage nicht entgegen fteben, meil a) der mit un 
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terfchriebene Beiftand ohne ihr Willen und Willen verpflich- 
tet worden. b) Weil in ber Urkunde vom 12. Deceinber 
1828. feine Rede von denen bier in Frage liegenden Fors 
derungspoften gemwefen fey; Diefelben wären vielmehr ber 
Klägerin damals völlig unbekannt gewefen, und erft durd) 
das von ihrem Ehemanne furz vor feinem Tode angefertigte 
Verzeichniß hätte fie Kunde davon befommen. Ein Vergleich, 
wenn er auch in allgemeinen Ausdrüden abgefaßt wäre, 
ſey doch nad der Natur der Sache und nah L. R. Sat 
2049. nicht auf Poften zu beziehen, von denen die contrahi- 
renden Theile beim Abſchluſſe nicht die mindefte Kenntniß 
gehabt haͤtten, und die nicht als ll ie a ni ger 
nannt wären. 

Nachdem von der Beflagtin gejucht ward, dieſe beiden 
Einreden gegen den Bergleicdy zu befeitigen, erfannte die 
erfte Inftanz: „daß Die angeftellte Klage ab- und zur Ruhe 
‚zu verweifen fey, unter Verurtheilung der Klägerin in bie 
„Koſten.“ 

Sn der Appellations— Inftanz befchäftigte man 
fi) damit, die Unftatthaftigfeit der Einrede des Vergleiche‘ 
auszuführen, und man hielt von denen in der erften Inftanz 
aufgeftellten Repliken nur die feft, daß der Vergleich nicht 
auf die eingeflagten Poften bezogen werben koͤnne, weil, 
nach gefeßlicher Vorfchrift, Vergleiche auf ihren Gegenitand 
befhränft bleiben müßten. 

Ueberdem aber ward die neue Replik vorgebracdht, daß 
ber Bergleich, als eine Privaturfunde über eine Doppeljeitige 
Zufage, nah L. R. Satz 1325., doppelt bäfte ausgefertiget 
werben müffen, und daher in ihrer einfachen Ausfertigung 
nichts beweifen koͤnne. 2 

Der gegentheilige Anmalt berief fi auf den Inhalt der 
Beweisurkunde felbft, nach welcher die Klägerin nicht befugt 
ſey, irgend eine Gegenforderung, aus welchem Rechtsge⸗ 
fchäfte fie auch entftanden feyn möge, jemals in Gegenrech⸗ 
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nung,zu bringen; ed fände die Vorfchrift des 8. R. Satzes 
2057. über allgemeine Bergleiche. hier ihre Anwendung. — 
Dagegen fey ber L. R. Satz 1325. nicht zu berüdfichtigen, 
weil die Urkunde nur eine einfeitige Zufage der B.ejchen 
Eheleute zur Zahlung der Forderung von 500 fl. enthalte. 

Das Hofgericht beitätigte das erftinftanzliche Urtheil les 
diglich, und fo fam diefe Sache in dritter Inſtanz an den 
böchiten Gerichtshof. 

Hier trat die Klägerin einen Beweis über bie einzelnen 
Forderungspoſten, theild durch Zengen, theild durch Eides- 
delation an. — Diefer Beweisantretung widerfprach aber 
ihr Gegner, weil fie beide Beweismittch, Ausweis ihres 
Appellationsstibells, ſchon in zweiter Inſtanz gefannt habe, 
und die Ältere Procefordnung verlange, daß dergleichen 
Beweismittel, auch ohne oberrichterliches Erkenntniß, uns 
ter dem Nechtsnachtheile des Ausfchluffes, benutzt werden 
müßten. Nach $. 1221. b. der neuen Proceßordnung fönns 
ten diefe Beweife in dritter Inſtanz, als verfäumt, nicht 
mehr vorgebracht werben. Ueberdem wäre dieſer Beweis 
gegen den Inhalt einer vollbeweifenden Urfunde, geſetzlich 
unzuläffig. 

Das Oberbofgericht beftätigte durch Urtbeil vom 17. Oct. 
1833. Iediglih die Erkeuntniffe der beiden vordern us 
flanzen. 

Da in diefer Sache, auf Anfuchen beider Theile, fchrift: 
liches Verfahren zugelaffen war, fo ftellte der Refpicient in 
feinem Vortrage bie zu entfcheidenden Fragen dahin auf: 

1) ob ber angetretene Beweis erheblich, und 3 ob er 
zuläffig ſey? 

Bei der erften Frage würde ed, wie er vorausſetzte, zu⸗ 
vörderft darauf anfommen, ob die Klage durch die Einrede 
bes Vergleiche elidirt ſey? Dabei wirde zu prüfen ſeyn, 
ob die 8. R. Site 2048. und 20:9. auf bie Schlußftelle 
der Uebereinfunft vom 12. Decemb. 1828. anwendbar feyen, 
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und ob es fich bier nicht vielmehr um einen Vergleich im 
Sinne ded 8. R. Satzes 2057. handle, durch welchen naͤm⸗ 
lid) die Parthieen ſich allgemein über Alle Rechtsgeſchaͤfte, die 
fiemit einander haben mögen, verglichen hätten. In Ruͤck⸗ 
. fiht auf eine weitere Replik wäre zu unterfuchen, ob bie 
. beftrittene Urkunde wirklich boppelfeitige Zufagen enthalte, 
und alfo einer doppelten Ausfertigung beburft habe ? 

Wolle man annehmen, daß die Einrede des Vergleiche 
der Klage nicht entgegen ftehe, fo wuͤrde es, zur zweiten 
Frage, auf den Gehalt und die Befchaffenheit des angde 
tenen Beweiſes ankommen. 

Da e8 feinen Zweifel leide, daß in diefer Sache, melde 
in den beiden vworbern Inſtanzen nach den Altern Proceß— 
formen behandelt worden, der Art. 3. bes Einführunges 
Edictd zur neuen Proceßordnung feine Anwendung finden 
müffe, fo beftimme fich diefe Frage näher dahin: ob, nad 
Vorfchrift der Altern Gefeßgebung, ber in biefer Snftanz 
angetretene Beweis deßhalb für verfäumt zu erachten fey, 
weil er nicht fchon in zweiter Inftanz angetreten worden? — 
Es ward zu biefer Frage bemerkt, unter Bezug auf die DO. 
H. Gerichtl. Jahrbücher Zr Thl. S. 250. und die Rechtsbe⸗ 
lehrung bes Gr. Zuftiz » Minifterüi. vom 3. Jänner 1812. 
daß bei dem hoͤchſten Gerichtshofe hinfichtlich der Nichtzus 
laffung teuer Beweife in dritter Inſtanz Feine gleichförmige 
Praris geherrſcht habe. 

Wenn der Nachbringung dieſer neuen Beweiſe in dritter 
Inſtanz Fein gefegliched Hindernig im Wege ftehen follte, fo 
würbe e8 ſich weiter fragen: ob der angetretene Zeugenber 
weis zuläßig ſey? — melde Frage von dem Anwalte der 
DOberappellatin um deßwillen verneint werben wolle, weil 
das Rechtögefchäft die Summe ‚von 75 fl. weit überfteige; 
wogegen ber oberappellantifche Anwalt behaupte, daß es füch 
bier nur um ben Beweis. von Auslagen und Verwendungen 
handle, welche ber Nechtsvorfahrer der Klägerin für bie 
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Bellägte gemacht habe, über welche Thatfachen der Zeugen- 
bemweis nicht durch 8. R. Sat 1341. ausgefchloffen fey. 

Endlich wäre noch die Zuldßigfeit der Eideszufchiebungen 
einer Prüfung zu unterwerfen. 

Wie nun das Collegium diefe Fragen beantwortete, ers, 
gibt ſich aus folgenden 


Entfheidungsgründen: 


Der von jeßiger Inftanz von Flägerifcher Seite ange⸗ 
tretene Beweis über die Richtigkeit der einzelnen Forderungs- 
poften würde nicht durch die der Klage entgegeri gehaltene 
Einrede des Vergleichd als unerheblich befeitigt. werben. 

Zwar fteht dieſer Einrede die Replik mit Grunde nicht 
entgegen, daß der fragliche Vergleich vom 12. December 
1828, nicht auf die eingeflagten Forderungspoften bezogen 
werden koͤnne, weil Bergleihe, nah 8. R. Sat 2048. 
felbft wenn man anf alle Rechte, Klagen und Anfprüdje 
Verzicht geleiftet hat, immer auf den Gegenftand bes ver- 
glichenen Streites befchränft bleiben. Denn die Anwendung 
diefes Geſetzes feßt voraus, daß in der Vergleichsurfunde 
ein jtreitiged Necht, oder ein ftreitiger Anſpruch ſpeciell als 
Bergleichögegenftand benannt worden ift. Diefes ift jedoch 
in der Vergleichsurfunde vom 12. December 1828. nicht ber 
Fall, fondern nachdem darin die B.efchen Eheleute fid) ge: 
gen die Beklagte ald Schuldnerin eines Gapitald von 500 fl. 
befennen, fo entfagen fodann in Folge diefes Berfprecheng, 
gedachte Eheleute ſowohl, ald die Beklagte, gegenfeitig allen 
‚ fernern Anfprücden gegen einander, fie mögen Namen ha— 
ben, wie fie wollen. Es handelt fich alfo bier um einen 
allgemeinen Vergleich in dem Sinne des L. R. Satzes 
2057., in Folge deffen alle bis zum Zeitpunfte des Ver: 
gleihsabfchluffes beftandenen wechfelfeitigen Anfpriche - beider 
vertragsichließenden Theile als abgetban und aufgehoben 
anzufeben find. 


Allein für die rechtliche Eriftenz eines ſolchen allgemeinen 
Vergleichs ift die Urkunde vom 12. Dechr. 1828. Feine guͤl⸗ 
tige Beweisurfunde, weil diefelbe eine Privaturfunde über 
boppelfeitige Zufagen, nämlich die wechjeljeitige Entfagung 
auf alle gegen einander habende Anfprüche iſt, welche, 
nah 8. R. Sag 1325., zu ihrer Gültigkeit die Ausfertigung 
in Doppelfchrift erfordert bätte, deren Unterlaffung die 
Folge bat, daß ſich mit der befragten Urkunde allein die 
Erifteng bes behaupteten Vergleiche nicht erweifen läßt. 


So wenig als die Einrede des Vergleichs, eben fo wenig 
ift die andere Einwendung gegen den neu angetretenen Bes 
weis gegründet, daß derjelbe in jekiger Inſtanz Micht mehr 
zur Berücfichtigung geeignet fey, weil er fchon in zweiter 
Inſtanz hätte angetreten werden follen und fünnen. Nach 
ber bier noch anwendbaren Altern Gefetsgebung befchränfen 
fich die Folgen eines derartigen Verſaͤumniſſes nur auf die 
Inſtanz, in welcher foldyes ftatt gefunden bat; es wird 
aber dadurch die Partbie nicht zugleich für die höhere In— 
ftanz der Rechtswohlthat zur Beibringung neuer Beweife 
verluftig, und diefes im vorliegenden Falle um fo weniger, 
als vom Richter erfter Inftanz fein Zwifchenbefcheid erlaffen 
worden ift, wodurd dem klagenden Theile ber Beweis feis 
ner Klage auferlegt worden wäre, 


Was nun aber den Gehalt und die Befchaffenheit der 
Beweisantretung felbft betrifft, fo fonnte 1) der durch Zeu— 
‚gen angetretene Beweis nicht für zuläffig erachtet werden. 


Die bloße Thatfache, daß der verftorbene Accifor B. Die 
behaupteten Auslagen und Verwendungen für die Beklagte 
gemacht haben fol, begründet für fid allein noch feinen 
Hagbaren Anfpruch gegen die Beflagte auf Erfagleiftung 
dafür, fondern es muß zugleich dad Vorhandenſeyn eines 
Rechtsgrundes (Vertrag oder Halbvertrag) dargethan und 
erwiefen werden können, welcher zur Begründung einer Er: 
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ſatzverbindlichkeit auf Seiten der velagten zureichend und 
geeignet waͤre. 

Aus einer näßlichen Gefchäftöführung läßt fi eine 
ſolche Berbindlichfeit der Beklagten nicht ableiten. Denn 
diefe feßt, wie auch im L. R. Sat 1372. die Worte: „bie 
„dahin, wo das angefangene Gefchäft vollendet ift, oder 
„der Geſchaͤftsherr felbft dafür forgen kann“ — beutlich 
zu erfennen geben, voraus, daß derjenige, deſſen Gefchäfte 
beforgt werden, an deren felbfteigenen Bejorgung verbindert 
ift, und ein Dritter von diefer Verhinderung Beranlaffung 
nimmt, auch ohne erhaltenen Auftrag fich diefer Gefchäfts- 
beforgung zu unterziehen. 

Um alfo im vorliegenden Falle Erſatz von Auslagen 
und Verwendungen auf den Grund einer nüßlichen Ges 
fchäftsführung von der Beklagten rechtlich begehren zu koͤn⸗ 
nen, müßte vor Allem dargetban ſeyn, daß die fraglichen 
Verwendungen und Auslagen unter folchen Umſtaͤnden ges 
fchehen, welche die Beforgung der Gefchäfte Dritterer, auch 
ohne Auftrag des Gefchäftshberrn, gefeßlich rechtfertigen, 
und aus welchen überdieß die Abficht des Acciford B. zu 
der Beflagten in das Verhaͤltniß eines nüslichen Gefchäfte- 
führers treten zu wollen, unzweideutig erfennbar wäre; 
welche es alfo glaublich machte, daß es bei diefen Anjchaf: 
fungen und Auslagen auch wirflih auf Wiedererfab durd) 
die Beklagtin abgefehen war. 

Melche Berhältniffe und Umftände nun aber den Accifor 
B. zu diefen Anfchaffungen und Auslagen veranlaßt haben, 
diefes wurde Mägerifcher Seits völlig unaufgeflärt gelaffen. 

Iſt es alfo die Abficht der, Klägerin gemefen, ihre 
Klage gegen die Beklagtin auf eine nügliche Gefchäftsfüh- 
rung zu fügen, fo ift ihre Klage unbegründet, und der 
darüber angetretene Zeugenbeweis, in fo fern man ihn blos 
auf die Thatſache der für die Beklagtin gemachten Berwen- 
dungen und Auslagen befchränft, unzulänglid. 
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Will dagegen Ber Grund der erhobenen Klage in dem 
Vollzug von erhaltenen Aufträgen, welche die-Beflagtin dem 
verftorbenen Accifor B. zu dergleichen Anfchaffungen und 
Auslagen. ertheilt hätte, gejeist werden, wie dieſes der Be- 
weisartifel 18. befagend: 

‚wahr, daß Zeuge befennt, daß Accifor B. mehrfältige Auf- 
„träge für die Wittwe Winkens gemacht und beftritten 
„babe. * 

anzudeuten fcheint, — fo würde zwar ein foldyes beftehendes 
Auftragsverhältniß die Beflagtin, gemäß L. R. Sat 1999. 
allerdings verpflichten, dem Accifor B. nun feinen Erben, 
die Auslagen und Koften feines verrichteten Auftrags zu 
erfegen, allein in biefem Falle müßte vor Allem das Dafeyn 
‚eines folchen Auftragsvertrags, Fraft welchem Acciſor B. die 
fraglichen Verwendungen und Auslagen beftritten hätte, er- 
wiefen feyn, und die Herſtellung dieſes Beweiſes durch 
Zeugen ift im vorliegenden Falle gefeglich unzuläßig. 

Zwar fann, nad 8. R. Sag 1985., ein folder Auftrag 
auch blos mündlich gegeben werben ; indeflen wird Zeugen- 
beweis daruͤber nur nad) den Beftimmumgen des Titels von 
Berträgen zugelaffen. Es findet demnach auch auf den 
Auftragsvertrag die Borfchrift des L. R. Satzes 1341., nad 
weldyer bei einem Nechtögefchäft von mehr als. 75 Gulden 
fein Zeugenbeweis zuläßig it, vollfommene Anwendung; 
von weldher allgemeinen Regel im vorliegenden Falle auch 
rüdfichtlicy der unter der Hauptfumme von 1101 fl. 50 Fr. 
begriffenen Eleinern Poften von 44 fl. 50 fr. und 27 fl. 50 Fr. 
feine Ausnahme ftatt finden kann, wei, fobald mehrere, in 
der nämlihen Verhandlung eingeflagte unbeurfundeten For- 
derungen ‚zufammen, den Betrag von 75 fl. überfidigen, 
nah 2. R. Sat 1345. die Zulaffung des Zeugenbeweifes 
ausgeichloffen ift. 

Auch der der Beflagtin über die einzelner: Forderungspoiten 
zugefchobene Haupteid ift theils unerheblich, theils unſtatthaft.“ 
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Unerheblich ift derfelbe, weil die Eideszufchiebung ſich 
auf die bloße Thatjache befchränft, daß Accifor B. die be> 
fragten Poften für die Beflagtin ausgelegt und beftritten 
babe, obſchon biefe, wie bereitd angegeben, zur Begründung 
eines Erfaßanfpruches an die Beflagtin für ſich allein nicht 
binreicht. Wollte dieſet Erſatz⸗-Auſpruch auf einen von der 
Bellagtin dem Acciſor B. ertbeilten Auftrag gegründet 
werben, fo hätte die Thatſache diefer Auftrags » Ertheilung 
zunaͤchſt Gegenftand der Eideszufchicbung ſeyn "müffen. 
Wollte dagegen die Klage auf eine nügliche Gefhäftsführung 
gegründet werben, fo hätten die einzelnen Thatumſtaͤnde, 
welche ben Accifor B., auch obne ausdrücdlichen Auftrag der 
Beflagtin, ſich der Beforgung ihrer Gefchäfte anzunehmen, 
bewogen, und Letztere felbjt daran verhindert haben, mit in 
die Eidesformel aufgenommen werden müffen. 

Diefe Eideszufchiebung ift aber aud) Theilweiſe unftatthaft, 
weil nad 2. R. Sat 359. die Zufchiebung bed Haupteideg 
nur über eigene Handlungen deſſen, dem der Eid zugefcho- 
ben wird, ftatt findet. 

Im vorliegenden Falle fann zwar die Beflagtin wiffen, 
ob und was fie für Kleidungsſtuͤcke, ob fie eine Uhr und ein 
Badifches Loos von Accifor B. empfangen, ob fie ferner 
accisbare Weine eingefellert, und ein Kind auswärts in 
Koft und Pflege gehabt habe; — ob dagegen Accifor B. 
für die Beklagte wirklich 30 Fuhren auf 6 Stunden weit 
getban, und, einfchließlich der Zebrung, jedesmal einen 
Koftenaufwand von 11 fl. 30 fr. gehabt habe; ob ferner 
Accifor B. wirklich fo beträchtliche Summen für angefchaffte 
Kleidungsftäde, für Verpflegungsfoften ded Kindes, Ans 
fhaffung einet Uhr m. f. m. ausgelegt babe, dieſes konnten 
theild nur er felbft, theild nur Diejenigen Perfonen willen, 
bei denen Accifor B. die Einfäufe beforgt, oder an melde 
er die Zahlungen geleiftet bat. Es fünnte daher in feinem 
Falle eine Eideszufchiebung über die Größe der gehabten 
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Auslagen an die Beklagte jtatt finden, fondern diefe müßte 
jedenfalld auf anderem Wege erwiefen werben, wenn zuvor 
die Erjagverbindlichfeit der Beklagten an ſich gehörig darges 
than und ermwiefen wäre. 

Wenn endlicdy der Beflagtin der Eid auch noch. Darüber 
zugefchoben wird, ob fie nicht vom Ehemann der Klägerin 
ein ber Letztern gehöriged Portrait fammt Kette erhalten 
babe, jo ift diefe Eibeszufchiebung ebenfalls unerheblich. 
Einmal ift die Thatfache, auf welche das Rüdforberungs- 
recht des Portraits fammt Kette gegründet wird, nämlich 
daß ſolches ber Klägerin gehört habe, wiederum von der 
Beichaffenheit, daß darüber zwar die Klägerin, nicht, aber 
die Beflagtin Kenntniß haben kann. Auflerdem gilt nad 
ER. Sat 2279. bei Fahrnißſtuͤcken der Beſitz ſtatt Rechts⸗ 
urfunde, und es würde daber die Klägerin, wenn ihr Mann 
ein Fahrnißſtuͤck veräuffert haben follte, was nicht in die 
Gemeinschaft, ſondern der Klägerin allein zugeltanden, nur 
eine Klage auf Erſatz des Werthes gegen ihren Mann 
gehabt haben. 

Da alfo die eingeflagte Forderung in den beiden vordern 
Inſtanzen unerwieſen geblieben, der in. jeßiger Inſtanz 
angetretene Beweis aber theild umnftatthaft, theils unerheblich 
ift, jo mußten die Erfenntniffe der beiden vordern Inſtanzen — 
lediglich bejtätigt werben. 
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Zuläßigkeit einer Streitverkuͤndung. 


(Penſionirter Zoller Hoffmann gegen Gr. Badiſchen Fiscus 
und den K. Baieriſchen Fiscus.) 


Von dem Churfuͤrſten Carl Theodor ward dem Hoff— 
mann die Anwartſchaft auf die Bruͤcken⸗ und Landzoll⸗ 
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Bedienung in der Nheinfchanze durch Reſcript vom 18. 
Sept. 1789. ertheilt. Im folgenden Jahre ward er als 
Brüdengeld-Erheber von dem Rheinbruͤcken-Commiſſair zu 
Mannheim, und ald Landzoller in der Rheinſchanze von dem 
Oberamte Nenftadt in Pflichten genommen , auch fam er, 
als‘ fein Schwiegervater sim Jahre 1796. geftorben: war, in 
den Beſitz beider Dienftfiellen. Im Sabre 1829. ward er 
penſionirt, und’ weil er glaubte, an feiner Venfion verkürzt 
zu ſeyn, fo erbob er im Jahre: 1831. eine Klage gegen den 
Großh. Badischen Fiscus. — Diefer ercipirte unter. ans 
bern: Der Landzoller = Dienft des Klägers in der Rheim- 
ſchanze habe zum Oberamt Neuftadt, fomit auf Die ‘linke 
Rheinfeite gehört. Daber komme es, daß Kläger am’ Nor: 
maltage nicht mehr im Beſitze und Bezuge der Landzoller- 
Befoldung gewefen fey, da er dieſe Befoldung nur bis zum 
Luͤneviller Friedensſchluß — 9. Februar 1801: — bezogen 
babe, indem von dieſer Zeit an die linfe Rheinſeite, fammt 
dein Oberamt Neuftadt, Franfreich angebört, und Churpfalz 
von da feine weitern Einfünfte erboben babe. 

Der Kläger warb vom Hofgerichte zurücgewiefen; beim 
Dberhofgerichte wurde in der zweiten Inſtanz, unter mebres 
ren andern, auch die Beichwerde aufgeftellt, daß Kläger 
insbefondere mit feiner Forderung für den Landzoller⸗Dienſt 
abgewiefen fen. Nückfichtlich diefer Beſchwerde ward. der 
Königlich Baieriſchen Negierung, als Befigerin des Ober: 
amtes Neuftadt, eventuel lis denunciirt, und gebeten, Die 
Litid » Denuntiatin zur Mitvertretung des Klägers legalı 
modo beizuladen. | 

Diefe Beiladung ward aber durch folgenden Beſchluß zu- 
ruͤckgewieſen: 

„In Erwaͤgung, daß 1) Klaͤger der Krone Baiern den 
„Streit verkuͤndet, weil er im Falle ſeiner Abweiſung mit 
„der gegen den Großh. Badiſchen Fiscus angeſtellten Klage, 
„dieſelbe, als dermalige Beſitzerin des ehemaligen Oberamtes 
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„Neuſtadt, für feine Befoldung ale gewejener Landzoller 
„der Rheinfhanze in Anfpruch nehmen will, diefer Anfpruc) 
„aber, d. b. die Frage: ob die Krone Baiern durd) die 
‚neuerliche Acquifition des Oberamtes Neuftadt Berpflichs 
„tungen gegen die ehemaligen dortigen churpfälzifchen Diener 
‚übernommen: habe? aus dem öffentlichen Rechte zu ent; 
„ſcheiden ift, wofür alfo der Civilrichter nicht competent, 
„mithin auch nicht competent ift, auf diefen Grund hin 
„eine Streitverfündigung zuzulaſſen.“ | 

„DD In fernerer Erwägung, daß nah dem S. 112, 
„der Proceßordnung nur demjenigen der Streit verfündet 
„werden fann, gegen welchen man im Falle des Unterlie— 
„gene in dem Nechtsftreite, wegen des Streitgegenftandes 
„Sewährleiftung oder Schadloshaltung fordern will; eine 
„ſolche Verbindung zwifchen dem Klaganfpruche und dem 
„angeblichen Anfpruche an die Krone Baiern aber nicht 
— iſt.“ 

„In Erwaͤgung endlich, daß nach $. 117. der Pro: - 
— die Streitverkuͤndung nur ſo lange geſchehen 
„kann, als der Litis-Denunciat, nad) der Lage des Rechts— | 
„ſtreites, die ihm zu Gebot geftandenen Angriffe oder Ver: 
‚‚tbeidigungsmittel noch. gebrauchen koͤnnte, daß aber, nach— 
„dem fchon in erfter Inftanz über alle ftreitigen Thatfachen 
„auf Beweis erfannt worden, und nachdem nun die Appella- 
„tions⸗Beſchwerdeſchrift eingereicht ift, Fitis-Denunciat darauf 
„beſchraͤnkt wäre, den Appellanten in der Rechtsausfuͤhrung 
„zu unterftügen, mithin die Streitverfündung als verfpätet 
„erſcheint“ — 

„wird das appellantifche Geſuch, der Krone Baiern den 
„Streit zu verkuͤnden, hiermit verworfen.“ 

Dieſe Entſcheidungsgruͤnde waren in einem dem —— 
erſtatteten Gutachten dadurch motivirt. 

Zum erſten Entſcheidungsgrund. Eine even— 
tuelle Litis-Denunciation ſey ganz unſtatthaft, weil der 
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Appellant nicht geſagt habe, in quem eventum ſolche ges 
ſchehe. — Wollte man annehmen, daß die Streitverkuͤndung 
nur fuͤr den Fall geſchehen ſey, wenn Klaͤger mit ſeinem 
Anſpruch an den Großh. Badiſchen Fiscus in zweiter In⸗ 
ſtanz abgewieſen werde, ſo ſetze ſie einen Fall voraus, der 
nicht eintreten koͤnne, denn werde Klaͤger auch in zweiter 
Inſtanz abgewieſen, ſo waͤre der Proceß zu Ende, und eine 
Aufforderung zur Mitvertretung kaͤme alsdann auf jeden 
Fall zu ſpaͤt. Zudem waͤre die Koͤnigl. Baieriſche Regie— 
rung unrichtig als Litis-Denunciatin bezeichnet, denn nicht 
dieſe Regierung, ſondern Se. Majeſtaͤt der Koͤnig von 
Baiern ſey Beſitzer des ehemaligen churpfaͤlziſchen Amtes 
Neuſtadt. Auch wäre der Grund zur Litis-Denunciation, 
weil das Hofgericht den Elägerifchen Anſpruch an die der- 
maligen Befiger des Oberamted Neuſtadt verwiefen babe, 
in den Acten nicht begründet, 

Es müßte alfo diefe Streitverfündung auf jeden Fall 
 angebradtermaßen verworfen werden, wenn es nicht 
far vorläge, daß fie auch, abgefehen von jenen Mängeln, 
zu verwerfen fey. 

E8 zeige fi) nämlich, daß die Krone Baiern, rüdficht 
lich der Anfprüche des Klägers, überhaupt nicht vor das 
Forum des Givilrichterd gezogen werden könne. Wäre ber 
Kläger am Normaltage nicht im Bezuge feines Gehaltes 
gewefen, fo wäre es eine Frage des öffentlichen Rechts, 
ob Frankreich oder die Theilbaber der diesfeitigen Rhein: 
pfalz, und in welchem Berhältniffe, den Kläger für Die ver: 
lorne Landzoller = Befoldung zu entfchädigen hätten, fo wie 
im erften Falle, ob die Krone Baiern in diefer Beziehung 
Succeflor Frankreichs geworden fey. 

Werde nun glei, um der Litisdenunciation ſtatt zu ges 
ben, nicht erfordert, daß der fie verfügende Richter der zus 
ſtaͤndige Richter für den kuͤnftigen Anfprucd des Litis⸗Denun⸗ 
cianten fey, fo müfle Doch dieſer Anfpruch hberbaupt Ges 
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genftand der richterlihen Gognition feyn, um ber. Fitie- 
Denunciation ftatt geben zu koͤnnen. 

Zum zweiten Entiheidungsgrund Nah dem 
$. 112. der Proceßorduung koͤnne eine Partbie nur dens 
jenigen zu ihrer Vertretung beiladen laffen, von dem fie 
behaupte, daß er ihr, wegen des GStreitgegenftandes, zur 
Gewährleiftung oder zum Schadenerſatze verbunden jey. 
Alfo wäre die privatrechtliche Verbindlichkeit des Litis⸗ 
Denunciaten, dem Litis-Denuncianten für das im Streit befans 
gene Necht ald Autor, Gedent, oder Bürge Gewähr zu leis 
ften, oder ihn ſchadlos zu halten, eine gefegliche Bedingung 
für die Zuläffigfeit der Streitverkuͤndung. Hier aber ftehe 
der Anfpruch, welchen Kläger für den Fall feiner Abweifung 
mit feiner Forderung für den Kandzoller » Dienft, auf den 
Grund des Befited des Oberamts Neuftadt an die Krone 
Baieru machen wolle, für das Fundament der Klage gegen 
das Großherzogtbum Baden durchaus in Feiner folchen pris 
vatrechtlihen Verbindung, daß die Krone Baiern dem Kläs 
ger für diefes Klagrecht zur Gewähr verbunden wäre. 

Es ward ald Beifpiel angeführt: wenn ein Armer eine 
durch Teſtament ihm vermachte Unterbaltsrente einflagte, 
und er feine Verwandten, von benen er im Falle der Ab- 
weifugg Alimentation zu fordern gedächte, oder die Gemeinde 
feines Wohnortes, die ihn in Ermanglung anderer Mittel 
unterftügen müßte, litem denunciren wollte, um ihn gegen 
die Teftamentserben zu vertreten. 

Zum dritten Entfoheidungsgrunde. Wenn der 
$. 117. der Proceßordnung fage: „die Streitverfündung 
„kann gefcheben, fo lange es dem Aufgeforderten nach der 
„Lage des Nechtsftreites noch moͤglich iſt, alle erheblichen 
„Angriffs- und Vertheidigungsmittel zu gebrauchen, die ihm 
„uͤberhaupt und von Anfang an zu Gebot ſtanden“ — fo 
babe in diefem Falle der Kits» Denunciant feine Appella- 
tionsbefchwerdefchrift fchon eingereicht. 
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Da nun nach uͤbergebenem Libelle feine Nachtraͤge an 
neuen Thatſachen und Beweismitteln von Seite des Appel: 
lanten mehr ſtatt faͤnden, Vergl. O. H. G. Jahrbuͤcher 
neue Folge, 280 Heft ©. 164. — eine Beweisauflage in zweiter 
Snftanz aber nicht mehr erfolgen koͤnne, weil fchon in. erfter 
Inſtanz auf den Beweis, daß Kläger am Normaltage in 
ben Bezuge: feiner Befoldung geweien, und wie hoch fich 
folche belaufen, erfannt ſey, fo würde dem Fitie-Denunciaten 
nichts anders übrig bleiben, ald den Kläger in feiner Rechte: 
ausführung zu umterfiügen. Der Proceß fen alſo nicht 
mehr in der Lage, daß ber Fiti8-Denunciat alle erheblichen 
Angriffsmittel gegen den beflagten Großh. Badifchen Fiscus 
gebrauchen fönne. 





Zwei Befisflagen, welhe feit Einführung 
des neuen Proceßrechts beim DOberhofgerichte 
vorfamen. 


I. 
Klage wegen entzogenen. Befißes eines Zehn 
tens als Befoldungstheil. 
(Neureuther gegen Hofdomainenfammer.) 


! 


- Der Altvogt N. behauptete, bei feiner Anftellung als 
Bogt zu Handfhuhsheim, feit 1794. einen Dritttheil 
des dortigen Fleinen Zehntens ald Befoldungstheil in Genuß 
überwiefen befommen MR haben. Zugleich bejcheinigte er, daß 
er durd ein Nefeript der Gr. Hofbomainenfammer vom 21. 
uni 1821, aus feinem bisherigen Befiß gefegt worden fey ; 
er verlangte auf den Grund des 8. R. Satzes 544. e. in 
dem bisherigen Beſitze gefhügt zu werden. 
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Das niederrheiniſche Hofgericht erfannte, daß die Beſitz⸗ 
Mage nicht ftatt finde, und gründete feine Entfcheidung 
darauf 1) daß zum Grunde einer Befigflage äußere Befiß- 
bandlungen, aus welchen ſich ergäbe, daß der Kläger das 
unbewegliche Gut aus einem Grunde, der die Meinung 
eines Eigenthumg » Erwerbs begründen koͤnne, ruhig und 
ohne Störung von Seite des Beflagten inne gehabt. habe — 
$. 750. der Proceß⸗Ordn. und L. R. Satz 54. e. — er⸗ 
fordert wuͤrden. 

2) Daß der Kläger fein Eigenthumsrecht an den kleinen 
Zehnten anfpreche, vielmehr nur im Bezuge eines Dritttheils 
geſchuͤtzt ſeyn wolle, weil ihm folches als Befoldungstheil 
gebühre. 

Auf ergriffene Appellation an das Dberhofgericht, er: 
kannte dafjelbe am 10. September d. J., daß die von dem 
unterrheinifchen KHofgerichte für unftatthaft erflärte Befit- 
klage für ftatthaft zu erklären, und fofort zu Recht zu erfen- 
nen fey, daß Kläger, unter Verfällung des Beklagten in 
die Koften beider Snftanzen, im Bezuge des als Beſoldungs⸗ 
theil bezogenen Zehentantheild zu ſchuͤtzen fey. 

Entfheidungsgründe. 1) Kläger behauptet, anf 
ben Grund feiner Anftellung ald Vogt, ein Drittel des 
feinen Zehntens ald Befoldungstheil zu genießen, und 
auch bisher genoffen zu. haben, — aber burd ein Reſcript 
der Gr. Hofdomainen- Kammer vom 21. Juni 1821. aus 
feinem deffallfigen Befig gefeßt worden zu feyn; ald wovon 
aud der Beweis in dem eben gedachten Refcripte liegt. 

2) Derfelbe will daher auf den Grund des L. R. Satzes 
544. e. in feinem Befige geſchuͤtzet ſeyn; was er auch, ba 
fein Anfpruch zunaͤchſt die Nugnießung eined Zebentrechtes 
zum Gegenftande bat, wovon feine Anftellung als Bogt 
und fein Dienftvertrag nur der entfernte Rechtötitel it, — 
auf den Grund des $. 745. der neuen Proceß-Orbnung zu 
verlangen berechtiget ift. 
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Weßhalb denn 3) feine Klage allerdings ftatt finder, 
fofort auf den Grund des $. 1238, der neuen Proceß-Ord- 
nung, in Verbindung mit deren $. 358., fo wie gefchehen 
erfannt werden mußte. | 


Bemerf. Eine Kritif des oberhofg. Erfenntniffes, ins⸗ 
befondere des Entfcheidungsgrundes 3) findet ſich in den 
Annalen der ©. Badiſchen Gerichte 1r Jahrgang Nr. 51. 





I. 
Befiskflage wegen entzogenen jährlichen 
Holzbezugs. 
(Evangeliihe Schule zu Weingarten gegen die Gemeinde 
Weingarten.) 


Sn dem Orte W. herrſchte vor Zeiten die in manchen 
Gegenden eingeführte Gewohnheit, daß die Schulfinder 
zur Heigung der Schulftube, gewiſſe Scyeiter Holz mitbrins 
gen mußten. Um dieſem Uebelftande abzubelfen, wurden in 
den Jahren 1813. und 1820. zwei fogenannte Gemeinde: 
ratb8-Befchlüffe errichtet, und darin das aus den Gemeinde- 
MWaldungen den verfchiedenen Schulen zu W. abzugebende 
Holz beftimmt. 

In der Folge wollte die Gemeinde eine Modiftcation in 
diefer Holzabgabe eintreten laffen, dahin, daß fie für Die 
Werktagsichulen 3 Klafter Holz in jener Gattung, in 
welcher die Bürgergabe verabreicht würde, und nicht, ent- 
weder 3 Klafter Buchenholz, oder 4 Klafter anderes Brenn: 
bolz abgeben wollte. 

Die ewangelifchen Schulen, mit diefer Aenderung nicht 
zufrieden, erhoben Klage, welche fie auf einen unvordenk⸗ 
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lichen Befigftand ftügen wollten ; und es erfolgte das Urtheil 
erfter Inftanz dahin: ° _ 

„die imploratiiche Gemeinde jey mit Vorbehalt das pe- 
„titorium fchuldig und verbunden, ſich gegen die Imploran— 
„ten jeder Störung in dem Befige ihrer Competenz-⸗Holzge— 
„rechtigkeiten zu enthalten, und babe ſomit den Smploranten 
„für die Werftagsichulen 3 Klafter buchenese, oder 4 
„Klafter anderes guted Brennholz, wie ed bie Bürger 
„‚erbalten, — der ehemals evangelifch » reformirten Fleinen 
„Schule aber 3 Klafter buchenes, oder 4 Klafter anderes 
„gutes Brennholz, und für Haltung, der Sonntagsfchule 
„1 Klafter gutes Brennbolz, wie ed die Bürger erhalten, 
„zu liefern 20.” 

Die zweite Inſtanz beftätigte zwar dieſes Erfenntniß ; auf 
ergriffenen Recurs an das Oberhofgericht, aͤnderte jedoch 
der hoͤchſte Gerichtshof die beiden vorinftanzlichen Urtheile 
dahin ab: 

„der evangelische Kirchenfisene fey als Vertreter der 
„ewangelifchen Schulen zu W. mit der erhobenen Befites- 
„klage, vorbehältlid der petitorifchen Klage, abzumweifen, 
‚and in bie Koften aller Inftanzen zu verurtheilen.“ 

Weßhalb das Oberhofgericht für den vorliegenden Fall 
die Befisflage nicht für begründet hielt, ergibt fi) aus 
folgenden 

| Entfheidungsgründen: 

1) — betrifft die Oberappellationg - Summe. 

2) Die beim Oberamte Durlach angeftellte Befigflage 
bezeichnet ald Klagobject ein den 3 evangelifchen Schulen 
zu W. ſeit unvordenflichen Zeiten zuftehendes, ihnen von 
der dortigen Gemeinde zu verabreichendes Bejoldungsbolz. 

(Hier werden die Raten für die einzelnen Schulen aufgezäblt.) 

3) Zur Begründung der Klage wird fih auf ein 
unvorbenfliches Herfommen, und auf zwei Gemeinde-Rathe- 
Beichlüffe, vom 11. Feb, 1813. und 22. Juli 1820. bezogen. 
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4) Die Gemeinde beſtreitet a) daß das Holz, welches 
den evangelifchen Schullehrern von der Gemeinde verabreicht 
worden fey, die Qualität eined Beſoldungsholzes ber- 
felben habe, indem ed nur feit der Abftellung des Scheiter: 
tragend zur Heigung der Schulſtube verabreicht worden. 
b) Die Gemeinde will gleihwohl den evangelifchen Schulen 
diefes Holz ferner verabreichen, nur mit der Modiftcation, 
daß diefelben für die Werktagsſchulen 3 Klafter Holz in 
jener Gattung, in welcher die Bürgergaben verabreicht 
würden, und nicht entweder 3 Klafter Buchen» Holz, oder 
4 Klafter anderes Brennholz erhalten follen. | 

5) Die MHagenden evangelifchen Schulen haben fich zur 
Begründung ihrer Klage auf einen unvordenklichen Befig- 
ftand berufen, allein ein folcher ift nicht nur nicht erwiefen, 
fündern es beweist auch das Gerichtsprotocol vom 11. Feb. 
1813., daß die jest in Anfprud genommene Holzabgabe 
feine Befoldung der Schulfehrer, fondern einzig und allein 
zur Heigung der Schulzimmer an die Stelle der früher von 
den Kindern in die Schule gebrachten Scheiter beftimmt iſt. 
Demnach geſchah dieſe Abgabe von der politischen Gemeinde 
blos zu Gunften der verfchiedenen Kirchen « Gemeinden bed 
Orts. | | | 

6) Betrachtet man nun die angerufene Urkunde als 
Zufage einer perfönlichen Keiftung, fo würde die angeftellte 
Beſitzklage darum verworfen werden müflen, weil es ſich 
alsdann um eine bewegliche Sache handeln würde, wobei 
der $. 744. der Proceß⸗Ordnung zur Anwendung fommen 
müßte, wonach Befisflagen zur Erlangung eines verlornen 
Defites nicht ftatt finden. 

7) Wenn man aber die fragliche Holzabgabe ald eine 
den Gemeinde-Waldungen auferlegte Dienftbarkeit betrachten 
wollte, jo würde biefelbe: nur eine unftändige feyn, und 
daher zur Begründung der Befitflage das Berufen auf einen 
unvorbenklichen Beſitz nicht genügen, fondern dazu, nad) 
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$. 747. der Proceß-Drdnung, * Rechtstitel der Erwerbung 
vorgelegt werden muͤſſen. 

8) Die vorgelegten beiden Urkunden von den Jahren 
1813. und 1820. beſagen aber nichts vor einem unvorbenf: 
lichen Befige der Schulen in dem Bezuge des fraglichen 
Holzes, noch weniger begründen fie die behauptete Qualität 
diefes Holzes als competenzmäßiges Befoldungsholz; der 
Schullehrer. 

9) Vielmehr iſt das Gerichtsprotocoll vom 11. Feb. 
1813. diejenige Urkunde, wodurch die fragliche Holzabgabe 
erſt beſtimmt wurde, und bildet ſonach den eigentlichen 
urfprünglichen Erwerbstitel. 

10) Diefes Protocol bildet, feinem Inhalte nad, 
eine zwifchen dem Ortsgerichte und den Schullehrern der 
verfchiedenen Kirchengemeinden getroffene Uebereinkunft ; die 
Gemeinde behauptet aber eine formelle Unguͤltigkeit derfel- 
ben, weil das Ortsgericht nicht berechtiget gewefen fey,. ohne 
Zuftimmung ber Gemeindeglieder, dem Gemeindsvermögen 
eine folche Laft aufzubürden. Aus gleichem Grunde beftrei- 
tet fie die Nechtsgültigfeit des Gerichtsprotocoll8 vom 22. 
Juli 1820. Diefe Einrede wird durch den Haren Inhalt 
der Beilage lit. B. Nr. 18. lit. i. und 1. zum Organifations; 
Edicte vom Jahre 1809, unterftüßt. 

11) Die Flagenden Schulen haben zwar in ben Ver⸗ 
bandlungen behauptet, bie in den vorgelegten Geridhtspros 
tocolfen enthaltene Hebereinfunft ſey amtlich beftätigt worden 5 
eined Theils aber ift ſolches unerwiefen geblieben, andern 
Theild würde auch eine. amtliche Betätigung die gefeglich 
vorgefchriebene Einwilligung der Gemeinde nicht erfeßen, 

12) Die Kläger haben ferner dieſe Einrede, als bei 
der Beſitzklage nicht zuläffig, fondern nur zum petitorinm 
gehörig erflärt, allein, deren Zuläffigkeit ergibt ſich Far 
aus der Beltimmung bed $. 748. der Proceß - Ordnung, 
wonach Einreden, die den Rechtsſtand felbft betreffen, dann 
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befeitigt werben müflen, wenn fie am Schluffe ber Ver: 
bandlungen des Beſitzproceſſes erwiefen find ; dieſes ift aber 
bier der Fall, da die von den Flagenden Schulen vorgeleg- 
ten Urkunden jelbft den Beweis liefern, daß die darin 
enthaltene Uebereinfunft nur zwifchen dem Ortsgerichte und 
den Schullehrern abgefchloffen worden: ift. 

13) Die angeftellte Befißflage ift demnach in jeder 
Hinfiht unbegründet u. ſ. w. 


Bemerk. Zufolge der Entjcheidungsgründe des Gr. 
Hofgerihts, ging daffelbe, bei Betätigung des amtlichen 
Erfenntniffes, vornebmlidy von folgenden Anfidhten aus: 1) 
alles was klagender Seits über die Nechtebeftändigfeit der 
vorgelegten Urkunden, über die Nechtsverbindlichkeit der 
Gemeinde zur Lieferung des fraglichen Holzes, und über die 
vorgeblichen Anfprüche der Lehrer, daſſelbe ald pars salarii 
in Empfang zu nehmen, vorgetragen worden, gehöre nicht 
bierber, jondern zu dem Verfahren über den Rechtsſtand, 
welches der Gemeinde in dem unterrichterlichen Urtbeile 
ausdrüdlicd vorbehalten worden. 2) 8 Tiege bier eine 
reine Beftgflage zur Erhaltung eines geftörten Befiges in 
Frage, nad) $. 743. der Proceß- Ordnung. 3) Durd) die 
Auszüge aus den Weingartner Gerihtsprotocolfen von den 
Sahren 1813. und 1820. fey der feitherige Bezug des frag 
lichen Holzes von Seiten der Lehrer, der Act der Störung 
von Seiten der Gemeinde aber durdy den vorgelegten Erlaß 
des Gemeinde-Raths- und Bürgerausfchußes zu W. vom 
18. Dec. 1832. binlänglih nachgewiefen- 4) Es wäre 
diefed auch von der beflagten Gemeinde keinesweges in Abs 
rede geftellt, vielmehr feyen die produeirten Urkunden nicht 
beftritten, Sondern nur deren Beftand zu Necht angefochten 
worden. Dagegen bätte fie zur Vertheidigung ihrer Befig- 
| ftörung nichts Weiteres anzuführen gewußt, als die Behaup- 
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tung: daß das buchene Holz in den Wäldungen zuſam⸗ 
mengebe, und daß, aus biefem. Grunde. die Herrſchaft, 
welche 93 Klafter aus der Gemeinde-Waldung zu beziehen . 
babe, mun ebenfalls nur noch gemiſchtes Holz befomme, 
und damit zufrieden fey. 

Die dritte Inſtanz bat dagegen ihre entgegengefegte An— 
fiht, vornehmlich in ihrem 5., 6. und 7. Eitticheidungsgrunde 
ausgeſprochen. Es war nämlich die Mehrheit des Collegii 
geneigt, die Holzabgabe lediglich als eine perfönliche Leitung 
der verichiedenen Kirchengemeinden anzufeben, und da 
würde allerdings der $. 744, der neuen Proceß⸗Orduung 
entſcheidend ſeyn, vorausgeſetzt naͤmlich, daß man den 
Beſitz als verloren durch den Erlaß des Gemeinderaths 
vom 18. Dec. 1832. anſehen wollte, oder nicht: vielmehr 
als einen geftörten, den das Hofgericht annabm. Der 
7te Entſcheidungsgrund nimmt jedoch auch den andern Fall 
vor Augen, wenn die Abgabe des Holzes als eine Dienft- 
barfeit betrachtet werden wollte, alddann würde ber 8.747. 
der Procch: Drdnung anfchlagen, und der Erwerbsgrund 
müßte binfänglich nachgewiefen ſeyn, wenn in der Befitflage 
derjelbe beruͤckſichtigt werden könnte, 

Hier aber zeigt fich vornehmlich ‚die Differenz in ben 
Anfichten der beiden untern und der böchften Inſtanz, welche 
die verschiedenen Reſultate in der Entfcheidung berbeiführte, — 
Waͤhrend das Hofgericht viel Gewicht auf die Urfunden von 
den Jahren 1813. und 1820. legte, bielt der böchfte Ge— 
richtsbof diefelben,, ihrer Form md Rechtswirkung nad, 
fiir nicht entfcheidend, wie ſolches aus den oberbofgericht: 
lichen Enticheidungsgründen 8 — 11. näher bervorgeht. 
Die daraus bergenommenen Aufprüche koͤnnten mithin nur 
in petitorio geltend gemacht werden, melde petitoriſche 
Ausführung im Urtheile ausdruͤcklich vorbehalten ward. 


26 
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Wirkungen der Einkindſchaft, wenn bei Auf— 
loͤßung der Ehe, fuͤr welche ſie errichtet ward, 
nur zugebrachte Kinder des einen Ehetheils, 
und keine Kinder aus der letzten Ehe 
vorhanden ſind. 


(Spaͤthiſche Wittwe gegen ihre Stieftoͤchter, Marie Anne und 
Eliſabethe Spiegelhalter.) 


—ñ 


Sn einem, zwiſchen Wendel Spaͤth und Maria Zieg- 
ler am 9. Dct. 1793. errichteten Ehevertrage. war unter 
anbern feftgefegt : 

Art.3. „Weilen aus erfier Ehe zwei Kinder vorhanden — 
‚sol in Sterbfählen eines das andere erben.‘ — Art. 4. 
„Sol unter ben Kindern erfter und letter Ehe Einfind- 
„Schaft gehalten werben.’ 1 

Die zweite Ehe blieb finderlos; die S.-ihe Frau, 
gebobrne Ziegler, ftarb im Jahr 1829., und ſchon im 
folgenden Jahre fehritt der Wittwer zu einer weitern Ebe 
mit eiter gewiffen Kuttruf. Mit diefer errichtete ©. eis 
nen Ehevertrag, in deffen 5. Art: er fie zur Univerfalerbin 
einfeßte, wenn bie Ehe finderlos bleiben ſollte. Im Vers 
gleichöwege ward am 30. San. 1830. der vaͤterliche Voraus 
und ihr. mütterlicher Erbtheil den S.-fchen Töchtern ausge 
folgt. — Ald nun ©. im Jahre 1832. ftarb, ohne daß in 
der legten Ehe Kinder erzeugt waren, fo wollte das Amts⸗ 
reniforat ben Nachlaß unter Die beiden S.-fchen Töchter erfter 
Ehe und bie Wittwe vertheilen ; dieſe leßtere verlangte aber 
vermöge des Art. 5. ihres Ehevertrags, den ganzen Nach⸗ 
laß als Univerfalerbin ihres Mannes. — Beil das Amte- 
reviforat auf dieſe Forderung ber Wittwe nicht einging, 
trat fie mit einer Klage bei dem Amte Häfingen gegen 
die S. — ſche Tochter auf, in welcher fie den Erbanfprüs- 
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chen der ‚Beklagten vornehmlid den Vergleich vom 30. 
Sanuar 1830. entgegenfegte., — Diefe beriefen, ſich dagegen 
auf den Einfindfchaftsvertrag von 1793., woburd. fie ein 
Erbrecht auf den Nachlaß des Wendelin ©. erworben bät- 
ten, und wiberfprachen, daß fie durch den Erbvergleich vom 
30. Jaͤnner 1830. mit ihren Anfprücen an diejen Nachlaß 
ausgewiejen worden, i 

Das Amt erfannte am 28. Dec. 1831: 1) „Wird die 
„zwiſchen Wendelin ©. und feinen angebeiratheten, Töchtern, 
„Marie Anna und Elifabetb Spiegelbalter -unterm: 9, 
„Detob, 1793. eingegangene Einkindichaft als zu Recht be: 
„ſtehend anerfannt, und folglich den Letztern Erbrechte an 
‚dem DBermögensnachlaffe ihres Stiefvaters eingerdumt.’ 

„Sn. Folge. deffen u. f. m.’ ' 

Die zweite Inftanz erfannte: „es ſey das amtliche. Urtheil; 
„Soweit die Berufung dagegen ergriffen worden, inſofern 
„maͤmlich die Abweifung der Klägerin mit ihrem Begehren, 
„ſie für die ausfchließliche Eigenthümerin des Wendelin 
„Spaͤth iſchen Nachlaſſes zu erflären,. darin enthalten ift, 
„zu beitätigen,’‘ 

In der Oberappellationg » Inftanz war die Bitte der 
Klägerin darauf: gerichtet: Die beiden vordern Urtheile dahin 
zu. reformiren, daß die von den Oberappellaten zur Begrüns 
dung ihrer Erbanfprüde angeführte Einkindſchaft als un: 
wirffam zu ‚betrachten fey, jomit die Oberappellaten auf 
den Nachlaß ihres Stiefvaterd gar feinen Anfprud zu 
machen befugt jeyen, vielmehr foldher, in Folge des Ehe— 
vertraged vom 12. Februar 1830, der Wittme Elifabethe 
KRuttruf allein zuzuweiſen wäre. 

Durch Urtheil des Oberhofgerichts vom 22. Det. 1833. 
wurden die Erfenntniffe der. beiden - vorbern Inſtanzen 
lediglich betätigt. 

Bei. der. Deliberation kam die befanute Eontroverje, 
welche Die Ueberſchrift diefes Aufſatzes angibt, zur Sprache; 
fie war. in diefem Kalle um fo fehwieriger zu beantworten, 
als im Fürftenbergifchen, in welchem ſich derjelbe ereig- 
nete, barliber fein poſitives Necht beftebt, wie es hin und 
wieder anderswo der Fall ift, 3.8. in dem Pfälzer Land⸗Recht. 

Der oberbofgerichtliche Reſpicient — e8 war fchriftliches 
Berfahren zugelaſſen, — ftellte feine zweite Frage babin 
auf: ob die Einfindfchaft, nach dem Tode ber erften Spät b- 
ifchen Ehefrau, Marie Ziegler, nicht von felbft aufgebo- 
ben oder gefallen. fey, weil aus der Ehe bed Wendelin 
Späth mit der Ziegler feine Kinder erzeugt worden ? 

26 * 
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‘Er machte auf die große Verſchiedenheit unter ben 
deutſchen Particularrechten, und unter den Meinungen der 
Rechtsgelehrten, was dabei, in Ermangelung einer Ent- 
ſcheidung der Landesgefege ald Regel gelte, aufmerkſam; 
und jtellte die beiden Theorieen von Runde im deutjchen 
Privatrechte $. 677. und von Puffendorf in Obs. jur. 
universi T. 1. Obs. 200. $. 19. und 20. nebft den Eehren 
der Anhänger beider Meinungen gegen einander auf. 

Das Eollegium neigte fich zu der Anficht hin, daß bie 
Erbrechte der Einkindfchaft fortdauerten, wenn aud nur 
ein Ehegatte Kinder in die Ehe gebracht hat, und in dieſer 
Ehe feine Kinder erzeugt find. Jedoch ward diefe Meinung 
nur für den fpeciellen Fall und aus befonderen bei demiel- 
ben fi ergebenden Umftänden angenommen, wie aus 
folgendem Enticheidungsgrunde fich berausftellt. 

3) Da in der Ehe des Wendelin S. mit der Mutter 
der Beklagten Feine Kinder erzeugt wurden, fo entitebt zus 
nachſt die Frage: ob deßhalb die Einfindfchaft nicht für 
aufgelößt erachtet werden müffe? — eine Frage, in beren 
Beantwortung ſowohl die verichiedenen alten deutjchen Land: 
und Stadtredhte, ald die Meinungen der Rechtsgelehrten 
von eitander abweichen. Bei diefem Streite der Rechtsleh— 
rer, und bei dem Mangel entjcheidender gefchriebener Geſetze 
im Fürftenbergifchen, trat man der Meinung, nad) weldyer 
die aus der Einfindfchaft erworbenen Erbrechte der Kinder 
fortdauern, wenn aud nur ein Ehegatte Kinder in bie 
Ehe gebracht hatte, und in diefer Ehe Feine Kinder erzeugt 
worden waren, für diefen Fall ald entfcheidend, in 
dem Betracdhte bei, daß | 

4) Wenn auch gleich fein im Fürftentbum Fürftenberg 
beftandenes Gewohnbeitsrecht rechtsgenäglich nachgewieſen ift, 
body die Verficherung des Unterrichtere in feinen Entjchei- 
dungsgründen, wonach diefe Rechtslehre mit dem Gebrauche 
ber dortigen Gegend übereinftimmt, immer Ruͤckſicht vers 
dient 5 zumal das von Puffendorf Obs. jur. univ. T. 1. 
Obs. 200. angeführte Stadtrecht der dem Wohnfige der 
ftreitenden Xheile nabe gelegenen Stadt Freiburg ber 
Einfindfchaft gleiche Wirkung beilegt. 
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Entfoheidungen unter der Herrſchaft 
des Altern Proceßverfahrens. 


— — 


# 


Wann tritt der Fall ein, daß der Seffionar, 
in analoger Anwendung des. R. Satzes 1653, 
wegen einer „drohenden Entwährung, den 
Kaufpreis für eine verfaufte Forderung 
surudbalten darf? 
(Kechnungdrath Will gegen Lazarus und Iſak Katzau.) 


Die Gebrüder Katzau hatten dem Rechnungsrath Will 
im December 1829. einen Schuldfchein folgenden Inhaltes 
ausgeftellt : 

„Wir beide Unterfchriebenen Einer für den Andern und 
‚jeder für das Ganze, befcheinigen andurch, daß wir von 
„dem Rechnungsrath Will für eine gefaufte F. Leiningifche 
„Dbligation von 4000 fl., woran wir bemfelben noch fchuls 
„dig bleiben, nach der bereits geleifteten Zahlung, die Summe 
„von 2400 fl., und verfprechen, biefeds Geld in einem 
„Vierteljahr, jedoch ohne Zinfen zu zahlen u. f. mw.’ 

Geftügt auf diefe Schuldurfundg, belangte W. bie Ge: 
brüder 8. auf Zahlung des Reſtes von 2400 fl. — Das 
gegen ward ercipirt: Kläger muͤſſe feiner Seits erft die. 
Berbindlichfeiten erfüllen, welche von bem lebertrage ber 
5. Leiningifhen ESchuldverfchreibung auf ibm ruhten. Er 
müfle naͤmlich den aufpruchslofen Werth der übertragenen 
Forderung nidyt nur gewähren, fondern auch dafür haften, 
daß er zur Zeit des Uebertrages der Forderung das Recht 
wirllich gehabt hätte, was er übertragen habe. An beiden 
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Erforberniffen fehle es ; fein Beſitz fey von dem Schuldner, 
nach Sag 1690. noch nicht anerkannt ‚ und die von ibm 
zu leiftende Haftung, ſey nad) Satz 1694. noch nicht erfüllt 
worden. — Früher fönnten die Beflagten nicht zur Er; 
füllung ihrer fecundairen Berbindlichfeiten angehalten 
werden. j 

Diejenigen Perfonen, an bie fie Beklagte die Forderung 
weiter cedirt hätten, bättem bei der fürftlichen Domainen; 
Kanzlei um Anerkennung ihres Rechtes gebeten, folche 
aber nicht erhalten koͤnnen. Aus welchen Gründen diefe 
Anerkennung noch nicht erfolgt fey, koͤnnten fie nicht beur- 
theilen ; allein fie dürften die Vertragserfüllung fo lange 
verweigern, bis der Gegentheil das geleiftet habe, was 
der Vertrag von ihm fordere, Bis dahin bitte man die 
Klage abzumweifen, und auf jeden Fall müßten fie erflären, 
daß fie nur gegen eine Caution von 2400 fl. die Zahlung 
leiften koͤnnten. 

Nach gefchloffenen Verhandlungen in erjter Inſtanz ers 
folgte der Amitsbefcheid : „daß die Beklagten, unter folida; 
„riſcher Haftung, fhuldig feyen, die eingeflagten 2400 fl. 
„nebſt Zinfen zu bezahlen — und werde denfelben überlaffen, 
„den abgetretenen Schuldner vor der competenten Behörde 
„zu belangen.’‘ 

In der Appellations⸗-Inſtanz ward dieſes unterrichterliche 
Erkenntniß lediglich beſtaͤtigt, und dagegen von ben Gebrüs 
dern K. die Oberberufung eingefuͤhrt. Zur Rechtfertigung 
derſelben beriefen ſie ſich darauf, daß zwar das ergangene 
Urtheil nur dem Beſitz gelte, indem die Entſcheidungsgruͤnde 
auf den Anſpruchsweg in das petitorium, auf Klage zur 
Zahlung gegen den Debitor cessus hinwieſen. Diefes jey 
aber nach dem Pandrechte zur Entwährung'fchon hinreichend, 
nach welchem das Eigentbum fraft Gefetes übergehbe, und 
die Uebergabe nach Sat 1604. allein den Zwed habe, Die 
Sache in Befig und Gewähr des Uebernehmers zu bringen. 
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Die Entwaͤhrung waͤre eingetreten, ſobald Beſitz und Ges; 
waͤhr beſeitiget ſeyen. Die Pflicht zur Gewaͤhrleiſtung 
muͤſſe um ſo mehr Platz greifen, als ſie in der Obliegenheit 
beſtehe, den anſpruchsloſen Beſitz zu ſichern, und der im 
Beſitzwege unterliegende Theil beides, den Beſitz und die 
Anſpruchsloſigkeit deſſelben verloren habe. 

Dann ward noch herausgehoben, daß die fragliche Ob⸗ 
ligation zwiſchen Will und der Fuͤrſtl. Leiningen ſchen 
Standesherrſchaft als eine ſtreitige Sache angeſehen ſey, da 
letztere nicht nur urtheilsmaͤßig viele Forderungen an erſtern 
fuͤr ſich babe, ſondern auch viele andere gegen ihn bei den 
Gerichten anhängig feyen ; feines Neceffed ad MODE nicht 
- zu gedenken. » . 

Will's ganzes Vermögen wäre daher als ftreitig anzu⸗ 
ſehen, denn dazu genuͤge die bloße Rechtshaͤngigkeit, wenn 
auch nicht alle Forderungen an ihn ſchon liquid waͤren. 
Von der fraglichen Obligation gelte dieſes um ſo mehr, als 
ſie in fraudem der Standesherrſchaft cedirt worden zu ſeyn 
ſcheine, weßwegen dieſe auch dagegen proteſtirt habe; ſie 
waͤre als Deckungsmittel fuͤr die Standesherrſchaft bezeichnet 
geweſen, und nur unter Anderem deßwegen, waͤre W. 
dem nachgeſuchten Realarteſte entgangen. — Die Bitte 
war: dahin abzuaͤndern, daß die Beklagten entweder befugt 
ſeyen, die eingeklagte Reſtforderung ganz einzuhalten, oder 
doch nicht anders, als gegen Sicherſtellung des Klaͤgers 
zu zahlen ſchuldig ſeyen. 

Die definitive Entſcheidung des oberhofg. Pleni ging 
dahin: „daß die Beklagten, Oberappellanten ſchuldig ſeyen, 
„die gegen ſie eingeklagte Forderung nur gegen eine von 
„dem Klaͤger, Oberappellaten zu leiſtende hinreichende 
„Sicherheitsleiſtung an denſelben zu zahlen.’ 


Anfiht des Referenten und ber Minorität. 
Ber diefer Deliberation waren die Anfichten getheilt, 
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Der Referent trug auf Beitätigung ber beiden vorinjtanzli- 
chen Urtheile an, aus folgenden Gründen. 

Hinfichtlih der der Klage entgegengeſetzten Einrede fey 
es allerdings richtig, daß bei der Kaufweiſe gefchehenen 
Eeffion (Eeffion im engeren Sinne),- unter welche die vom 
Kläger an die Beklagten geſchehene gehöre, diefelben Grund; 
füge gälten, wie vom Verkaufe einer Sache. 

Befondere Vorſchriften, dieſes Rechtögefchäft betreffend, 
-beftänden in Folgenden : 

Die Uebergabe einer Forderung oder eined Klagrechtes 
wird durch die Uebergabe des Titels ————— eN.- 
Satz 1698. 

Jedoch wird der Ceſſionar im Verhaͤltniſſe zu dritten 
Perſonen, insbeſondere im Verhaͤltniſſe zu dem cedirten 
Schuldner, erſt dadurch Eigenthuͤmer der Forderung, daß 
dem Schuldner die Ceſſion förmlich bekannt gemacht worden 
ift, oder dieſer diejelbe angenommen bat, und fo lange 
der Geffionar nicht auf foldhe Art das Eigenthum der For: 
derung erworben bat, koͤnnen die Gläubiger des Cedenten 
darauf Beſchlag legen. 

Der Eeffionar tritt in Beziehung auf die cedirte Forbes 
rung an die - Stelle des Gebenten, dieſer hat demfelben,. 
Fraft Geſetzes, für die Zahlungspflichtigfeit des Schuldners, 
nicht aber für die Zahlungsfähigkeit deffelben, Gewähr zu 
leiften. — Unter diefer Berbindlichfeit zur Gewaͤhrleiſtung 
ift insbefondere der Fall begriffen, wenn bie Forderung 
zur Zeit der Geffion dur Weltfchlagung erlofchen ſey. 
Sirey I. 540. 

Uebrigens ift, wie Zachariaͤ II. Tb. ©. 328. (dritte 
Ausgabe) fagt, die Verbindlichfeit zur Gewaͤhrleiſtung für 
Forderungen, fie mag auf dem Gefebe, oder auf einer be- 
fondern Abrede beruhen, nad den Grundfägen über die 
Gewährleiftungs-Berbindlichfeit bei dem Kaufe zu beurtbeilen. 
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Zufolge derfelben ſey der Verkäufer verpflichtet, dem 
Käufer für den ruhigen Befig der Sache Sewaͤhr zu — 
und dieſe Verpflichtung begreife in ſich: 

1) ben Fall, ba der Käufer, ſey es kraft eines dem 
Dritten an der Sache zuftehenden Eigenthumsrechtes, ober 
kraft eines. einem Dritten zuftehenden perfönlichen Rechtes, 
das gegen jeden Beſitzer der Sache geltend gemacht nferden 
kann, oder kraft der den Unterpfandsgläubigern zuftehenden 
Rechte, aus dem Befis der Sache geſetzt wirb, ober 
gefegt werden fann. %& 

7) den Fall, wenn der Verkäufer dem Käufer die ” 
dem verfauften Grundſtuͤcke baftenden verborgenen Dienft- 
barfeiten verfchwiegen hat. - 

In der analogen Anwendung dieſer, für den Kaufver- 
trag überhaupt geltenden Grundfäge, auf die Ceſſion von 
- Forderungen, möchte es fi nun allerdings fagen laffen, 
daß, fo wie ‚der Käufer einer Sache, um bie Klage auf 
Gewährleiftung anftellen zu können, nicht nöthig bat, Die 
Entwährung ber Sache felbft abzuwarten, fondern daß es 
Dazu genügt, 'wenn er mir einen binreichenden Grund bat, 
die Entwährung zu fürdten ; eben fo der Geffionar einer 
Forderung, gegen ‚welchen von einem Dritten die Compen⸗ 
fation, folglidy) die zur Zeit der Geffion bereits eingetreten 
geweſene Erlöfchung der Schuld, behauptet wird, die Ent- 
währungsflage dann anftellen könne, wenn er gegründete 
Urſache bat, zu fürchten, daß diefe Behauptung von bem 
cedirten Schuldner vor Gericht gegen ihn geltend gemacht 
werden Fönne. 

Wäre aber-der Fall vorhanden, daß ber Käufer oder 
Geffionar die Entwährungsflage anftelen könnte,, dann 
werbe er auch in dem Falle, wenn er von dem Verkäufer 
oder Gebenten auf Zahlung des Kaufſchillings belangt wird, 
demfelben die Einrede der bereits eingetretenen, ober bevor⸗ 
ſtehenden Entwährung entgegenftellen, und dadurch ſich der 


Gefahr entziehen dürfen, Die gekaufte Sache oder cedirte » 
Forderung, und außerdem ben dafür gezahlten Kaufpreis 
zu verlieren. ' i 

Es frage fih nun, ob bie von Bellagten angegebenen. 
Berhältniffe, daß nämlich die F. Leiningifche Domainen- 
Kanzlei gegen die fragliche Geffion proteftirt, auch diefelbe 
nicht angenommen habe, unter ber Behauptung, eine weit 
größere. Forderung an den Gedenten aus einem Dienft- 
Receffe zu haben, ihre Einrede hinlänglich begründeten? — 
Sey esgrihtig, daß die Verbindlichkeit zur Gewährleiftung 
für Forderungen, nad) den Grundfägen über die Gewähr- 
leiftungen bei ben Kaufverträgen beurtheilt werben müfle, 
fo werde es nur darauf anfommen, ob ben Bellagten die 
cedirte Forderung wirklich entwährt fey ? 

Der L. R. Sag 1653. finde auf den Fall, wo ber cedir⸗ 
ten Forderung von dem Schuldner mit der Einrede ber 
Wettfchlagung gedroht ift, Feine unmittelbare Anwendung ; 
er koͤnne blos vom Kaufe Förperlicher Sachen reden, in fo 
weit er eine ſchon angeftellte oder gedrohte Zueignungsflage 
ald einen Grund bezeichne, weswegen der Käufer das Kauf⸗ 
geld zurücbehalten dürfe, weil diefe Klage nur bei körper: 
lichen Sachen ftatt finden koͤnne. Zwiſchen dem Pfandrechte 
aber, welches etwa Jemand auf eine verkaufte Sache geltend 
machen will, und ber Wettfchlagung, beftehe der Unterfchied, 
daß nur soegen der erftern eine Klage ftatt finden Eönne, 
das Recht der Wettfchlagung dagegen von dem cedirten 
Schuldner wohl nie im Wege der Klage, fondern nur in 
dem der Einrede, geltend gemacht werde. 

Trete aber der Fall ein, daß folches gefchieht, dann 
würde der Geffionar feinen Anſpruch auf Gewaͤhrſchafts⸗ 
leiſtung gegen feinen Gedenten auf den L. R. Sag 1693. 
ſtuͤzen müffen, denn er wuͤrde alsdann ein Recht cebirt 
haben, welches er nicht befaß. 
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Nur in analoger Anwendung ded 8. R. Satzes 1653. 

Fönne es ſich fragen: 
ob es zur Zuruͤckbehaltung des Kauffchillings genuͤge, 
wenn der Geffionar Grund habe, zu fü roten, daß 
ihm ber cedirte Schuldner die Einrebe ber Wettſchlagung 
entgegenhalten wuͤrde? 

Eine Furcht vor der Klage koͤnne bei der Wettſchlagung 
nicht eintreten, denn g hänge von dem Käufer einer For⸗ 
derung ab, den Schuldner, der ihm die Annahme der Geffion 
verweigere, auf Zahlung zu Belangen, und hierdurch zum 
gerichtlichen Bortrage der Einrede ber Wettſchlagung zu 
zwingen. 

Eine ſolche Klage waͤre aber bis zu dieſem Augenblicke 
noch nicht von dem Beklagten angeſtellt; waͤre dieſes ge: 
ſchehen, ſo wuͤrde man in analoger Anwendung des L. R. 
Satzes 1653. ſagen koͤnnen, daß ſo, wie der Kaͤufer einer 
koͤrperlichen Sache berechtiget ſey, den Kauffchilling zuruͤck⸗ 
zuhalten, ſobald er mit einer Pfand- oder Zueignungsklage 
angegriffen worden, eben fo auch der Käufer einer For⸗ 
derung berechtiget fey, den Kaufpreis zurüdzubalten, fobald 
der Schuldner, den er auf Zahlung belangte, ihm die Einrede 
ber Wettfchlagung entgegengefegt hätte. 

Specielle Gründe, warum Die Beflagten ein Recht zur 
 Einbehaltung des Kauffchillings behaupteten, wäre 1) weil 
die Domainensfanzlei die Anerkennung der Geffion auf den 
Grund des & R. Satzes 1295. verweigert habe. 

Der Referent legte jedoch darauf fein Gewicht, indem 
die Beftimmungen jener Gefegesftelle den natürlichen Satz 
enthielten, daß der Geffionar fih die Wettfchlagung mit 
allen jenen Gegenforberungen gefallen Iaffen müffe, welche 
fein Gedent zur Zeit der Ceſſion ſich hätte entgegen feßen 
laffen müflen ; daß aber dazu eine liquide Gegenforderung 
verlangt werde, fage ber 2. R. Sat 1291. deutlich. 

Zur. Zeit der Ceſſion babe die Fürftlihe Domainen- 
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Kanzlei feine liquiden Forderungen an den Cedenten zu 
machen gehabt; es fönne alfo die bloße Erklärung derfelben, 
die Geffion nicht: anerfennen zu wollen, für- die Geffionare 
feinen Grund abgeben, den Kaufpreis einzubehalten. — Es 
wuͤrde bierber paſſen, was Brauer zum Satze 1653: fage, 
und jene Erklaͤrung koͤnne fuͤr nichts weiter gelten, als fuͤr 
eine Drohung, den Ceſſionarien die Einrede der Wettſchla— 
gung entgegen halten zu wollen , weni fie die cedirte For— 
derung einflagen. würden. | 

2) Einen weitern fpeciellen Grund zur Einbehaltung 
bes Raufichillings wollten die Beflagten darin finden, daß 
die Domainen-Kanzlei fich zur Begründung der Wettſchla— 
gung darauf berufen: habe, daß der Kläger ihr gelegenheitlich 
der gegen ibn erhobenen Klage auf Befchlagnabme feines 
Vermögens, die cedirte Forderung als Sicherheitsmittel für 
ihre Anſpruͤche aus feinem Receß angewiefen habe, 

Der Referent wies jedoch aus den Acten nach, daß die 
Domainen-Kanzlei auf das Anerbieten des W., die fragliche 
Obligation als Sicherungsmittel zu uͤberweiſen, gar nicht 
eingegangen ſey, und daraus kein Recht auf eine Wett: 
ſchlagung haben koͤnne. 

3) Endlich hatten ſich Beklagte auch darauf berufen, daß 
ſie mit ihrer gegen die fuͤrſtliche Domainen⸗Kanzlei erhobe— 
nen Klage, rechtskraͤftig abgewieſen ſeyen. 

Es bemerkte der Referent, daß, obwohl dieſe Thatſache 
an ſich wahr ſey, ſie doch die Sache der Beklagten nicht 
unterſtuͤtze, denn es waͤre ein durch kein Geſetz unterſtuͤtztes 
Beſtreben der Beklagten geweſen, ein richterliches Urtheil 
dahin zu erwirken, daß die Domainen ⸗Kanzlei fuͤr ſchuldig 
erkannt werden ſollte, die von Will an die Gebruͤder 
Ka tza u geſchehene Ceſſion anzuerkennen. Es habe der 
Eeſſionar nichts weiter noͤthig gehabt, um ſein Recht gegen 
den cedirten Schuldner geltend zu machen, als daß er den⸗ 
ſelben von der geſchehenen Geffion in Kenntniß feste: Ein 
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Anerkenntniß des Geffionars fey zur Gültigkeit des Geffions- 
Vertrages nicht noͤthig; auf der andern Seite wäre aber 
auch der cedirte Schuldner nicht verbunden, über. die Aner- 
fenntniß der Geffion eine ausdridliche Erflärung abzugeben; 
er koͤnne und dürfe ſchweigen, bis der neue Gläubiger von 
ihm die Erfüllung der Verbindlichkeit fordere. Erfülle er 
fie, fo liege darin die Anerkennung des neuen Gläubigers 
von ſelbſt; vermweigere er fie aber, fo könne biefer, auch 
ohne eine abgegebene Erflärung, daß er die Geifion aner: 
fenne, fein Recht gegen ihn verfolgen. 

Daraus ergäbe fi), daß durch die behauptete Abmweifung, 
an den durch die Geffion erlangten Rechten der Beklagten, 
nicht die geringfte Schmälerung vorgegangen ſey. 


Gegengründe des Snfiructivvotanten 
und ber Majorität. 


Der L. R. Satz 1653. fage: „iſt der Käufer Calfo aud) 
„der Geffionar) mit einer Pfand» oder Zueignungsflage ans 
„gegriffen, oder bedroht, fo mag er mit der Zahlung des 
„KRaufpreifes zurüdhalten, bis der Verfäufer bie —— 
„beſeitigt, oder dagegen Sicherheit geleiſtet hat.“ 

Nun wären zwar bie Beklagten mit der Zueignungs— 
Mage noch nicht angegriffen, aber allerdings doch bedroht, 
dba die Domainen- Kanzlei die Annahme der Geffion ang 
dem Grunde verweigere, weil ihr ein Compenſationsrecht 
auf das cedirte Object zuftehe. | 

Wäre diefe Forderung, die zur Compenfation gebracht 
werden wolle, jünger als die Geffion, fo würden die Be- 
klagten gegen dieſe Einfprache jedenfalls durch die Kund» 
machung der Legtern gefichert feyn, wäre - fie Diefes aber 
nit, fo blieben fie bedroht, meil eine dem Schuldner 
Fund gemachte, von diefem aber nicht anerkannte Nechts- 
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übertragung, diefen in ber Wettſchlagung mit fruͤhern For; 
derungen nicht hindere, nach 8. R. Sat 1295. 

Nun wäre zwar ber erſtere Referent der Meinung, a) daß 
noch zur Zeit mit keiner dergleichen Zueignungsklage ge— 
droht worden, weil die Domainen-Kanzlei auf die ihr ge— 
ſchehene Bekanntmachung, nirgends ihres Pfand⸗ oder Eigen⸗ 
thumsrechtes gedacht habe, überhaupt auch von einer Com: 
penfation, fohin von einer Entwährung Feine Rede feyn 
koͤnne. 

Wenn aber, wie dieſes wohl anzunehmen ſeyn duͤrfte, 
die verweigerte Acceptation nicht ſchon an ſich die Be— 
drohung der Entwaͤhrung enthalten ſollte, ſo wuͤrde ſie doch 
in dem ſogenannten Einkaufsprotocolle deutlich genug aus— 
geſprochen ſeyn, indem es dort heiße: 

„Dieſe Weigerung (der Acceptation) ſtuͤtzt ſich auf den 
„L. R. Satz 1295. und hat die Abſicht, dem dieſſeitigen 
„Compenſationsrechte gegen Will wegen ſeines Receſſes 
„nichts zu vergeben. Will hat ſelbſt dieſe Obligation in 
„dem bekannten Arreſtproceſſe als Deckungsmittel bezeichnet, 
„und dadurch mit den Arreſt beſeitigt. F. Domainen⸗ 
„Kanzlei bat daher um fo mehr das Recht, ſich daran, als 
„Sicherungsmittel zu halten, und ihre gefährdevolle Ver: 
„aͤuſſerung zu verhindern, jedenfalls für ihr Recht gegen 
„Dritte zu wachen.’ | 

b) Wenn ferner der Referent behauptet hatte, daß die 
Forderung der Domainen » Kanzlei jünger als die Geffion 
ſey, weil fie von einem vor ihr entfiandenen, und jetzt noch 
nicht einmal Liquiden Necefje herruͤhren folle, welche Forde- 
rung erft mit diefer Liquid» Erfennung ihre Eutftehung er: 
halte, — fo ward dagegen erinnert: daß, wenn die Domai- 
nen» Kanzlei mit ihrer Klage gegen W. obfiege, und das 
Sompenfationsrecht ihr zuerfannt ‘werde, ſolches auf alle 
ihre Forderungen, die fie früher an ihn gehabt, alfo auch 
auf den Receß, der vor ihr vorhanden gewefen, wenn er 
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auch erſt jpäter liquid geſtellt wuͤrde, zurädwirfen muͤſſe. 
Dieſe alſo nicht erſt von dem Tage des Urtheils, ſondern 
von dem Zeitpunkte ihrer Entſtehung an, als vorhanden 
erſcheine, und daher die Compenſation auch von der Zeit, 
wo die Obligation ausgeſtellt worden, eintreten wuͤrde; die 
cedirte Forderung daher von da an ſchon als getilgt er— 
ſcheinen muͤßte. 

c) Endlich wollte der Satz bes Referenten: daß von 
einer Entwaͤhrungsklage noch gar feine Rede ſeyn koͤnne, 
durch die Bemerkung widerlegt werden: daß von einer fol 
chen drohenden und gedroheten Klage allerdings die Rede 
ſey, wenn in dem angezogenen Protocolle die Domainens 
Kanzlei erkläre, daß fie, indem ſie das Compenſationsrecht 
in Anſpruch nehme, damit ihre Rechte gegen Drittere, ſohin 
auch gegen die Ceſſionarien, zu wahren gedenke, und deß— 
balb die Acceptation der Geffion verweigere. 

Gegen die Ausführung des Deftnitiv » Referenten ward 
noch insbefondere erinnert, daß er vorzüglich von der Ans 
ficht ausgehe, daß, um eine analoge Anwendung ded Satzes 
1653. anfprechen zu Eönnen, der Beffagte gegen die Domais 
nen= Kanzlei nicht auf Acceptation ber Geffion, fondern auf 
Zahlung der cedirten Forderung hätte klagen muͤſſen. Ob 
diefe® jedody zur Nachweifung der bedroheten Entwährung 
gerade nöthig fey, wäre zu bezweifeln, felbft angenommen, 
daß es möglich gewefen, die Klage auf Zahlung ſchon anzu- 
fielen, und angenommen, daß die gewählte nicht an die 
rechte Stelle gewiefen wäre. — Sey jedoch durd) die vers 
weigerte Acceptation folgeweife auch die Zahlung verweigert, 
und dieſes auf den Grund, weil die cedirte Forderung nicht 
mehr eriftire, d. h. durch Gompenfation getilgt wäre, jo fey 
dadurch Die zu erwartende Entwährung nicht minder ge: 
droht, ald wenn die Zahlung felbft verweigert werde. 

Wiewohl der Inſtructiv-Votant direct auf Abweiſung 
der Klage angetragen =: fo vereinigte man fich doch da— 
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bin, vom Kläger nur bie hinreichende Sicyerheitsleiftung, 
um welche die Beklagten alternativ gebeten hatten, zu ver: 
langen. | 


Bemerkung. Die Entfcheidung bes obigen. Falls hing 
eigentlich vonder Frage ab: ob, die Analogie der Geffion 
einer Forberung mit einem Kaufe voransgefegt, — den 
Beflagten zur Zeit der angeftellten Klage, eine foldye Gefahr 
der Entwährung drohete, daß fie biefelbe ald gültige Ein- 
wendung gegen die wider fie erhobene Schuldflage gebrau- 
hen, und die Befugniß, welche Satz 1653. dem Geffionar 
ertheilt, anwenden fonnten? 

So viele Anfichten auch in den oberhofgerichtlicheit Jahr⸗ 
buͤchern über Geffionen und Entwaͤhrung vorkommen, fo iſt 
doch die aufgeworfene Frage nicht ſpeciell darin eroͤrtert. — 
Am naͤchſten wuͤrde der Sache der Aufſatz im Jahrgange 
1826. ©. 253. No. XXXI. kommen, wenn nicht dort der 
mefentliche factifche. Unterfchied eingetreten wäre, daß ber 
Kaufpreis für die cedirte Forderung fehon ganz bezahlt war, 
mithin diefes Kaufgeld mittelft einer Gewaͤhrleiſtungs⸗ und 
Entfhädigungs » Klage zurücgefordert werben wollte, nicht 
aber, wie bier, eine bevorfiehende Entwährung ald Einrede 
gegen die Zahlung gebraucht warb. 

ndeffen wurden bei jener Deliberation einige Säße * 
geſtellt, die allerdings auch auf dieſen Fall von Einfluß 
ſeyn fönnen. Sp ward a) vorausgefeßt, daß, ‚wenn ber 
Kaufſchilling für die cedirten Forderungen nod nicht bezahlt 
fey, der Käufer, nad) Satz 1653. wohl berechtiget ſeyn 
würde, das Kaufgeld fo lange zurüd zu halten, bis der 
Berfäufer die Störung befeitige, oder Sicherheit leiſte. 
b) Ebenfo hat das Dberhofgericht ſich mehrmald zu ber 
Anficht hingeneigt, wie ed zu einem nomen verüm gehöre, 
daß die Forderung nicht nur an fich richtig fen, ſondern 
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auch durch weit außjehende Einreden ın ihrer Erigibilität 
nicht aufgehalten werde. — Nomen quod non mpdo de- 
betur, sed etiam exceptionibus peremi nequit. D. 9. ©. 
Jahrbuͤcher von 1823. ©. 286. 2. R. Sag 1693. 

Ob nun aber die bloße Verweigerung des debitoris cessi, 
die Geffion zu acceptiren, dieſe Wirfung hervorbringe, wird 
" einigermaßen zweifelhaft bleiben. — Der in jenem Auffage 
der Jahrbuͤcher allegirte Bohmer in dec. et cons. P. H. 
pag- A. fagt: „in cesstione nominis sufhcit, verum esse 
nomen. Sola debitoris — haud evineit, verum non 
esse, dehitum.“ 

Indeſſen war in dieſem Falle die Erklaͤrung der Domai⸗ 
nen⸗Kanzlei fo motivirt, daß mit Gewißheit daraus abzu— 
nehmen war, wie der Ceſſionar nicht ohne Rechtsſtreit zu 
ſeiner Forderung gelangen werde. Im Grunde ward auch 
dadurch beſtritten, daß die Forderigfg zur Zeit der Ceſſion 
ein nomen verum gewefen ſey, indem behauptet ward, daß 
fhon damald die Eriftenz der Schuld aufgebört habe, da 
fie ipso jure wettgefchlagen fey. 


Entfhäpdigungs- Berbindlichkeit des Verpaͤch— 
‚ters eines Gutes gegen feinen Pächter, für 
geleiftete Kriegsfrohnden. 


(Muth gegen die Grundherrfchaft von Menzingen.) | 


Jacob Muth batte miit einigen Andern den Beltand 
des grundherrlichen Meiereigutes und der Schäferei zu . 
 Menzingen auf neun Jahre übernommen, und war wäb- 
. rend ber bis zum Sabre 1818. verlängerten Beftandgzeit 
häufig mit Einquartirung, Borfpann und fonftigen Krieges 
laſten in Anfpruch genommen worden, wofuͤr die Gutsberr- 
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[haft zwar bis zum Jahre 1815. Entfhädigung geleiftet, 
von. da an biefelbe ‚aber verweigert haben follte. Deßhalb 
trat Muth, dem die übrigen Pächter ihre Anfprüche cedirt 
hatten, mit einer Klage auf Entfchädigung auf, welche er 
durch, die LK. R. Säte 1719. und 1727. a., fo wie durd) 
den $. 7. feines Beftandsvertrags begründen wollte.  Diefe 


leßtere Stelle lautete: ,‚‚merden den Beftindern alle Ge * 


„baͤude und Güter zehends, frohnd⸗ und ftenerfrei, ohne die 


„‚mindefte Realbefchwerbe übergeben, wobei biefelben zu aller 


„zeit gefhügt und gefichert werden ſollen.“ 

Der Klage ward entgegengefeßt, daß die Pächter. bet 
ihrem Abzuge mit der Gutsherrſchaft abgerechnet hätten, 
ohne einer Entfchädigung wegen Kriegsfrohnden zu erwaͤh⸗ 
nen. Ihrer jegigen Anforderung ftänden die L. R. Säte 
1719.. und 1727.-a. nicht zur Seite, da das neue Landrecht 
auf einen im Jahre 1300. abgefchloffenen, und. im Jahre 
1809. erneuerten Beitandsvertrag Feine Anwendung finde, 
auch jene Säße deßhalb nicht für den Kläger fprächen, weil 
die-Vorfpannspflicht auf dem Zugvieh, nicht auf den Guͤ⸗ 
tern, hafte. — Der Vertrag im $. 7. fpreche nicht von 
Anfprüchen , die in Kriegszeiten an das Vieh gemacht wuͤr⸗ 
den; - biefe fielen den Gutsbeſtaͤndern, va das Zugvieh 
gehöre, zur Laft. 

Das Hofgericht des Mittelrbeind Iegte durch Zwiſchen⸗ 
beſcheid der beklagten ——— einen Beweis das 

bin auf: 
„daß Kläger und deflen Pacht » Konforten ihr Pacht: 
„verhaͤltniß mit ber Grundherrfchaft bei ihrem Abzuge 
‚„‚regulirt, und daher auf eine Entfchädigung wegen 
„Kriegsfrohnden verzichtet haben; ingleichen, daß und 
‚wie. viel in den im vorgelegten Verzeichniß enthalte: 
„nen, durch Kläger und Gonforten geleifteten Spanns 


m 


s,frohnden, auf Rechnung ber Gemeinde Menzingen, 
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„und nicht von den Gutspaͤchtern als ſolchen geleiſtet 
„worden ſeyen ꝛc. ꝛ⁊c.“ 

Dem Klaͤger aber ward der Beweis —— „daß 
„er respect. feine Gonforten, bei definitiver Abrechnung mit 
„der Grundherrfchaft, fich Die Entfchädigungs » Anfprüche für 

„geleiftete Kriegsfrohnden vorbehalten habe; ferner, daß 
„und welche Vergütungen während der Beitandsjahre 1800. 
„bis 1818., einem ober dem andern Pächter für Einguars 
— Vorſpann oder ſonſtige Kriegskoſten von der 

„Grundherrſchaft geleiſtet worden ſeyen.“ 

Nach zugelegten Verhandlungen im Beweisverfahren, 
erkannte das Hofgericht am 17. Octob. 1831: „daß die 
„beklagte Grundherrſchaft für ſchuldig zu erklaͤren ſey, für 
„die von dem Klaͤger, zufolge angeſtellter Klage, geleiſteten 

„Kriegsfrohnden, eine Verguͤtung von einem Drittel des 
„Betrags, woruͤber vorerſt noch in separato zu verhandeln 
„ſey, — ſammt Zinſen vom Tage der Klage zu entrichten, 
„compens. expensis.’’ 

Bon diefem Erfenntniffe appellirte die beflagte Grund» 
berrfchaft, und glaubte ſich dadurch befchwert, daß ihr aufs 
erlegt worden, ben dritten Theil der vom Kläger und Gons 
forten geleifteten Kriegsfrohnden zu vergüten. Zur Recht—⸗ 
fertigung diefer Befchwerde ward angeführt: 1) daß es uns 
gewiß fen, ob die in tem von dem Kläger producirten Bers 
zeichniffe enthaltenen Fuhren für die Gutsherrſchaft ‚oder die 
Gemeinde geleiftet worden. 2) Der Pachtvertrag ſpreche 
nicht von Kriege-, fondern von Herrenfrohnden, und bie 
2. R. Säge 1719. und 1727. a. ſeyen nicht anwendbar. 
3) Dagegen wäre das Hofgericht von dem Gabe ausgegan⸗ 
‚gen, daß das 6te Conſtitut. Edict im Allgemeinen die Ver- 
pflihtung des Pachtherrn zu ſolchen Kriegsfrohnden aus— 
fpreche, obgleich fie nach der Minifterialverordnung von 1810. 
nur auf das Zugvieh ausgefchlagen worden. Es ward aber 
widerfprochen, daß in diefem Gonftitutiong » Edicte eine Bes 
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ftimmung zu finden wäre, wie cd mit den Kriegs» Fuhr- 
Frohnden zu halten jey. Dagegen fage die Berordnung 
vom 18. April 1820. ganz beftimmt, daß, wenn Güter in 
Zeitbeftand gegeben feyen, der Pächter, dem das Zugvieh 
gehöre, auf dem die Frohndpflicht hafte, diefe Frohnden zu 
leiften babe, ohne daß einer Entfchädigung erwähnt werde. 

Nach gefchloffenen Verhandlungen in der Appellations- 
Inftanz, erfannte das. Oberhofgeriht am 25. October d. 5. 
abändernd: | 

„daß Kläger mit feiner aufgeftellten Entfchäbigungs- 
„forderung, unter Verfällung in die Koften, abs und 
„zur Ruhe zu verweifen fen.’’ 

Zu diefem reformatorifchen Erkenntniſſe ward e8 durch 
folgende Gründe bewogen. | 

Die Klage auf Entfhädigung. follte begründet werben 
a) aus dem Pacht-Eontracte und b) aus den Geſetzen. 

Zu a) ward angenommen, daß, wenn aus dem $. 7. 
de8 Pachtvertrags (S. oben) eine Verbindlichkeit der Grund⸗ 
berrfchaft zur Entfchädigung abgeleitet werden follte, die 
Kriegsfuhrfrohnden eine Laft ſeyn müßten, welche auf ben 
verpachteten Gebäuden und Gütern haftete. 

Als eine Reallaft möchte man fie jedoch weder nach dem 
gemeinen, noch nach dem Badifchen Particularrecht anfehen 
fönnen. Runde in feinem beutfchen Privatredhte $. 493. 
rechne fie unter die Peiftungen, welche die Bauern ald Un 
tertbanen zum Beften des Staats zu präftiren hätten, und 
füge hinzu: | | 

‚da übrigens der Bauer bei den Landfrobnden als Un: 
„terthan dient, fo nimmt man ihn, wie er befpannt 
‚tt, obne darauf zu feben, wie er nach der Befchaffen- 
„beit feines Gutes befpannt feyn ſollte.“ | 
Alſo fey darnad) das Spannvich der Gegenftand, auf 
welchem dergleichen Landesfrohnden haften follten, obne 
Ruͤckſicht auf die Beichaffenheit des Gutes, weldyed der 
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Bauer beſitze, zu deſſen perſoͤnlichen Verbindlichkeiten gegen 
den Staat es gehoͤre, mit ſeinem Zugvieh zu dienen. 

Es ward eroͤrtert, daß auch die Badiſche Particular⸗ 
Geſetzgebung ſich nicht minder deutlich uͤber dieſen Gegen⸗ 
ſtand ausſpreche. Denn fo fage der $. 3. der Miniſterial⸗ 
Berorbnung vom 18. April 1810. Reg. Blatt No. XVIII. 
* 121): 

„bie range ‘der Frohndpflichtigen zu 

„den Frohndleiſtungen ſind bei den Handfrohnden nach 

‚der Zahl der frohndbaren Mannſchaft, bei Fuhrfrohn⸗ 
„den aber nach der Zahl des zum Güterbau gebrauche 
„ten frohndbaren Zugviehes zu beſtimmen.“ 

Obgleich mit dieſem Satz nur vorzuͤglich der Maaßſtab 
zur Repartition der Hand⸗ und Fuhrfrohnden ausgeſprochen 
worden, ſo ſey doch nebenbei nicht minder klar ausgedruͤckt, 
daß die Landes⸗ ſomit auch die Kriegsfrohnden nicht auf 
den Feldgütern, fondern auf der frohndbaren Mannfhaft 
respect. auf dem Zugvich hafteten. u 

Daß aber dieſe Verordnung dasjenige Zugvieh indbefon- 
dere bezeichne, welches zum Güterbau gebraucht werde, Fünne 
feinen Grund abgeben, die Kriegsfuhren für Gutslaften zu 
erflären, vielmehr fiheine e8, daß damit nichts anders, ald . 
die Art des Zugviehes babe bezeichnet werden wollen, welches 
zu Kriegsfrobnden beigezogen werden ſolle. 

Seyen demnach die Kriegsfuhren nicht zu ben Laſten zu 
zaͤhlen, die auf dem Grundvermoͤgen hafteten, ſondern als 
ein Ausfluß der Unterthanspflichten, ſo werde man ſich 
leicht uͤberzeugen, daß weder im Wortlaute noch im Sinne 
des Pachtvertrages ein Grund zu der angeſtellten Entſchaͤ⸗ 
digungsklage ſich finden laſſe. — Koͤnnte aber auch uͤber 
den Sinn dieſes Vertrages ein Zweifel entſtehen, ſo muͤßte 
doch nach L. R. Satz 1162. gegen den Klaͤger, der deutlicher 
haͤtte reden ſollen, die Auslegung geſchehen. 

Zu b). Auch aus dem Geſetze laſſe ſich die Klage nicht 
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begründen. Es werde fih vom Kläger auf die L. R. 
Säße 1719. und 1727 a., auf 608. und 609., und endlich 
auf eine nuͤtzliche Geſchaͤftsfuͤhrung berufen. 

Obgleich es nun allerdings nach L. R. Satz 1719. zu 
den Obliegenheiten des Verpaͤchters gehoͤre, dem Beſtaͤnder 
waͤhrend der Dauer des Beſtandes den ruhigen Genuß der 
Sache zu gewaͤhren, — obgleich der Beſtandsgeber nach 
ER. Satz 1727 a. alle Laſten der Sache zu tragen babe, 
welche nicht dem Beftänder einbedungen ſeyen, — obgleich 
endlich der L. R. Sat 609. beſtimme, daß der Eigenthuͤmer 
diejenigen Laſten tragen müffe, welche während der Nußs 
nießung .bem Eigenthume felbft auferlegt würden; fo Eönne 
daraus doch eine Berbindlichfeit der Grundherrfchaft zur 
Leiſtung ber Kriegsfuhren oder eines Erfages für ihre IR 
ter nicht abgeleitet werden. 

Es gäbe naͤmlich der L. R. Satz 1725. an die — 
daß, wenn wirklich eine Genußſtoͤrung in dem Pachtgute 
erwiefen vorläge, doch nie von einer folchen die Rebe ſeyn 
koͤnne, wofuͤr der Beſtandgeber eine Gewaͤhrſchaft zu 
leiſten habe. | 


Daẽrnach wäre naͤmlich der Beflandgeber nicht fchuldig, 
. dem Beftänder gegen folche Störungen im Genuffe Währs 
ſchaft zu leiften, welche durdy Thätlichkeiten: dritter Perfonen 


entftänden, ohne in einem Rechtsanſpruch auf die Sache 
feldft gegründet. zu ſeyn. 

Wenn Kriegstruppen zum Transport der Kriegsbedürf- 
niſſe Fubren requirirten, und dazu Gutspächter zur Mit: 
feidenbeit gezogen würden, fo wären dieſes dritte Perfonen, 
durch deren Thätlicjfeit eine Störung herbeigeführt werde, 
und ed koͤnne nicht behauptet werden, daß damit eine 
Kechtsanfprache auf die Sade ſelbſt begriindet werden wolle. 

Daneben müffe man in Betracht ziehen, daß dergleichen 
Feiftungen auf höherer Gewalt beruhten, fomit ald Zufälle 
erfchienen, die ftetd den Gigenthimer ſelbſt treffen, alfo bier 
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den Pächter als Eigenthuͤmer des Zugviehes; und daher 
tönne eine Entſchaͤdigungsklage auf den Satz 1148. nicht 
gegründet werden. . | 

Aus dem Grunde, daß Kriegsfrohndfuhren feine Guts⸗ 
laften feyen, fänden auch die weitern Säge 1727., 608 und 
609. feine Anwendung, weil der Fall nicht vorhanden ſey, 
den fie zu ihrer Wirkſamkeit unterftellten, da ed nicht bes 
ſtritten wäre, daß das Zugvieh Eigenthum ber Pächter ger 
wefen ſey. 

Eine nüsliche Gefhäftsführung koͤnnte eine Erſatzklage 
nur dann begruͤnden, wenn die Grundherrſchaft aus irgend 
einem Grunde ſelbſt ſchuldig geweſen waͤre, die Be 
den zu leiften. 

Diefes fey aber nicht ber Fall, vielmehr foreche bie ale, 
girte Minifterialverordnung vom Jahr 1810. in ihrem $. 3. 
die Regel aus, daß, wenn Güter in Erb» oder Zeitbeftand 
gegeben feyen, der Pächter die Frohnden zu leiften habe. 

Es würde num zwar dieſe Vorſchrift der Entichäbis 

gungsflage nicht im Wege ftehen, wenn den Beklagten aus 
dem Bertrage oder Gefege eine Erſatzverbindlichkeit obläge, 
weil fie eine bloße Vollzugsordnung fey, und damit nichts 
andere habe verfügt werden wollen, ald an wen fi) die 
Frohndfchreiberei in dem gegebenen Falle, wegen der Frohnd⸗ 
ftellung zu wenden habe. Darum könne * der Nachſatz 
in dieſer Verordnung: 
„werden die Guͤter im Lohn gebaut, ſo leiſtet der Eigen⸗ 
„thuͤmer die Frohnden nach dem Verhaͤltniſſe der thieriſchen 
„Kraͤfte, welche, nach einer billigen Abſchaͤtzung, ſeine Guͤter, 
„durch eigenes Zugvieh gebaut, erfordern wuͤrden“ — von 
keiner Erheblichkeit ſeyn. 

Eine Inconſequenz ſcheine allerdings darin zu liegen, 
daß in der erſten Periode dieſes Satzes das Zugvieh als 
Object genannt ſey, auf welches die Frohndrepartition ges 
fchehen folle, und doch auch der Güterbefiger ohne Zugvieh 
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für: Goncurrenzpflichtig erffärt werde. Allein biefe Stelle 
könne Feinen Einfluß auf den zu entfcheidenden Fall haben, 
weil fie ihn nicht berühre, weil fie von einem ganz andern 
Fall ſpraͤche, als der hier in Frage liege, und weil fie daher, 
ald ein Satz einer bloßen Vollzugsverordnung, nur da au 
gewendet werden fünne, wo. der Fall vorbanden ſey, den 
ſie ſpeciell beruͤhre. 

Demnach habe die Majoritaͤt des Hofgerichts vorzuͤglich 
aus dieſem Grunde, indem ſie die Kriegsfrohnden nicht 
blos‘ für eine Laſt des Eigenthuͤmers, ſondern auch theil- 
meije für eine Laft bes Ertrages angeſehen, ferner indem 
fie die Nechtsähnlichkeit des L. N. Satzes 608. beruͤckſich⸗ 
tigt, und endlich in Bezug auf einen früher entfchiedenen 
Fall, die Klage in fo weit für begründet erachtet, daß ber 
Grundherrſchaft die Vergätung von einem Drittheil bes 
eingeflagten Betrages, nähere Liquidation — auf⸗ 
zulegen ſey. 

Das Oberhofgericht uͤberzeugte ſich jedoch davon nicht, 
daß in dieſem Falle ein ſogenanntes richterlidhed aeqnum 
et bonum Plat greifen fönne, wo für die Beitragsfchul- 
digfeit des verpachtenden Gutsbeſitzers weder in quali noch 
in quanto eine gefegliche Beftimmung vorliege, und auch der 
Pachtvertrag den Richter dazu nicht ermächtige. 

Da das Collegium die Klage nicht für begründet bielt, 
fo konnte e8 auf bie berfelben entgegengefegten Einreben- 
nicht weiter anfommen. 


Bemerf. Das einzige von diefer Anjicht abweichende 
Botum verdient bier näber angeführt zu werben. 

Es feßte voraus, daß es Iediglih auf die Frage ans 
fommen werde: ob die Leiftung der Kriegsfrohnden eine auf 
dem Gute gehaftete Laft genefen fey? — und bemerfte in 
— Hinſicht. 
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Nach den Altern Gefegen gehören die Kriegsfuhren unter 
die Grundbefchwerden, benn fie werben von dem Subaber 
des Zugviehes lediglich darum gefordert, weil er ſolches zum 
Guͤterbau nöthig hat. Hält nun der Pächter eines großen 
Gutes das zum Bau beffelben nöthige Zugvieh, und muß 
er folches zu Kriegsfuhren verwenden, fo» trägt er damit 
nicht eine ihm perfönlich aufliegende Laſt, fondern eine ſolche, 
welche auf dem Güte haftet. Es fehlte daher früher auch) 
nicht an Particulargefegen, welche die Gutsverpächter aus: 
drüdlich zur Vergütung der von dem Pächter" geleifteten 
Kriegsfuhren für verpflichtet erklärten, wie ſolches z. B. in 
der Pfalz der Fall war. — Auch die bermalige Landesge⸗ 
ſetzgebung ſcheint uͤber dieſen Punct keinen Zweifel uͤbrig 
zu laſſen. — Denn die betreffende Stelle der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 18. April 1810. will in der That nichts 
weiteres ſagen, als die Guͤterbeſitzer leiſten die Fuhrfrohnden 
im Verhaͤltniß des darauf nothwendig zu haltenden Vieh—⸗ 
ſtandes; denn der Beſitzer von Zugvieh, der ſolches nicht 
zum Guͤterbau haͤlt, leiſtet keine Fuhrfrohnden. 

Die weitere Beſtimmung jener Verordnung: „Sind 
Güter in Erb⸗ oder Zeitbeftand gegeben u. f. w.“ (f. oben) 
— beftätigt nicht allein, daß die Fuhrfrohnden eine Reallaft 
feyen, fondern es zeigt fih auch daraus, daß diefe Beſtim⸗ 
mung bloß die Frage enticheidet, an wen ſich die Adminiſtra⸗ 
tiobebörde, hinſichtlich der - u der Frohnden, zu 
halten habe. 

Dadurch follten aber die aus —— entſtandenen 
Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen Verpaͤchtern und Paͤchtern uͤberall 
nicht angegriffen werden, wie denn eine Verordnung der 
Art den L. R. Saͤtzen 1727 a. und 608. gerade entgegen 
ſeyn wiirde. 

Sind aber die Fuhrfrohnden wirflihe auf dem Güter: 
befitze haftende Laften, wie folches aus der Verordnung von 
1810. folgt, fo bat auch der Beftandgeber dem u 
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dafuͤr Entſchaͤdigung zu leiſten, weil dieſer eine jenem auf⸗ 
liegende Laſt getragen hat. 

Dieſes Votum hielt die Klage für begründet, un ver: 
breitete fi) daher noch über die Einreden, welche daffelbe 
nicht für erheblich anſah, daher ed auf Beftätigung bes 
hofgerichtlichen Erfenntniffes concludirte. 





Kann die durch die Eheordnung $. 49. lit. e. 

dem unfchuldig gefchiedenen Ehegatten zuge- 

wiefene Quart des ehemännlihen Vermögens, 

noch jeßt neben den L. R. Saͤtzen 300. und 

301. fortbeftehen, oder ift fie Durch diefe auf 
gehoben? 


(Marimiliane F aller gegen. ihren gefhiedenen Ehemann 
Joſeph Weiß, 


Es war die Weißifche Ehefrau, gebohrne Faller, 
durch rechtöfräftiged Urtheil, von ihrem Ehemann, auf den 
Grund erlfttener harter Mißhandlungen und grober Beruns. 
glimpfungen gefchieden worden, und verlangte in der Folge 
den vierten Theil des. ehemännlichen Vermögens ald Ent: 
ſchaͤdigung, zufolge des $. 49. lit. c. ber Eheorbnung. — 
Wirklich ward ihr auch von den beiden untern Snftanzen 
diefe Entfhädigungsquart zugefprochen. 

AL der Ehemann diefen Nechteftreit in Die dritte Ins 
ftanz brachte, fand man die Klage durch den angerufenen 
Paragraph der Eheordnung vollfommen begründet; es 
fan alfo nur die vom Bellagten entgegengefette Einrede, 
daß jene Gefegesftelle nicht mehr anwendbar fey, weil fie 
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durch die L. R. Site 300. und 301. aufgehoben worben, in 
nähern Betracht. 

Man berüdfichtigte bei — dieſer Frage zuerſt 
den F. 18. des erſten Einfuͤhrungsedictes zum Landrechte, 
und ferner den L. R. Zuſatz 311. a., wo es beißt: 

‚Die Eheordnung vom Sabre 1807. gilt in jenen Rechts⸗ 
„‚beziebungen noch fort, welche neben den oben verordneten 
„beſtehen koͤnnen, ſo wie ſie in ihren polizeilichen Beziehun⸗ 
„gen ohnehin hierdurch nicht aufgehoben iſt.“ 
und warf die weitere Frage auf: ob die Beſtimmungen des 
$. 49. lit. e. der Eheordnung neben der Verfügung der- 2. 
R. Saͤtze 300. und 301. beftehen fönnte? 

Nicht nur Brauer in ben Erläut. B. 1. ©. 216— 
216, und B: 3 ©. 363 — 365, fo wie ©. 400— 402, bieß 
ed, bejahe diefe Frage, und auch die Rechtöbelehrung vom 
30. Nov. 1811 (Rggsbltt. v. 1811 ©. 159. 160), fondern 
auch abgefehen davon, wäre bie fortdauernde Geſetzeskraft 
des $. 49. lit. c. der Eheordnung, zu Gunften des unfchuldig 
gefchiedenen Ehetheild aus folgenden Gründen anzunehmen. 

Der gedachte Paragraph der Eheordbnung wäre nirgend- 
wo in dem neuen Landrechte ausdrücdlich abgeändert, wie 
er es nad) $- XVII. des erften Einführungsedictes zum 
Landrechte ſeyn müßte, um nicht mehr angewendet werben 
zu können. | 

2) Die Tendenz dieſes Landrechts gehe hauptſaͤchlich das 
bin, zu verhindern, daß der durch feine unrechte That bie 
Ehefcheidung herbeiführende fchuldige Ehetheil dadurch nichts 
gewinne. Darum folle er, zufolge 8. R. Sat 300., von 
den Zuficherungen, welche er dem andern Ehetheile im, Ehe: 
vertrage machte, durch. die gegen ihn erkannte Ehefcheidung 
nicht frei werden; und darum folle er von der Unterhalte- 
pflicht, welche ihm zufolge ER. Sabes 212. und 214. gegen 
den andern Ehegatten obliege, in Gemäßheit L. R. Satzes 
301. nicht befreit ſeyn. | 
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3) Weiter aber gehe die Tendenz des $. 49. der Ehe⸗ 
ordnung dahin, daß ber fchuldige Theil zu den Verbindlich: 
feiten, welche er bereit vor der Ehefcheidung gegen feinen 
Gatten gehabt, noch eine neue Verbindlichkeit gegen denſelben 
uͤberkommen ſolle. 

4) Da dieſe letztere Verbindlichkeit recht wohl neben der⸗ 
jenigen beftehen könne, welche der fchuldige Ehetheil fhon 
vor ber Eheſcheidung auf fich gehabt, fo fey dieſes auch 
der Fall mit den Sägen 300. und 301. des neuen Londreches 
neben der Eheordnung. 

5) Wenn behauptet werden wolle, daß nach dem Geifte 
des urfprünglichen franzöfifchen Rechts, der unfchuldig ge: 
fhiedene Ehegatte ein Mehreres nicht an den fchuldigen 
verlangen fünne, als mas ihm die Saͤtze 300. und 301. zu: 
erfennten, jo ſey diefes um. fo mehr unrichtig, als im Ba: 
bifchen nicht das franzöfifhe Recht allein, fondern neben 
demſelben auch die ſchon früher beftandene Eheordnung Ger 
feßeöfraft babe; daher der Geift des franzöfiichen Rechte, 
wie er aus dem einzelnen Verfügungen beffelben bervorgebe, 
nicht allein, fondern auch jener, welcher der Eheorbnung 
und den-einzelnen Verfügungen derfelben es Grunde liege, 
mit in Betracht fommen müffe. 

Sn Erwägung diefer Gründe wurden bie — —— 
Urtheile, durch Verwerfung der Oberappellation, beſtaͤtigt. 

Bei der Deliberation fand dieſe Anſicht keinen Wider: 
ſpruch, nur entſtand daruͤber ein Zweifel, ob der Klaͤgerin 
gerade ein Viertheil des ehemaͤnnlichen Vermögens hätte zu- 
erkannt werden follen, weil der Beklagte behaupte, daß er. 
dur) das unziemliche Betragen feiner Frau zu den Miß— 
banblungen verleitet worden fey, und weil e8 bei Ehefchei- 
bungen aus dem Grunde der Mifhandlungen und Beleidi⸗ 
gungen gewöhnlich der Fall fey, daß beide Theile an der 
Uneinigkeit, woburd von der eineit Seite Mißhandlungen 
berbei geführt werden, Schuld trügen. — Hier hätte wohl 
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um fo mehr eine Reduction von einem Biertheil auf einen 
geringeren Betrag eintreten follen, als die Ehefrau fein 
Vermögen in die Ehe eingebracht babe, und fchon nad) dem 
Ehevertrage 12,000 fl. erbalte, 

Von der andern Seite erwog man jedoch, daß deßhalb 
feine Einrede von dem Beflagten vorgebracht worden, und 
der Richter eine folche nicht von Amtswegen fuppliren dürfe; 
zumal meil, wenn fie vorgefchüßgt wäre, der Beklagte zu— 
gleich den Beweis derſelben bätte antreten muͤſſen. — Die 
Mehrheit wollte auf eine Verminderung der Quote nicht 
eingeben; e8 ward Deshalb noch bemerft, daß aus der Ver: 
urtbeilung des Ehemannes in alle Kofien des Eheſchei⸗ 
dungsproceſſes, der Schluß zu ziehen ſey, daß das Ehege— 
richt denſelben als allein ſchuldigen Theil angeſehen habe. 





Bemerk. 1. Als Gruͤnde, warum die beiden fraglichen 
Geſetzesſtellen nicht neben einander beſtehen koͤnnten, waren 
in den Deductionen des Beklagten folgende angefuͤhrt: — 
Der Richter ſey durch den L. R. Zuſatz 4. a. angewieſen, 
da, wo ein beſtimmter Ausſpruch des Geſetzes mangle, auf 
den Grund und Zweck dieſes Geſetzes, ſodann auf den Geiſt 
des Geſetzbuches zuruͤckzugehen. Der Grund und Zweck des 
Landrechtes waͤre aber dieſer, daß die Ehe nicht zu einem 
Mittel des Erwerbs ſolle benutzt werden. Darum habe der 
Satz 300. feſtgeſetzt, daß der gewinnende Ehetheil die Vor— 
theile behalte, die ihm vom andern zugewieſen worden; 
dem ſchuldigen Ehegatten ſeyen dagegen dieſe Vortheile nicht 
gewährt, gerade weil ſonſt dieſe Ausſicht ibn zur Beranlaf- 
fung einer Scheidung beftimmen Fünnte, und weil er auch, 
als fchuldiger Theil, auf eine ſolche Begänftigung feinen 
Anſpruch habe. 

Aus dem nämlihen Grunde folle der unterliegende 
Theil von feinem Bermögen weiter nichts verlieren. Im 
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Falle, na 8. R. Sat 300., daß für den Unterhalt des 
obfiegenden Ehegatten nicht genugfam geforgt fey, habe er 
nah L. R. Satz 301. den Unterhalt — fo ferne er nicht 
von ihm felbft aufgebracht werben fünne, an den unterlie- 
gender Ehetheil zu fordern. Daher liege e6 im Geifte des 
franzöfifchen Gefeßbuches, daß die bedungeneh Vortheile dem 
obfiegenden, nicht dem unterliegenden Ehegatten verbleiben 
folten, — daß, wenn jenem feine bedungen, oder die be; 
dungenen nicht binreichten, er blos feinen nöthigen Unter 
halt vom unterliegenden Theile, nicht aber irgend einen Anz 
theil feiner Vermögens » Subftanz, fondern nur einen anges 
meffenen Theil der Einfünfte, jedoch nur bie zu einem 
Drittheil, ſolle anſprechen Eönnen. 

Eigentlich .aber mangle auch dem Gefege fein beftimmter | 
Ausſpruch; denn bei allen Ehen wären entweder dem obſie— 
genden Ehegatten Vortheile in einem Ehevertrage beftimmt, 
ober" nicht. Im erften Falle fey 8. R. Satz 300. maaßge⸗ 
bend, und auch Satz 301. noch in fofern, als. jene Vortheile 
zum Unterhalte nicht binreichten; im andern Falle wäre es 
ber 8 R. Sat 301. Die Beltimmungen dieſer beiden 
Saͤtze erfchöpften alfo alle möglichen vorfommenden Fälle, 
und es koͤnne alfo nicht,, zufolge L. R. Sat 311 a., auf die 
Eheordnung zurüdgegangen werben. Dadurch, daß der L. R. 
Sat 301. etwas Anderes und an fidy fchon Zureichendes 
beftimmt babe, hätte er implicite und nothwendig den $. 
„49. der Eheordnung aufgehoben. — Wäre Braners Ar 
gument richtig, fo müßte es aud an allen anderen Orten — 
deren es fehr viele im neuen Landrechte gäbe — richtig und 
anwendbar feyn, naͤmlich da, wo das neue Geſetz Abaͤnde⸗ 
_ rungen getroffen babe; was aber Brauer felbft nicht be⸗ 
haupte. — Mit dem nämlichen Rechte Eönnte man fagen, 
daß die im L. R. Sabe 229. aufgeführten Ehefcheidungsur- 
fahen auch die andern Scheidungsgründe der Eheordnung 
noch zuließen, und daß die Ehehinderniffe der Eheorbnung, 
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weldye das Landrecht nicht aufgenommen, nod) fort beftän- 
den; — welches Alles wohl Niemand behaupten werde. — 
Endlich entjcheide die Verfügung des Zuftizminifterii nichtg, 
weil diefe Stelle weder Gefeße geben, nod) authentifch inter- 
pretiren koͤnne. 

2) Die nämlidhe Frage vom Fortbeftehen des $. 49 der 
Eheordnung, nach Einführung des neuen Landrechts, ward 
umftändlich verhandelt und vom oberhofgerichtlichen Plenum 
entfchieden im Jahre 1832. in Sachen: „Franziefa Schanf 
„gegen ihren gefchiedenen Ehemann, Entſchaͤdigung betref: 
„fend.“ — Die erfte Inſtanz hatte der Ehefrau die Ent: 
fhädigung zugefprochen, die zweite reformirte dahin, daß 
fie die Klägerin abwies; das Oberbofgericht aber Anderte 
diefes Erfenntniß dahin ab, daß es der Oberappellantin die 
Quart unter gewiffen Befchränfungen, weldye ihren Grund 
in fpeciellen Verhältniffen des Falles hatten, zuſprach. 

Die Gründe für und wider waren die nämlichen, wie 
in dem eben vorgetragenen Falle, nur umftändlidier aus- 


geführt. 





Ruͤckgriff auf den Scenfnehmer, wenn in 

der über das Vermögen des Schenfgebers 

nachmals ausgebrohenen Gant, diefes nicht 
zur Zahlung der Gläubiger hinreidt. 


(Vetter gegen Grether.) 


Bei einer Schuldenliguidation vom 16. September 
1829., in Folge deren der Gant gegen alt Sacob Grether 
erfannt ward, zeigte Hammermüller Better zwei Capital: 

28 
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forderungen von 450 fl. und 390 fl. an, und bemerkte 
zugleich, wie ‚er gegen eine vom Schuldner am 27. Jan. 
1827. gemachte Schenfung von Fiegenfchaften an feinen Sohn 
Ginfprache machen müfje, weil damals ſchon feine Forderung 
vorhanden geweſen wäre. 

In Folge diefer Bemerkung trat Better bald darauf 
fagend gegen ben Sohn Grether auf, und verlangte 
die Umftoßung jener Schenkung. — Aus dieſem Rechts- 
ftreife ift zu bemerfen,. daß das Amt die Schenfung auf- 
recht erhielt, jedoch mit dem Anhange: „Die jung Gre- 
„therſchen Eheleute ſeyen als Geſchenknehmer für fchuldig 
‚and verbunden zu erflären, dem Kläger, fo weit er mit 
„feiner Forderung in der Gantmaffe des alt Sac. Gres 
„ther in Berluft fällt, mit Zinfen, im Werth des von alt 
„Jacob Grether gejchenften Haus- und Güterantheils, 
„ſo weit beren Werth reiht, den Erfaß zu Ieiften und 
‚ibn zu befriedigen, vorbehältlih jedoch der Rechte der 
„Übrigen Gläubiger.’ 

Das Hofgericht beftätigte in appellatorio das Amte- 
erfenntniß, und durch Dberappellation ward darauf diefe 
Sache von Seiten des jung J. J. Grether an das Ober: 
bofgericht gebracht ; wobei zu bemerken ift, daß Die übrigen 
Gantgläubiger am Schluffe der PVerbandlungen zweiter 
Inſtanz erflärten, fie wollten ſich in dieſer ee in — 
Proceß einlaſſen. 

Daraus folgte, daß, der Gantmaſſe gegenüber, die ur- 
fprünglich angefochtene Schenkung ald zu Recht beftehend 
anzufeben war, und nur der zweite Theil des unterrich: 
terlichen GErfenntniffes, welches fich auf das eventuelle Ge- 
ſuch des Klägers: „wenn die Schenfung aufrecht erhalten 
„werde, die Gefchenfnehmer für fchuldig zu erfennen, dem 
„Kläger feinen Berluft in dem alt %. Gretherſchen 
„Gant aus den gefchenften Liegenfchaften, fo weit ihr 
„Werth reiche, zu erſetzen“ — 


Gegenſtand der Beſchwerde in dritter Inſtanz abgeben 
konnte. * 

Der Unterrichter hatte die geag⸗ uͤber die Rechtsver⸗ 
bindlichkeit der Rechtsnachfolger der alt Jacob Grether- 
jhen Eheleute, aus der Schenfung die Forderung des 
Klägers zu bezahlen, auf den Grund des L. R. Gates 
1085. bejahet, mit Ruͤckſicht auf den Billigfeitsgrundfaß des 
römischen Rechts, daß fich Niemand mit dem Schaden eines 
Andern bereichern dürfe. 

Das Mittelgericht aber ftüßte fein beftätigendes Er: 
fenntniß bauptfächlih auf den L. R. Sat 1167. Wobei 
als Thatſachen bemerft wurden: daß der im October 1829. 
in Concurs gerathene alt Jacob Gretber im Sabre 
1827. den größten Theil feiner Güter an feinen ſich verhei- 
rathenden Sohn verfchenft, und im März und Juni 1829, 
alfo. nur einige Monate vor feiner Infolvenzerflärung, den 
Meft feiner Güter angeblid um einen Spottpreis verkauft 
babe, fo daß bei der Ganterfennung das ganze Activvers 
mögen nur noch in 224 fl., der Paffivftand hingegen in 
mehreren taufend Gulden beftanden habe Durd bie 
Güterabtretung resp. Verkauf wären alſo die vorhandenen 
Gläubiger gefährdet worden. — Fertter warb beruͤckſich⸗ 
tiget, daß zwijchen ber Schenfung und der Gant zwar ein 
Zeitraum von mehr ald zwei Jahren verflofien fen, ben- 
noch aber dem Kläger die opponirte Einrebe ber ein- 
jährigen Verjährung des 2. R. Satzes 1167. a. nicht 
entgegen ftehe, weil er eine Stunde von dem Wohnorte 
bed Beflagten entfernt Iebe, und alſo bie vorgefallene 
Schenfung nicht wohl habe wiffen können: jedenfalls 
fönne die Berjährung den PRAOMUAE von 1829. nicht 
treffen. 

Das Plenum des Oberhofgerichte erfannte am 28. Det. 
db. 3. abändernd: 

„daß Kläger Oberappellat, unter Verfällung in die Koften 
28 * 
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„ſaͤmmtlicher drei Juſtanzen mit der angeftellten Klage ab 
„und zur Ruhe zu verweifen ſey.“ 

Die Gründe für dieſes abändernde Erfenntnig waren: 
1) die Berufung des Klägers auf die L. R. Saͤtze 2092 
und 2093. könne ihm nichts helfen, denn diefe Säge gingen 
von der Vorausſetzung aus, daß der Schuldner Vermögen 
befige: | 

Das veräufferte, ja fogar verfchleuderte Vermögen fey 
nur dann den Gläubigern verhaftet, wenn ihnen ein fpe- 
cieller Rechtstitel darauf zuftebe, oder aud andern bejondern 
Gründen. In der Klage fey aber deutlich enthalten, daß 
dem Kläger weder ein Vorzugs⸗ noch ein Unterpfandsrecht 
auf die dem Sohne Grether ald Eheſteuer gefchenften 
Liegenfchaften zuftehe. - Da nun dasjenige, was der Vater 
‚dem Sohne rechtsguͤltig und zu einer Zeit gefchenft babe, 
wo er noch die freie Dispofition feines Vermoͤgens 
gehabt, nicht mehr Eigenthum oder Vermögen ded Vaters 
geweien, fo. koͤnne auh aus jenen 8. R. Saͤtzen feine 
Berbindlichfeit des Sohnes abgeleitet werden, die Schul: 
den jeined Vaters zu bezablen. | 

2) Die römische Nechtöregel: quod nemo cum damno 
alterius ete. — babe in dem neuen Givilgefeßbuche Feine 
Stelle gefunden, und mit Recht, da fie zu viel befage, und 
alfo nichts ; fie ſey daher aus dem neuen Rechtsſyſteme 
in ihrer Allgemeinheit als ausgemerzt zu betrachten. — 
Selbſt aber unter der Herrfchaft des römischen Rechts hätte 
fi) daraus eine Verbindlichkeit zur Zahlung fremder Schul: 
den nicht ableiten Taffen. 

3) Eben fo wenig pafle zur Begründung des An- 
ſpruches der vom Unterrichter allegirte L. R. Sat 1055. 
Derfelbe gäbe nur für einen fpeciellen Fall Vorſchrift, näm- 
ih für den, wo von einer Schenfung über gegenmwärtiges 
und zufünftiges Vermögen die Sprache fey, die als Erb- 
fchaft zu betrachten wäre, und wo unterlaffen worben, 
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der Schenkungsurkunde ein Verzeichniß beizufuͤgen, worin 
die Schulden und Laſten des Schenkgebers verzeichnet wor⸗ 
den, wie ſie am Tage der Schenkung ſich befanden. Fuͤr 
den Fall, daß dieſes nicht geſchehen, verfuͤge der Satz 
1085., daß der Geſchenknehmer verbunden ſey, ſeiner Zeit 
die Schenkung entweder ganz anzunehmen, oder ganz aus— 
zufchlagen, und daß er im Fall der Annahme nur dad 
Vermögen anfprechen fünne, wie ed am Sterbtage ded Erb— 
laffers vorhanden fen, daß er aber auch alle Schulden und 
Laften eined Erben übernehmen müfle — Es wäre Elar, 
daß dieſe gefegliche Beftimmung auf den vorliegenden Fall, 
wo bie zur Eheſteuer gegebenen Grundftüde zum umwider- 
ruflichen Eigenthume ſogleich ausgefolgt worden, weder eine 
directe noch analoge Anwendung finden koͤnne, fondern daß 
dabei die allgemeinen Borfchriften von Schenfungen unter 
Lebenden, wonach den Ecjenfnehmer, wenn die Schenkung 
an fi) Feine belaftete ift, Eeine Laften treffen, ausſchließlich 
gelten müßten. 

4) Wenn aber endlich die hofgerichtliche Enticheidung 
auf den L. R. Satz 1167. fich - ftüße, woneben ber ober: 
appelfatijche Anwalt fi) noch auf die weitern Anh. Saͤtze 
210. bie 214. berufe, fo wäre in dieſen Sägen den Gläubi- 
gern allerdings Die Befugniß eingeräumt, jene Handlungen 
ihres Schuldners in eigenem Jamen anzufechten, -die ſolcher 
zum Abbruch ihrer Nechte unternommen habe. 

Brauner fage in den Erläuterungen B. 3. ©. 112, 
man müffe, um das ganze Lehrgebäude diefes Anfechtungs- 
grundes zu überfehen, nicht nur die Saͤtze 618, 622, 788, 
882, 1447 und 1474, fondern auch aus dem Handelsrechte 
die Säße 210 — 214 ded franz. Code de commerce L, 
III. tit. 1. C. 1. Art. 8— 11. vergleihend prüfen. Aus 
diefer vergleichenden Prüfung ſtelle er die Regeln auf: 
„Bei unentgeldlihen Beräufferungen ift zum Ruͤckgriff 
„nichts nöthig, als daß fie zur Zeit, wo fie vorgingen, 
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„ſchon zum Rachtheile der Gläubiger gereichten, was vers 
‚„‚mutbet wird, im Kal fie innerhalb 10 Tagen vor ausge- 
„‚brochener Gant gefchehen.” 

„Sonft müfjen Die anfechtenden Gläubiger, dem allge: 
„meinen Satz 1315. gemäß, die Nacdhtheiligfeit oder Hin: 
‚‚terliftigkeit des Vorganges beweijen, wenn er früher ges 
„ſchehen war.’ 

Hier, wo ein. Zeitraum von beinahe drei Jahren zwi: 
fchen der Schenfung und dem Gantausbruche in der Mitte 
liege, müfle jener Beweis geführt werben, welcher aber 
nicht für hergeſtellt zu erachten fey. 

Um den Nachtheil der Schenfung für ermwielen annehmen 
zu fönnen, müßte conftatirt fenn, welches Vermoͤgen die 
Schenfenden Ebeleute im Samtar 1827. befaßen, und welche 
Schulden darauf gebafter hätten, um ermeffen zu fönnen, 
ob ſchon damals den Schenfgebern nicht mehr fo viel reines 
Vermögen übrig gewefen fen, um die Schenfung ohne Nach— 
theil der Gläubiger vornehmen zu Finnen. 

Die Abficht, den Glaͤubigern einen Nachtbeil zuzufügen, 
werde von dem beflagten Theile durchaus in Abrebe ge: 
ftellt. Gefährde oder Betrug werde, nah L. R. Sat 1116, 
nicht vermuthet, und über den Bermögensftand ber alt 
Jacob Gretberfhen Eheleute im Januar 1827. wäre 
mit Zuverläffigfeit nichts befagnt. 

Es würde aber zu gewagt feyn, aus dem Vermoͤgenser⸗ 
fund am Ende des Jahres 1829. auf einen folhen Zuftand 
im Sabre 1827. fchließen zu wollen, weil hundert Fälle 
gedenfbar wären, die in einem folchen Zeitraume einen uit- 
günftigen Wechfel der Vermögensumftände hätten bervor- 
bringen können. 

Eben fo wenig Taffe fi) aus dem Bermögengerfund von 
Sabre 1829. auf eine bösliche Abficht bei der über dritthalb 
Jahre früher flnttgefundenen Schenkung fchließen, indem 
eher anzunehmen fey, daß die Eltern bei der Schenkung 
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feine andere‘ Abficht gehabt hätten, als für ihren Sohn, 
zu einer vortheilhaften Heirat, ein Opfer zu bringen. 

Die Eidesdelation über Gefährde ward, als dem Geijte 
der Eidesordbnung zuwider, für unftatthaft, und bei wicht 
geliefertem Beweife, die Klage ald unbegründet erachtet. 

Beiläufig wurde noch bemerft: a) in den beiden vorins 
ftanzlichen Urtheilen liege eigentlich ein Widerſpruch, indem 
ber. eine Theil derjelben die Schenfung für beftehend erfläre, 
und der andere Theil fie, in Beziehung auf die eingeklagte 
Summe, wirkungslos made. — b) Auf die in Bezug auf 
k. R. Satz 1167. a. opponirte Einrede der Verjaͤhrung 
werbe cd zwar nicht mehr anfommen; indeffen laufe bie 
Verjährung von der dem Gläubiger möglich gewordenen 
Kenntniß an, und in fo fern werde man die Einrede für 
gefetslich begründet annehmen muͤſſen, ald e8 nur der aller- 
gemeinften VBorforge beburft hätte, um ſich die Kenntniß 
von der vorgegangenen Schenfung zu verfchaffen, und daß 
eine ſolche gränzenlofe Sorglofigkeit, wie fie dem Kläger zur 
Laft falle, fi) vor dem Geſetze Feiner Begünftigung zu er; 
freuen babe. Endlich ce) könnten die Verfäufe vom Jahr 
1829. nicht als Entfcheidungsgründe für die vordern Er; 
fenntniffe gelten, da dieſe noch zur Zeit gar nicht m 
ten — 


Bemerk. Dieſes reformatoriſche Erkenntniß ward nur 
durch die Majoritaͤt einer einzigen Stimme beliebt. — Die 
Gruͤnde der Minoritaͤt concentrirten ſich dahin: Schon der 
Umſtand, daß, ſtatt einer gewoͤhnlichen Vermoͤgensuͤbergabe 
eine Schenkung errichtet worden ſey, errege den Verdacht 
einer gefaͤhrdevollen Abſicht der alt J. Gretherſchen 
Eheleute gegen ihre Glaͤubiger, welcher Verdacht aber durch 
die zwei Jahre' ſpaͤter erfolgte Vermoͤgensunterſuchung bie 
zur vollen Ueberzeugung geſteigert werde, indem ſich ſchon 
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bier eine. Bermögensungulänglichfeit von 2536 fl. heraus⸗ 
geftellt babe. 

Die Klage fey daher nah 8. R. Satz 1167. für begruͤn⸗ 
det zu halten, und der Beweis der gefährbevollen Abficht 
fey hergeitellt; da diefer ja nur durch Schlußfolgerungen 
geführt werden koͤnne. 

Bei der Berathung im Plenum warb noch bemerkt, daß 
der erfte Theil des unterrichterlichen Urtheils fich mit dem 
zweiten wohl vereinigen laffen dürfte, da durch den erften 
die Klage auf Umftoßung der Schenfung im Allgemeinen 
verworfen wäre, wie denn auch die Abficht des Klägers 
darauf nicht wohl hätte geben koͤnnen; dagegen in fo weit 
für begründet erfannt fey, als die Schenfung zur Gefährde 
bed Gläubigerd geſchehen wäre, fobalb diefer eine foldye 
nachweife. Daher habe ihm nicht mehr zuerfannt werben 
fönnen, als daß er von dem Schenfnehmer befriediget werbe, 
unter welcher Bedingung die Schenfung für zu Recht be- 
ſtehend erfannt fey. 


IH. 
Gegenftände des peinlihen Rechts. 
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Kindermord. Gall, wo als rechtlicher 
Milderungsgrund, um von der Todesftrafe 
‚abzugeben, die Hülflofigkeit ver Verbrecherin 
und ihre befhränften VBerftandesfräfte vom 
Dberhofgerihte angenommen wurden. 


Sobald bei dem Verbrechen des Kindesmordes der ob⸗ und 
fubjective Thatbeftand als genügend bergeftellt angenommen 
werben fonnte, erkannte das Oberhofgericht, gefeßlicher Vor⸗ 
fehrift gemäß, in der Regel auf bie Tobesftrafe, und bes 
nußte die für die Inquifitin etwa fprechenden Milderungss 
gründe nur zu einer Empfehlung zur Gnade an ben hoͤchſten 
Regenten. — Daß, wenigſtens in neueren Zeiten, dergleichen 
Todesurtheile gegen Kindesmoͤrderinnen nie vollzogen, ſon⸗ 
dern im Gnadenwege in Zuchthausſtrafe von laͤngerer oder 
fürzerer Dauer verwandelt worden, iſt bekannt. 

Im gegenwaͤrtigen Falle hielt jedoch die Mehrheit des 
oberhofgerichtlichen Collegii, mehrere Gruͤnde, welche aller⸗ 
dings einzeln hingereicht haͤtten, um die Inquiſitin der 
hoͤchſten Gnade zu empfehlen, in Verbindung mit einander 
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fuͤr ſo geeignet, um im Rechtswege von der ordentlichen 
Strafe des Schwerdts abzugehen. 

Die ledige Katharine N. hatte, nachdem fie ihre Schwan; 
gerfchaft und nachmals auch die Geburt des Kindes fort: 
während verläugnete, ihr neugebohrnes Kind dadurch er- 
ſtickt, daß fie es in ihrem Bette unter den Strobfad ftedte, 
und bort 8 Tage lang liegen ließ. Sie geftand unumwun⸗ 
den ihr Verbrechen ein, und die Ärztlichen Zeugniffe ergaben 
zur Genüge, daß das Kind den Erftidungstod ge- 
ftorben war. — 

Unter dieſen Umſtaͤnden konnte es nur darauf 
ankommen, ob ſich in der Unterſuchung ſolche recht— 
liche Gruͤnde vorfaͤnden, welche den Richter bewegen und 
ermaͤchtigen koͤnnten, von ber ordentlichen Strafe ab- 
zugeben. 

Als folhe Gründe wollten geltend gemacht werden: 1) 
Die Verftandesfchwäce der Inquiſitin. Ueber den Grab 
derfelben lauteten die Zeugnifle verfchieden. Das Pfarramt 
fagte: „Bei folhem Mangel des religiöfen Moments, bei, 
„durch die Art ihrer Erziehung bewirfter Erftarrung menfch-- 
„lichen Gefühle und menfchlicher Empfindung, und bei jolcyer, 
„die Beichaffenheit und die Folgen des Verbrechens nicht be— 
„denkenden Geiftesarmutb, laͤßt ſich die unglüdlihe That 
„erklaͤren.“ | 

Allein der Unterfuchungsrichter, der zwar auch eine 
Geiſtesbeſchraͤnktheit, Gefühllofigfeit und Verbummtheit, 
aber Feine Bösartigfeit an der Inquiſitin wahrgenommen 
haben wollte, bemerkte, daß ihre Geiftesarmuth und Be: 
fchränftheit nicht den Grad völliger Berftandesichwäche 
und des Blödfinnes erreicht habe, daß es ihr an aller und 
jeber Beurtbeilungsfraft gebrede. 

Auch die Ausfagen mehrerer Perfonen ihrer Befannt- 
ſchaft flimmten darin überein, daß fie eine dumme, aber 
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nicht geiftesfchwache Perfon, nicht boshafter, — viel⸗ 
mehr gutmuͤthiger Natur fey. 

Das Phificat fagte in feinem Berichte, den es gemein: 
fchaftlih mit dem Pfarrer erftattete: ‚‚Anlangend der In— 
„quiſitin Geiftesfräfte, fo find Diefelben mit Dummheit zu 
‚bezeichnen, d. h. Schwäche des Erfenntnißvermögend; Ges 
‚‚dantenlofigfeit und mechanifches Hinleben machen bie 
„Grundzüge deſſelben aus. Dabei ift übrigens ihr Ver— 
„mögen zu fchließen zwar befchränft, aber doch vorhanden, 
„und fie fteht Feineswegs fo tief, daß fie nicht Urſache und 
„Wirkung gebührend zu unterfcheiden vermoͤchte. Wir 
„müffen daher erflären, daß die Handlung nicht die Frucht 
‚eines überdachten Planes, fondern eine Handlung der 
„Unbefonnenheit und des Augenblidd war, — daß aber 
„Inculpatin in dem Augenblide ihres Handelns mit vollem 
„Bewußtſeyn und freiem Willen gehandelt habe, obgleich 
‚ihr die Größe ihres Verbrechend nicht in den Sinn 
„kam, — daß zwar die ſpaͤrliche Austattung und geringe 
„Sntwidelung ihrer Geiftesfräfte vorzüglid mitgewirkt, 
„daß jedoch dieſe die Zurechnungsfähigfeit nicht aus: 
„ſchließe.“ | 

Der Referent und mit ihm mehrere Botanten wollten 
auf diefe Entfchuldigungsgründe Fein Gewicht legen, zumal 
die Verhöre der Inquiſitin feinen Grund enthielten, um an 
ihrer Zurechnungsfähigkfeit zu zweifeln, und nur ein gerin- 
ger Verftand dazu erfordert werde, um die GStrafbarfeit 
eines Kindermordes einzufehen. 

2) Wichtiger erfchien ein weiterer Entfchuldigungsgrund, 
bergenommen aus den brüdenden Berbältniffen, in welchen 
die Inquiſitin zu ihren Familienangebdrigen ftand. Gie 
behauptete, von ihren beiden Schweitern fehon früher grob 
behandelt worben zu feyn, aber noch gröbere Behandlung 
von ihnen erlitten zu haben, ſeitdem fie ſchwanger in das 
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muͤtterliche Haus zuruͤckgekehrt ſey. Sie wäre jeden Tag 
mit allen Schandnamen von benfelben belegt, auch einige- 
mal gefchlagen worden, theild mit Fäuften, theild mit dem 
Ellenmand. Diefe Angabe beftätigte ihre Mutter, bie 
Schweftern dagegen Idugneten fie ganz, oder räumten doch 
die Befchuldigungen nur in geringem Grabe ein. 

Indeſſen ergab ſich die Hartberzigfeit dieſer Schwer 
ftern ſchon daraus, daß fie die Inguifitin während ihrer 
Niederkunft, zur Zeit der größten ‚Kälte, nicht in ber 
untern Kammer buldeten, fonbern fie in einer Huftigen 
falten Dachkammer, beinahe nackend und bloß ſchlafen 
ließen; ſo wie die Rohheit und Gefuͤhlloſigkeit der ganzen 
N— ſchen Familie aus dem Berichte des Phyſicats und des 
Pfarramts hervorging. 

3) Endlich follte auch die fchlechte Erziehung, melde 
die Imgquifitiu nach dem Berichte des Pfarramtes genofjen 
hatte, als Entfchuldigung geltend gemacht werden. Doc) 
war biefelbe geftändig, den gewöhnlichen Schul» und Neli- 
gionsunterricht erhalten zu haben. 

Es waren unter diefen Umftänden ſaͤmmtliche Stimm: 
führer von der traurigen age der Inquifitin bei ihrer 
Niederkunft durchdrungen und davon überzeugt, daß Diefe 
Berhältniffe fie hauptſaͤchlich zu dem Verbrechen verleitet 
baben mochten. Es fand daher Feinen Widerſpruch, fte 
der Gnade des Megenten zu empfehlen, wobei ein 
Antrag auf Giährige Zuchthausftrafe  vorgefchlagen 
ward. | | 
" Nur darüber theilten fich die Stimmen, ob das Ober: 
bofgericht felbft, aus diefen Gründen, von der ordent- 
lichen, und vom Hofgerichte begutachteten Todesftrafe ber- 
unter geben fünne? 

Die Majorität nahm dieſes jedoch für den zu entſchei⸗ 
denden Fall an, in der Erwägung, daß rechtliche Milde- 
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rungsgruͤnde in ber hoͤchſt druͤckenden Lage ber. Suculpatin 
bei der Geburt ihres Kindes: zu einer Zeit großer Kälte, in 
ber voraudgegangenen Mißhandlung derfelben durch ‘ihre 
Verwandte, in ihrer huͤlfloſen Dürftigkeit, hinzugerechnet 
ihre Geiftesarmutb und Beichränftheit,. — aufzufinden 
feyen, und daß, man annehmen bürfe, baß derfelben, in 
ihrer gänzlichen Geiftesftumpfheit, das Schredliche des be; 
gangenen: Verbrechens nicht vorgefchwebt babe. | 

Diefer Anficht zufolge ward: das Strafurtheil auf cdiah 
rige gemeine Zuchthausſtrafe gefaßt, und beſchloſſen, dar⸗ 
auf anzutragen, daß im Gnadenwege die Strafe auf 6 

Sabre Zuchthaus herunter gefeßt werden -möge. 

Se. Königl. Hoheit gerubeten, dieſen legten Antrag 

buldreichft zu genehmigen. 


Bemerf. Es ift natürlid, daß ein Gerichtshof, wenn 
er die Härte des Geſetzes, nad) welchem er bei Kindesmoͤr⸗ 
derinnen unbedingt auf die Tobesftrafe erfennen foll, fühlt, 
und es ihm nicht völlig genügen kann, wenn er im voraus 
weiß, daß fein Todesurtheil im Gnadenwege in eine Frei- 
heitsjtrafe verwandelt werden wird, gern alle möglichen 
Milderungsgründe zu rechtlichen zu machen fucht, um 
auf ſolche Art von der gefeglichen Strafe abgehen zu Finnen. 

- Bon bdiefem Gefichtspunfte aus möchte der obige Fall zu 
beurtbeilen feyn, da fonft vielleicht die für rechtliche Mils 
derungsgründe angenommenen Umftände als folche die ftrengfte 
Prüfung nicht ertragen würden. Die Befchränftheit der 
Verftandesfräfte und die fchlechte Erziehung konnten wohl 
für die Inculpatin feinen rechtlichen Entfchuldigungs- 
grund abgeben, ba die eefte nicht von der Art war, um bie 
Zurehnung von ihr zu entfernen, die leßtere aber in feinem 
größeren Maaße erfchien, ald man fie bei diefer Klaffe von 
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Verbrecherinnen haͤufig antrifft. Nur die Huͤlfloſigkeit der 
Inculpatin und die rohe Behandlung ihrer Verwandten 
mochten ihr allenfalls zur Entſchuldigung im rechtlichen Wege 
gereichen, allein auch dieſe Verhaͤltniſſe find feine ſeltenen Er- 
fcheinungen bei Kindesmdrderinnen geringen Standes, und 
eine Perfon, welche zwar in einer Falten Dachkammer, aber 
doch im Bette niederfommt, ift gewiß nicht fo bülflos zu 
nennen, ald diejenige, die unter freiem Himmel hinter einem 
Straudye oder einer Hede gebährt, wovon die Beifpiele fchon 
vorfamen. — Indeſſen ift e8 immerhin erfreulich, daß diefe 
Gründe für die Erfennung einer aufferordentlichen Strafe 
bei ber höchften Behörde Eingang fanden, und daß damit 
auch für Fünftige Fälle dem Richter mehr Spielraum ge- 
laſſen ift, die Härte des Geſetzes zu umgehen. 





IV. 


Miscellen und Nachtraͤge. 


29 





Digitized by Google 
aa | 


Zu — 


Anticipationggebühren. 


Das erite Heft der neuen Folge der Jahrbuͤcher enthält 
S. 73 ff. einen Beihluß des DO. H. Gerichts vom 20. 
Februar d. J., nach welchem die Anticipationsgebühren ber 
äftern Obergerihtd »- Ordnung unter dem neuen Proceßrechte 
wegfallen jollen. 

Nachmals brachte ein Anwalt eine Befchwerbe gegen das 
Dberhofgeriht wegen Ermäßigung feines Deferpitd hinſicht⸗ 
li der Anticipationsgebühren ıc. an das Großh. Staate- 
Minifterium. Bon dieſer hoͤchſten Behörde erfolgte unter 
dem 18. September d. J. folgendes Reſcript an das Großh. 
Juſtiz-Miniſterium, welches baffelbe dem Oberhofgericht zur 
Nachricht und weitern Verfügung mittheilte. 

„Die gefegliche Taxordnung ift, fo lange nicht in geſetz⸗ 
„lichem Wege eine Abänderung getroffen wird, die Norm 
„der Gerichte, es konnte daher weder in dem einen nod) in 
„dem andern Puncte durch blos gerichtliche Verfügungen 
„davon abgewichen werben. — Was indbefondere die Anti- 
„cipationsgebuͤhr betrifft, fo enthält die neue Procefordnung 
„durchaus nichts, was das Aufhören diefer Gebühr zur 
„nothwendigen Folge bat. Immerhin bleibt die beabfichtigte 
„Befoͤrderung bed Nechtöganges durch den Fleiß ber Ans 
„waͤlte, ald ber Grund jener Gebühr, noch beftehen. Die 
„Friſten, fowohl die richterlich anberanmten, als die Noth⸗ 
„friſten, find jegt, wie früher, peremtorifh, wenn gleich, 
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„nach $. 228. der Proceßordnung, die richterlichen Friſten 
„weiter und enger geſetzt werden koͤnnen. Der Anwalt, der 
„ſich beeilt, vor dem Ablauf der Friſt feine Handlung vor- 
„zubringen, trägt jebt wie früber, zur Beförderuug 
‚der Sache bei, wenn glei auch von Seiten des Ge- 
„richts durch Anfegung der Tagfahrt zur mündlichen 
„Verhandlung dazu beigewirft werden muß, was aber auch 
„ſonſt, je nachdem der Vortrag früher oder fpäter erftattet 
‚wurde, der Fall war, und bei dem blos fchriftlichen Ver⸗ 
„fahren der Fall noch iſt. 
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Dauert, wenn eine Militairperfon, während 
dem Laufe eines bei dem Militairgerichte 
anhängigen Proceffes in den Civilftand zu: 
rüucftritt, die Kitispendenz fort; oder geht die 
Sache an den Civilrichter zur weitern Ver—, 
handlung und Entſcheidung zurüd, 


(Maria Anna Adler gegen Georg Weltlin.) 


MWeltlin, welcher früber ald Korporal bei der Reibgres 
nabdiergarde ftand, ward von der M. A. Adler bei feinem 
Regimentscommando im Auguft 1832. auf Alimentation 
eines unchelihen Kindes belangt. Das Militairuntergericht 
erfannte Ladung, und ließ die Sache weiter verhandeln bis 
zum December befjelben Jahres. Als aber am 16. December 
Weltlin feinen Abfchied befommen, und ſich zu B., Lands 
amts Garlöruhe, niedergelaffen hatte, wollte die Militairbe- 
börde die Sache an das gedachte Landamt abgeben, welches 
jedoch die Aburtheilung aus dem Grunde ablehnte, weil die 
Competenz des Negimentscommando bie zur Beendigung 
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ver Sache in erfter Inſtanz fortdaure, ungeachtet der Be: 
Flagte inzwifchen vom Militair entlaffen, und im Allgemeinen 
unter die Gerichtsbarkeit der Civilbehoͤrde zurückgetreten fey. 

Da das Commando auf feiner Weigerung beharrte, in: 

dem es fi) auf die neue Proceßordnung $. 27., auf das 
9te Org.⸗Edict, und Cavans Militairredht $. 3350. bezog, 
und behauptete, daß bei der Militairgerichtsbarfeit Feine 
Litispendenz ftatt finde, weder beim Eintritt in den Militair- 
ftand noch beim Austritt, fo übergab das Landamt bie 
Sache dem Oberhofgerichte zur Entfcheidung des Competenz⸗ 
ftreite. 
Es fuͤhrte zur Vertheidigung feiner Anfiht an. Wenn 
es gleich im Allgemeinen für jest da8 forum domieilii des 
Beflagten fey, fo könne ſich doch feine Competenz nicht auf 
diejenigen Rechtsſachen erftredfen, die zu einer Zeit anhängig 
gemacht wären, wo der Beklagte noch der Militairgerichtes 
barfeit unterworfen gewefen. 

Das ältere Procefrecht ftimme mit dem neuern darin 
überein, daß die von dem zuftändigen Richter auf erhobene 
Klage erlaffene und gehörig infinuirte Ladung die Fortdauer 
der Gerichtsbarkeit dieſes Richters für dieſe bis zu deren 
Beendigung bewirfe, auch wenn fi) in der Zwifchenzeit ber 
Serichtsftand des Beklagten ändere. — Insbeſondere von 
Militairgerichten fage died L. ult. (de veteranis.) *). Zwar 
befage die neue Proceßordnung $. 27., daß die befreiten 
Gerichtsftände durch befondere Gefete beftimmt. wuͤrden, 
und das 9Hte Org.» Edict verweife die Militairgerichte in 
Anfebung der zu befolgenden Grundfäge auf Cavan's Mi— 
Iitairrecht, daher ed darauf ankaͤme, was diefes über foldyen 
Gegenftand enthalte. — Aus dem $. 3688. diefer Schrift 


*) „Nisi forte reperiatur, ibi tempore militiae cocpta cognitio, 
„tunc enim, velut necdum eingulo — sub militari Ju 


„dice rem tractare, finirique praecipimus.“ 


/ 
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ergaͤbe ſich die Regel, daß die allgemeine Proceßordnung 
auch bei dem Militairgericht zur Anwendung kommen muͤſſe, 
in fo fern nicht eine Ausnahme fpeciell geboten fey. Diefe 
Ausnahme wolle nun das Militairgericht in dem $. 3350. 
des Cavanſchen Werkes finden 9; allein in feiner Ans 
wendung auf die Babifchen Gerichte möchte diefer Sag 
große Bedenklichfeiten finden, weil er von ben Grundjägen 
bes gemeinen Proceßrechts, welches im Jahre 1803., zur 
Zeit der Gmanirung ded 9ten Org.⸗Edicts, im biefigen 
Lande gegolten, -völlig abmweiche, und in diefem Falle Ca⸗ 
vans Nechtslehre nicht unbedingt zur Richtfchnur genommen 
werben fönne, fondern (wie das 9te Org.» Edict hinzufeße) 
mit ben betreffenden Stellen Communication gepflogen und 
die Sache hoͤchſten Orts jedesmal zur Nefolurion vorgelegt 
werden muͤſſe. | j 

Das Landamt glaubte aber, daß der $. 3350. fo wenig 
ald ein anderer der Cavanſchen Schrift die vorliegende 
Frage entfcheide, da fie nur vom Uebergange der Gerichte- 
barfeit beim Eintritt in den Militairftand ſpraͤchen, in 
concreto aber von der Competenz nad) dem Austritt bie 
Rede fey. Auch eine Analogie könne. bier nicht ftatt finden, 
weil der im Cavan enthaltene Sat als eine Ausnahme 
von der allgemeinen Pegel, strietissimae interpretationis 
fey, mithin auf den ausgedrüdten Fall beſchraͤnkt bleibe. 
Auch die ratio legis wäre nicht gleich; denn man koͤnne es 
zwar für nothwendig halten, daß der Militairftand auch 
. in civilrechtlicher Hinficht eine eigene ausſchließliche Macht 
über feine Angehörigen ausübe, um feiner Beftimmung völlig 


* 


*) ‚Die Militairgerichtsbarfeit wird mit dem Eintritte einer 
„Civilperſon in den Militairftand dermaßen wirffam, daß 
„der gegen eine dergleihe Militairperfon vorher bei einem 
„„Gieilgerichyt angefangene Proceß an das nunmebrige Mili— 
„tairgericht des Bellagten abzugeben iſt.“ 
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entſprechen zu koͤnnen, damit z. B. eine Militairperſon nicht 
durch Vorladungen vor den Civilrichter, durch perſoͤnlichen 
Verhaft als Vollſtreckungsmittel und dergleichen, von der 
Erfuͤllung ihrer Standespflichten abgehalten werde. Solche 
Ruͤckſichten moͤchten den Geſetzgeber veranlaßt haben, den 
Uebelſtand, womit der Uebergang eines halb vollendeten 
Proceſſes an ein anderes Gericht faſt immer verknuͤpft ſeyn 
wuͤrde, jenem Mißſtande vorzuziehen, der von der Gerichts⸗ 
barkeit eines Givilrichters für eine Militairperfon befürchtet 
werde. Aber diefe Motive fielen bei dem Austritte aus 
bem Militairftande ganz weg. Es ſey nicht wohl einzu- 
ſehen, warım die Fortfegung und Entfcheidung eines Pros 
ceffed einem Givilgerichte aufgedrungen werben follte, wel⸗ 
ches vielleicht mit der Art der Proceßleitung, Beweisauflage ıe. 
durchaus nicht einverftanden wäre, ja vielleicht den Proceß 
von vorn wieder anfangen laffen müßte, um ihn nad) feiner 
Rechtsanficht zu infiruiren; warum follte da nicht die alls 
gemeine Regel zur Anwendung fommen, wonach das zur 
Zeit der Fitispendenz competente Gericht e8 bis zur Beendi- 
gung der Sache bleibe? — 

Diefer Gründe ungeachtet, ward durch folgenden Be: 
fhluß des Oberhofgerichts das Landamt Carlsruhe in dieſer 
Sache für den competenten Richter erflärt. 

„In Erwägung 1) daß Privilegien fchon nach allge 
„meiner Nechtsbeftimmung zu befchränfen find auf Zeit und 
„Gegenftand, für welche fie gegeben find. 2) Daß der pris 
„vilegirte Gerichtsftand der Militairperfonen, da er an bie 
„Standedeigenfhaft gefnüpft ift, nad) diefer Regel im All—⸗ 
„gemeinen mit folcher beginnt und endet. 3) Daß über: 
„dieß, nach $. 27. ber neuen Proceßordnung die befreiten 
„Gerichtöftände durch befondere Geſetze beftimmt werben, 
„und nach ber fpeciellen Beftimmung in Gavans preußi- 
„ſchem, für die Militairfachen im Großherzogthume reci- 
„pirten Militairrechte S. 3350. bei Militairperfonen Feine 
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„Litispendenz ſtatt findet, indem die dort fuͤr den Eintritt 
„einer Civilperſon in den Militairdienſt in dieſer Beziehung 
„aufgeſtellte Regel des Anziehens bereits rechtshaͤngiger 
„Proceſſe an das Militairgericht, umgekehrt fuͤr den Fall 
„des Ruͤcktritts einer Militairperſon in den Civilſtand gleich- 
„falls wirkſam ſeyn muß.“ 

„In Anbetracht ferner H daß die $. F. 44. und 257. ber 
‚neuen Proceßordnung diefem nicht im Wege ftehen, indem 
„der bier ausgefprochene Grundjaß der -Gerichtsbarfeit def- 
„selben Gerichts, fobald von folchem zuftändigerweife eine 
„richterliche Verfügung ergangen, und ſolche dem Beflagten 
„‚gebörig befannt gemacht worden ift, zwar die Regel bildet, - 
„jenes aber ein Ausnahmsgeſetz ift, und ſomit neben diefem 
„beſteht.“ | 

„In Erwägung endlid 5), daß das Landamt Carlsruhe 
„und das Garnifonsauditorat nicht demſelben Hofgerichte 
„unterſtehen, fomit diefer Sompetenzconfliet, nach $. 51. der 
„Proceßordnung, von dem- oberftien Gerichtshofe zu ent- 
„ſcheiden iſt; — wird anmit erfannt: daß das Landamt 
„Garlsrube der zuftändige Richter in diefer Sache fey, und 
„ſolches daher ald Richter erfter Inftanz nach gejchloffenen 
„Verhandlungen Erfenntniß zu ertheilen babe.’ 





I. 


Gegenftände des neuen Proceßrechts, 
u n 


Entſcheidungen unter deſſen Herrſchaft. 
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Zuläßigfeit des Beweiſes eines Formfehlers 
in einem oͤffentlichen Teſtamente, durch die 
Teſtamentszeugen. 


(Pfunderſche Inteſtat-Erben gegen Pfunderſche Teſta⸗ 
ments⸗Erben.) 


In einem oͤffentlichen letzten Willen, welchen Joh. Jacob 
Pfunder vor einem Staatsſchreiber und vier Zeugen ers 
richtet hatte, war die im L. R. Sabe 972. vorgefchriebene 
Formalität, daß der letzte Wille dem Staatsfchreiber vorge— 
fprocdhen, von ihm niedergefchrieben, das Niedergefchriebene 
in Gegenwart der Zeugen dem Erblaffer vorgelefen, aud) 
alle bDiefes in der Urkunde erwähnt werde, — nicht im 
vollen Umfange der gefetlichen Borfchrift beobachtet. — Da 
der 8. R. Sat 1001. auf die Unterlaffung diefer Förmlich- 
feit die Strafe der Nichtigfeit ausfpricht, fo verlangten die 
Sinteftaterben des Pfunders die Nichtigfeitderflärung des 
Teftaments bei Amte. 

Indeffen war in dem angefochtenen leßten Willen ein 
Mangel der Art nicht durchaus vorhanden, indem ſich darin 
die Worte eingefchaltet fanden: „welchen ich der Theilungs- 
„commiffair eigenhändig niedergefchrieben habe’ — und am 
Schluße: „und von mir dem Theilungscommiflair eigen- 
„haͤndig niedergefchrieben ꝛc.“ 

30 % 
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Da nun die Kläger erklärten, nicht daran zu zweifeln, 
daß der verftorbene Theilungscommiffair E. diefe beiden 
Säte felbft gefchrieben babe, es dagegen aus der Urfunde 
erfichtlic) war, daß jene Stellen offenbar eingefchaltet waren, 
fo fragte es ſich, ob diefe Einfchaltung gleichzeitig und vor 
erfolgter Unterfchrift der Zeugen, ober fpäter gefchehen fen? 

Daß die Einfchaltung erft, nachdem die Zeugen unter- 
ſchrieben gehabt, erfolgt fey, wollten die Kläger in der 
zweiten Inſtanz durch Schriftvergleihung und durch die 
Teſtamentszeugen erweifen. Ihr Gegentheil aber behauptete, 
daß ein folcher Beweis nicht gegen eine öffentliche Urkunde 
zuläffig fey, und auf feinen Fall dur die Teftamentgzeu: 
gen geführt werden koͤnne. — Die erfte uud zweite Inſtanz 
wies die Kläger geradezu ab, und ald die Sache in die 
dritte Inſtanz kam, ſprach das Oberhofgericht zwar dermalen 
noch nicht definitiv, erließ aber einen Borbefcheid des ' 
Inhalts: | 

„daß der von ben Klägern Oberappellanten angetretene 
„Zeugenbeweis darüber, daß die Worte in ber öffentlichen 
„testen Willensurfunde vom 8. Sin. 1830: 

„welchen ich der Theilungscommiffair eigenhändig 
„„niedergeſchrieben““ 
„und die weitern Worte: 
„„und von mir dem Theilungscommiſſair eigenhaͤndig 
„niedergeſchrieben⸗ * 
„nicht ſchon in jener Urkunde geſtanden ſeyen, als dieſelbe 
„den Zeugen vorgeleſen, und von ihnen unterzeichnet wor⸗ 
„den, als erheblich, auch die Teftamentszeugen als zuläffig, 
„und ber Flägerifche oberappellantifche Theil als der Beweis: 
„pflichtige, dagegen der von ebendemfelben angetretete Bes 
„weis durch Cachverftändige mittelft Schriftvergleichung 
„als unerheblich zu erachten ſey.“ 

Durch diefen Vorbefcheid waren m folgende Anſich⸗ 

ten des Collegii ausgeſprochen: 
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a) Ein Zeugenbemweis darüber, daß die fraglichen Worte 
nach der Unterfchrift der Zeugen eingefchaltet worden, ift 
zulaͤſſig. Denn wenn gleich der legte Wille des Pfunder 
‚ eine öffentliche Urfunde ift, fo wird fie doch in der Form 
angefochten, und ift alfo dermalen noch nicht voll beweifend. 

b) Der Beweis ift den Klägern aufzugeben ; weil eine 
Faͤlſchung der Urfunde nicht zu unterftellen ift. 

c) Diefer Beweis kann durch die Teftamentszeugen ges 
führt werben; es ift bier nicht die Nede davon, daß fie 
über ihre eigene Schande ausfagen, fondern nur eine Hands 
lung des Teitamentöverfertigerd bezeugen follen. 

d) Für den Fall, daß der auferlegte Beweis geführt 
werde, bält man die Förmlichfeit des 8. R. Satzes 972. 
nicht für beobachtet, und die Klage auf Richtigkeit bes Tes 
ftamentes für wohl begründet. 

Die Entfheidungsgründe zum Borbefcheide vom 
31. October d. 3. enthalten diefe Anfichten dahin: 

„I) Der factifhe Klaggrund beruht auf der Behaup⸗ 
„tung, es ſey die Erwähnung des eigenhändigen Nieder 
„Schreibens des J. Pfunder jchen Teſtaments d. d. 8. 
„Jaͤn. 1830. durch den Theilungscommiſſair Ensler erſt 
„nachtraͤglich in die Urkunde eingeſchaltet worden, und es 
„ward auf dieſen Grund, nach Maaßgabe der L. R. Saͤtze 
„972. und 1001. die legte Willensurfunde als nichtig ans 
„gefochten.“ 

v2) Nah L. R. Satz 972. muß in dem bier vorhande⸗ 
„men Falle, wo zu einem öffentlichen letzten Willen nur ein 
„Staatsfchreiber zugezogen wird, ber letzte Wille diefem 
„vorgeſprochen, von ihm niedergefchrieben, das Niederges 
‚„‚hriebene in Gegenwart ber Zeugen dem Erblaffer vorges 
‚‚tefen, auch alles diefes ausdrüdlich, und zwar nah 8. R. 
„Saätz 1001. bei Strafe der Nichtigkeit, in der Urkunde ers 
„waͤhnt werden, woraus folgt, daß der Abmangel der Ers 
„waͤhnung des Niederfchreibens des Iegten Willens durch 
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„den Staatsfchreiber in der Urkunde, deren Nichtigkeit zur 
„Folge baben müßte.’ 

„3) In Erwägung jedoch, daß auf Seite 3. des ange: 

„tochtenen Zeftaments die Worte vorkommen: 
„„welchen Cd. h. Testen Willen) ich ber Theilungs⸗ 
„„commiſſair eigenhändig niedergefchrieben.‘’ 

‚auch foldyes mit den Worten ſchließt: 

„„und von mir dem Theilungscommiffair eigenhändig 
„„niedergeſchrieben.““ 

„ſomit jener Abmangel materiell nicht vorhanden iſt.“ 

„M Daß die Kläger in ihrem Behauptungsſatze ſelbſt 
„Sagen, wir zweifeln nicht, daß der verftorbene Theilungs⸗ 
„commiffair E. diefe beiden Säte felbft gefchrieben babe.’ 

„5) Daß e8 deffen ohngeachtet ungewiß bleibt, weil die 
„beiden unter - Nr. 3. erwähnten Stellen des Teſtaments 
„ſichtbar eingefchaltet find, ob dieſe Einſchaltung gleichzeitig 
„und vor erfolgter Zeugenunterſchrift oder ſpaͤter ge⸗ 
„ſchehen ſey.“ 

„6) Daß aber in fo weit für die Legalität biefer Urs 
„kunde die Vermutbung ftreitet, daß eine Faͤlſchung nicht 
„unterftellt werdeu dürfe, daher der Flagenbe Theil immer: 
„bin als Beweispflichtig erfannt werden muͤſſe.“ 

„Sn fernerer Erwägung 7) daß die Kläger in der vor: 
„dern Snftanz den Beweis angetreten haben, daß zur Zeit 
„der Teftamentsunterfchrift durch die Zeugen, bie fraglichen 
„Stellen noch nicht eingefchaltet waren.‘ | 

„3 Daß aber diefer Beweis erheblich erſcheint.“ 

„9 Endlich, daß eine Verzichtsleiftung auf gegenwärtige 
„Klage durdy Anerkennung des Zeftaments wirklich nicht 
„vorliegt.“ 

„mußte, unter Verwerfung des Beweiſes durch Experten 
„als unerheblich, der Zeugenbeweis, wie geſchehen, als zu: 
„laͤſſig erkannt werden.“ 
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Einwerfung der Schenkungen unter Keben- 
ben in die Erbihaftsmaffe. nah 8. R. Satz 


845. — Minderung einer foldhen Schenkung, 
wegen verleßten Pflichttheile. 


(Goͤbbes gegen die Erben der Wittwe Saͤemann.) 


Eva Magdalena Goͤbbes, geb. Säemann, hatte im 
Sabre 1827. von ihrer Mutter 1000 fl. zur Ausfteuer ers 
halten. Nach dem Tode der Mutter, im Jahre 1830., ver: 
zichtete die Tochter auf bie mütterliche Erbſchaft, und erhob 
eine Klage gegen ihre Miterben, welche die Einwerfung 
jener 1000 fl. verlangten. — Die Goͤbbes ſche Ehefrau 
behauptete, zur Einwerfung der. Schenfung nicht verbunden 
gu feyn, da fie auf die Erbichaft verzichtet hätte, nach L. 
R. Sab 843» und 845. .Die Bellagten wiberjprachen Diefer 
— — „weil ber im legten L. R. Gab enthaltene 
Zwifchenfaß: 

‚jo weit fie. den gefegmäßigen Burg nicht - übers 

„ſteigen“ 
nicht blos auf die Vermaͤchtniſſe, IR auch auf die Ge: 
fchenfe unter Lebenden zu beziehen fey. 

Das Amt W. erfannte, daß die & — ſche PR zur 
‚Einwerfung nicht fchuldig fey, das Hofgericht erfannte fie 
dazu für fchuldig, indem es ihre Klage abwies. In dritter 
Inſtanz ſtellte das Oberhofgericht das erftinjtanzliche Urtheil 
wieder der. Der Entfjcheidungsgrund 3) enthält zugleic) 
die Anficht der hoͤchſten Inftanz über die verfchiedene Aus: 

legung des Gates 845. 

‚Die Ausftener, welche Kinder. von ihren Eltern erhal⸗ 
„ten, iſt zufolge L. R. Satzes 1081. nach den Regeln der 
„Schenkungen unter Lebenden zu beurtheilen. Zur Einwer—⸗ 
„fung ber Schenfungen ift nah 8. R. Sag 843; nur ber 
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„Erbe, welcyer die Erbſchaft antritt, feinen Miterben ver: 
‚bunden, wogegen ber verzichtende die empfangene Schen: 
„kung unter Lebenden nicht einzumwerfen ſchuldig iſt, ſowohl 
„aus dem Grunde des 8. R. Sates 843., als weil der 8, 
* Satz 845. verordnet: 
„„Der Erbe, der auf die Erbſchaft verzichtet, kann 
„„gleichwohl die empfangenen Schenkungen unter 
„„Lebenden behalten, und die ihm zugedachten Ber: 
„„maͤchtniſſe, foweit fie den gefegmäßigen Betrag nicht 
,„ „uͤberſteigen, fordern.’ | 
„Es wird zwar behauptet, daß der Zwifchenfag : 
„„ſo weit fie. den gefeßmäßigen Betrag nicht über, 
„nſteigen““ 
„nicht blos auf die Vermaͤchtniſſe, ſondern auch auf die 
„Geſchenke unter Lebenden zu beziehen ſey, und es iſt 
„richtig, daß diefer Sat im franzöfiichen Terte ded Codes 
„Nap. feinen Zwifchenfag, fondern einen Nachſatz bildet, 
„wodurch er ſich fomwohl auf die Gefchenfe unter Lebenden 
„als die Vermaͤchtniſſe ‚‚bezieht. Allein nach Art. 1. des 
„erſten Einführungsebdictes ift der Tert unferes Landrechts 
„die einzige in ben badifchen Gerichten anwendbare Ueber: 
„ſetzung des Code Nap., und nad) der grammaticalifchen 
„Stellung dieſes Zwifchenfages kann er blos auf we Bers 
„‚mächtniffe bezogen werben.’’ 

„Dieſer grammaticalifchen Auslegung ded 2. R. Gates 
‚845. wird mit Unrecht zum Vorwurfe gemacht, daß da- 
„durch das Landrecht mit fich ſelbſt, namentlih mit ben 
„Sägen -920. und 1090. in Widerſpruch gefegt werde, und 
„die Vorfchriften über die Pflichttheile umgeworfen wuͤrden, 
„weit fo die Eltern durch Gejchenfe unter Lebenden eines 
„ihrer Kinder fo fehr begünftigen koͤnnten, daß die andern 
„ganz leer ausgingen. Diefed it jedoch falſch. Daraus, 
„daß in dem Abfchnitte des Landrechts: „„von der Eins 
„„werfung““ gefagt ift, daß der verzichtende Erbe 
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„empfangene Schenfungen unter Lebenden einmwurfsfrei be> 
„halten dürfe, folgt nicht, daß diefe Schenfungen nicht der 
„Minderung unterworfen feyen, wenn fie den Pflichttheit 
„der Bflichterben verlegen.’ 


Bemerk. 1) Die Faflung des Art. 845. im franzöfi- 
ſchen Driginalterte ift feiner zweifelhaften Auslegung unter: 
mworfen, und möchte daher, zumal Brauer in feinen Er; 
läuterungen überall feinen Grund für feine Abänderung in 
der Ueberfegung angibt, wohl den Vorzug verdienen, wenn 
nicht, wie der Entfcheibungsgrund 3) befagt, die Badifchen 
Gerichte auf die Brauerſche Ueberfegung, ald die einzig 
anmendbare, verwiefen wären. — Die Faffung des neuen 
Landrehts war daher der Enticheidung zum Grunde zu 
legen, weil fie, wie jener Entjcheidungsgrund weiter aus⸗ 
führt, mit andern Sägen des Landrechts nicht im Wider: 
ſpruche ſteht. 

2) Es kam aber in dieſem Rechtsfalle noch eine weit 
zweifelhaftere Frage vor, nämlich: ob, die Nichtverbindlich- 
feit zur Einmwerfung angenommen, dasjenige gemindert wer; 
den dürfe, was hinfichtlich der gefchenften Sache den Pflichts 
theil unter Erben überfchreite? Darüber hatten beide Theile 
ſchriftlich und mündlich mit Umftändlichfeit verhandelt; eben 
fo darüber, wie diefe Minderung zu berechnen ſey. — Ins 
defien glaubte mar nicht nöthig zu haben, fi über den 
Gegenftand direct auszuſprechen, aus ‘Gründen, welche der 
4te Entfcheidungsgrund enthält, und unterließ diefed um fo 
lieber, ald man feinen Fingerzeig zu einer neuen Klage 
geben wollte. 

Vierter Entfheidungsgrund. ,, Da nun die Klagbitte 
„lediglich dahin gerichtet ift, die Ehefteuer der Eva Sie 
„mann verehelichten Goͤbbes für frei von dem Einwurfe 
„in die mütterliche Erbichaft zu erflären, fo kann fiber die 
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„in den Appellafiond- und Oberappellationsverhandlungen 
‚‚eventuell unter den Partbieen ventilirte Frage: ob bei der 
„Minderung einer Schenkung der Gefchenfnehmer neben 
„dem Freitheil auch feinen eigenen Pflichttheil behalten 
dürfe? in diefem gegenwärtigen Rechtsftreite nicht entſchie— 
„den werden.’ | 

Dagegen famen über diefen Gegenftand folgende Bemer⸗ 
kungen zu den Acten, ‚welche jedoch nicht als collegialifches 
Gutachten, fondern mur als die Betrachtungen eines einzel- 
nen Mitgliedes angefehen werden bürfen. 

„Wollte man dem Cab 845. die Ausdehnung geben, 
„Daß die Schenfungen unter Lebenden, welche Kinder von 
‚ihren Eltern empfangen, fobald die Gefchenfnehmer auf 
„die -elterlihe Erbſchaft verzichten, nicht gemindert werden 
„Dürfen, fo würde man annehmen, daß wir ein Gefeß über 
„den Pflichttheil hätten, das nicht für die "täglich eintreten- 
„den Fälle unbilliger Begünftigung eines Kindes, fondern 
„nur für einige Außerft feltene Fälle gemacht ſey. Allein 
„eine folche ausdehnende Auslegung, wodurd der verzich- 
„tende Erbe für die ihm gemachten Schenfungen unter 
‚Lebenden, gegen jede Minderung wegen verlegten Pflicht- 
„theils gefchäßt würden, widerfpreche fogar nachfolgenden 
„Säten des Landrechts. Die Site 1081. folg. handeln 
„von Schenfungen, die in einem Heiratbsvertrage zum Vor— 
‚‚tbeile der nen’ angehenden Ehegatten gemacht werben, alfo 
„von Eheſteuern. Der Sak 108%, fpricht namentlich von 
„dem Falle, wo folche Schenfungen von Eltern und Bor: 
‚eltern gefcheben, und dod verordnet der Sat 1090. die 
„Minderung eben diefer Schenkungen, wenn fich bei Eröff- 
„mung ber Erbfchaft des Gebers zeigt, daß derfelbe dadurch 
‚pen Pflichttheil feiner Pflichterben verlegt babe.’ 

„Der Sat 845. fagt nicht mehr und nicht weniger, ' als 
„daß der verzichtende Erbe durch feinen Verzicht: die Schen- 
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„kungen nicht verliere, die er vom Erblafler unter Lebenden 
„erhalten, er fagt nur, daß der verzichtende Erbe dieſe 
„Schenkungen nicht einwerfen müfje; daß aber ſolche Schen⸗ 
„kungen Feiner Minderung wegen Weberfchreitung der Ver⸗ 
‚„‚fügungsgewalt des Gebers - unterliegen, fagt er nicht. 
„Barum follte man alfo diefen Sinn hinein legen, ber 
„nicht in den Worten liegt, und weldyer.die ganze Lehre 
„vom Pflichttheil über den Haufen werfen wuͤrde 2 





Befugniß der Minderjährigen, über ihr Ver— 

mögen durch Schenkungen unter den Leben— 

digen und durch legten Willen zu disponiren. 
8. R. Säge 903. 904, 


(Walter gegen Boufleur;) 


Die Boufleurſche Ehefrau hatte in einem am 13. 
Sept. 1877. errichteten Ehevertrage — zu einer Zeit, wo 
fie zwar noch nicht ihre Volljährigkeit erreicht, aber doch ihr. 
16tes Lebensjahr bereits überfchritten hatte, — 10,000 fl. 
ihrem kuͤnftigen Ehemanne, nebjt dem Nießbrauch an ber 
Hälfte ihrer weitern Berlaffenfchaft, verfchrieben. 

Am 13. Februar 1830. errichtete fie eine leßte Willens⸗ 
verorbnung, worin fie ihrem Ehemanne die Nubnießung 
von derjenigen Hälfte ihres Vermögens, welche nad) Abzug 
der im Ehevertrage verfchriebenen 10,000 fl. und der Nußs 
nießung noch übrig blieben, vermachte. 

Sie ftarb einige Zeit nachher ohne Hinterlaflimg von 
Notherben, nad) eben erreichter Volljaͤhrigkeit. 

Der lebte Wille ward von dem naͤchſten Inteftaterben 
der Bonfleurfchen Ehefrau, Handelsmann Waltber, 
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Namens feines minderjährigen Sohnes, in Bezug auf 8. 
R. Sat 904., angefochten, indem die Erblaflerin über mehr 
als die Hälfte ded Vermoͤgensbetrags, worüber fie als voll- 
jährig hätte disponiren Finnen, in ihrer Minderjährigfeit 
verfügt babe. — Er verlangte die Ungültigfeitserflärung 
des letzten Willens, und ftellte insbefondere in ber dritten 
Inſtanz fein Geſuch dahin: 

„den Beklagten für ſchuldig zu erflären, die Hälfte der 
„Verlaſſenſchaft feiner verftorbenen Ehefrau, nad) Abzug 
„der ihm im Ehevertrage verfchriebenen 10,000 fl. und ber 
„in der letztwilligen Verfügung gemachten Legate, fogleich 
„frei und ohne Nutznießungsrecht, nebit 5 Proc. Zinfen 
„vom Todestage der Erblaſſerin, an den Kläger, als gefeß- 
„chen Vormund feines minderjährigen Sohnes auszu⸗ 
„folgen.“ 

Das Oberamt Offenburg erkannte am 10. Maͤrz 1831: 

„es gebuͤhre dem klaͤgeriſchen Theile von der Verlaſſen— 
„Schaft der J. Boufleurfhen Ehefrau — jedoch erſt 
„nach Abzug der ihrem Ehemanne im Heirathsvertrag als 
„Eigenthum verſchriebenen 10,000 fl, und der in der legten 
„Willensverfuͤgung -feftgefegten Legate — ein Viertel fogleich 
„frei und ohne Nugnießungsrecht für den Beklagten. Mit 
„dem weitern Begehren fey der Flägerifche Theil . abzu: 
— 

Es aͤnderte aber das Großh. Hofgericht am Mittelrhein 
dieſes Erfenntniß dahin ab, daß es den Kläger mit feiner 
Klage, unter SENDERS in die Koften beider Inſtanzen 
abwies. 

Das Oberhofgericht befthtigte diefen bofgerichtlichen 
Spruch durch Urtheil vom 14. Nov. 1833. aus folgenden 
Gruͤnden: 

„In Erwägung, daß 1) das Geſetz zwei Fälle bezeich⸗ 
‚met, in welchen die Minderjährigen Ausnahmsweiſe durch 
„Schenkungen unter Lebenden, oder durch legten Willen, 
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„Verordnungen über ihr Vermögen treffen koͤnnen, nämlich) 
„a) mittelft» Heirathöverträgen in dem im L. R. Sage 903. 
„Beziehungsweiſe 1095. bezeichneten Fall zu Gunften des 
‚andern Ehegatten, b) mittelft legten Willens, nad) Maaf- 
„‚gabe des L. R. Satzes 904., wen ber Minderjährige das 

„Alter von 16 Jaͤhren zurücgelegt hat, und.unter der Bes 
"fpränfung ‚ daß die Hälfte des Vermögensbetrages nicht 

‚‚überftiegen werde, worüber er als volljährig hätte ver- 
fügen koͤnnen;“ 

„M Daß die Ausübung diefer Befugniß haͤufungsweiſe 
‚‚ftatt finden koͤnne, indem die gedachten Gejegesftellen nichts 
„enthalten, woraus zu entnehmen wäre, daß bie eine Be: 
„fugniß die Ausübung der andern ausfchließe, oder daß 
„beide nicht neben einander ausgeübt: werden dürfen,‘ 

„3) Daß in deffen Gefolge die verftorbene >. des 
 „‚Bellagten ihrem Ehegatten ſowohl mitteljt Heirathsvertra⸗ 
„ges unter den geſetzlichen Vorausſetzungen, als, nach zuruͤck⸗ 
„gelegtem 1Gten Lebensjahre, durch letzten Willen, Schen⸗ 
„kungen machen konnte, die unabhaͤngig von einander zu 
„Recht beſtehen.“ 

„HD Daß fomit dieſelbe, unter den im L. R. Sat 1095. 
‚„feftgefegten und bier vorhandenen Vorausfegungen, bei 
„dem Abmangel von Notherben, zu Gunften ihres Ehe— 
„mannes durd Ehevertrag über ihr ganzes Vermögen mit 
„Rechtserfolg hätte verfügen können, und ihm alfo 10,000 fl. 
„ohngefaͤhr das Fünftheil davon, zu Eigenthum, und die 
„Hälfte ihrer weitern Berlaffenfchaft nebenbei zur Nutz⸗ 
„mießung, wie es in dem $. 6. des Ehevertrags vom 13. 
„Sept. 1827. wirklich gefchab, hat verfchreiben dürfen, ohne 
„dadurch von der andern Befugniß. ausgefchloffen worden 

„zu ſeyn, über die Hälfte ihres Vermögens überhaupt, nach 
„L. R. Satz 904. durd) legten Willen zu verfügen.’ 

„5) Daß aber ihre, während der Minderjäbrigfeit, jes 

„doch nach zurücgelegtem 16ten Lebensjahre, errichtete, ſo⸗ 
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„mit unter die Beſchraͤnkung des L. R. Satzes 904. fallende 
„letzte Willensverfügung vom 13. Febr. 1830. nicht die 
„Hälfte ihrer Verlaffenfchaft umfaßt, indem fie darin ihrem 
„Shemanne nur die Nußnießung von derjenigen Hälfte ihres 
„Vermoͤgens verfchrieben®hat, welche nach Abzug der in dem 
„Ehevertrage erwähnten 10,000 fl. und der Nutznießung 
„noch übrig war, wo fie gefeßlich befugt geweſen wäre, 
‚über die Subftanz felbft der ganzen Hälfte ihres Gefammt: 
„vermoͤgens letztwillig zu verfügen.‘ 

„In Erwaͤgung Alles deſſen erfcheint die Klage auf 
‚„‚Ungültigfeitserftärung dieſer letzten Willensverordnung 
„und das bierauf in diefer Inſtanz geftügte Nechtsgefuch 
„grundlos, und wurde mit Recht von dem Mittelgerichte 
„abgewieſen.“ 


Bemerk. 1) Der fuͤnfte Entſcheidungsgrund war die 
Grundlage des durch die Mehrheit beliebten confirmatori— 
fhen Urtheild, indem angenommen ward, daß die Teftirerin 
die Gränzen, welche die 2. R. Säte 904. und 905. ihrem 
Dispofitiongrechte gefegt hatten, nicht überfchritten babe. 
Die Berechnung .ftellte fi daburdy heraus, daß man das— 
jenige, worüber im Ehevertrage vom 13. Sept. 1827., dem 
Ehemanne zugewiefen war, als eine für fich beftehende Ber: 
fügung anſah, den Betrag diefer Verfügung von der Vers 
laſſenſchaft abzog, und alddann annahm, die Ehefrau babe 
in ihrem Teftamente vom 13. Februar. 1830. ihre gefegliche 
Dispofitionsbefugniß nicht einmal erfchöpft. — Diefes Letztere 
war in fo fern richtig, als fie ihrem Manne nur die Nuß- 
niegung von der Hälfte ihred Vermögens, welche, nach Ab- 
zug der 10,000 fl. und des Nießbrauchs noch übrig waren, 
vermacht hatte, mithin die Subftanz der Hälfte nad) dem 
Tode des Mannes, auf den Snteftaterben. fiel; während fie 
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geſetzlich befugt geweſen waͤre, uͤber dieſe Subſtanz ſelbſt zu 
disponiren. | 

Dagegen aber wendete der Klaͤger, welcher die Ueber⸗ 
weiſung der Vermoͤgenshaͤlfte ſogleich verlangte, ein, daß 
die Teſtirerin von jener geſetzlichen Befugniß keinen Ge⸗ 
brauch gemacht habe, daß ihm das Wahlrecht zuſtehe, und 
daß er durch den dem Manne vorbehaltenen Nießbrauch 
ſehr gefaͤhrdet werden koͤnne, da dieſer noch in dem beſten 
Lebensalter ſey. — Das Collegium hielt jedoch dieſe Gruͤnde 
nicht fuͤr erheblich, und zwar um ſo weniger, als es annahm, 
daß es ſich hier eigentlich nur um ein zufaͤlliges Ereigniß, 
einem Gluͤcksfalle, naͤmlich von der Dauer des Lebens des 
Ehemannes handle, und dem Kläger fein Wahlrecht einzus 
räumen fey. 

2) Bei den nämlichen Verhandlungen fam nod eine 
andere intereffante Frage vor, welche, obwohl fie in den 
Entfcheidungsgründen übergangen werden Fonnte, weil man 
annahm, daß die Ehefrau ihr gefegliches Dispofitionsrecht 
nicht überfchritten hatte, doch bei der —————— ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten veranlaßte. 

Das Teſtament vom 13. Febr. 1830. war zwar waͤhrend 
der Minderjaͤhrigkeit de Boufleurſchen Ehefrau erric- 
tet, zur Zeit ihres Todes aber, alſo in dem Zeitpuncte, wo 
es in Wirklichkeit trat, hatte ſie die Volljaͤhrigkeit 
erreicht. ee | 
Ueber die Frage: ob auf ein foldhes Teftament ber L. 
R. Satz 904. feine Anwendung finde, ob nicht durch den 
Fortbeftand des letzten Wille aͤhrend der Volljährigkeit, 
etwaige Fehler, die dag, Teftament des Minderjährigen ent- 
halten mochte,, geheilt worden, ob die fogenannte regula Ca- 
toniana des römifchen Rechts, noch unter der Herrfchaft des 
neuen Landrechtes anzuwenden ſey? — wurden von ben 
Anwälten mandye Gründe für und wider vorgebradht. Der 
eine führte die Anthorität Brauers, der andere die Za⸗ 
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cha rias und der von dieſem angezogenen ——— 
Rechtslehrer fuͤr ſich an. 

Analogiſch moͤchten ſich fuͤr die Behauptung, daß das 
Teſtament des Minderjaͤhrigen, wenn er es nach erlangter 
Volljaͤhrigkeit fort beſtehen laͤßt, dadurch von den. Fehlern 
gegen die geſetzlichen Vorſchriften fuͤr die Minderjaͤhrigen ge⸗ 
heilt werde, aus dem Geiſte des neuen Landrechts, und na⸗ 
mentlich aus ſeinen Verfuͤgungen, daß Großjaͤhrige die Ver⸗ 
bindlichkeiten, die ſie unguͤltig in der Minderjaͤhrigkeit ein⸗ 
gingen, nicht weiter anfechten koͤnnen, wenn ſie dieſelben 
nach erlangter Großjaͤhrigkeit erfuͤllt haben, L. R. Satz 1311. 
und andere Gruͤnde anfuͤhren laſſen. Und daß, da bei einem 
Teſtamente von Erfuͤllung der darin enthaltenen Verbindlich⸗ 
keiten vor dem Tode des Teſtirers nicht die Rede ſeyn kann, 
es genuͤgen moͤchte, wenn er es in der Volljaͤhrigkeit hat 
ohne Abaͤnderung fortbeſtehen laſſen. 

Indeſſen bleibt dieſe Frage, wenn ſie einen Entſcheidungs⸗ 
grund abgeben ſollte, immerhin ſehr zweifelhaft, und kann 
daher hier nur angedeutet werden. | 





Anfcheinender Widerfpruch zwifchen dem L. R. 
Saß 676. und einer Polizeiverordnung der 
Stadt Freiburg; und daraus. entftandener 
Streit darüber, ob die Sache vor die Polizei- 
oder Die richterlighe Behoͤrde gehoͤre? 


(Gramm gegen Merian.) 
® 





Im Aten Hefte der neuen Folge der oberhofgerichtlichen 
Jahrbücher ©. 356. folg. findet ſich ein Auffaß „uͤber bie 
richterliche Competenz bei Gegenftänden der Gewerbspolizei.’ 
— Geit dem kam ein anderer Fall vor, wo ebenfalls die 
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richterliche Competenz, der polizeilichen gegenuͤber, zweifel⸗ 
haft ward, indem eine anſcheinende Colliſion zwiſchen dem 
neuen Land-Rechte und einer polizeilichen Verordnung ber 
Stadt Freiburg, in Frage war. 

Die Bauordnung der Stadt Freiburg vom Jahr 1828. 
vom Stadtamt erlaffen, und durch Erlaß des Kreisdirec⸗ 
toriums vom Aten Juli 1828. genehmigt, enthält folgende 
Stelle : . 
„Deffuungen in allen zwifchen den Käufern befindlichen 
„Brand- und Scheidemauern werden nicht geduldet, und 
„iede gegenfeitige Vergänftigung der Nachbarn, Deffnungen 
‚in ſolche Mauern brechen zu dürfen, wird unterſagt.“ 

Ueber den gleichen Gegenjtand verfügt aber der L. R- 
Saß 676.: 

„In feiner eigenen Mauer, wenn fie auch unmittelbar 
„am das Grundſtuͤck eines Andern gränzt, darf Jeder, um 
„ſich Licht zu verfchaffen, gefchloffene und — Fenger 
„anlegen.“ 

Nun entſtand unter den beiden genannten Vartbieen fol⸗ 
gender Rechtsſtreit. In der Grammiſchen Giebelmauer 
befinden ſich vier Lichtoͤffnungen, von welchen einige ſchon 
ſeit langer Zeit beſtehen. Neuerdings ward eine weitere 
Oeffnung in dem vierten Stocke unter dem Dachfirſt ange- 
legt, und fpäterhin auch eine Deffnung in der zweiten Etage 
erweitert. 

Da der Nachbar Merian diefe Oeffnungen nicht duls 
ben wollte, fo ward der Streit zuerft vor der Polizeibehörbe 
geführt, dann aber betrat Gramm den Rechtsweg bei dem 
Stadtamte Freiburg. 

Diefe Inftanz wies die Klage ab, weil ed ben gericht- 
lihen Weg in diefer Sache für unftatthaft erflärte. 

Auf ergriffene Appellation, beftätigte das Hofgericht das 
Hadtamtliche Erfenntnig mit der Mobdification: „daß Die 
„erhobene Klage noch zur Zeit und in fo lange nicht fatt 
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„finde, bis der Kläger die Erlaubniß zum Gebrauch der 
„fraglichen Lichtöffnungen, bei den competenten Adminijtras 
„tivbehoͤrden erwirft haben wird.’ 

In der. Oberappellationg-Inftanz ward die Bitte darauf 
beſchraͤnkt: das Oberhofgericht wolle erkennen, es finde 
gerichtliches Berfahren jest fchon ſtatt, und Oberappellat 
ſey in die Koften zu verfällen. 

Es ergigg aber ein beftärigendes ——— mit folgen⸗ 
den Entſcheidungsgruͤnden: 

„Der L. R. Satz 676. hat lediglich den Fall im Auge, 
„in welchem ber Nachbar durd Anlegung von Deffnungen 
‚in feiner eigenen Mauer fich Licht verfchaffen fann, obne 
„ben Eigenthämer des benachbarten Grundftüdes auf irgend 
„eine Weife zu benachtbeiligen ; durch welche gefetliche 
„Beftimmung aber in Städten die Befugniß der Polizeibe- 
„hoͤrde nicht ansgefchloffen it, ſolche Verfügungen zu erlaf- 
„en, welde fie für nötbig erachtet, die benachbarten 

Bin. gegen Feuerdgefahren, welche durch dergleichen 
„Maueroͤffnungen entftehen Finnen, zu bewahren. Da nun 
„bei der bier in Frage liegenden Freiburger Local » Berord- 
„mung Nücfichten der legtern Art eintreten, mithin diefelbe 
„nicht als gegen die Beitimmungen bed Civilgefeges anfto- 
„ßend betrachtet werden kann, fo gehört vorliegende Sache 
„allerdings nicht zuerſt an die Gerichte, fondern vielmehr 
„an die Polizeibehbörde, und es befteht fonach auch feine 
„gegründete Bejchwerbe gegen Die ———— Entſchei⸗ 
„dung.“ 





11. 


Entſcheidungen unter der Herrſchaft 
des aͤltern Proceßverfahrens. 
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Iſt, nah Badiſchem Landrecht, eine Klage 
aus dem fogenannten Differenzienhandel von 
Staatspapieren zuläßig. 


(Ueberfeld gegen ©. Ullmann.) 


Im Juli 1830. ſchloſſen beide genannte Handelsleute mit 
einander ein Geſchaͤft zu Frankfurt a. M. ab, deſſen Natur 
und Umfang aus folgendem, von Ullmann an Ueber 
feld unter dem 15. Juli 1830. erlaffenen Schreiben her 
vorgeht: 

„Einverftanden mit Ihrem werthen Geftrigen, beziehe ich 
„von Ihnen Ende Auguft prossimo Stüde Hundert pol 
„nifche Partiallofe von 300 fl. Polniſch jedes, vom Anlehn 
‚son 42 Millionen bei ©. N. Fränfel in Warfhau, gegen 
„den zum Cours von Thaler drei und fechzig und ein halb 
„per Stüd, den Thaler a 1% fl. im 24 fl. Fuß ausmachen 
„den baaren Betrag. Am erften September 1830. ift — 
„Engagement erloſchen.“ 

Als nun Ende Auguſt 1830. Ull mann ſich zum Bezug 
dieſer 100 Looſe bei Ueberfeld nicht gemeldet hatte, ſo 
ließ dieſer am letzten des gedachten Monats jenen Engages 
mentbrief proteſtiren, und da es ſich fand, daß Ullmann 
unterdeſſen von Frankfurt abgereiſet war, ſo trat Ueberfeld 
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gegen ihn bei feinem foro domieili, dem Stadtamte Manns 
heim, Wagend auf. Er forderte ale Differenz des Courſes 
1225 fl. und Zinfen zu 6 pCt. vom 31. Auguft 1830. an. 

Unter mehreren ber Klage entgegen gefegten Einreben, 
warb auch die entgegen gehalten, daß das Geſchaͤft feiner 
Natur nad eine Wette fey, bebungen auf das Steigen 
oder Fallen des Eourfes ; worauf eine Klage nicht flatt 
finde. 

- - Weber dieſen Punct Aufferte ſich der Kläger in feiner 
Replik dahin: nach Frankfurter Gefegen feyen bie Verträge 
über dergleichen Differenzgeſchaͤfte erlaubt und in ben Ges 
richten werde darüber entfihieden. Es mihffe‘ aber in diefer 
Sache nah Frankfurter Gefegen gefprodyen werden, weil 
der Vertrag zu Frankfurt abgeſchloſſen ſey, und weil Ull⸗ 
mann, um bergleichen Gefchäfte zu treiben, fein Domicil 
auf lange Zeit zu Frankfurt genommen, und fi) nur von 
dort entfernt hätte, um feinen Berbindlichkeiten zu ent- 
geben. | 

Nach des Bellagten Behauptung in der Duplik follte 
das Geſchaͤft, welches ſich blos auf die Coursdifferenz ber 
polnifchen Papiere bezogen habe, eine Wette geweſen ſeyn, 
and es fände, nah L. R. Satz 1965. Feine Klage daraus 
ſtatt. — 

Die erfte Inſtanz wies die Klage lediglich ab, indem fie 
zum Exrtſcheidungsgrunde den 8. R. Sat 1965. und eine 
Babifche ‚Verordnung vo 13. Nov. 1823., welche Spiel 
auf Lotteriegewinn für ein unerlaubtes Gluͤcksſpiel erflärt, 
und bei Strafe verbietet, — nahm. 

Um die Appellation, melde Kläger gegen biefes Erkennt» 
niß ergriff, zu rechtfertigen, deducirte er wiederholt daß das 
Gefchäft nach den Geſetzen der Stadt Franffurt beurtheilt 
werben mihffe, weil es dort abgefchloffen ſey, und Beflagter 
damals dort domicilürt habe. Es warb ſich auf Sag 3. 
und Zuſatz 3. a. ded Landrechts, und auf Thibaut Pam 
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dectenfpftem $..36. bezogen, um den Satz zu unterftügen, 
daß ein im Auslande gültig errichteted Rechtsgeſchaͤft auch 
im Snlande aufrecht erhalten werden müflee Nur ber im 
Lande eingeführte modus procedendi müffe beobadıtet wer⸗ 
den; zu feinem Begriffe gehöre aber nicht der Gegenftand, 
welcher gerichtlich verfolgt werde, fjondern die Art und 
Weife, wie es geſchehe. Die Frage: ob geklagt werben 
fönne, oder nicht? gehöre zum objectum litis, welches nad) 
den Geſetzen des fori eontraetus beurtheilt werben müffe. 
In Franffurt wären dergleichen Goursbifferenzien Flagbar, 
wie Beflagter diefes nicht widerfprechen koͤnne. Aber aud) 
nach Babdifchen Gefegen ftehe der Klagbarkeit einer ſolchen 
Differenz nichts im Wege, - denn es fey unridhtig, daß ein 
Handel der Art mit Staatspapieren unter die Kategorie 
von Spiel und Wetten falle. Ein Glädsvertrag fey es 
allerdings, aber nicht jeder Glüdsvertrag ſey nah dem 
Landrechte unflagbar, fondern nur eine Spiels und Wette: 
fhuld. Der Handel mit Staatöpapieren aller Art werde 
weder als Spiel noch ald Wette bezeichnet ; er ſey vielmehr 
eine SHandelöfpeculation, berechnet auf das Fallen und 
Steigen der Staatspapiere, und gebauet auf Grundjäge, 
Umjtände und deren Gombination. Werbe fih nun in den 
Grundfägen der Berechnung oder der Gombination geirrt, 
oder träte ein Zufall ein, fo ‚habe. derjenige, ber ſich ge⸗ 
täufcht, den Schaden zu tragen. 

Das Badifche Landrecht fey auf die, Handelsfachen unit 
Staatspapieren gar nicht anwendbar. Der Anh. Sag 90. 
verheiße darüber befondere Verordnungen, zum Beweis, daß 
das allgemeine Landrecht darauf nicht angewendet werden 
folle. Diefe Verordnungen wären zwar ausgeblieben, ‚allein ° 
deßwegen könnten die hoͤchſt fingulairen Vorjchriften über 
Spiel und Wetten, die ihrer Singularität wegen auf das 
Strengfte zu interpretiren fegen, nicht darauf angewendet 
werden. Nirgends aber fen im Landrechte die Einflage ber 
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Goursbifferenzien verboten, baher bie Klage nicht habe zus . 
ruͤckgewieſen werben können. 

Nah eingefommener Einwendungsfchrift, erfannte das 
Großberzogl. Hofgericht des Unterrheindg am 4. Auguft 
1831. reformatorifch: „daß Beklagter ſchuldig und verbun- 
„den fey, dem Kläger die eingeflagten 1225 fl. nebft Zinfen 
„zu 6 pCt. vom 31. Auguft 1830. an bie zum Tage der 
„Zahlung, zu bezahlen.” — 

In der Oberappellationsinftanz wollte ausgeführt wer⸗ 
den, daß die zweite Inftanz unrichtig von dem Vorhanden⸗ 
ſeyn eines Differenzgefchäftes ausgegangen fey, da der Ber 
klagte dieſes nie cathegorifch zugegeben babe, vielmehr dar⸗ 
auf beftehe, daß die Klage Iediglich eine Entfchädigungs- 
klage fey. | 


Um bei ber in ber Rubrif diefes Nechtsfälles aufgeftellten 
Frage ftehen zu bleiben, iſt zu bemerfen, daß die Anfichten 
des höchften Gerichtshofes über die Natur des fraglichen 
Nechtsgefchäftes und über die Zuläßigfeit des daraus ent» 
fpringenden Klagrechts, fehr verſchieden waren. 

Der erfte Referent zum Libelle hielt das Rechtsgeſchaͤft 
für einen Spielvertrag, und unterjtüßte diefe Anficht 
durch folgende Betrachtungen. — Nah 8. R. Sat 1964. 
fey ein Glüdövertrag jene Uebereinfunft, deren Wirkung 
auf Gewinn und Berluft entweder für alle Vartheien, oder 
für eine oder mehrere aus ihnen, von einer ungewiſſen Bes 
gebenheit abhaͤnge; dergleichen follten Spiel und Wette fen ; 
nah 8. R. Satz 1965. 

Die Anfiht, welche Kläger aufitelle, daß das Gefchäft 
nichts weiter fey, als ein Gluͤcksvertrag, eine Handelsſpecu⸗ 
Iation, babe zwar vielen Anfchein für ſich; indeſſen wäre 
ein folcher Vertrag über Zahlung ber Coursdifferenz fein 
Handelsgefhäft im Sinne des Anh. Satzes 1. Nur ben 
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Umjas von Staats⸗ und Handeldpapieren erkenne jenes 
Geſetz als ein Handelögefhäft an, wo alfo die Papiere 
felbft der Gegenftand des Handeld wären, und nicht blos 
ihre Coursbifferenz. Bei einem Bertrage, wie der fragliche, 
brauche aber fein Theil die Papiere, um beren Cours es 
fi) handle, ın der Hand zu haben, ber verlierende Theil 
babe nicht den geringften Bortbeil, fondern allen Schaden, 
Dagegen ber Gemwinnende zu feinem Gewinne gar nichts 
beitrage, und nicht die geringfte Berbindlichfeit überfomme ; 
Darin koͤnne man unmöglich ein Handelsgeſchaͤft erblicken. 

Eine Speculation möge allerdings mit unterlaufen, aber 
feine ſolide Handelsipeculation, die einen gewiflen Aufwand 
fordere, und deren Erfolg deßhalb nicht dem Zufalle über: 
laffen bleibez@nder von einer ungewiflen Begebenheit abbän- 
gig gemadht werde. Unvorbergejebene Ereigniſſe Fönnten 
zwar auch da ben Erfolg einer vernünftigen Handelsſpecu⸗ 
lation vereiteln, aber fie ſey doch Fein Wagniß von ber 
Art, wie das Spielen um Goursdifferenz;, wo, ohne Auf: 
wand, aller Gewinn von einem einzelnen zufälligen oder 
ungewiflen Ereigniffe abhängig gemacht worden. 

Man koͤnne einen folchen Vertrag mit allem Rechte einen 
Spielvertrag nennen. Beide Theile verfprächen» ſich 
Fegenſeitig, im Fall ein ungemwifler Thatumftand eintreten 
oder nicht eintreten — Wie Papiere fteigen, oder fallen foll- 
ten — Etwas, nämlich die Goursdifferenz, an den Andern 
verlieren zu wollen. Speciell fey nun) zwar ein folder 
Vertrag im Landrechte nicht unter den verbotenen Spielen 
genannt, aber im Allgemeinen ſey er als Spielvertrag unter 
den L. R. Satz 1955., der Feine Klage auf Zahlung einer 
Spielfchuld geftatte, zu fubfumiren. — Der Referent: bezog 
fich deßbalb auf Brauers Erläuterungen zu dem Gab 
1964. 

Der vorliegende Vertrag Aber die Coursdifferenz babe 
and) Rechtsähnlichkeit mit einer Wette, indem nad) feinem 
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wahren Gehalt der eine Theil wette, daß die polnifchen 
Loofe zu Ende Auguft 1830. über den Cours von 63%, und 
der andere Theil, daß fie unter diefem Cours fteben würden; 
der verlierende Theil follte die Differenz bezahlen, wie ſich 
biefelbe am Ende Augufts berausftelle. Diefer Spiel: 
vertrag fey in einen Kauf. eingefleidet, der ihm aber, als 
blos fimulirt, feine Gültigkeit geben könne. — Da kein 
Kauf vorhanden fey, fo lafle fi) auch Feine emtio spei den⸗ 
fen. Könnte man aber auch das Gefchäft als einen Hoff: 
nungsfauf anfehen, jo behalte e8 doch als folder immer 
den Character eined Spielvertrags, der feine Klage zulaffe. 

Nachdem der Referent noch verneinet hatte, daß bie 
Statthaftigfeit der Klage nad) den Gefegen der Stadt Frauf- 
furt, ald dem forum contractus zu beurtbeilgbfen, weil es 
ſich nicht von der aͤuſſern Form und der Gültigkeit eines 
auswärtigen Rechtsgeſchaͤftes, fondern nur davon handle, 
in wie weit ed Rechte und Berbindlichfeiten in materieller 
Hinfiht ergänzen könne, — fo concludirte er daraus, daß 
die Klage nad) Badiſcher Geſetzgebung unftattbaft jey, und 
trug aus bdiefen und andern Gründen auf Zulaffung der 
Dberappellation an. 

Diefe ward vom Genate genehmigt, indeſſen bemerfte 
der Inftructivvotant, daß ein fogeggnnter Differenzienfällf 
die meifte Aehnlichfeit mit einer Wette babe, obmohl es 
mehreren Zweifeln unterliegen fünne, ob er deßwegen nad) 
e. R. Sat 1965. nicht Flagbar ſey. An den eigentlichen 
Differenzienbandel unferer Zeit babe der Gefetgeber wohl 
fchwerlidy gedacht, als er eine Klage auf Zahlung einer 
Spielfchuld oder Wette für unftattbaft erflärte, und wirklich 
unterfcheide dieſes Gefchäft fi von der gemeinen Wette da= 
durch, daß bier nicht verſprochen werde, etwas Beſtimmtes 
zu geben oder zu thun, weun cin gewiſſes Ereigniß eintrete, 
fondern daß dad zu Gebende jelbft erjt daburch bejtimmt 
werden folle. — Die vorwürftge Frage fey von bedeutender 
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Wichtigkeit für Fünftige Fälle. Bei den franzöfifchen Ges 
richten, weldye nach gleichen Gefeßen, wie die Babdifchen, 
fprächen, beftänden darüber verfchiedene Anfichten, und um 
fo zweifelhafter werde die Sache, da das Gefeß nur ana 
logifch: angewendet werden koͤnne, fo daß die Oberappella- 
tion zugelaſſen werden müfle, um demnaͤchſt die Frage 
gründlicher prüfen zu koͤnnen. 

Der oberhofgerichtliche Neferent bei der Definitiselibes 
ration nahm an, daß von einer Entjchädigungsflage bier 
nicht die Sprache ſeyn koͤnne, fihon um defwillen, weil 
Kläger dazu erft einen pofitiven Schaden bätte nachweifen 
muͤſſen, auch die freitenden Theile zugäben, daß nur ein 
Gefchäft über die Differenz am Ende Auguft 1830. in Frage 
fen, und es daher nicht zur Begründung der Klage notbs 
wendig fey, daß Kläger die Papiere zur Zeit des Offerte 
befefien babe. 

Rad) der Natur und dem Zweck ber angeftellten Klage 
fey fie lediglich auf BVBertragserfüllung, und zwar auf Er; 
füllung eined Gluͤcksvertrags gerichtet. Als Glüds- 
fpiele nenne nun der L. R. Sab 1964. den Alfecuranzvers 
trag, das Darlehn auf. Bodmerei, das Spiel, die Wette 
und den Leibrentenvertrag, erwähne aber nicht das joge- 
nannte Differenzgefchäft in den Gourfen der- Staantspapiere. 
Indeſſen fey daraus nicht der Schluß zu ziehen, es muͤſſe 
unter bie verbotenen Spiele gezählt werden, und unter die 
gefeglich verbotenen Wetten gehören, indem über alle er: 
laubte Gefchäfte der Art, als Aſſecuranz, Bodmerei und 
Leibrenten, die Gefege eigene Vorſchriften enthielten. Denn 
der 8. R. Sat 1964. habe nicht die Abficht gehabt, den 
Begriff von Glücdsverträgen im Allgemeinen feftzufegen, 
fondern er babe nur Beifpieldweife einige derfelben aufge: 
führt, mworunter von dem Spiel und der Wette, ald uner⸗ 
laubten, befonders die Rede fey. Daß das Geſetz Feine ges 
fchloffene Zahl derfelben habe beftimmen wollen, darüber 
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habe es fich deutlich genug erflärt, indem es blos fage: „der⸗ 
gleichen find das Spiel u. ſ. w.“, was mithin andere, auf 
welche der allgemeine vorausgehende Begriff von Gluͤcksver⸗ 
trägen paſſe, keineswegs ausfchließe. 

Bei der weitern Frage: ob das fragliche Gefchäft zu 
denjenigen Glüdöverträgen zu rechnen fey, bei welchen das 
Gefeb feine Klage zulaſſe? — ging ber Referent bavon 
aus, daß diefer Fall nicht nach Frankfurter Gefeben zu ent- 
fcheiden fey. Bei Klagen vor dem Gerichtsftande bed ges 
fchloffenen Contracts werde, nah Danz Grundfägen bes 
gem. bürgerlichen Proceſſes S. 331. vorausgeſetzt, daß der⸗ 
jenige, der belangt werde, entweder Güter im Auslande bes 
fige, oder daſelbſt angetroffen werde, welches Beides bei 
Ullmann nicht der Fall ſey. 

Wenn nun alles darauf ankomme, ob das Rechtsgeſchaͤft 
nad Badifchen Gefegen klagbar ſey, fo nähme das Land» 
recht nur zwei Arten von Glüdöverträgen von den erlaubs 
ten aus, das Spiel und die Wette, und zu einer biefer 
Arten müfle das Gefchäft gerechnet werden, wenn die Klage 
als unftatthaft zuruͤckgewieſen werben jolle. 

Zu verfennen fey nun nicht, daß das Differenzgeſchaͤft 
ſehr viel Aehnlichkeit mit der Wette habe; allein wenn 
man den richtigen Begriff dieſes Geſchaͤftes vor Augen 
nehme, und damit den Begriff von der Wette vergleiche, 
ſo muͤſſe Referent ſich fuͤr die Anſicht des klaͤgeriſchen Sach⸗ 
walters in der Oberappellations⸗Einredeſchrift erklaͤren, daß 
es bei dem Differenzgeſchaͤfte an zwei weſentlichen Merkma⸗ 
len einer Wette fehle. Naͤmlich, daß dasjenige, was vers 
‘ wirft werben folle, wenigſtens im Allgemeinen gewiß, und 
daß der Thatumftand, von deſſen Eriftenz die Verwirkung 
abhängen folle, fejt behauptet und beftimmt fey, welches 
aber bei dieſem Gefchäfte nicht der Fall wäre. 

Der Referent bielt daher die Anficht des bofgerichtlichen 
für die richtige, daß in dem fraglichen Differenzgefchäfte . 
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nichts weiter zu finden ſey, als der Kauf der Hoff— 
nung eines zu machenden Gewinns (emtio spei) einer 
kuͤnftigen unkoͤrperlichen Sache. Koͤnne man dieſes anneh⸗ 
men, ſo wuͤrde, in der Ruͤckſicht, daß eine Verbindlichkeit 
nach L. R. Sat 1130. zukuͤnftige Sachen umfaſſen duͤrfe, 
ohne daß derſelbe einen Unterſchied zwiſchen koͤrperlichen 
und unkoͤrperlichen Sachen mache, an der Guͤltigkeit und 
Klagbarkeit des in Frage ſtehenden Rechtsgeſchaͤftes nicht zu 
zweifeln ſeyn; um ſo weniger, als Gluͤcksvertraͤge, worunter 
im. Grunde auch der Hoffnungsvertrag gehöre, im Allge⸗ 
meinen und in der Regel unter die erlaubten Verträge ge- 
zählt würden, Ausnahmen von der Negel aber nicht aus» 
dehnend interpretirt werben dürften. 

Zwar wolle der Sachmalter des Bellagten und’ der 
frühere Referent behaupten, daß das fragliche Gefchäft fich 
feineswegs unter den Begriff eines Hoffnungsfaufes fubfu- 
miren laffe, denn ed fomme dabei fein Kauf vor; mogegen 
der Hoffnungsfauf ein wahrer Kauf fen, deffen Gegenfland 
dasjenige wäre, was durch eine gewiffe Handlung, deren 
Ausgang noch ungewiß fey, erhalten werden koͤnne. Bei 
dem Goursdifferenzgefchäfte fehle es an einem Kaufpreife 
und an einem Kaufobjecte. Vornaͤmlich am letztern, denn 
ed mache fich dabei der Eine dem Andern nicht. verbindlich, 
Etwas zu überlaffen, wenn er daffelbe felbft erhalten würde, 
nämlich fein eventuelles Eigenthum; fondern er verfpreche 
nur, ihm eine felbft noch erft Durch den Zufall zu gewinnende 
Summe zu bezahlen, wenn ein gewiſſer Br eintraͤte 
oder nicht. 

Allein diefe Anftände fielen weg, wenn man bie. Natur 
der Hoffnungstfäufe und ihre Verfchiebenheit von ans 
dern näher betrachte und indbefondere bedenfe, daß unter 
ben zufünftigen Sachen, welche in ber Regel für Vertrags» 
gegenftänbe erflärt feyen, nicht nur ſolche gehörten, beren 
fünftige Entftehung und Betrag im Voraus ald gewiß arts 
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genommen werben könne, ſondern auch ſolche, bei melden 
die Entftehung. oder der Betrag, oder beides zufammen von 
ungewiffen Zufällen abhaͤnge. Daß, fobald die Frage von 
der Art, wie zufünftige Sachen Vertragsgegenftände würs 
den, fey, man bei jener Gattung von zufünftigen Sachen, 
bei welchen die Eutftehbung oder der Betrag, ober beide zu; 
fammen, von ungewiffen Ereigniffen abhingen, den Unter: 
fchied vor Augen haben müffe, ob fie mittelbar ‚oder un: 
mittelbar Vertragsgegenitände feyen, daß aber in dem erften 
Falle, wenn man 3. B. Semanden allen Wein, der biefed 
Jahr in»einem Weinberge wachſen werde, um 50 fl. vers 
faufe, alsdann nur die Hoffnung des Wachsthums als eine 
gegenwärtige Sache, der eigentliche Vertragsgegenftand: ſey; 
daß hingegen der Wein felbft, als die Fünftige Sache, hierbei 
nur ald Frucht der Hoffnung in Betracht fomme, und daher 
nur mittelft diefer, alfo mittelbare Vertragsſache fey, 
daß e8 dabei niemals ſtillſchweigende Bedingung werde, daß 
Etwas zur Wirklichkeit komme, n nur daß es zur 
Wirklichfeit fommen koͤnne. 

Wende man nun das Vorgedachte auf das Differenzge- 
fchäft als einen Kauf an, fo ſehe man deutlich, daß es bei 
folhem weder an einem Kaufgegenftande, noch an einem 
Kaufpreife fehle. So wie naͤmlich in dem Falle, wenn ber 
diesjährige Weinwachs um 50 fl. verfauft werde, nicht Die 
geboffte Fünftige Sache, fondern die Hoffnung felbft, ale 
eine unkoͤrperliche Sache, den Gegenftand bed Kaufes aus⸗ 
mache, ®fo wäre auch bei dem Goursdifferenzgefchäfte bie 
Hoffnung des Fünftigen Steigend oder Fallend der Courſe 
der Staatspapiere der Kaufgegenftand, der Betrag ber 
Coursdifferenz aber der eigentliche Kaufpreis. Auch koͤnne 
es ſeyn, daß biefe Papiere in der beftimmten Zeit gar nicht 
ftiegen oder fielen, fondern ftehen blieben. 

Naͤhme man diefe Anficht eines Hoffnungsfaufes als 
richtig an, welcher rechtlich klagbar fey, ſo müfle audy die 
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Klage als an und für fich begründet angefehen werben; fo 
daß es nur noch auf die dem Materiellen der Klage ent: 
gegengefegten Einreden anfommen würde. 

Da nun der Referent diefe fpecielen Einreden, die nicht 
weiter in diefen Auffat gebören, für unbegründet hielt, fo 
concludirte er auf Beitätigung des — Erkennt⸗ 
niſſes. 

Das vorgeſchlagene beſtaͤtigende Urtheil werd. vom Ober: 
bofgerichte am 27. Nov. 1333. erlaffen, jedoch nur durch 
Stimmenmehrheit. Einer von den Votanten hielt das 
Geſchaͤft zwar für einen Spiélvertrag, aber doch für 
feinen im Landrechte verbotenen. 


Bemerf. Der Differenzienvertrag mag in Franfreid) 
ſchon von Alters ber, fo mie andere Börfenfpeculationen, 
üblich gemwefen ſeyn; dieſes belegen die unter der frübern 
Königlihen Regierung und während dem Gonfulate ergan- 
genen mehrfältigen_ Verordnungen über den Handel mit 
Staatspapieren, beſonders aber der franzoͤſiſche Strafcoder 
in feinen Art. 421. und 422. Im legteren wird diefe Spe— 
eulation „Wetten, paris, auf dad Gteigen und Fallen 
der Öffentlichen Effecten“ genannt, — mit einer Gefängniß- 
ftrafe im geringiten Falle von einem Monate, im böchiten 
von einem Jahre, und mit einer Geldftrafe von 500 bie 
10,000 Frances belegt, und ber Lebertreter von 5 Monaten 
bis zu 2 Jahren unter polizeiliche Aufficht geftelt. — Für 
eine derartige Wette fieht der .Art. 422. „jede nicht decla- 
„rirte Berfaufsconvention von Staatsdpapieren an, wobei 
„der Verkäufer nicht beweifen kann, daß fie ihm zur Zeit 
„der Convention zur-Berfügung geftanden haben, oder diefed 
„zur Zeit der Rieferung ſeyn mußte.’ 

* Merlin im repert. voc. „marche ä terme“ führt vier 
Königliche Orbonnanzen. über diefen Gegenftand an, vom 
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7. Auguft und 2. Det. 1785., 22. Sept. 1786. und 14. 
Juli 1787. — Inzwifchen war ihre Rechtskraft einigermaßen 
beftritten, weil fie vom Parlamente nicht enregiftrirt waren, 
auch erflären fie zwar dergleichen Geſchaͤfte für nichtig, un: 
terfagen aber den Gerichten nicht, eine Klage darauf ans 
zunehmen. | 

Darnach follte man glauben, Daß da, wo wie in dem 
vorliegenden Falle, bie Exiſtenz der polnischen Papiere in 
‚bed Klägerd Hand, zur Zeit der verabredeten Lieferung, 
nicht nachgemwiefen ober „behauptet war, bie Klage bei den 
franzöfifchen Gerichten kehnen Eingang gefunden baben 
würde. Indeſſen find auch in Sranfreich die gerichtlichen 
Entſcheidungen ſich darunter nicht durchaus gleich. In ei⸗ 
nem andern hier anhaͤngigen Proceſſe wurden dem hoͤchſten 
Gerichtshofe Gutachten der Advokatenkammer zu Paris, 
und Urtheile mehrerer franzoͤſiſchen Gerichte, namentlich 
eines des Coͤlniſchen Handelsgerichtes und des dortigen Ap⸗ 
pellationshofes vorgelegt, welche die Zulaͤßigkeit ſolcher Kla— 
gen verneinten, waͤhrend andere Gerichtshoͤfe nicht nur die 
Klage zuließen, ſondern auch auf Zahlung erkannten. — 
Will man der Theorie Zaharids im franzoͤſiſchen Civ. 
Rechte 2. B. S. 301. (neueſte Ausgabe) ſolgen, ſo wird 
die verneinende Antwort auf die Frage von der Guͤltigkeit 
ſolcher Differenzienhaͤndel, keinen Anſtand haben. Dort 
ſagt er: 

„Es iſt ein Kauf unguͤltig, welcher uͤber Staatspapiere 
„in der Art geſchloſſen wird, daß an einem beſtimmten 
„Tage nicht die Papiere ſelbſt geliefert, ſondern nur die 
„Procente, um welche die Papiere ſeit dem Tage des ab— 
„geſchloſſenen Kaufes geſtiegen oder gefallen ſind, beziehungs⸗ 
„weiſe von dem Verkaͤufer oder von dem Kaͤufer bezahlt wer⸗ 
„den ſollen.“ 

Daraus wuͤrde aber noch nicht unmittelbar folgen, daß 
dergleichen Vertraͤge nicht kl agbar waͤren, d. h. daß die 
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Klage von den Gerichten nicht angenommen werden dürfte, 
fondern nur, daß die auf ein ſolches Gefhäft geftügte Klage 
als unbegründet zurücgewiefen werben müßte Denn der 
Art. 1965. ded Code Nap. fagt nur von den beiden Gluͤcks⸗ 
verträgen, dem Spiele und der Wette: „la loi n’accorde 
aucune action;* ob aber die franzöfifhen Tribunale das 
Differenziengefhäft zu einem biefer beiden Glüdsverträge 
rechnen, ift dem Herausgeber nicht befannt, er zweifelt aber 
daran, 

Im Badiſchen fommt diefer Handel nicht häufig vor, 
wenigſtens ift beim Oberhofgerichte, auffer diefem Proceffe, 
nur noch ein einziger, jedoch von beträchtlicher Bedeutung, 
im Jahre 1829. vorgelegen,  zwifchen einem Parifer Hans 
delshauſe und einem Handelsmanne zu Mannheim, welcher 
aber vor dem ‚oberhofgerihtlihen Spruche verglichen warb. 

Als das neue Landrecht in biefige Lande eingeführt warb, 
war das Differenziengefchäft gar nicht, oder doch nicht 
häufig im Gange, ed mag alfo bei Abfaffung des Gefeg- 
buches nicht daran gedacht ſeyn, da die L. R. Saͤtze 1964. 
und 1965. buchftäblich dem Driginalterte ded Code Nap. 
gleich find, auh Brauer in den Erläuterungen dieſes 
Vertrags mit feinem Worte gedenft. — Wenn e8 ſich aber 
frägt: ob der Handel auf Differenzien der Staatspapiere 
zu den nicht klagbaren zu rechnen ſey, d. h. zum Spiele 
oder zur Wette, oder ob er, wie andere Glüdöfpiele, eine 
Klage zuläßt, fo koͤnnte man annehmen, baß bie franzoͤſiſche 
Gefeßgebung ihn zu den Wetten zählt, nad) dem Art. 422. 
de8 Code penal. 

Welcher Begriff im Babdifchen, wo auf dieſen Artifel des 
franz. Strafcoder nicht zuruͤckzugehen ift, anzunehmen fey, 
darüber wären bei dem höchiten Gerichtshofe verfchiedene 
Anfihten. — In jenem erwähnten Proceffe bes. Parifer 
Handelshanfes, wollte der Beklagte die Forderung für .eime 
Spielfhuld ausgeben, wofür er mande anſcheinende 
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Gründe vortrug, worüber ſich jebod der Gerichtshof sicht 
ausfprechen konnte. — In dem gegenwärtigen Rechtöftreite, 
waren die Meinungen zwiſchen einer Wette und einem 
Hoffnungsfaufe (emtio spei) getheilt. 

Mit der Wette hat das Gefchäft fehr große Rechts 
aͤhnlichkeit, doch aber weicht e8 von dem rechtlichen Begriffe 
derfelben in manchen Nebenbeftimmungen ab, wie aus dem 
Auszuge aus dem Bortrage des zweiten oberhofgerichtlichen 
Botanten erinnerlich feyn wird. 

Bon dem Hoffnungsfaufe, welchen das Hofgericht 
und die Mehrheit des Dberhofgerihts annahm, trägt’ das 
Gefchäft weſentliche Merkmale. Denn fo genügt, nad 
Zaharid a. a. D. 2 Band, ©. 290. Not. 12. zum 
Kaufe auch ein mittelbar beftimmter Preis, wie er beim 
Hoffnungsfaufe eintritt. Eben jo rechnet dieſer Schriftfteller 
zu den Sachen, welche Gegenftände des Kaufes ſeyn Finnen, 
folche, die nur „in der Hoffnung eriftiren, wie z. 
„B. Früchte, bie erft wachſen follen, ober ein Fiſchfang, 
„der erſt getban werben fol.‘ — Sn fo weit ftünde alfo 
nichts entgegen, um in biefem Falle eine emtio spei ald 
Vertragsgegenftand anzunehmen. Bleibt man jedoch bei 
biefer Theorie, welche auch ber oberhofgerichtliche Endrefes 
rent annahm, ftehen, fo folgt zwar, daß eine auf Vollzug 
des Geſetzes gerichtete Klage nicht. als verboten durch bie 
Landesgefege anzufehen wäre; nah Zachariä’s Auslegung 
bed franzöfifchen Rechts aber, wäre diefe Speculation als 
Ausnahme von der Negel, daß alle und jede Sachen und 
Güter, melde im. Verkehr find, auch Gegenftände des 
Kaufövertrags ſeyn koͤnnen, nicht erlaubt, weil diefes Verbot 
auf befondern. gefeßlihen Vorfchriften beruht. In Franfs 
rei mag biefes, nad) den oben angeführten Königlichen 
Ordonnanzen und dem Strafcoder, ganz richtig feyn, in unferer 
Gefeßgebung ſind aber dergleichen Verbote nicht mit einbegriffen. 
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Rechtsſtreit über die Auslegung eines Liefe— 

rungvertrags. In wie weit ift die Form deg 

L. R. Satzes 1325. bei ſolchen fohriftlichen 

Lieferungsvertraͤgen zu beobachten, wenn ſie 
volle Beweiskraft haben ſollen? 


(kevinger gegen Seligmanns Soͤhne.) 


Die ſtreitenden Theile ſchloſſen am 19. Januar 1825. 
- einen Vertrag mit einander ab, deſſen Zwed fi) aus dem 
Eingange defjelben ergibt: | 

„Laut höherer Verordnung‘‘ — heißt es darin — „vom 
„18ten Sanımr 1825. fol ſich alles Perfonale der fich in 
„Carlsruhe befindlichen fünf Minifterien, nebſt allen feinen 
„anhaͤngig zugetheilten Stellen, fo wie auch alle Hofgerichte, 
„Kreisdirectorien u. f. w. des Großherzogthums Baden units 
„formiren. — Zufolge diefem find wir nun übereingefom> 
„men, die zu bdiefer Uniformirung erforderlihen Tücher 
„ſammt allen andern Zugehören gemeinjchaftlich zu liefern, 
„and foldye Bedingnifle zu defien Bollzug feſtgeſetzt.“ — 

Unter den Bertragsbedingungen find nur folgende zu be- 
merfen: Im $. 1. machten Seligmanns Söhne ſich vers 
bindlich, den Nugen von allen zu dieſem Gebraud) erforder: 
lichen verkauften Waaren mit Levinger bälftig gewiſſen⸗ 
haft zu theilen, welches Vertragsgeding auch biefer ketztere, 
nad $. 2., gegen die Erftern zu befolgen, ſich anheiſchig 
machte. Zu 
Nach $. 3. follte der Einfauf der erforderlichen Waaren 

von beiberfeits beforgt, und alle zu diefer Lieferung treffende 

Koften follten gemeinfchaftlich geleiftet werden. — Endlich 

wurde im $. 6. noch Folgendes feftgefegt: „Sollte die 

‚Lieferung blos auf den Namen des Hofagenten Samuel 
| 32” 
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„Seligmann geſtellt ſeyn, ſo macht ſich derſelbe verbind⸗ 
„lich, daß dennoch D. Levinger Theilhaber der Lieferung 
„iſt, und alle vorſtehende Bedingniſſe ihre volle Kraft und 
„Güuͤltigkeit haben.“ | 

Diefe Urkunde warb einfady ausgefertigt, und einem 
gewiffen Handeldmann Haas zur Aufbewahrung eingehänz 
digt, der fie nachmals dem Gerichte übergab. 

Auf den Grund diefes Vertrags: Fagte im Jahre 1830. 
Levinger gegen Seligmanns Söhne, behauptete, daß 
die Beklagten eine beträchtliche Parthie Tücher zu Uniformen 
im Lande verfauft hätten, und verlangte Rechnung von 
ihnen, den erzielten Gewinn zur Theilung zu bringen, und 
vom Tage der Zahlung an, mit 6 pCt. zu verzinfen. 

Die Beklagten erwiderten, in formeller Hinfiht, daß 
die Unterfchriften der Urfunde zwar aͤcht ſeyen, aber fie 
felbft wäre nach 8. R. Sat 1325. nichtig, da fie nicht drei- 
fach ausgefertiget worden. — In materiellem Betreffe be- 
baupteten fie, daß der Gefellfchaftsvertrag nur in Rüdficht 
auf eine öffentlich zu vergebende allgemeine Lieferung abge- 
ſchloſſen ſey. Da nun eine folche Lieferung nicht vergeben 
worden, fo wäre ber Bertrag von felbft zerfallen. 

Dagegen führte der Kläger an: der gegen die Form der 
Urkunde geruͤgte Anftand ſey von Feiner Erbeblichfeit, weil 
beflagter Theil die Uebereinfunft nicht in Abrebe ftelle, mits 
bin, felbft wenn fein fchriftlicher Vertrag in der Mitte läge, 
bie NRechnungsftellung nicht vermeigert werben fönne. Ueber⸗ 
dem wäre bie mehrfache Ausfertigung nicht nöthig geweſen, 
weil der Depofitar den Vertrag für beide Theile in Händen 
gehabt habe, — Der Vertrag fey auch mit feinem Wortevon 
einer Öffentlichen Lieferung abhängig gemacht, vielmehr 
fpräche deſſen 6ter Art. felbft von dem Falle, daß ein Ein⸗ 
zelner ben Berfauf übernehme. 

Die erfte Inftanz verwarf die Klage ald unbegründet. — 
In der Appellationsinftanz warb vom Kläger vorgebradht, 


— 485 PER 


Dis in dem Bertrage enthaltene Uebereinfommen fey ohne 
Zweifel eine Berbindung zu einer einzelnen Handeldunters 
nehmung. Für dergleichen Verbindungen wären die Ans 
bangfäte 48. bis 50. des Landrechts maaßgebend, wonach 
die Verträge darüber fowohl mündlich als fchriftlich abges 
fhloffen, auch durch Zeugen, Briefe und Handelsbuͤcher ers 
wiejen werden fünnten. — Die aus diefem Lebereinfommen 
entfpringende Klage jey die actio pro socio, darauf gerich 
tet, daß ber beflagte Theil, unter Vorlage feiner Bücher, 
Rechnung ablege, und den Gewinn zur Theilmg bringe, 

Der Gegentheil habe nicht nur die Urfunde recognoscirt, 
fondern auch die Verbindung zu der fraglichen Unternehmung 
nicht in Abrede geftellt, es bedürfe deshalb die gegen bie 
Form des Vertrags erhobene Einwendung feiner Wider: 
legung. j 

Gegen die jenjeitige Behauptung, daß bie Verbindung 
nur auf den Fall bin zu Stande gefommen fey, wenn bie 
öffentliche Uniformslieferung gefchehen werde, ward bemerft, 
def aus den Worten und dem Sinne des Vertrages hervor 
gehe, wie fich beide Theile ganz allgemein, und obne Bes 
ſchraͤnkung auf eine öffentliche Kieferung verbunden hätten. , 
Das Wort liefern fey gleichbedeutend mit „übergeben, 
verſchaffen;“ Seder, der etwas verfaufe, liefere dem 
Käufer das Object. So werde biefer Ausdrud im neuen 
Landrechte und nach dem gewöhnlichen Sprachgebraude bes 
zeichnet. Dagegen werde der Ausdrud Lieferung im 
engern Sinne bes Wortes von dem Falle gebraucht, 
wo größere Maffen von Waaren, nach vorheriger Feltfeßung 
der Preife und aus Hffentlihen Mitteln angeichafft würden. 
In dem vorliegenden Bertrag fey aber der Ausdrud lies 
fern und verfaufen abwechfelnd gebraudıt. 

Auf jeden Fall wäre eine von Seiten des Staated aud- 
zufchreibende Lieferung in dieſem Falle nicht denfbar gemwefen, 
weil die Uniformen für Giviljtaatsdiener nicht aus der 
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Staatscaſſe bezahlt würden. — Eventuell ward dem Gegert 
theil der Haupteid darüber zugefchoben: 

„ob nicht beide Theile dahin übereingefommen, daß der 
„Verkauf fämmtlicher Giviluniformen, aud wenn feine 
„Öffentliche Lieferung ausgefchrieben werde, in der Art 
„gemeinfchaftlich fey, daß aller aus biefen Verkäufen 
„erzielte Gewinn gfeichheitlich getheilt werden ſolle.“ 

Nach eingefommener Einwendungsichrift erließ das Groß⸗ 
berzogl. Hofgericht am 11. März d. J. folgendes Urtheil: 

„daß der fragliche Gefelfchaftsvertrag für rechtsguͤltig 
„und wirffam zu achten, beflagte Appellaten, Einwendens 
‚ungeachtet, fofort ſchuldig feyen, denfelben zu erfüllen, daher 
;‚über fämmtliche, ſeit dem Abfchluffe deffelben bemwirfte 
„Verkaͤufe von Giviluniformen, durch etwaige Borlegung 
„der Handelsbücher, genaue Rechnung zu ftellen, und den 
„hieraus erzielten Gewinn zur bälftigen Theilung mit dem 
„Kläger zu bringen‘, weßhalb dem Unterrichter überlaffen 
‚bleibe, die etwa deßhalb nöthigen Liquidationsverhandlun- 
„sen zu pflegen, und zugleicdy das Erfenntniß ſowohl bier: 
‚über, als über die vom Kläger verlangten Zinfen, — au 
„ertheilen. zii 

Sn der FRE REITEN ward fid) über den ganz 
zen Inhalt des hofgerichtlichen Erfenntniffes befchwert, jedens 
falls aber darüber, daß die vordere Inftanz die Beflagten 
pure condemnirt babe, obne Ruͤckſicht auf den ihnen befe- 
rirten, und von ihnen eventualiter acceptirten Haupteid. 

Es erfolgte vom Oberhofgerichte am 29. Nov. 1833. 
cin reformatorifches Urtheil, welches auf den Eid, fo wie 
er vom Kläger feinen Gegnern zugefchoben‘ war, erfannte, 

Die beiden oberhofgerichtlichen Referenten prüften‘ 
A. die Frage: ob die fragliche Vertragsurfunde, ihrer 

formellen Beſchaffenheit nach, vollbeweifend fey? 

Die mehrfache Ausfertigung, welche L. R. Sat 1325. 
erfordere, müffe in alfen doppelfeitigen Verträgen ftatt finden : 
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für welche, nach 8. R. Sat 1102. jene Verträge angefehen 
werden müßten, in welchen die Vertragsperfonen ſich wech⸗ 
felfeitig zufagten, etwas zu geben, zu thun, oder zu unters 
laſſen. Dahin gehöre ohne Zweifel der jeßt ftreitige Ders 
trag, er habe alſo nicht die Kraft einer vollbeweifenden Pris 
vaturfunde, fondern koͤnnte allenfalls nur, zufolge L. R. 
Sa 1347., ald Anfang eines fchriftlichen Beweiſes dienen; 
obwohl auch diefer letztere Sat unter den Nechtölehrern bes 
ftritten fey. 

Die Behauptung des Klägers 1) daß bie doppelte Auss 
fertigung bei Verträgen, bei denen alle Theile nur einen 
Zmed hätten, als überflüffig wegfalle, fey grundlos. Denn, 
wenn 8. R. Sat 1325. fage: „eine Urfchrift ift hinreis 
„hend für alle Perfonen, die bei der Sache nur einen ges 
‚„‚meinfchaftlichen Zwed haben,“ fo babe das Geſetz den 
Fal vor Augen, wo der eine Bertragichließende Theil aus 
mehreren Individuen beftehe. In diefem Falle jolle es nicht 
fo vieler Urfchriften bedürfen, als es einzelne Individuen 
feyen, fondern es folle dem ganzen Conſortium eine Abfchrift 
genügen, 

Dagegen Fönnten der Natur der Sache nach, ber ber» 
gleichen Verträgen.beide contrabirende Theile niemals einen 
enttgegengefegten Bortheil haben und ed müffe daher für den 
doppelfeitigen Vertrag wenigftens eine doppelte Ausfertigung 
eintreten. 

Die zweite ‚Behauptung der Kläger, daß die doppelte 
Ausfertigung darum unndthig werde, weil die Vertragsur⸗ 
Funde bei einer dritten Perfon hinterlegt worden fey, wäre 
eben fo gehaltlos. — Denn davon fage das Geſetz Fein 
Wort, vielmehr laute feine Vorfchrift ganz allgemein. 

Nun, habe zwar der Richter erfter Inſtanz geglaubt, 
über diefen formellen Mangel weggehen zu können, weil a) 
folcyer durch die Anerfennung der Aechtheit der Vertragsurs 
funde von Seiten ber Beflagten befeitiget werde. Allein 
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durch diefe Theorie würde die Wirffamfeit des 2. R. Satzes 
1325. vollig umgeftoßen werden. Denn fehle ed an dem 
Beweije der Aechtheit der Unterfchriften, fo beweife die Ber: 
tragsurfunde, auch abgefehben von dem Mangel der boppel: 
ten Ausfertigung, ohnehin nichte. Beweife hingegen eine 
ſolche nur einfach ausgefertigte Urkunde, nach anerfannter 
Unterfchrift, deren Inhalt vollitändig, fo würde von ber 
Borfchrift des L. R. Satzes 1325. nichts mehr übrig bleis 
ben. — Allerdings würde ed auf den Mangel der doppelten 
Ausfertigung alsdann nicht weiter anfommen, wenn ber 
andere Theil nicht nur die Eriftenz des Vertrags, fondern 
auch bdeffen Inhalt, unbedingt und ohne Einfchränfung 
vor Gericht anerkannt hätte; allein dann liege der Grund 
bes Beweiſes nicht in der Vertragdurfunde, fondern viels 
mehr in dem gerichtlichen Geftändniffe. Daher müßte ein 
ſolches Geftändnig alle durch den L. R. Satz 1356. erfors 
derte Eigenfchaften haben. | 

Es ward aber gezeigt, daß dad Geftändnig mit der 
Einfchränfung abgelegt fen, daß der Vertrag nur mit Rüds 
ſicht auf eine öffentlich zu vergebende allgemeine, Lieferung 
abgefchloffen worden, und da diefe nicht ftatt gehabt, wieder 
zerfallen fey. — Auf feinen Fall könne aber durd die an- 
erfannte Aechtheit der LUinterfchriften, der Mangel in der 
Form der Bertragsurfunde als befeitigt angefehen werden. 

b) Ein zweiter Grund, weßhalb der Unterrichter dieſen 
Mangel in ber Form für unerheblidy halte,. folle darin lies 
gen, weil der Vertrag, ald zu einer einzelnen Handelsunters 
nehmung abgefchloffen, an die Formen folemner Geſellſchafts⸗ 
verträge nicht gebunden fey, fondern auch durch Hanbels- 
bücher, Briefe und Zeugen erwiefen werden fünne. 

Es gab der oberhofgerichtliche Referent zwar dem Unter: 
richter darunter Recht, daß es ſich bier um eine Hanbeld- 
unternehmung im Sinne ded Anh. Satzes 47. f. bes Landrechts 
handle, wozu wohl jede Vereinigung mehrerer Handelsleute 
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zu einem gemeinſchaftlichen Handelsgeſchaͤft, zu welchem die 
Umſtaͤnde des Augenblickes Chier die ergangene Verordnung 
wegen Anſchaffung der Uniformen) die Gelegenheit darboͤten, 
gerechnet werden duͤrfte. 

Allein daß dieſe Eigenſchaft des Vertrags als Handels⸗ 
unternehmung einen Einfluß auf die Form der Vertragsur⸗ 
funde zu Auffern, und derſelbe eine Beweisfraft zu geben 
vermöge, welche fie wegen Bernachläßigung der gefeglichen 
Borfehrift nicht befäße, davon wollte der Referent ſich nicht 
überzeugen. 

Wenn der Anhangſatz 49. verordne: 

„daß Verbindungen zu Handelsunternehmungen durch 
„die Vorlage der Bücher oder des Briefwechfels, ja felbft 
„durch Zeugen erwiefen werden koͤnne;“ 
fo ermweitere bad Gefeg zwar dadurch die Zahl ber Beweis⸗ 
mittel, und geftatte alfo eine Ausnahme von der Negel des 
E. R. Satzes 1834. Es Ändere aber dadurch an den all 
gemeinen Vorfchriften der Erforderniffe, welche nöthig feyen, 
wenn ein einzelnes Beweismittel Beweiskraft haben folle, 
ganz und gar nichte. Cine Privaturkunde, welche uͤber ein 
Handelsunternehmen, ohne Beobachtung der Vorſchriften 
des L. R. Satzes 1325. abgeſchloſſen worden, habe daher 
nicht mehr Beweiskraft, als eine Privaturkunde uͤber jedes 
andere Rechtsgeſchaͤft. | 

B. Als Reſultat diefer Betrachtungen ward aufgeftellt: 
daß Kläger den factifhen Grund feiner Klage weder durch 
die Vertragsurfunde vom 19. San. 1825. noch durd das 
Geſtaͤndniß des Beklagten rechtsgenuͤglich erwiefen babe, 
wonach alfo diefer Letztere jebenfalld dadurch befchwert wäre, 
daß die mittlere Inftanz nicht wenigftend auf den eventuell 
zugefchobenen Haupteid erfannt habe. 

Daß es auf diefen Haupteid noch anfomme, werde zwar 
beftritten,. weil der Inhalt der Vertragsurfunde ſelhſt Die 
Nichtigkeit der Behauptung bes Beklagten befeitige, daß ber 
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Bertrag nur mit Rüdficht auf eine Öffentlich zu vergebende 
allgemeine Fieferung abgefchloffen ey. 

Allein an fi fey es ſchon fehr unwahrſcheinlich, daß 
beide Theile bei Schließung des Vertrags von einer ſolchen 
öffentlichen Lieferung follten ausgegangen ſeyn; denn ben 
fireitenden Theilen, unter welchen ſich felbft ein Hoflieferant 
befunden, babe ed nicht unbekannt ſeyn koͤnnen, daß ber 
Staat feinen Civilbeamten ihre Uniformen nicht anfchaffe, 
fondern diefe Anfchaffung in das Belieben eines Jeden ftelle. 

Wenn nun beide Theile dahin übereingefommen feyen, 
die zur Uniformirung erforberlihen Tücher fammt allen 
andern Zugehoͤrden gemeinfchaftlich zu Kiefern. Und wenn 
fie fi) fodann in den $. F. 1. und 2. verbindlich gemacht 
hätten, ben Nuten von allen zu diefem Gebrauche erforder: 
lichen Waaren hälftig zu theilen, fo diene dieſes allerdings 
der Auslegung, welche Kläger dem Vertrage gäbe, zur 
Unterſtuͤtzung. 

Die Worte „liefern, Lieferung” welche im Ein—⸗ 
gange und ben erften Paragraphen bed Vertrages vorfämen, 
paßten jo gut auf Uniformserforderniffe, welche fich einzelne 
Staatsdiener liefern ließen, als auf folche, welche ſich der 
Staat in größern Maffen liefern Iaffe, daher diefer Aus- 
druck der Auslegung des Klägers nicht entgegen ftebe. 
Dagegen ftänden- die Worte des $. 6. der Behauptung bes 
Beklagten bedeutend zur Seite. Dod wäre dieſe Stelle 
nicht entfcheidend für diefe Behauptung. Denn jener $ 
fönne auch den Fall bezeichnen, wenn alle bei einem einzelnen 
Minifterium, oder bei allen Dicafterien in Karlsruhe anges 
ftellten Diener, die Lieferung ihrer Uniformen dem Hofliefes 
ranten Seligmann zu übertragen befchließen follten. 

Möge nun auch der Sinn bed Vertrags feyn, welcher 
er wolle, fo könne doch der eventuel zugefchobene Haupteid 
nicht umgangen werden. Denn felbft wenn man dem Ber- 
trage einen Sinn unterlegen wolle, mie Kläger es thue, 
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fo wuͤrde fich damit das hofgerichtlihe Erkenntniß nod) 
nicht rechtfertigen laſſen, weil die Bertragsurfunde ihrer 
Form nach ein beweislofes Inftrument fey, und es alfo 
auf ihren Inhalt nicht ankomme. 

Auch wenn man den fraglichen Mangel in der Form 
nicht für erheblich halten, und daher der Urkunde volle Be- 
weisfraft geben wollte, würde doch bei der Zmweifelhaftigfeit 
darüber, ob die Paciscenten bei dem Vertragsabfchluffe von 
der Borausfeßung einer allgemein ftatt findenden Lieferung 
ausgegangen feyen, ober nicht, das Erfenntniß auf den 
Eid nicht zu umgehen feyn. 


Bemerf. Die Anfichten, aus welchen die drei Inſtan⸗ 
zen biefen Nechtöftreit beurtheilten, waren fehr von einander 


abweichend. — Der Richter erfter Inftanz ftellte 1) bin 


fichtlich ded dem Vertrag vorgeworfenen Mangels in der 
Form des L. R. Satzes 132%5. den Sat auf: daß biefer 
nur fo lange eine Nichtigfeit bewirfe, ald er Zweifel gegen 
die Aechtheit der Urfunde errege, welcher Zweifel aber bier 
durch die Anerkennung der Unterfchrift der Urkunde gehoben 
fey. — Bei Verträgen wäre nicht fo ſehr, wie bei Teſta— 
menten, ihre Gültigkeit an die Form geknuͤpft. — Nach 
Anh. Sat 50. des Handelsrechts wären Handelsunterneh⸗ 
mungen nicht den Körmlichfeiten anderer Gefelffchaftever- 
träge unterworfen. — Da Anh. Sa 39. bei Eingehung 
der übrigen Handelögefellichaften die Beobachtung der Forms 
lichkeiten des 8. R. Satzes 1325. ausdruͤcklich vorfchreibe, 
fo wäre berfelbe Ausnahmsweiſe auf Handelöverbindungen 
zu einzelnen Unternehmungen nicht anwendbar, und baber 
die fragliche Urfunde, ihrer Form nach, als ein vollguͤitiges 
Beweismittel zu betrachten. — Soviel aber 2) den Inhalt 
dieſes Documents betraf, fo ging das Amt davon aus, daß 
dba die Worte bed Vertrags zweifelhaft feyen, ber Streit 
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nad) den geſetzlich vorgeſchriebenen Regeln über die Ausle—⸗ 
gung zweifelhafter Vertragsftellen entfchieden werden muͤſſe. 

Der im Bertrage gebrauchte Ausdruf ‚Lieferung‘ 
ſey nur in der engern Bedeutung zu nehmen, nach welcher 
darumter verftanden werde, daß zuvor mit dem fieferanten 
ein Accord abgefchloffen worden, mwonad eine bedeutende 
Quantität Waare um einen gleichmäßig feltgefegten Preig, 
durch den Käufer felbft, oder durch die Regierung, beſtellt 
werde. — Da bie Bellagten nun zugäben,. über eine Liefe⸗ 
rung im engern Sinne ded Wortes abgejchloffen zu baben, 
fo hätte Kläger den Beweis des Gegentheild führen müffen, 
um fo mehr, ald nah: 8. R. Sat 1162. ein Vertrag im 
Zweifelsfalfe für denjenigen auszulegen fey, der eine Ber: 
bindlichkeit übernehmen ſolle. — Die Stelle des Bertrags: 
„würde die Lieferung blos auf den Namen des Hofliefe- 
‚„ranten Samuel Eeligmann geftelt feyn ꝛc.“ babe nad 
allem Sprachgebrauche, der bier, zufolge L. R. Satzes 1159. 
entfcheiden mitffe, feinen andern Sint, als ben: von ber 
Regierung, unter Ausichluß aller Andern, mit dem fiefes 
rungsgefchäfte beauftragt zu werden. Daher erfcheine ber 
Einwand der Beklagten, daß der Vertrag nur bedingt, für 
den Fall einer oͤffentlich übertragenen Lieferung abgefchloffen 
worden, als erwiefen, und der Kläger ſey daher mit ſeiner 
Sprderung abzumeifen. 


Das Hofgeridht, welches per unanimia feinem Referen: 
ten beitrar, nahm die Anficht des LUnterrichterd an, daß 
der Fehler in der Form ber Urfunde gegen die Borfchrift 
des L. R. Satzes 1325. unerheblich ſey. Eine Unterfchrift 
ſey für alle Perfonen hinreichend, welche bei einem Gefchäfte 
gemeinfchaftlichen Vortheil hätten; in dieſem Falle um fo 
mehr, ald die Urfunde bei einem dritten Depofitar niederges 
legt worden. Ueberhaupt fprehe L. R. Satz 1325. nur 
von der Gültigkeit ded Beweiſes folher Urfunden, nicht 
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von der Gültigkeit des Nechtögefchäftes an ſich; feine Ans 
wendung falle weg, wenn das Gefchäft durch Geftändniß 
oder andere gültige Beweismittel hergeftellt wäre. 

Hier wäre jeder der beiden Hauptpaciscenten in gleichem 
Maaße bei der Erfüllung des Vertrags intereffirt, weil jeder 
gleichheitlic an dem Gewinn participiren follte. 

Ueber den Inhalt der Urkunde, und die darin angeb- 
lich enthaltene befchränfende Bedingung, wich jedoch das 
Hofgericht von der Anficht des Amtes ab, indem ed von 
dem Satze ausging, daß man feine Bedingung in den Vers 
trag bineinlegen dürfe, die nicht darin enthalten fey. Der 
im 6. Art. ded Vertrags gebrauchte Ausdruck „den noch“ 
rechtfertige die ertenfive Auslegung, daß der Vertrag aud) 
daun gelten folle, wenn feine öffentliche Lieferung ausge- 
fhrieben werde. Der Ausdrud „Lieferung“ werde ganz 
generell von Vertragsverbindlichkeiten gebraucht, wie 5. 2. 
in den & R. Sägen 1193. und 1245., und eben fo bezeichne 
der allgemeine Sprachgebraud jeden Verkauf einer Parthie 
Waaren mit dem Ausdrude „liefern“, ohne daß man 
darunter eine Öffentliche Lieferung verſtehe. | 

Unter diefen Verhaͤltniſſen ſah die mittlere Inftanz die 
eventuelle Eidesdelation für überfläffig und unzuläßig an. 
Erftered, weil die Urfunde felbft fchon einen vollftändigen 
Beweis liefere; Peptered, weil etwas befchworen werden 
follte, was mit der Urkunde wenigftens in indirectem Widers 
fpruche ſtehe. Gegen die natürliche und logiſch richtige 
Auslegung eined Vertrages fey Feine Eideszufchiebung zus 
laͤßig; wozu noch fomme, daß einer der Bellagten, Maier 
Seligmann, von dem Gefchäfte gar nichts wiſſen wolle, 
und fih nur zum Unwiſſenheitseid bereit erflärt habe; mels 
ches übrigens hinfichtlich der Vertragsgültigkeit felbit nichts 
Andere, da die beiden andern Beflagten den Vertrag unter: 
zeichnet hätten, alfo der Bertrag als für die Handlung: 
Iſak Loͤb Sel igmann abgeſchloſſen erſcheine. 
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Wie nun der hoͤchſte Gerichtshof, nach einer von dieſen 
Anſichten der untern Inſtanzen ganz verſchiedenen, dem 
Vertrage wegen Fehlers in der Form alle Beweiskraft, ge- 
gen die Meinung des Amtes und des Hofgerichtes, abſprach, 
wie er den Inhalt des Vertrages nicht, mit der erſten In— 
ſtanz, als gegen bie Intention des Klägers ſprechend, an⸗ 
fab, aber auch nicht mit dem Hofgerichte, als die Klage be- 
gründend, fondern für zweifelhaft in feiner Faflung, und 
wie er endlich den beferirten Eid für zuläßig und nothwen⸗ 
dig zur Entſcheidung hielt; dieſes Alles iſt oben, in dem 
Auszuge aus dem oberhofgerichtlichen Vortrage, umſtaͤndlich 
vorgekommen. 


IH. 


Preßvergehen. 


4 


Digitized by Google 


Preßvergehben. Angebliche Ehrenkränfung 

des Großherzogl. Bad. Gendarnferie = Corps, 

durch einen Aufſatz in dem Tagblatte „der 
Schwarzwälder.” 


(Staatsanwalt ded oberrheinifchen Hofgerichts, gegen den 
Nedacteur ded Schwarzwaͤlders, Joſ. Boppler, wegen Ehren⸗ 
kraͤnkung der Großherzogl. Gendarmerie.) 


In Nr. 8. des zu Freiburg erſcheinenden Tagblattes „der 
Schwarzwaͤlder“ vom 29. San. 1833. ließt man einen 
Auffa mit der Ueberfchrift: „vis consilü expers mole ruit 
„sua“, in welchem ein Gorrefpondenzartifel aus Freiburg, 
in Beziehung auf Nr. 5. des Tagblatted „der Zeitgeift‘ 
über die Freiburger Bürgermeifterwahl ein Freudenge- 
fchrei erhebt, welches mit der Bemerkung fehließt: daß die 
deutfche Sache für Ale Eine zu werdet beginne. — Darauf 
folgt diejenige Stelle, welche dem Großherjogl. Staatsan⸗ 
walt die Veranlaffung zur Klage gegen den Redacteur des 
Schwarzwälder gab; der Gorrefpondent fagte: „ich feheue 
„dieſe Männer, (die Gendarmen) welde mit gelabenem 
„Gewehr unter friedliche Bürger geben, wie die Wild» 
——— im Walde.“ 
33 
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Der Großbherzogl. Staatsanwalt leitete, beanftragt von 
dem Commandeur der Gendarmerie, eine Vorunterfuhung 
beim Stabtamte F. gegen den Nedacteur jenes Tageblattes 
ein, indem er behauptete, daß es eine Ehrenfränfung fey, 
wenn die Gendarmen nit nur mit Wildſchuͤtzen vers: 
glichen, fondern auch wirklich mit diefem Namen belegt feyen. 

Es vertheidigte ſich der Redacteur auf folgende Art: 

durch den Aufſatz wäre nicht eine bloße Privatperfon, fon- 
dern ein ganzer Stand getabelt, und wenn darin wirklich 
eine Ehrenfränfung enthalten ſeyn follte, fo würde nicht 
ein bloßes Privatintereile, jondern ein Staateintereffe vor- 
liegen, . zu deſſen Wahrung die Genfur aufgeftellt fey. Da 
ihm nun diefe den Artikel nicht geftrichen habe, fo koͤnne 
ihn auch feine Verantwortung treffen, weil er babe anneh— 
men müffen, ed liege darin Feine Ehrenfränfung für die 
Gendarmerie. Ueberdem ward die Abficht zu injurtiren ganz 
in Abrede geitellt. 
Darauf überreichte der Staatsanwalt feine Anflage gegen 
den verantwortlichen Nedacteur des Schwarzwaͤlders 
beim Hofgerichte, und trug auf eine vierwöchentliche Ge- 
fängnißftrafe gegen denjelben an. — Nad) gefchloffenen Ver- 
bandlungen erfannte das Großberzogl. Hofgericht des Ober- 
rheins, unter Verfällung des Staatsanwaltes in die Koften, 
daß die Anklage nicht ftatt finde; wogegen dieſer 
die Appellation an dag Oberhofgericht ergriff. 

In diefer Inſtanz fuchte derfelbe feine Klage dur fols 
gende Saͤtze zu begründen: 

1) In dem Ausdrude „Wildſchuͤtzen“, womit man 
die Gendarmen verglichen babe, liege, nad des Staatdans 
waltd Bezeichnung, ein dietum injuriosum, indem der Ange 
klagte in der Borunterfuchung felbjt eingeftanden babe, daß 
unter dem Worte Wildfhüs ein Wilderer, alſo an 
Berbrecher verftanden werben muͤſſe. Diefes fey auch dem 
bier Landes herrſchenden Sprachgebrande angemeffen, und 
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auf die vom Hofgerichte in Anwendung gebrachte Authoritaͤt 
Adelungs koͤnne es, bei dem klaren Zugeſtaͤndniſſe des 
Beklagten, nicht ankommen. — Wollte man aber unter dem 
Ausdrucke „Wildſchütz“ nur einen Wildhuͤter oder 
Jaͤger verſtehen, ſo wuͤrde doch immer darin, daß man die 
zum Schutze der Unterthanen aufgeſtellten Gendarmen den 
Verfolgern von Thieren gleichſetze, eine Herabipiirbigung 
derſelben liegen. 

2) Diefed dietum injariosum habe die Gendarmen, und 
zwar die Großherzogl. Badifchen, zum Gegenftande, weil 
in jenem Artifel des Schwarzwälderg, und dem darauf 
bezüglichen des Zeitgeiftes, nur von Begebenheiten im 
Badiſchen die Nede fey. Ä 

3) Der MBorfteher, der Commandeur des Corps der 
Gendarmen, weldyes bier als eine moralifche Perfon injurürt 
worben ſey, babe, ohne weitern Auftrages zu bedürfen, fo; 
wohl in feinem, ald in dem Intereſſe und Namen feines 
Corps Klage erheben, oder den Staatsanwalt ftatt feiner 
auftreten laffen dürfen, und zwar nad) $. 43. des Preßge⸗ 
feßes, ohne daß die Verordnung vom 10, Juli 1832. einen 
Grund zur Verwerfung der Klage abgäbe. Die Gendars 
merie wäre freilih, fo wie alle andern Polizeiftellen,, dem 
Großherzogl. Minifterium des Innern untergeordnet, allein 
jenes Corps fey darum nicht für mundtodt erflärt und 
. fönne, obne weitern Auftrag, eine Injurienflage anftellen. 
Uebrigend wäre die Klage mit Wiffen und Willen bed 
Großherzogl. Minijterium des Innern angeftellt und ver- 
folgt worden. 

4) Mit der Einrede, daß nach Wiedereinführung der 
Genfur, die Verantwortlichfeit des Redacteurs wenigſtens 
alsdann mwegfalle, wenn die in einem cenfirten Blatte ent: 
haltenen Injurien, eine öffentliche Perfon oder Staatsſtelle 
betroffen haben, könne fich der Angeklagte gegen die Strafe 
nicht fügen, denn die Rechte, und Pflichten des Genforg 
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hätten, mit Ausnahme eines einzigen Falles, auf die Etraf- 
barkeit von Preßvergeben feinen Einfluß. — Wenn nämlidy 
der Genfor zum Striche eines Artikels nicht befugt fey, fo 
veritehe es fi) von felbft, daß er nicht zwijchen den Redac⸗ 
teur und die Strafe treten fünne. ey er aber dazu bes 
rechtigt oder verpflichtet, und babe dennoch den Artikel paffis 
ren lafjen, fo handle er nicht nach, fondern gegen feine 
Inſtruction, er-mache fih zwar dadurch zum Theilnehmer 
an dem Preßvergehen, befreie aber dadurch nicht andere 
Theilnehmer, fo lange die ſes nicht ein Geſetz ausdruͤcklich 
ausſpreche. 

Der hierher Bezug habende $. 13. des Preßgeſetzes ſey 
zwar wirklich ſtehn geblieben, waͤhrend die Verordnung vom 
10. Juli 1832. den mit dieſem in enger Verbindung ftehen- 
den $. 12. aufgehoben babe. Da aber das Preßgefeß nur 
in jo weit babe aufgehoben werben fjollen, als es mit ben 
Bundesgefegen im Widerfpruh geſtanden, und da an die 
Stelle der aufgehobenen Paragraphen und namentlid) «der 
85. 1. und 12. die Beltimmungen des Preßgefebes vom 
Sahre 1819. eingetreten feyen, fo beziehe ſich der ftehen ges 
bliebene $. 13. des Preßgeſetzes auch jetzt nur auf foldye 
Schriften, weldye den Bund oder einzelne Bundesitaaten 
zum Gegenftande hätten, und es erfcheine biefer $. 13. nur 
als Folge und Wiederholung der in den SS. 6. und 7. des 
Geſetzes von 1819. enthaltenen Beftimmungen. Es koͤnne 
aber diefer $. 13. auf Vergehen gegen andere ald gegen 
Bnndesftaaten, namentlih auf Injurien gegen Privatperfos 
nen oder Staatsftellen, fchon Darum nicht angemendet wer⸗ 
den, weil das Erfenntniß über Injurien nur den Gerich— 
ten zuſtehe, das polizeiliche Ermeſſen des Genfore aber den 
Gerichten nicht vorgreifen dürfe. 

Di nach dem Gefege über Ehrenfränfungen die Staatd- 
ftellen eben fo wie Privatperfonen, zum Schuge gegen Ehren⸗ 
fränfungen an die Gerichte verwiefen feyen, fo koͤnne zwi⸗ 
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ſchen beiden auch ruͤckſichtlich der Folgen der Genfur Fein 
Unterfchied ftatt finden, und es koͤnne der Angeklagte fich 
durch Zerufung auf die Genfurerlaubnig von feiner Etrafe 
nicht frei machen. 

Es ward zugleicd ein Erlaß des Großherzogl. Minifterii 
ded Innern an den Staatsanwalt angefchloffen, nach wel- 
chem derfelbe zur Appellationsausführung beaufteagt ward. 


Der oberhofgerichtliche Nefpicient legte dem Collegio fol 
gende Fragen zur nähern Prüfung vor: 

A) Das Formelle der Sache anlangend: 

1) ob es nicht fchon um deßwillen an dem Legitimationg- 
puncte fehle, weil es, nach des Beklagten Behauptung, gar 
nicht nachgewiefen fey, daß in dem fraglichen Auffage bie 
Großherzogl. Badifche Gendarmerie gemeint fey? 

2) Ob e8 nicht insbefondere nach dem $. 43. des Preßs 
geſetzes und der Verordnung vom 10. Juli 1832. dem 
Großherzogl. Staatsanmwalte an der Legitimation zum Pros 
ceffe fehle, weil derfelbe bei Beleidigungen gegen eine Staats» 
ftelle, nur aus Auftrag diefer Stelle zu Hagen. authorifirt 
feyn koͤnne; die Gendarmerie aber, nad) dem Gefege vom 
31. Dec. 1831. eine Staatsanftalt fey, welche unter dem 
Großherzogl. Miniſterium des Innern ſtehe, und von dieſem 
vertreten werde? Und ob dieſer Mangel eines Auftrags 
nicht durch den mit der Appellationsrechtfertigung nachge— 
brachten Minifterialerlaß gebeilt jey ?* 

B) In Betreff des materiellen Gehalts der Sache. 

1) Ob in der fraglichen Stelle des Schwarzwälder, 
in welcher die Gendarmen mit Wildfchägen verglichen wuͤr⸗ 
den, eine Injurie gegen die Gendarmerie liege ? 

2) Ob fie nicht vielmehr als ein Tadel, eine Eritif der 
Gendarmerie ald einer Staatsanftalt betrachtet werben 
muͤſſe, die an ſich Jedem erlaubt ſeyn möchte? 
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3) Ob, da jene Stelle die Cenſur paſſirte, nad $. 13. 
des Proßgefeged, nicht der Nedacteur von aller Berantwort- 
Iichfeit befreit ſey? 

4) Endlich, angenommen, daß die fragliche Stelle beleis 
digend ſey, und der Nebacteur, ungeachtet der Genfurerlaub- 
niß, verantwortlich bleibe, ob nicht die Strafe, auf melde 
der Staatsanwalt angetragen, zu bart ſey? 

Wie die Majorität des oberhofgerichtlichen Collegii dieſe 
verfchiedenen Fragen beantwortete, ergibt fi) aus deſſen 
Urtheil vom 26. Nov. d. %., welches zugleich die Entſchei⸗ 
dungsgründe enthält: 

„In Erwägung, daß 1) die Legitimation zur Sache um 
„deßwillen nicht bezweifelt werben kann, weil die fragliche 
„Stelle, fobald ſolche ald Ehrenverlegend anzuſehen tft, in 
„der Verbindung, in der ſolche fteht, und in Beziehung auf 
‚einen andern Artifel im Zeitgeifte, nur auf die Babdifche 
„Gendarmerie bezogen werden kann; ſelbſt aber auch in der 
„Allgemeinheit, in ber die Gendarmerie jedes Landes ges 
‚meint wäre, auch das Badiſche Gendarmeriecorps zur 
„Sache legitimirt ſeyn würde.’ 

„Sn Erwägung, daß es 2) aud an der Legitimation 
„des Staatdanmwaltes zum. Proceffe keineswegs fehlt, weil 
„das Commando dieſes Corps allerdings als eine Staats; 
„ſtelle zu betrachten iſt, welcher, nad) $. 43. des Preßgefepes, 
„das Recht zur Anklage eingerdumt iſt.“ | 

„In weiterer Betrachtung, daß jedoch 3 durch eben 
„den fraglichen Artikel die Großherzogl. Badifche Gendar— 
„merie weber an ihrer Ehre und ibrem guten Namen ale 
„Bürger, noch ald Privatleute in Beziehung aller Verhaͤlt— 
„niſſe, weldye in dem gemeinen Leben gedenkbar find, noch 
„endlich an ihrer Ehre und ihrem guten Namen, ald Mit: 
‚glieder ihres befonderen Standes angefochten und verletzt 
„worden find; letzteres insbefondere, was zwar von dem 
„Staatsanmwalte unterftellt wird, nur dann der Fall ſeyn 
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„koͤnnte, wenn ſie eines Mangels an jenen Faͤhigkeiten, 
„welche ihr Stand erfordert, oder einer Vernachlaͤßigung 
„der mit ſolchem verbundenen Dienſtpflichten und Obliegen- 
‚beiten befchuldigt worden wären; baß jedoch die Paar 
„Worte, weldye in ber angeflagten Stelle vorfommen, wenn 
„es nämlich darin heißt: 
„„ich ſcheue diefe Männer, welche mit gelabenem Ges 
„„wehr unter friedliche Bürger geben, wie die Wild» 
„„ſchuͤtzen im Walde’ 
„offenbar einzig und allein Beziehung auf ihre Stellung 
‚‚baben, die ihnen der Staat gegen die Staatsbürger anges 
„wieſen bat, und daß blos diefe Stellung, in Bergleichung 
„der Subjecte, welchen fie angewiefen ward, mit Wil d⸗ 
„hüten, als drohend dargeftellt wird. Daß aber diefer 
„Zabel ſowohl, als die mit ſolchem angebrachte Vergleichung 
‚nicht fie, fondern die Zweck- oder Unzweckmaͤßigkeit einer 
„Staatsanftalt trifft, worüber in einem conftitutionellen 
„Staate Zedem ein öffentliches freies Urtheil zuftehen muß.’ 
„In fernerer Erwägung, daß H eben fo wenig in dem 
„gebrauchten Vergleichungsausdrucke „„Wildſchuͤtze““ 
„eine Ehrenkraͤnkung aufgefunden werden kann, indem naͤm⸗ 
„lich die Behauptung des Großherzogl. Staatsanwalts, als 
„ſey der Ausdruck Wildſchuütze ſynonim mit Wilderer 
„oder Wilddieb gebraucht, wie auch feine weitere Ber 
„hauptung: dieſer Ausdruck werde wenigſtens bier Landes 
„ſo genommen, von ihm keineswegs gehoͤrig nachgewieſen 
„worden iſt; daß hingegen nach der etymologiſchen Ablei—⸗ 
„tung der Ausdruck Wildſchütze vielmehr theils Einen, 
„der das Wild ſchuͤtzet, huͤtet, einen Wildhuͤter, theils 
„Einen, der das Wild erlegt, einen Jaͤger bedeutet, daß 
„aber in dieſer doppelten Bedeutung nichts Beſchimpfendes 
„und Ehrenkraͤnkendes aufzufinden iſt.“ 
„In Erwaͤgung dieſer Entſcheidungsgruͤnde wird vom 
„Oberhofgerichte zu Recht erkannt.“ 
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„„es ſey die Klage des Staatsanwalts zwar als ſtatt⸗ 
„„haft, und das Badiſche Gendarmeriecorpe für zur 
un Sache, jo wie der Staatsanwalt für zum Proceß 
‚hinreichend legitimirt zu erflären, dagegen aber bie 

„MKlage ald unbegründet zurücdzumeifen, und die 
„„Staatscaſſe auch in die Koften der Berufungsinftanz 
„„zu verfällen.“ 


Bemerf. Die Entjcheidungsgründe 1. und 2, betreffen 
die Legitimation des Großherzogl. Badiſchen Gendarmerie- 
corp8 zur Sache überhaupt, und die Legitimation des Staats- 
anmwaltes zum Proceſſe. — Es ift auffallend, daß dieſe feh- 
Iende Legitimation beinahe eine ftehende Rubrif in ben mehr- 


‚ ften Dreßfachen, in welchen der Staatsanwalt auftritt, ab⸗ 


gibt; der Herausgeber fann und will ſich nicht darüber 
Auffern, ob — wie dieſes ſchon in einigen Fällen vorfam — 
die Urfache- in einer bin und wieder dunfeln Faflung des 
Preßgeſetzes, oder aber in dem Bemühen bed Angeklagten, 
jede Ausflucht gegen die ihm drohende Strafe aufzufinden, 
liegt. — In diefem Falle war die Berechtigung des Staats 
anmaltes, für Die Großh. Gendarmerie, die man ald Staatsſtelle 
betrachtete, aufzutreten, nach $. 43. des Preßgefetes nicht 
zu bezweifeln, baber der von dem Commandeur dem Stante- 
anmalte gegebene Auftrag für hinreichend angenommen warb, 
da man überdem dafür hielt, daß auf jeden Fall, durch den 
fpätern Auftrag des Großberzogl. Minifterii bed Innern für 
ben Staatdprocurator, die Appellation auszuführen, jeder 
etwaige Mangel in der erften Inſtanz geheilt fey, indem bamit 
die Schritte defjelben bis zur Appellation genehmigt wären. 

Die Entſcheidungsgruͤnde 3. und 4. betreffen die Hauptfache, 
und fagen, daß in Dem angeflagten Artifel des Schwarzwäl- 
dersdie Gendarmerie in feiner Beziehung ald Bürger, Privat: 
leute oder binfichtlich ihres Standes beleidigt fey, und daß hoͤch⸗ 
tens die Etantsanftalt der Gendarmerie einem Zabel unter: 
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worfen worden. Ferner nahm die Majorität des Gerichte an, 
daß der Ausdrud „Wildſchuͤtz“ fo vieler Auslegungen 
fähig fey, daß man die am mwenigften beleidigende annehmen 
müffe, nämlich ‚nicht die eines Wilderers, fondern die eines 
Hüters des Wildes oder eines Jägers. Ein beftimmted 
Geftändniß des Nedacteurs, daß damit ein Wilddieb ges 
meint fey, fand man nicht in den Acten. — Diefed reichte 
bin, um die Klage, ald im Materiellen unbegründet, zurücdzus 
weifen, fo daß es über die beiden letzten, vom Refpicienten pro- 
ponirten Fragen, zu feinem beftimmten Abjchluß Fam. — ' 

Indeſſen ward fich doch über die wichtige Frage: ob der 
Redacteur dadurch, daß der Aufſatz von der Genfur paffirt 
worden, von aller Berantwortlichkeit frei werde, oder vielmehr: 
ob der Staatsanwalt unter ſolchen Verhaͤltniſſen befugt ſey, 
Namens einer Staatsanftalt aufzutreten ? — denn daß durch 
die Genfurerlaubnig das Necht, auf Beitrafung von Injurien 
zu Magen, den Privatperfonen nicht entzogen werben 
fönne, Fonnte feinen bedeutenden Zweifel —— — hin und 
wieder geaͤuſſert. 

Mehrere Stimmfuͤhrer erachteten, daß der $. 13. des Preß⸗ 
gefeges in enger Verbindung mit dem $. 12 ftehe. Da nun ber 
8.12, eine befondere Genehmigung der Staatebehörde bei Zei⸗ 
tungen und Zeitjchriften, in fo weit fie die VBerfaffung und Ber: 
waltung des beutfchen Bundes, oder einzelner deutfchen Buns 
deöftaaten auffer Baden zum Gegenftande hätten, und andere 
Schriften diefes Inhalts, die nicht Über zwanzig Bogen im 
Drucke ftarf find, erfordere, fo koͤnne die im $. 13. enthaltene 
Befreiung des Redacteurd ıc. von der Berantwortlichfeit, und 
der darin gebrauchte Ausdruck: „durch die erhaltene Druder- 
„laubniß“ auch nur auf die in den Gegenftänden des $. 12. 
angeordnete Genehmbaltung der Staatsbehörde gehen, Feines- 
wegs aber auf die einfache Erlaubniß der Genfur, ald welche 
durch den Art. 1. des nämlichen — in der Regel ganz 
aufgehoben geweſen. 
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So vielen Anſchein dieſe Anſicht fuͤr ſich hatte, ſo erregte 
es doch bei andern Votanten Bedenken, daß, wenn man 
ben $. 13. fo auslegen wolle, er, nach Wiedereinführung 
der Genfur, nothwendig zugleich mit den $. $. 12. und 14. 
hätte wegfallen müflen; da doch derſelbe im Art. 7. des 
Gefeges vom 28. Juli 1832, nicht auffer Wirkſamkeit gefegt 
fey, und daher angenommen werben könnte, daß er fich nun- 
mehr auf den Art. 1. jened Geſetzes, nad) welchem berglei- 
chen Schriften der betreffenden Polizeibehörde zur Genehmi⸗ 
gung vorgelegt erden follen, beziehe. Ferner, daß ber 
Staat für die Mißgriffe des von ihm angeordneten Gen: 
ford einzuftehen habe, und daß nad) erhaltener Erlaubniß 
zum Drude der Nebacteur in gutem Glauben ſeyn Fönne, 
wenn er einen Artikel in fein Blatt aufnehme, welcher einer 
doppelten Auslegung fähig ſey. 

Auch Über die Größe der Strafe warb unter biefen Um⸗ 
ftänden nicht abgeftimmt, weil die Majorität den incriminir- 
ten Artifel überall nicht für ftrafbar hielt. Wäre es daruͤ⸗ 
ber zur Abftimmung gefommen, fo würde wahrfceinlid auf 
die vom Staatdanwalte angetragene vierwöchentliche Gefäng- 
nißftrafe nicht eingegangen worden ſeyn. Denn wollte man 
auch annehmen, daß der Redacteur durch die ertheilte Genfur: 
erlaubniß nicht ganz frei von Verantwortung werde, fo mil: 
derte doch gewiß diefer Umſtand feine Strafwürbigfeit, da er 
einigermaßen zu feiner Handlung authorifirt war, und ver- 
fhiedene Redacteurs äffentlicher Blätter — wovon Beifpiele 
angeführt werden fönnten — nicht im Stande ſeyn möchten, 
zu ermefien, ob ihnen ein Aufſatz Berantwortlichfeit zuziehen 
fönnte, fondern fich darunter auf den, Genfor verlaffen. 





a 
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Monaten. Cie haben Eein Miteigenrhumsreht am Stamm. 
gut, fendern nur ein Qucceffionsredt. S. 31, 
Ablehnung eine Gerichts, wegen Betheiligung der Mehrheit 


der Richter. 122. — Als Berheiligung gilt auch, wenn 
Richter Mitglieder der Stelle find, über deren Streit zu 
enffcheiden ift. 123. “ 


Abmwefende. Um das ihnen durch Succeſſion angefallene 
Vermögen zu percipiren, bedarf ed des Beweiſes ihrer Eri« 
ften;. 36. 

Accis. Er braudt ven fremdem, in noch mit dem Wirth: 
ſchaftskeller verbundene Privatfeller eingelegtem Weine nicht 
gezahlt zu werben. 320. 

Advofaten. Die nicht in loco wohnenden bedürfen Feines 
Substituti zur Einreihung ihrer Schriften. 246. 

Adhäſion. a. Sie kann ned in der mündlihen Verhandlung 
geltend gemadht werden. 36. — b. Wenn fi der Appellat 
der Appellation nicht anſchließt, fo wird das Urtheil in Bezug 
auf ihn rechtskräftig. 4. 

Amortifatien. ie findet bei verlornen Urkunden nidt 
ftatt. 16, 

Amtsrevifer.. a. Er ſtellt mit dem Theilungscommiffär nicht 
eine Perfon vor. 276. 317. — b.-aufer wenn er mit diefem 
bei demfelben Gefchäfte functionirt. 312. — c. Deffen Eins 
fegung madt ein vom Theilungscommiffär errichteted Teſta⸗ 
ment nicht ungültig. 275. — d. Er muß die vom Theilungs» 
Eommiffär begangenen Formfehler verbeffern. 316, — e. Wenn 
er bei einem äffentlihen Teftamente ald Zeuge auftritt, gilt 
er nur für einen Zeugen. 313. 

Analogie. In wieferne geben die Handelsgefege Analogie für 
das allgemeine Civilrecht? 91. 
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Anticipationdgebühren. a) Sie fallen unter ber neuen 
Pr. O. weg. 73. — b) Minifterialerlaß sentgegengefegten 
Sinnes. 443. | 

Appellationsfatalien. a) Sie laufen erft von ber Behän. 
digung des Urtheils an die Theile felbit. 246. — b) und 
von der Behändigung der Entfcheidungsgründe. 10. — c) Die 
Anwälte find verpflichtet, die Urtheile an den Gegentheil in« 
finuiren zu laſſen. 259. — d) Berechnung derfelben. 250. — 
e) Ob fie gegen den Fiscus erft von der Behändigung des 
Urtheild an das Fiscalat laufen? 189, 

Appellationsfumme. S. Drdinationsfumme. 

Aufruhr, a) Iſt eine gewaltfame Widerfeglichkeit des Volkes 
oder eines Theils bdefjelben gegen die gefegmäßigen 
Befehle dag rehtmäßigen Obrigkeit. 154. — b) Die 
Strafe defjelben ift dem Ermeffen des Richters überlaffen. 162. 

Aufftand. Begriff deffelben. 154. - 

Auslagen. Sie begründen für fih noch feine Erfaßpflict 
besjenigen, für den fie gefchehen find. 378. 

Ausfteuer. a) Sie ift wie eine Schenfung unter Lebenden 
zu beurtheilen. 455. — b) If von der Einwerfung frei, 
wenn auf die Erbfchaft verzichter ift. 456. — c) Nicht aber 
von der Milderung wegen verlegtem Pflichttheile. 458. 

Ausbefferung. a) ©eringfügige Reparaturen gelten nicht 
ald Baufactum zur Begründung der Schulhausbaupflicht. 
105. — b) Was in diefer Beziehung ald große Reparatur 
anzufehen fey? 104, 


Daufactu m. a) Als foldes gelten nur Hauptreparaturen. 
34. — b) Es befreit die Gemeinde von der Schulhausbaus 
pfliht. 101, 

Beamte. a) Neihsftändige Staatsbeamte konnten nit will« 
Führtich entlaffen werden. 114. — b) Die Grundherrlichen 

Juſtizbeamte traten durdy die Hebernahme derfelben durd den 
Staat mit diefem in Vertragsverhäftniffe. 285. — c) Grund« 
herrliche Verwaltungsbeamte find nicht Staatsdiener. 112. — 
d) und haben Keinen Anfpruh auf lebenslänglihe Ans 
ftellung, 113. — e) deren Dienftvergehen unterliegen ber 
Rüge der Grundherrn. 117, 
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Begnadigung a) Ob fie aud bei Injurienklagen zuläffig 
fey. 256. — b) Antrag auf folhe, wegen Jugend bes 
Verbrechers. 326, 

Beiftand. a) Der vormundfchaftlihe Beiſtand if für die 
Verwaltung nicht verantwortlich. 193. — b) Deffen Ver: 
fhiedenheit von einem Vormund. 191. 

Beiladung. ©. Liris: Denunciation. 

Befanntmadhungen, — be Anfihten, ohne Prajudig, 
find den Gerichten erlaubt. 

Befcheide Gemeine Befbeibe find nicht in der Competenz 
des Richters. 165. 

Beſitz. a) Er gibt eine Rechtsvermuthung für das Eigen» 
tbum, 47. — b) und alle Befugniffe eines Eigenthü« 
mers, 95. — c) felbft bei unftändigen Dienftharkeiten. 39. — 
d) Er gilt bei Fahrniffen für eine Rechtsurkunde. 381. — 
e) Den Befiß einer cedirten Forderung erlangt man durd) 
feierlihe Ankündigung oder Annahme. 17. 

Befigflage. a) Sie finder wegen perfönliden Leiftungen 
nicht ftatt, 390. — b) ebenfo bei üunftändigen ee 
feiten, wenn nicht der Nechtstitel erwiefen wird. 391. 

c) Sie fleht dem Nutznießer eines Zehntrechts zu. 390. 

Beftänder Er leiſtet, die Kriegsfrohnden, ohne Entſchädi— 
gung dafür fordern zu Eönnen. 414. 

Beftandgeber. a) Pflichten deffelben. 416. — b) Er haftet 
für Störungen Dritter nit, die nit auf einen Nechtsan- 
fprud auf die Sache gegründet find. ıbid. 

Betrug. a) Ihatbeftand deffelben. 338. — b) Wenn ber 
Betrag gering ift, enticheidet das Amt. 336. 

Beweis. a) Rechtswohlthat, neue Beweife in appellatorio 
vorzubringen. 79. — b) Neue Beweife fchon vorgebracdhter 
Zhatfahen müffen in appellatorio in den betreffenden Schrifte 

- fägen, vom Appellaten aber fpäteftens in der mündlichen 
Verhandlung nachgebraht ‚werden. 369. — c) Urkunden 
welche der doppelten Ausfertigung ermangeln, geben einen 
Anfang fchriftlihen Beweiſes. 487. 

Beweiserkenntniß. a) Deffen Unterlaffung bei anticipittem 
Beweiſe enthält Feine Verlegung des Verfahrens. 90. — 
b) In appellatorio ift nicht auf beffern Beweis zu erkennen, 
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wenn in erfter Inſtanz ein Beweisinterlokut gefaͤllt 
ift. 368, - 

Bemweisanticination. a) Mothmwendigkeit derfelben bei den 
Hofgerichten (nad älterm Pr.R.) 374. — b) die Verſäu— 
mung wirft nur für die Inſtanz. 377. ec) Es iſt nur dann 
auf beffern Beweis zu erfennen, wenn der anticipirte nicht 
erſchöpfend ift. 90. 

Billigkeit. Sie ift nicht Sgche des Richters, wenn er nicht 
durch befondere Gefege dazu ermächtigt ift. 418, 

Blödfinn. Er ift, wenn feine Interdiction erfolgte, nur 
dann ein Nictigkeitsgrund eines Teftaments, wenn er aus 
ber Urkunde felbft erfichtlih ift. 270. 

Brandverfiderungsbeträge. Deren. Zahlung begründet 
feine Schulhausbaupflicht. 101, 


Canoniſche Geſetzgebung. Sie darf weder zur Nicht: 
fhnur, noch zur Grundlage richterliher Entfcheidungen 
dienen. 790. | 

Eaution ©. Sicherheitsleiſtung. 

Genfur, a) Privatperfönen verlieren dadurch ihre Injurien— 
klagen nidt. 505. — b) Ob auch öffentliche Stellen? 506. 

Geffion. a) Sie enthält Eeine Rechtswandlung. 27. — 
b) Die Eaufsweife Ceffien ift nah Analogie des Kaufs kör— 

perlicher Sachen zu beurtheilen, 402. — c) Sie darf die 
Lage des „abgetretenen Schuldners nicht verfhlimmern. 26. 
d) Der Befiß wird gegen den abgetretenen Schuldner durd) 

_ Ankündigung oder Annahme erworben. 402. — e) Diefer 
verliert dur die Befanntmahung nit das Recht, früher 
beftandene aber erft nachher liquid gewordene Gegenforderun: 
gen zu compenfiren. 25. — f) Die Gemwährleiftung begreift 
bloß die Zahlungspflichtigkeit, nicht die Zahlungsfähigfeit. 
402. — g) Zu einem nomen verum gehört, daß die Eri« 
gibilität nicht durch Einreden aufgehalten fey. 41. — 
h) Als Errtwährung gilt auch die gedrohte Compenfation. 409. 

Ceffionar. a) Er kann gegen den abgetretenen Schuldner 
nicht auf Annahme, fondern nur auf Zahlung Hagen. 406, — 
b) Deffen, Recht den Kaufpreis zurückzuhalten, wegen ge: 
drohter Wettſchlagung. 407. — c) Er muß fih die Com: 
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venfation aller zur Zeit der Ceffion fälligen Gegenforberun: 
gen gefallen laffen. 405. 

Collegium. Der Tod feines Vorſtands ift Fein Reftitutiond: 
grund gegen ein rechtöfräftiged Verſäumungserkenntniß. 190. 

Eollekte. Sie begründet die Freiheit der Zehntherrn von 
der Kirchen- und Schulbaupflidt. 103. 

Compenfation. a) Sie findet nur wegen liquiden Gegen: 
forderungen ftatt. 407. — b) die fpätere Liquidmachung 
wirkt aber rückwärts, 408, — c) aud in Anfehung der vor 
der Ceſſion entftandenen aber erft nachher liquid gewordenen 
Serderungen. 25, S. Geffion. 

Competen;. a) Sie dauert fort, bis zur Beendigung ber 
Sade. 122. ©. Litispendenz. — b) in perfönlichen Klagen 
gegen den Fiscus ift fie bei jedem Hofgerichte begründet. 110, 

GCompetenzftreitigkeiten. a) Sie find im Pleno zu ent- 
fcheiden; 124, — b) vom Oberhofgeridhte, ‚wenn die Unter: 
gerichte nicht unter demfelben Mittelgerichte ftehen. 448, 

Connexitas causarum. Begründer fein Forum, wo jede 
Gerichtöbarfeit mangelt. 30. 

Culpa. ©. Verfehen. 


Defraudation. Als ſolche gilt nicht die unterlaffene Accis: 
zahlung von den in mit Wirthſchaftskellern nahe verbundene 
Privarkeller eingelegten Weinen. 317. 


Denuntiant. a) Wer vermöge feiner Amtspflicht Verbrechen 


anzeigt, ift nicht Denuntiant. 158. — b) Ob fie, wenn fie 
den Beweis nicht liefern, für Injurianten zu halten find? 354. 
ce) fie find Feine unfähigen Zeugen. 57. 
Dienftbotenfahen. Gerichtsſtand berfelben. 121. 
Dienftvertrag. a) Dienfte, welche der Dienftherr nicht an: 
nimmt, gelten für geleiftet. 284. — b) Er begründet im 
Zweifel Eein Recht, auf lebenslänglihe Anftellung. 118. 
Differenzienhbandel. Er enthält einen Koffnungskauf, 
und ift Elagbar, 477. 
Dolus. Unterf&ied des d. directus und des d. ER 332, 
Dummheit. a) Iſt kein rechtlicher Strafmilderungsgrund. 437. 
b) und kein Nichtigkeitsgrund eines Teftaments. 270, 


- 
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Ehegemeinſchaftsſchulden. a) Welche dahin gehören? 299, 
b) Sie find bei der Errungenſchafts-Gemeinſchaft 
von jedem Ehegatten zur Hälfte, felbft aus dem eingebrady- 
ten Vermögen zu zahlen ; 298, — c) und von der Ehefrau 
felbft, wenn fie auf die ©. ©. verzichtet. 300. 

Eheordnung. In wie weit fie neben dem 2. R. fortbe: 
ftebt ? 420, 

Eheſcheidung auf gegenfeitige Einwilligung. 

a) Die Förmlichkeiten derfelben find unerläßlih; 128. — 

b) Die SInventarifation muß dem geridtlihen Verfahren 
vorausgehen. 131. — c) Die Einwilligung der Eltern muß 
in einer Amtsreviforatsurfunde geſchehen. 128. — d) Die 
Sriften des Art. 285. find bei uns nicht allzu fireng zu 
nehmen. 130. 

Ehefheidung aus einer beftimmten Urſache. Das Viertheil 
des $. 49. der Eheordnung für den unfduldigen Ehegatten, 
beitehbt neben dem L. R. fort. 422. | 

Ehefheidungsproceffe, fie find nicht nach den Regeln des 
bürgerlihen Verfahrens zu behandeln. 6. 

Ehefteuer. ©. Ausfteuer. _ 

Eheverträge. a) Solche können durch ein Teftament nicht 
aufgehoben werben, 148, 185. — b) und nicht während der 
Ehe errichtet oder abgeändert werden. 185. — c) Schenfuns 
gen in Eheverträgen, und deren Befhränfung zu Guniten 
‚der hinterlaffenen Kinder. 149. — d) Die Schenkungen im 
Ehevertrage find von der gefammten Nermögensmaffe abzu— 
‚ziehen, um zu fehen, über welhe Summe Minderjährige 
teftiren Eönnen. 463. 

Ehrenfränfung ©. Injurien. 

Ehrenfränkfungsgefeg. Bei den vor dem 1. Febr. 1832, 
begangenen Injurien tritt bald das neue, bald das alte Ge- 
feß ein, je nachdem das neue, oder das alte milder ift. 354. 

Eid. a) Haupteid. Es beruht auf einem Vergleichsver— 
trag. 27. — b) Offenbarungseid. Wann kann er ver 
langt werden. 86, — c) Die Betreibung der Obfignation 
befreit nicht von der Abteiftung deſſelben. 85. 

Eidesdelation. a) Nothwendigfeir einer Specialvollmacht 
biezu. 88. — b) Ohne biefe ift die Beweisantretung für 
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nicht gefheben zu achten, 102. — c) über fremde Handlun— 

gen, unftatthaft, 380. — d) ebenfo, gegen den Inhalt einer 
vollbeweifenden Urkunde. 493. — e) Sie ift zuläffig zum 
Beweife eines Vergleichs, 135. — f) Eine ärrelevante iſt 
nicht zu beachten: 379. 

Eidesformel. Der Richter ift „befugt, diefelbe zu verbefe 
fern. 27, 

Eigentbum. Dem Stammberr fteht ein ungetheiltes Eigen⸗ 
thum am Stammgut zu. 32. 

Einkindfhaft. Wird durh die Kinderlofigkeit ber Che 
nicht aufgelößt, ſelbſt wenn nur von einem Ehegatten Kin: 
der in die Ehe gebradht wurden. 395. 

Einreden; a) kann der Richter nicht von Amtswegen fuppliren, 
297. — b) Sie Eönnen nad) geſchehener Einlaffung nicht mehr 
nacdhgebradht werben. 297. 

Einwerfung. a) Liegenfhaften, weldhe ein Dritter an ſich 
309, find ihr niche unterworfen. 261. — b) KHeimgefallene 

Mannlehen werden nicht eingeworfen. 260. — c) Schenkun— 


gen find frei, wenn der Schenfnehmer auf die Erbfchaft ver« · 


jichtet. 455. 

Einwilligung, ein nothwendiges Nequifit der Verträge. 210. 

Enthbörung. a) Diefe Einrede des Fiscus finder nad) der 
Pr.O. nicht mehr ftatt. 112. — b) Minifterialverfügung 
deffelben Sinnes. 176. 

Entfheidbungsgründe, a) Erft von deren Eröffnung laufen 
die Appellationsfatalien. 10. — b) Sie find vom Oberrichfer 
dem Unterrichter mit dem Urtheife mitzutheilen. 349. — 
c) Wegen eines falfhen in den Entfheidungsgränden aus: 
drüdlihb angeführten Rechtsſatzes, findet Feine Ober: 
appellation ſtatt. 366. 

Entwährung. Als folhe gile auch die gedrohte Compenfation 
einer cedirten Forderung. 409. 

Erben find fih Gewährleiſtung fhuldig wegen Entwährungen 
aus einer der Theilung vorhergegangenen Urſache. 262. — 
b) Sie find durch die ————— des Erblaſſers vers 
pflichtet. 186. 

Erblehn. ©. Lehen. 

Erbfhaft. a) In Bezug auf angefallene Erbſchaften gilt 

34 
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bloß auch ein Vermißter für gefeglich nicht anerfannt. 35. — 
b) -Ein. Verzicht auf eine nie angefallene Erbſchaft ift 
nichtig. 185. 

Erbfhaftsblagen. Deren Gerichtsſtand vor dem Foro des 
Erblaffers. 120. 

Erbtheilungsklage. Die Abfhägung muß durd ven den 
Theilen gewählte Sachverſtändige geſchehen. 205. Ä 

Errungenfhafts » Semeinfhaft. a) Jeder Ehegatte 
haftet für die Hälfte der Gemeinſchaftsſchulden, felbft mit 
dem eigenen Vermögen. 297. — b) Nachtheiligkeit diefes 
Bedings für die Ehefrau. S. Ehegemeinſchaftsſchulden. 


Faltung. a) Waarenfälfhung. Zum Thatbeftand gehört, 
daß wiffentlic der Waare ein der Gefundheit ſchädlicher 
Stoff beigemifht fey, in der Abficht eines unerlaubten 
Gewinns. 330. — b) Sft die Beimifchung unſchädlich, fo 
ift es ein bloß pofizeilihed Vergehen. 331. 

* Biscalat. Verhältniß deffelben zum Finanzminifterium. 187. 

Fiscalprocurator. Snfinuationen an denfelben in Sachen 
des Fiscus. 188, 

Fiscus. a) Deffen Schulhausbau- Pflicht. 100. — b) Deffen 
Gerichtsſtand bei perfönlihen Klagen bei jedem Hofge— 
riht. 106. — c) Minifterialverfügung hierüber. 176. — 
d) Kaufen der Appellations-Katalien gegen ihn. 189, 

Korderung. a) Innhabung der Schuldurfunde gewährt noch 
Eein Sorderungsrecht. 17. — b) Es bedarf hiezu einer Ale: 
bertragung. 402.— c) Zu einem nomen verum gehört aud, 
daß die Erigibilität nicht durch Einreden aufgehalten fey. 411. 

Förſter; find feine Staarsdiener. 115. 

Forftbediente; können wegen ihrer Fanggebühren ald Ans 
jeiger der Wilderer nicht für berheiligte Zeugen gelten. 58. 

Früchte. Sie werden in die Appellationd » &umme einge: 
rechnet. 8, " 


Sant. a) Lößt die Gütergemeinſchaft der Ehegatten ipso 
jure auf. 150. — b) Hebt jedoch nicht die vermöge Ehever: 
trags zufommenden Rechte auf. 148. 

Gefährrde. a) Cie muß bewiefen werden. 430. — b) Die 


Anfehtungsklage der Gläubiger gegen eine zu ihrem Nach— 
theil gefchehene Veräußerung fegt den Beweis der Argliſt, 
und der wirklihen Beſchädigung voraus. 431. — c)Rerjäh: 
rung diejer Klage. 433, 

Gegenvormund. Er hat Feine Verwaltung anzufpreden, 192. 
und ift dafür nicht verantwortlich. 

Gemeinderath. Er ift nit befugt, das Gemeindevermögen 
mit ewigen Laften zu befchweren. 391. 

Bendarmerie- Commando. Iſt ald Staatäitelle zur Ans 
ftellung einer Snjurienklage berechtigt. 502. 

Gericht. Ablehnung eines folhen wegen Betheiligung. 122. 

Gerihtsbarfeit. Sie dauert bis zu Ende des Procefjes 
fort, 121, 

Berihtsgebraud. Er kann gegen deutlich redende Geſetze 
nichts entfcheiden. 77. 

Berihtsftand. a) Der gelegenen Sache, nah älterem Pr.: 
Recht erclufiv. 29. — b) Privilegirter des Fiscus: bei per. 
fönlihen Klagen, bei jedem Mittelgeriht. 106, und 176, — 
ce) Connerität begründet (nah altem Pr.:R.) Eeinen Ges 
richtsſtand, wo gar Feine Gerichtsbarkeit vorhanden ift. 31. — 
d) Sn Dientbotenfadyen ift er fortwährend bei dem Würgers 
meifteramt. 121. — e) Der Erbſchaftsklagen vor dem Foro 
des Erblaffers, fo lange die Erbfchaft ungetheilt ift. 120, 

Geſchäftsgang der DObergerihte. Ob er dur die Pr. 
Drd. an Gründlichfeit und Klarheit verloren hat? 69. 

Geſchäftsführung. Damit daraus ein Anſpruch gegen den 
Geſchäftsherrn abzuleiten ſey, muß dieſer an der ſelbſt eige— 
nen Beſorgung gehindert geweſen ſeyn. 378. 

Geſetze. a) Sie haben keine rückwirkende Kraft. 104. — 
b) Die Beurtheilung von deren. Gerechtigkeit und Billigkeit 
liegt außer der richterliben Competenz. 288, 

Bewährleiftung. a) Beim Werfauf körperlicher Sachen, 
welche Pflithten darin enthalten find? 403. — b) bei ce: 
dirten Korderungen begreift auch den Fall, wo die Forderung 
durch) Compenfation erloſchen war, felbft wenn die Gegenfor- 
derung erft nach der Ceffion liquid ward. — S. Leffion. 

Gewalthaber, der Ausländer zum Empfang aller Infinua- 
tionen. 248. — S. Mandatar, 
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Sewiffensvertretung dur Beweis — nah dem L. R. 
nicht zuläffig. 27. 

Glücksverträge. Begriff und Arten derfelben. 478, 

Grundherrn. a) als dienftpolizeilihe Behörde ihrer Beam: 
ten. 118. — b) Sie find im Zweifel berechtigt, ihre Be: 
amten aus ihrem Dienft und Gehalt zu entlaffen. 114, — 
c) Diefe Beamte find Feine Staatsdiener. 113. — d) Durch 
Uebernahme der Patrimonial » Gerichtöbarfeit, trat der 
Staat in die Verpflihtungen der Grundherrn gegen deren 
Auftizbeamte. 285. 

Bütergemeinfhbaft. a) Damit die gefeklibe ©. ©. unter 
Ehegatten nicht eintrete, muß fie durd ein befonderes Geding 
ausgefchloffen feyn. 296. — b) Cie fallt nur fo weit weg, 
als dies gefhehen. ibid. — c) Sie wird durd den Ausbruch 
der Sant ipso jure aufgelößt. 150. — S. Errungenfdhafts: 
Gemeinſchaft. | | 

Gutachten. Es ift dem Ermeflen des Richters überlaffen, 
in welden Fällen das Guperarbitrium des Medicinalreferen: 
ten einzubolen ift. 239. 


Handel. Auf Courddifferenz — iſt ein Hoffnungskauf und 

klagbar. 476. 

Handelsgeſellſchaften. a) Bei partikulären H. G. find 
alle Beweismittel zuläffig. 488. — b) Die darüber aufge— 
nommenen Urkunden bedürfen der doppelten Ausferti— 
gung. ibid. 

Handelsgefege. In wie ferne diefelben analog anwendbar 
find auf das allgemeine Civilrecht. 91. 

Hochverrath. 219, und 233. a) Begriff deifelben. 229, — 
b) Er ift vollendet, wenn eine nahe Gefahr des Umfturzes 
der Saatsverfaffung herbeigeführt ward. 228. — c) Er wird 
auh an Mepräfentanten des Negenten begangen. 230. — 
d) Auch der Vorbereitete ift peinlidy zu betrafen. 229. 

Hoffnungskauf. Deſſen Natur, und Verſchiedenheit von 
der emtio de re sperata, von Werte und Spiel. 477, 


Indicienbeweis in Strafſachen. 345. 

Injurienſachen. a) Sie werden nicht nach dem Verfah— 
ren in Civilſachen und nicht öffentlich verhandelt. 254. — 
b) ſondern das Verfahren iſt daſſelbe wie in Strafſa— 


hen, 253. — c) das Verfahren in den durch die Preffe 
begangenen Snjurien ift auf reine Injurien nicht anzumwens 
den, 256. — d) Beitimmung des Verfahrens in reinen 
Snjurien. 259. — e) Ein dritter Rechtszug findet nur wes 
gen unbheilbaren Nichtigfeiten ftatt. 259. — f) Vollmacht 
der Staatsanwälte, bei Injurien gegen öffentliche Stels 
len. 80. — g) Der Kläger ift wie ein Denuntiant zu be 
traten. 257. — h) Injurien gegen eine ganze Klaffe von 
Perfonen, beredtigen audy die einzelnen zur Klage. 502. — 
i) Tadel gegen die Stellung einer Staatsanſtalt zu den 
Bürgern ift Feine Injurie. 503. — k) Die Ausdrüde find 
in der im Lande gewöhnlidyen Bedeutung zu nehmen. 503.—- 
I) Und in der am menigft beleidigenden. 505. — m) Ob bei 
Snjurienfahen der Recurd zur Gnade zuläfjig iſt. 256. 
©. Preüvergehen. 

Snfinuatienen. a) Cie können alle an die Anwälte ges 
heben. 243. — b) Die Urtheile müffen aub den Theilen 
infinuirt werden, um rechtskräftig zu werden. 248. — c) für 

- diefe Infinuationen haben die" Anwälte zu forgen. 250. — 
d) Nothwendigkeit eines Gewalthaberd zum Empfang der 
Snfinuationen für Ausländer. 250. — e) Diefen find 
aud) die Urtheile zu infinuiren. 250. 

Snftructionen, an die Beamte binden die Unterthanen 
nicht. 319, 

Snventarifation als Sörmlichkeit der Eheſcheidung auf 
wechfelfeitige Einwilligung. 

a) Sie wird durch einen bloßen Vergleich der Eheleute nicht 
erfegt. 128. — b) Und muß dem Verfahren vor— 
hergeben. 127. 

Irrthum, a) im Recht, begründet Feine Reftitution gegen 
rechtskräftige Erkenntniffe. 76. — b) über Facta tertü, er 
wird nicht verziehen, wenn er culpos iſt. 431. 

Jugend. Iſt kein rechtlicher Strafmilderungsgrund. 324, 


Kanzteifäffigkeit — des Fiscus. 108, 

Kauf. a) Der Immobilien iff ohne fehriftlihe Abfaffung gil: 
tig. 138. — b) Die Vorſchrift des Anh. ©. 92. a. — if 
auf ihm nicht anwendbar. 92. — c) Verſchiedenheit der 
emtio spei von der emtio de re sperata, 478, 
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Kauffbilling Eintragung der Kaufdurfunde in das 
Grundbuch erhält das Vorzugsrecht. 47. 

Kintesmord, a) Begriff und Strafe, deffelben. 436. — b) 
Strafmilderungsgründe. 437. 

Klagegrund. a) Ob Aufftellung eines generellen Rlagegrunds 
die Befugniß gebe, fpeciele Tharfahen nachzuſchicken ? 52. — 
b) Oder den Richter berechtige, fpecielle in den Akten liegende 
Momente feiner Entfheidung unterjulegen ? ibid. 

Kriegsfuhrfrohnden a) Sind keine Reallaften, fondern 
Ausfluß der Unterthanspfliht; 414. b) fie find vom Beſtän— 
der zu leiften. 416. 


Ladung. a) Oeffentliche Vorladung des unbekannten In— 
habers einer verlornen Urkunde findet nicht ſtatt, 18. ſondern 
nur öffentliche Warnung gegen den Erwerb. 19. 

Landrecht. a) Der Text der Brauerſchen Ueberſetzung iſt in 
den Gerichten einzig anwendbar. 456. — b) der franzöſiſche 
Text entſcheidet nichts. 457, 

Landfrohnden. Sie haften nicht als Reallaften auf den 
Grundſtücken, fondern find Unterthanenpflichten. 414. 

Leben. a) Unterfhied zwiſchen Erblehen und Mannle— 
ben. 179. — b) Deren Natur beftimmt fi aus dem Ver: 
häftniffe des Ober» und Mukeigenthümerd — aus dem 
Lehensvertrag. 180. — g, In reine Erblehen en alle 
Allodiaferben. 181. - 

Lihröffnungen, dürfen aur in eigener Mauer eingelegt 
werden; 466, — dicht in einer gemeinfchaftlichen. 467. 

Fitisdenunciarion, ift unzuläffig: a) wenn der Grund, 
weshalb ınan den Fıtisdenumciaten fpäter befangen will, in 
Feiner privatrechtlihen Verbindung mit dem anhängigen 
Rechtsſtreite fteht. 383. 385. — b) Ueber einen Gegenftand, 
der nicht richterlicher Cognition it. 383.,— c) Gegen den 
Richter früherer Inſtanz als folhen. 371. — d) Sie erfor: 
dert nicht, daß der Richter auch ın den Eünftigen Anſprüchen 
gegen den Litisdenunciaten competent fey. 384. — 

Litispendenz — findet in Anfehung der Militärgerichte 
nicht ftatt. 447. 


Majeſtätsverbrechen. Begriff und Strafe deſſelben. 224. 
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Mandatar. a) Er ftellt mit dem Mandanten eine Perfen 
vor. 276. — b) Er haftet (nah gem. R.) für culpa levis 
(levissima) 308. — S. Gewalthaber. 

Manifeftationseid. ©. Eid. 

Mannlehben. Heimgefallene M. 8. werden nicht einge: 
worfen. 260. — Rechtliche Verhältniſſe derfelben. 259. 

Medicinalreferent. a) Er ift nicht Mitglied des Col. 
legii. 240. — b) Es ift dem Ermeffen des Gerichts über: 
loffen, in melden Bällen es beffen Arbitrium einholen 
will. 236, = 

Milderungsgrund — der Strafe. — a) Als redtlicher 
Strafmilderungsgrund gilt nicht die Jugend des Verbrechers, 
der über 14 Jahr alt it. 326. — b) Ob als folder gelten 
fönnen:: Dummheit, ſchlechte Erziehung und Hülflojigkeit des 
Verbrechers. 436, — c) Verftandesfhwäche fegt die Strafe 
eines Verbrechens nicht herab, deſſen Strafbarkeit leicht ein. 
zufeben ift. 437. 

Militärgerichtsbarfeit, a) Sie ıft an die Gtandeseigen» 
[haft gefnüpft > beginnt und endet mit derfelben. 447. — 
b) Es findet feine Litispendenz in Anfehung derfelben 
ftatt. 420, 

Minderjährige. a) In Bezug auf deren Vermögen liegen 
dem Vater auch während des Beſtands der Ehe die Pflichten 
eines Vormunds ob. 43. — b) Sie haben ein Pfandrecht 

wegen des im Genuß des Waters befindlihen Vermögens. 
42. — c) Deren Befugniß im Ehevertrag zu ſchenken, und die, 
legtwillig zu verfügen, können cumulative ausgeübt werben. 461. 
S. Ehevertrag und Teftament. 

Minderung der Schenkungen wegen verlegtem Pflichttheil. 
S. Schenkung. 

Mord, a) verbunden mir Raub, verfhieden von Raub» 
mord. 320. — b) Verfchiedenheit ded Mords von einfacher 
Zödtung. 321. | u 

Mühlenordnung. Strettigkeiten über Zuläffigkeit von Aen» 
derungen des Müblenitands gehören zur polizeilihen Cogni— 
‚tion, bevor die rechtliche Befugniß verhandelt wird. 58. 

Mundtodt. a) Der im erftien Grade für mundtodt erflärte ift 
der ftaatöbürgerlihen Rechte nicht unfähig. 142. — b) Er 
ift Fein unfähiger Zeftamentszeuge. 141. 


Fi 
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Mundtodterflärumg a) volle — Sie erliſcht nur durch 
einen Richterfprud. 142, — b) halbe. — Eie ift ein bloß 
polizeiliber Befferungsverfuh. 139. — c) Deren Aufhebung 
Eann auch ftillfchweigend gefchehen. 142. 


Nachtrag — zu einer procefjualifhen Schrift ift, ſelbſt wenn 
er vorbehalten ward, unzuläffig. 20. 

Megatorienklage. Wenn der Veflagte im Vefige ift, liegt 
dem Kläger der Beweis der, Freiheit ob. 37. 

Nichtigkeit, a) eines Rechtsgeſchäfts. Cine feldhe ift nur 
anzunehmen, wo fie fpeciell gedroht ült. 137. — b) Des 
Verfahren ift nicht vorhanden, wenn der Gegentheil a 
beit harte, fih zu erklären. 175. 

Nichtigkeitsklage gegen proviforifhe Werfügungen —— 
unzuläfiig. 175. ne 

Nutznießung. a) Befreiung der Eltern von der Pflicht der 
Sicherheitsleiſtung. 45. — b) Es ift Eein Unterſchied in Be: 
zug auf den väterlidien Nießbrauch, ob die Ehe noch beftebe 
oder nicht. 48. — e) Störung im Genuß der Nugniefung 
eined Zehntrechts begründet eine Befigklage. 387. 


Vberappellation » — findet wegen eines unwahren in den 
Entfheidungs » Gründen angeführten Rechtsſatzes nicht 
ftatt. 366. 

Dbfignation. Sie befreiet für fi nicht ven der beidung des 
Offenbarungseides. 85. 

Oberhofgericht. Beſtimmung des zuſtändigen Richters 
durch daſſelbe in Competenzſtreitigkeiten. 121. 

Oeffentliches Recht. Ueber Verpflichtungen des Staats, 
die aus öffentlichem Rechte entſpringen, iſt der Richter nicht 
competent. 383. 

Offenbarungseid. S. Eid. 

Ordinationsſumme. a) Hiezu reicht bei den vor dem 1. 
Mai 1832. anhängig gewordenen Proceſſen die Reviſions— 
ſumme nicht bin. 4. — b) Getrennt eingeklagte Poſten kön— 


nen nicht zuſammengerechnet werden, 183. — c) Beim 
Sierbfall kommt nad $.1174, Nr.4, der Pr.»D. die Analogie 
der Gervituten in Anwendung. 12. — d) Die geforderten 


Zinfen Eönnen eingerechnet werden. 3, — e) Nicht aber die 
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rechtefräftig abgefprodhenen. ibid. — f) Procefikoften werden 
nicht eingeredhner. 7. — 8) Die DOrdinationsfumme wird 
aud) dann für vorhanden angefehen, wenn die Entfcheidung 
auf einen ganzen Gompler von Gütern Einfluß bat. 12, 


F 


Pachter. ©. Beſtänder. 

Patrimonial-Gerichtsbarkeit. Durch Uebernahme ber« 
ſelben trat der Staat als Rechtsnachfolger in die Verpflich— 
tungen der Grundherrn gegen deren Beamte. 285. 

Patronatrecht. Es begründet allein keine Kirchen- und 
Schulhausbau⸗Pflicht. 101. 

Pfandeintrag. S. Kaufſchilling. | 

Pfandrecht. Ein gefegliches Unterpfandsrecht fteht den min: 
derjährigen Kindern zu, deren Vermögen im elterlichen 
Nießbrauch ift, — felbft wenn die Ehe nody beftehe. 42. 

Pfleger — vermundfaaftlider. a) Ohne Verwaltung ift 
erblos vormundfchaftlicher Beiſtand. 184. — b) Verantwort« 
lichkeit eines ſolchen. ibid. 

Pflihecheil. a) Er darf niche verkürzt werden, - 200. — 
b) und ift vom ganzen Vermögen zu berechnen. 206. — 
ec) Durh Segen auf den Pflihtrheil wird die Vortheilsge⸗ 
rechtigkeit ausgeſchloſſen. 203. 

Plenum. a) Es kann in einzelnen Rechtsſachen nicht an die 
Stelle des Senates treten. 349. — b) In demfelben ift bei 
Meinungsverfbiedenheit der Senate über die Rechtsfragen 
im Allgemeinen zu beliberiren. 350, — c) Entfdeidung ber. 
Gompetenzftreitigkeiten. 124, 

Polizeidiener. Ihr untergeordnete Verhältniß macht fie 
nicht zu unfähigen Zeugen, wo ihr Vorgefegter Denunciant 
ift. 158. | 

Polizeiverordnungen. a) Verhältniß der poligeilihen Be— 
hörde zum Nichter- 356. — b) Ueber Gegenftände, worüber 
fie verfügen, muß erit die Poligeibehörde entſcheiden, bevor 
fie fid zum NRechtöwege eignen. 463, 

Praxis. a) Die den Gefegen widerftreitende it nicht zu bes 
achten. 107. — b) Sie dient zur Erläuterung zweifelhafter 
Öefege. 108, 

Preßvergeben. a) Das für diefe beſtimmte Werfahren- ift 
auf reine Injurien nicht anwendbar. 256. — b) Durch die 

‘ & 
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Cenfur verlieren Privatperfonen ihre Injurienklage nicht. 
305. — ©) Db dies aud) bei dffentlihen Stellen der Fall 
iſt. 506. 

Privilegien — ſind nicht ausdehnend zu erklären. 447. 

Proviſoriſche Verfügungen. Gegen dieſelben gibt es 
(nach altem Rechte) keine Nichtigkeitsklage. 175. 

Provokationsklage. a) ex.lege diffamari (nach altem Pr.: 
Recht) zuläffig. 94. — b) Es findet Eeine ftatt, wenn durch 
ordentlihe Nechtsmittel der Zwec auf gleiche Weife erreicht 
werden Fann. 95. 

Proceßfoften — find in die Orbinationsfumme nicht ein» 
jurechnen. — 7. 

Procefordnung. a) Sie trat am 1. Mai 1832, mit als 
len ihren Vorfchriften in Kraft. 4. — b) Einfluß derfelben 
auf den Gefchäftsgang der Obergerichte, 64. — c) Sie ift 
in Ebefcheidungsproceffen nicht anwendbar. 6. 

Purififation — eines Erkenntnifjes auf Eid, gefhieht von 
dem Gericht, ven dem, oder aus deffen Auftrag der Eid ab: 
genommen wird. 172, 


Quittung — über das Kapital ohne Worbehalt, wirkt die 
gefeßlihe Fiction der Zahlung der vertragsmäßigen Zinfen, 
und die gefegliche Vermuthung des Verzichtd auf die Verzugs— 
Zinfen. 145. J 


Raub. a) Thatbeſtand deſſelben. 322. — b) Verbunden mir 
Tödtung, verſchieden von Raubmord. 324, 

Recurs zur Gnade. Ob er in Injurienſachen zuläſſig 
iſt. 251. 

Rechnersuntreue — iſt a) verſchieden von Unterſchlagung. 117. 
b) Unter 50 fl. gehört fie zu den Polizeivergehen, und iſt von 
der Dienftpoligeibehörde zu rügen. 118. — ce) und beredtigt 
den Dienftherrn zur Dienftauffündigung. ibid. 

Rechtskraft. a) Damit fie eintrete, müffen die Erfennt« 
niffe den Partheien felbit infinuirt werden, 249, b) Sie 
tritt nur in Bezug auf die wirflid verhandelten Materialien 
ein. 310. — c) Gegen dennicht adhärirenden li wird 
das Urtheil rechtskräftig. 4. 

Rechtsnachfolger. Er iſt durch die Handlungen ſeiner 
Rechtsvorfahren N. 259, 
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Rechtsvandlung. a) Eine folhe liegt nicht in der Be: 
kanntmachung der Ceſſi on san den abgetretenen Schuldner. 
26. — b) Begriff derfelben. ibid. 

Negifter. Das Negifter der Pr.O. enticheidet nicht. 9. 

Regula Catoniana. Ob ſie auf Teſtamente Minderjähriger, 


die erſt nach erlangter Volljährigkeit ſterben, anmendbar iſt. 


Rentenvertrag. Er iſt auch ohne ſchriftliche Abfaßung 
gültig. 138. DR. 

Reparaturen. Unterfhied zwiſchen Haupt » und Nebenrepa- 
raturen. 104, 

Reſtitution. a) Gegen Verfiumniß-Erkenntnife. Die Bitte 
um Meftitutien reicht niht bin, es muß der verfäumte 
Vortrag binnen der Wiederherftellungs »Frift eingereicht were 
den. 19. — b) Gegen rechtskräftige Erkenntniſſe. Sie fin» 
det wegen Irrthum im Recht nicht ftatt. 76. — c). Sondern 
nur wegen thatſächlichen Werhättniffen. ibid. — d) Der 
Tod des Vorſtands eines Collegii ift Eein Reſtitutionsgrund 
gegen ein rechtsfräftiges Verſäumniß-Erkenntniß. 196. 

Reftitutiongeid. Er ift erft nach der Vernehmlaffung des 
Beklagten abzunehmen. 188, 


Reſtitutionsklage. Mothwendigkeit des Erbietens zum 


Reftirutionseid, und Specialvollmacht hiezu. 188. 

Revierförſter — find feine Staatsdiener. 115. 

Revifion. a) Findet nad der Pr.:D. nit mehr ftatt. 5. — 
b) Es fann bei den vor dem 1. Mai 1832, anhängig ge» 
wordenen Preceffen, in weiteren Inſtanzen die alte Nevis 
fiensfumme als Appellationsfumme nicht hinreichen. 4, — 
c) Superrevifion findet noch fkatt gegen ein, nad dem 1. 
Mai 1832, publicirtes, aber früher gefälltes, reformato- 
riſches Urtheil der 2. Inſtanz. 14. 

Richter. Zur Competenz deffelben gehört bloß das Riten, 
nicht die Beurtheilung der Zwecdmäßigfeit der Gefeße, 166, 

Ritterlehen. S. Mannlehen. 


Scätzung. Bei der Erbtheilungsklage muß ſie durch, von 
den Parteien gewählte, Sachverſtändige geſchehen. 204. 

Schenkung. a) Die Collationspflicht derſelben fällt im Falle 
des Erbverzichts weg. 457. — b) Die Anfechtungsklage der 
Gläubiger wegen Gefährde erfordert den Beweis ded Scha— 
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dens, und ber Hinterliftigkeit. 429. — c) Sie verjährt in 
1 Zahr. ibid. — d) Jede, den Pflichteheil verlegende, 
Schenkung unter Lebenden unterliegt der Minderungsklage, 
felbt wenn der Schenknehmer auf die Erbſchaft verzich- 
tet. 458. — e) Schenkungen unter Ehegatten im Ehevertrag, 
und Befhränfung derfelben. 147. — f) Solche können durd 
ein Teſtament nicht aufgehoben werden. ibid. — g) Schen— 
fung des gegenwärtigen und Fünftigen Vermögens; Wirkung 
derfelben. 428. | 

Schenknehmer. a) Er haftet als folder nicht für die Schul: 
den des Schenkers. 429, — b) Ausgenommen, wenn wegen 
Gefährde die Actio Pauliana angeftelt werden kann. 431. 

Schulden. Sie haften auf der Perfon des Schuldners, 
nicht auf dejfen Vermögen, Vorzugs- und Unterpfandsredhte 
ausgenommen. 428, 

Schuldurfunde, deren Beſitz gewährt noch kein Forderungs: 
recht. 17. 

Schulhausbaupflicht, liegt in der Negel der Gemeinde ob, 
wenn micht ein Urtheil, Geſtändniß oder Baufactum ein 
Anderes beftimmt. 99. 

Senate, a) Verhältniß derfelben zum Pleno. 350, — b) Bei 
Aburtheifung einzefner Rechtsfaͤlle Fann an ihre Stelle nicht 
das Plenum treten. 349, 

Servituten. a) Beſitzklage bei unftändigen Dienftbarkei- 
ten. 391. — b) Berechnung der Appellationsfumme,. 12. 
Sicherheitsleiftung. Die Eltern find von. diefer Pflicht 
des Nutznießers befreit. 44. 

Spielvertrag, Begriff und Unffagbarkeit derfelben. 472. 

Staatsanwalt. Deffen Vollmacht bei Injurien gegen öf— 
fentlihe Stellen. 81. 

Staatsdiener. a) Er ſteht mit dem Staate if einem 
Dienftvertrage. 283. — b) Hat daher das Recht auf das 
ungefchmälerte Verbleiben feines Dienfteinfommens, felbft 
wenn feine Gejchäfte verringert werden. 284. — c) Der 
Staat kann alle jene Dienftleiftungen verlangen, welde deffen 
Kenntniffen angemeffen find. ibid. 

Staatspapiere. Der Handel auf Coursdifferenz iſt nad 
Bad. Rechte Elagbar, und Feine Wette. 471. 

Staatsfhreiber. Wo das Gefeß deren 2 verlangt, ge: 
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nügt der Amtsreviſor mit ſeinem Theilungscommiſſair 
nicht. 313. und 315. 
S. Amtsreviſor und Theilungscommiſſair. 

Stammgut. a) Der jeweilige Stammherr iſt Eigenthümer 
und zu allen Eigenthumshandlungen befugt, fe weit ihn die 
Geſetze nicht befchränfen. 31. — b) Die Agnaten haben 
nur ein Succeſſionsrecht. ibid. | 

Sterbfall, ift ald ewige Laſt nach Analogie der Gerpituten 
zu beurtheilen. 11. — b) Berechnung der Apvellations- 
fumme. ibid. — c) Einfluß des Erfenntniffes über die 
Pflicht oder Nichtpfliht eines Guts, auf den Compfer ders 
artiger Güter. 12, 

Strafe. Die Grade der Unternehmung eined Verbrechens, 
haben nur Einfluß auf das Strafmaaf, nicht auf die 
Strafgattung, 229. , 

Strafmilderungsgrund — ©. Milderungsgrund. 

Streitgenoffen. a) Die Einrede mehrerer. Streitgenoffen 
findet nach neuerem Proceßrecht nicht mehr ftatt. 30. — 
b) Nah altem Pr.-R. ift fie auf untheilbare Sachen be: 
ſchränkt. 31. — c) Sie it bei Stammgütern, wegen Be: 
theiligung der Agnaten, nicht ftatthaft. 32. 

Streitverfündigung. — ©. Litisdenunciation. 

Stückvermächtniß. Wenn ed den Pflichtrheil verlegt, iſt 
ed nicht zu verfteigern, fondern gerichtlich abzufhagen. 203. 

Subftitut. Nicht in loco mohnende Obergerichtsadvoka— 
ten bedürfen eines folhen zu Einreihung ar Schriften 
nicht. 246, 


Tarerdnung. Sie ift durd bie Proceforbnung nicht auf: 

. gehoben. 443, 

Zeftament. a) Der Minderjährigen. Ob die Mängel gegen 
den Art. 904. durch nachfolgende Volljährigkeit geheilt wer. 
den. 463. b) Die Befugniß der Minderjährigen zu ſchenken 
im@hevertrag, und u teftiren, wird cumulative ausgeübt. 462.— 
c) Der Mangel der Erwähnung, daß das öffentliche Zefta- 
ment vom taatsfchreiber niedergefchrieben fey, macht es 
nichtig. 453. 270. — d) Blödfinnige Eönnen nicht teftiren.270,— 
e) Nichtigkeit wegen Gefährde und Zwang. 270. — N) Das 
Beirufen des Staatsfchreibers zur Fertigung eines öffentlichen 
Zeftaments ift nicht vorgefchrieben, 273. — g) Unitas actus 
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ift ‚fein Erfordernig eines öffentlichen Teſtaments. 275. — 
h) Die Einfegung des Amtsrevifors "macht das vom Theis 
fungscommiffär verfaßte Zeftament nicht ungültig. 273. 

Zeftamentserbe. Die Braut des Staatsfhreibers ift nicht 
unfähig. 272. | 

“Zeftamentszjeuge. a). Cie werben nit bloß solennitatis 

.  gratia sugezogen. 277. — b) Lie find, zum Beweiſe ber 
Nichtigkeit eines Teftaments, unglaubhaft , wenn fle das 
Begentheil von dem bezeugen follen, was fie beurfundet 
haben. 274. — c) Aber zuläffig, wenn fie nicht zu ihrem 
Schaden auéſagen fellen. 453. — d) Ein Vormund ift Fein 
unfähiger Teftamentszeuge ; 50. — €) wohl aber der Groß: 
Onkel. 51. — f) Ein mundtode Erklärter im erften Grade 

iſt fähig. 141. — ) Nicht aber ein Theilungscommiffär, 
wenn der Amtsrevifor das Teſtament aufnahm. 314. — 
h). Ein Amtsrevifor gilt, wenn er bei öffentlichen Teftamenten 
als Zeuge auftritt, nur für einen Zeugen. 312, 

Theilungscommäffär. a) Ob er felbfiftändiger Staats: 
fchreiber ift. 315. — b) Er ift mit dem Amtsrevijer nicht 
ald una persona zu betrachten. 274. — c) Außer wenn beide 
bei demſelben Gefhäfte concurriren, 312. 316, — d) Die 
Aufnahme eines Teftaments durch denfelben im eigenen Na— 

‚ men macht ed nicht ungültig. 311. — e) Er ift ein unfähi— 
ger Zeuge bei dem vom Amtsrevifor aufgenommenen Teſta— 
mente. 314, 

Thatfahen a) Neue Tharfahen und Beweiſe müſſen in 
Appellatorio in den betreffenden Scriftfägen vorgetragen 
werden, 71. — b) Der Appellat kann es jedeh neh in 
der mündlihen Verhandlung thun. 367. 

Zrunfenheit. a) Wann ift fie ein Ungüftigkeitdgrund eines 
Vertrags? 210. — b) Ob fie in Straffagen imputationds 
unfähig madye ? 345. 

Zumult, Begriff diefes Verbrechens. 153. 


Unfähigkeit — des Nichterd wegen Berheiligung. 123. 

Unitas actus, — ift fein Erforderniß eines 
Zeftaments. 275. 278. 

 Unterpfandsredt. ©. Pfandredt. 

Urkunde a) öffentliche. Wer die Falſchheit einer öffent: 


“ 


lihen Urkunde behauptet, muß den Beweis führen. 269. — 
b) Eine in der Form angefechtene Öffentliche Urkunde iſt nicht 
vollbeweifend. 270. — c). Vom Bürgermeister ausgefer: 
tigte Urkunden gelten "nicht für öffentliche. 138, 370. —. 
d) Privaturkunde. Der Mangel der doppelten Ausfertigung 
macht fie nichtig. 365..— e)-Diefer Mangel wird nicht durch 
Depoſition der Urkunde bei einem Dritten gehoben. 487. 

) Ebenſo wenig durch Anerkennung derſelben. 488. — 
g) Jedoch können ſolche Urkunden einen Anfang des ſchrift— 
lichen Beweiſes abgeben. 486. — h) Die doppelte Ausferti— 
gung it nöthig, feibft wenn die Contrahenten denfelben Zweck 
beim Gefhäft haben. 487. — i) Go wie bei partifulären 
Handelsgefelfhaften. 488. — k) Durch Nichtigkeit der Ur— 
Funde wird jedech nicht aud) das Geſchaͤft nichtigt 137. — 
I) Ein Referens sine Relato beweist nichts 286.  n) Der 
Beſitz einer Schuldurkunde gibt für ſich * kein Sgederunge» 
Recht. 17. und 402, 

Urtbeile — müffen jur Belhreifung der Rechtsleaft den 
Partheien ſelbſt inſi nuirt werden. 248. 


Verfahren. a) Menn fchriftlihes Verfahren nachgeſucht 
wird, muß die Genehmigung der Gegenpartei vorgelegt wer: 
den. 72. — b) Nothmwendigfeit einer Specialvellmadt. ibid. 
c) Ob died WVerfahren nachtheilig für den Gefhäftsgang 

iſt. 355. — d) Verlegungen von Vorſchriften des Verfah— 
rens haben Eeinen Einfluß, wenn der Vefchwerdeführer Feinen 
Nachtheil erweifet. 91. — e) VBergleihung des frühern 
Procefiverfahrens mit dem neuen, und ob der Gefdjäftsgang 
durch das leßtere gewonnen habe? 69. 

Vergiftung — einer Haushaltung. 59. 

Vergleid. a) Iſt Fein Schriftvertrag. 136. — b) Und auh 
ohne fchriftlihe Abfaffung giltig. 134. — c) Die darüber 
aufgenommenen Urkunden bedürfen der doppelten Ausferti« 
gung. 377. — d) Der Beweis kann durchaus nicht durch 
Zeugen geführt werden, wohl aber durch Eideszufchiebung 135.— 
e) Ein in allgemeinen Ausdrüden abgefaßter Vergleich ift 
bindend in Bezug auf alle darin begriffenen Gegenftände. 
176. — f) Begriff eines allgemeinen Vergleichs. 175. — 
g) Vergleich, der. Ehegatten, ohne vorhergehende Inventarifas 
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tion reiht als Förmlichkeit der freiwilligen Eheſcheidung nicht 
bin. 128,5 

Verjährung. a) Die Eurge Verjährung der Wandelklage 
ift auf die Entfhädigungsflage wegen heimlicher Mängel 
nicht ausjudehnen. 92. — b) Die Verjährung der Actio 
Pauliana fänft, aud wenn der benadhtheiligte Gläubiger die 
Veräußerung nicht Fannte. 431. — c) Die unvordenklice 
Verjährung begründet bei unftändigen Dienftbarfeiten Feine 
Befigflage. 390. — d) Die Einrede der Verjahrung muß 
in facto gehörig begründet werden. 93. 

Merlierende. Präafumption für denfelben in zweifelhaften 
Fällen 210, 

Vermißt. Wer als folher zu betrachten fey ? 34. 

Verordnungen, — wenn fie nicht pubficirt find, binden 
die Unterthanen nicht, felbſt wenn ſie ſonſt Kenntniß davon 
haben.’ 322. 

Verpächter. — ©. Beltandgeber. 

Verfhellenheitserflärung. Einer folhen bedarf es nicht, 
um Vermißte von einer ihnen angefallenen Erbſchaft auszu— 

"fließen. 35, 

Verſehen. a) Außer einem Contractdverhäftniß haftet je: 
der für jede Culpa; (nah gem. R.) 307. — b) Ebenfo bei 
einer obligatio faciendi; — c) und wenn fih Jemand zu 

einem Geſchäfte aufdrang. 308. 

Verſtandesſchwäche. Ob ſolche ein Strafmilderungsgrund 
ift ? 437. j 

Verſteigerung eines Erbſchaftsgrund-Stücks findet nicht ftatt, 
wenn ein Erbe einen fpeciellen Rechtstitel darauf har. 202. 

Vertagung. Db das erfte Geſuch einer Vertagung nicht ab» 
geſchlagen werben kann? 66, j | 

Verträge a) Begründen Rechtsverhältniſſe nur unter den 
Theilen. 284. — b) Und deren Rechtsvertreter. 286. — 
“c) Ob fie nad den Geſetzen ded Orts des au ju be: 
urtheilen find? 470. 

- Verwendungen bewirken als folhe für fi nicht die Pflicht 
des Ruͤckerſatzes. 378, 

Verwundung. a) Thatbeitand derfelben. 344. — b) Solche 
ift auch ohne Mothmwendigkeit ärztlicher Hilfe anzunehmen, 
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wenn eine befondere Verlegung ſchuidige⸗ Ehrfurcht dabei 
unterlief. 345. 

Verzicht. a) Auf eine nicht angefallene Erbſchaft if ungül: 
tig. 186. — b) Auf eine angefallene Erbſchaft kann er güfs 
tig auch vor dem Amtsreviforat gefchehen. 186. — c) Ver 
zicht auf die Gütergemeinfhaft befreit bei der Errungen« 
fhaftsgemeinfchaft die Frau nicht von der a. der 
Hälfte der Ehefchulden. 297. 

Verzugszinfen. — ©. Zinfen. 

Vollmacht. a) Sie muß entweder den Gubftituten angeben, 
oder Befugniß zur Subftitution ertheilen. 73. b) Mangel 
berfelben macht ein obfiegliches Urtheil nicht nichtig. 173. — 
ce) Vollmacht des Staatsanwaltd bei Injurienflagen öffent- 
licher Stellen. 80. — d) Specialvollmacht zur Nahfuhung 
des ſchriftlichen Verfahrens, 72. — e) Speciafvollmaht zur 
Eidesdelation, kann in 3ter Inſtanz nicht nachgetragen 
werden. 88. 

Morbereitungen zum Verbrechen. 229. 

Vormund a) Auch die Eltern haben die Merbindlichfeit 
eines foldhen in Bezug auf das in ihrem: Nießbrauch befind- 
liche Vermögen ihrer minderjährigen Kinder. 42. — b) Er 
ift fein unfähiger Teftamentszeuge. 50. 

S. Gegenvormund,. , 

Vormundſchaft. Die gefetzliche Vormundſchaft der Muster 
wird nicht ſtillſchweigend abgelehnt. 193. 

Vortheilsgerechtigkeit, kann nicht angeſprochen werden 
gegen die auf den Pflichttheil geſetzten Kinder. 204. 

Vorzugsrechte. Die des L. R. S. 2101. — 2103. gehen 
ſelbſt den ältern Unterpfandsgläubigern vor. 44. — 47. 


Waagrenfälſchung. — ©. Fälſchung. 

Wandelklage. Kurze Verjährung derfelben. 92. 

Waffer. Der Richter muß die auf fließende Waffer bezüglichen 
Polizeivorfhriften beobadten. 359. 

Wette. a) Zum Begriff derfelben gehört ein feftbeftimmter 
Zhatumftand, und eine feftbeftimmte Summe bes Gewinns 
oder Berluftes, 476. — b) Cie ift nicht klagbar. 475. — 
c) Verſchiedenheit derfelben vom Differenzienfauf. 476. 
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Wettſchlagung. — S. Compenſation. 
Widerſetzlichkeit. Begriff dieſes Verbrechens. Es wird 
nicht in öffentlicherzuſammenrottu ng begangen. 153. 


Baus Aufrechnung derſelben. 145. 

Zehntrecht. Störung in der Nutznießung deſſelben begrün— 
der eine Beſitzklage. 387. 

Zeugen, a) find unglaubhaf®, wenn fie an dem Ausgange 
des Proceffes berheiligt find. 272, — b) Ueber Beweisartikel, 
worüber in früherer Inſtanz bereits Zeugen abgehört wurden, 
können noch meitere Zeugen vernommen werden. 77. — 
c) Die Ausfage ded Vaters gegen den inculpirten Cohn 
begründet einen halben Beweis. 345. — d) Zellgarbiften 
find in Defraudationsſachen verdächtige Zeugen; 58. — 
e) Nicht aber Förfter und Sorftbediente als Anzeiger derForſtfrevel 
und Wildereien. 56. — f) So wie aud Polizeidiener als 
Denuncianten. 158. — ©. Zeftamentszeuge. 

Zeugenbeweis iſt unzuläſſig, wenn die Zeugen zu ihrer ei» 
genen Schande ausfagen follen. 453. 

 Binfen a) Können, durd) eine befondere "Klage gefordert 
werden. 143, — b) Unbedingte Quittung über.das Kapital. 
wirkt die Fiction, daß die vertragsmäßigen Zirffen bezahlt 
feyen. 144. c) Und bie gefegliche Wermuthung, daß auf die 
Verzugszinfen verzichter fey. 145. — d) Gebetene Zinfen, 
worauf nicht erkannt ift, gelten für abgefproden. 4. — 
e) Die Zinfen werden in die Appellationsfumme eingerech« 
net. 3. — f) Wenn fie nicht rechtskräftig abgeſprochen 
find. — g) Berzugszinfen entftehen durch das Gegen in 
den Verzug. 144. 287. — h) Wer fie verlangt, muß be— 
weifen, daß er fie zu rechter Zeit (nicht nah Abzahlung des 
Kapitals) verlangt habe. 146. 

Zollgardiften find wegen ihrer Betheiligung in Defrauda: 
tionsfachen für verdächtige Zeugen anjufehen. 58. 

Zweideutigfeiten find nah dem im Lande üblichen 
Sprachgebrauch zu interpretiren. 485. 
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